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Satzung des Regionalverbandes Hochrhein-Bodensee
uber die Feststellung des Regionalplans
Hochrhein-Bodensee

vom 18. Dezember 1995

Die Verbandsversammlung hat am 18. Dezember 1995 aufgrund von § 9 Abs. 6 des
Landesplanungsgesetzes (LplG) in der Fassung vom 8. April 1992 (GBI.S.229), zuletzt
geandert durch Artikel2 des Gesetzes uber die Starkung der Zusammenarbeit in der Region
Stuttgart vom 7.2.1994 (GBI.S.92) folgende Satzung beschlossen:

§1

Der Regionalplan Hochrhein-Bodensee - bestehend aus Text- und Kartenteil (Anlage zu dieser
Satzung) - wird festgestellt.

§2
(1) Diese Satzung tritt mit Ablauf der dffentlichen Auslegung in Kraft. Die Grundsatze und Ziele
des genehmigten Regionalplans Hochrhein-Bodensee werden damit verbindlich (§ 10 Abs. 1
Satz 1, Abs. 2, Satz 1 bis 4 LplG).

(2) Gleichzeitig tritt die Satzung uber die Feststellung des Regionalplans vom 6. Juli 1979
auBerKraft.

(3) Die Satzung uber die Feststellung des Teilregionalplanes Bodenseeufer vom 13. Februar
1984 bleibt in Kraft.

Waldshut-Tiengen, den 18.12.1995

i Lol Ut

Dr. Bernhard Wutz
Verbandsvorsitzender



Genehmigung des Regionalplans fur die Region
Hochrhein-Bodensee

vom 18. Dezember 1995

durch das Wirtschaftsministerium Baden-Wurttemberg vom 21. November 1996 - AZ.:

7-2423-33/3

l.Verbindlicherklarung

1.

— ek

e e Y

Der von der Verbandsversammlung am 18. Dezember 1995 als Satzung beschlossene
Regionalplan fur die Region Hochrhein-Bodensee wird gem. §10 Abs. 1 des
Landesplanungsgesetzes (LplG) in der Fassung vom 8. April 1992 (GBI. S. 229) mit Aus-
nahme der in Nr. Il. aufgefuhrten Ziele und Grundsatze fur verbindlich erklart.

Die VerbindlicherklarungumfaBt die mit ,Z“ gekennzeichneten Ziele und die mit ,G*
gekennzeichneten Grundsatze im Textteil, die zugehorigen zeichnerischen Darstellungenin
der Raumnutzungskarte sowie in der Strukturkarte in Verbindung mit deren Legenden.

Ander Verbindlichkeit nehmen nicht teil die mit ,V* gekennzeichneten Vorschlage und die mit
-,N“ gekennzeichneten nachrichtlichenUbernahmen im Textteil, in der Raumnutzungskarte
und in der Strukturkarte sowie die Begrundung einschlieBlich zugehoriger Tabellen.

. Die Ziele ,Z“ sind von den Behorden des Bundes und des Landes, den Kreisen, den

Nachbarschaftsverbanden, den Verwaltungsgemeinschaften, den Gemeinden und den
sonstigen in § 4 Abs. 5 des Raumordnungsgesetzes (ROG) in der Fassung vom 28. April
1993 (BGBI. | S. 630) genannten offentlichen Planungstragern bei raumbedeutsamen
Planungen und MaBnahmen zu beachten; die Grundsatze ,G“ sind von den obffentlichen
Planungstragernim Rahmen des ihnen zustehenden Ermessens bei raumbedeutsamen
Planungen und MaBnahmen gegeneinander und untereinander abzuwagen (§ 10 Abs. 1
Satz 2 i.V. mit § 6 Abs. 3 LplG). Mit den nichtverbindlichen regionalplanerischen
Vorschlagen ,V“ sollen sich die dffentlichen Planungstragerbei ihren Planungen und MaB-
nahmen auseinandersetzen (§ 17 Abs. 2 LpIG).

. Die Verbindlichkeitdes Regionalplans Hochrhein-Bodensee tritt mit Ablauf der bdffentlichen

Auslegungein.

Ausnahmen von der Verbindlichkeit

. Vonder Verbindlichkeitausgenommen werden die nachstehenden Ziele und Grundsatze im

Textteil, in der Raumnutzungskarte und in der Strukturkarte:

A In Plansatz 2.1.3 die Ausweisung von Laufenburg/Murg/Albbruck als Unterzentrum,

.2 in Plansatz 2.1.4 die Ausweisung von Ohningen, SteiBlingen und Hohentengen als
Kleinzentren,

3 in Plansatz 3.2.2 der 2. Absatz sowie der Klammerzusatz im 4. Absatz,

4 in Plansatz 3.2.3 der 2. Absatz,

5 Plansatz 4.1.5.1, soweit mit Randbezeichnung ,,G“ versehen,

.6 Plansatz 4.2.1, soweit mit Randbezeichnung ,Z“ versehen,

7 Plansatz 4.2.5, 1. Absatz,

.8 Plansatz 4.2.5.2, 1. Absatz.

Nebenbestimmungen

Die von der Verbindlichkeitausgenommenen Ziele und Grundsatze sind vor der dffentlichen
Bekanntmachung durch Kursivdruck mit erlauternder FuBnote im Textteil, in Tabellenund in den
Legenden der Raumnutzungskarte und der Strukturkarte deutlich als nichtverbindlich zu
kennzeichnen.



IV. Hinweise

Wegen fehlender Grundlagen war die Ausweisung von Bereichen zur Sicherung von
Rohstoffvorkommen (Sicherungsbereichen) in diesem Regionalplan nicht moglich. Sobald von
seiten des Geologischen Landesamts die notwendigen Unterlagen vorgelegt werden, sollte die
bereits eingeleitete Teilfortschreibung des Regionalplans fortgefuhrt werden.

Das Ministerium Landlicher Raum regt an, bei einer Fortschreibung des Regionalplans
schutzbedurftige Bereiche fur die Landwirtschaft auszuweisen.

V. Begrundung

Die Ausnahmen von der Verbindlicherklarung werden wie folgt begrundet:

Zui.i:

Zu1i.2:

Zu1.3:

Zu1i.4:

Zu 1.5:;

Plansatz 2.1.3 (Unterzentren)

Beim Unterzentrum Laufenburg/Murg/Albbruck fehlt die notwendige raumliche
Integration und damit die wichtigste Voraussetzung fur die Funktionsfahigkeit eines
Mehrfachzentrums. Zudem wurde damit die bisher unstrittige Abgrenzung der
Mittelbereiche Waldshut-Tiengen und Bad Sackingen in Frage gestellt.

Plansatz 2.1.4 (Kleinzentren)

Die Gemeinden Ohningen, SteiBlingen und Hohentengen verfugen jeweils nicht uber
einentragfahigen Verflechtungsbereich. Ohningen und Hohentengen liegen trotz ihrer
Grenzlage in zumutbarer Entfernung zu den Kleinzentren Gaienhofen bzw.

Kussaberg-Rheinheim; SteiBlingen liegt gunstig zu den Mittelzentren Singen und
Radolfzell.

Damit sind bei keiner der Gemeinden die Voraussetzungen fur eine
Ausnahmeregelunggegeben.

Plansatz 3.2.2

Das Ministerium Landlicher Raum sieht durch die vorgenommene Anderung der
Randbezeichnung eine Festschreibung des derzeitigen Zustandes, die sinnvolle
Neustrukturierungenderlandwirtschaftlichen Flachenverhindernkdnnte.

Plansatz 3.2.3
Der Planinhalt ist bereits in Plansatz 3.2.2 geregelt, eine Doppelregelung widerspricht
dem GebotderNormenklarheit.

Plansatz 4.1.5.1 (Flughafen fur die Region)
Die Plansatze enthalten unzulassige Handlungsverpflichtungen, auBerdem ist beim
ersten Absatz der Adressat unklar.

Plansatz 4.2.1 (Energiepolitische Zielsetzung)
Die Plansatze uberschreiten die Regelungskompetenz des Regionalverbands.

Plansatz 4.2.5 (Erneuerbare Energien)
Die Planaussage ist nicht hinreichend bestimmt; zudem ist der Adressat unklar.

Plansatz 4.2.5.2 (Solarenergienutzung)
Der Plansatz Uberschreitet die Regelungskompetenz des Regionalverbands, er
enthélt eine unzulassige Handlungsverpflichtung.

Stuttgart, den 21. November 1996

Dr. Walter Doring, MdL






Vorwort

Der Regionalverband Hochrhein-Bodensee legt hiermit den von der Verbandsversammlung am
18. Dezember 1995 beschlossenen und von der Obersten Landesplanungsbehbrde am 21.
November 1996 genehmigten Regionalplan 2000 vor.

Auch dieser zweite Regionalplan wird von einem breiten Konsens aller gestaltenden Krafte in
der Region getragen. Durch eine intensive, vom Landesplanungsgesetz vorgeschriebene
Beteiligung konnten alle 99 Gemeinden, die drei Landkreise Konstanz, Lorrach und Waldshut
und alle 6ffentlichen Planungstragerbei der Aufstellung dieses Planes mitwirken. Der Entwurf
des Regionalplanes wurde auch allen nach § 29 Bundesnaturschutzgesetz anerkannten
Verbanden zugestellt. Ihre Stellungnahmenmit rd. 3.500 Anregungen und Bedenken wurden
eingehend beraten. Fachbehorden und Fachverbande haben durch ihre Beitrage an der
Aufstellung dieses Regionalplanes mitgewirkt. Wertvolle Erganzungen erfuhr der Regionalplan
durch die Stellungnahmen der sieben benachbarten schweizerischen Grenzkantone, des
Bundesamtes fur Raumplanung, Bern, der Prafekten der Région Alsace und des Départements
Haut-Rhin zum Planentwurf. Grenzuberschreitende Gesichtspunkte konnten so mit den
Nachbarn fruhzeitig abgestimmtwerden.

In der Vorphase zum Regionalplan gab die Verbandsversammlung eine Reihe von Gutachten
und Analysen als Beurteilungs- und Abwagungsmaterial in Auftrag, die dankenswerterweise
von der EU mitfinanziert wurden:

* ,Regionale Energie- und Umweltanalyse fur die Region Hochrhein-Bodensee® durch die
Universitat Stuttgart

* ,Untersuchung der Ausbreitung von Luftschadstoffen in der Region Hochrhein-Bodensee*
durchdie Universitat Karlsruhe

» Ermittlung der Wasserkraftpotentiale in der Region Hochrhein-Bodensee“ durch die
Universitat Stuttgart

» ,Mbglichkeitender hydrogeothermischen Energienutzung aus hydrogeologischer Sicht in der
Region Hochrhein-Bodensee” durch das Geologische Landesamt Baden-Wiurttemberg.

Die ersten Kapitel zum Landschaftsrahmenplan konnten in den neuen Regionalplan einflieBen.
Gleichzeitig wurde die Erstellung des Regionalplanes 2000 durch Gutachter land-
schaftsplanerisch begleitet.

PlanungsausschuB3 und Verbandsversammlung haben sich ihre Entscheidungen bis zur
endgultigen Verabschiedung des Planes nicht leicht gemacht. Sie hatten von vornherein das
Bestreben, eine moglichst breite Zustimmung zu den Zielsetzungen durch die Krafte zu
erreichen, die an den zukunftigen Entwicklungen in der Region maBgeblich mitarbeiten.

Der Regionalverband hat die Chance, Regionalplanung kommunal zu gestalten, mit der
Aufstellung dieses Regionalplanes genutzt. Die vom Landesentwicklungsplan vorgegebenen
Grundsatze und Ziele wurden mit den Planungen der Gemeinden und anderer offentlicher
Planungstragerkoordiniert.So konkretisiertdieser Plan den raumordnerischenGrundsatz der
Konzentration und der Funktionsteilung durch die Ausweisung zentraler Orte, von
Schwerpunkten der Siedlungsentwicklung und der gewerblichen Entwicklung, ohne den
Spielraum der Entwicklung der Gemeinden Uber das notwendige MaB hinaus einzuschranken.
Regionale Grunzasuren, Grunzige und die schutzbedurftigen Bereiche fur Naturschutz und
Landschaftspflege sowie fur die Wasserwirtschaft setzen deutliche Zeichen fur den Schutz der
Landschaft und der Umwelt, der gerade in unserer Region ganz besondere Bedeutung hat.
Aber auch zum notwendigen Ausbau der technischen Infrastrukturin unserer Region und zur
Sicherstellung der Versorgung mit oberflachennahen mineralischen Rohstoffen werden klare
Aussagenformuliert.



DaB die Landesregierung und die obersten Landesbehodrden ihre Interessen ausreichend
berucksichtigt sahen, wird dadurch deutlich, daB nur sehr wenige Grundsatze und Ziele des
Regionalplanes von der Verbindlichkeit ausgenommen wurden. Die Aufstellung des
Regionalplanes bedeutet keinen AbschluB3; der Regionalplan darf nicht Papier bleiben; er muB
nun umgesetzt werden. Dieser Regionalplan wird immer wieder der sich wandelnden
Wirklichkeitin der Region gegenuibergestellt werden mussen. Der Vollzug des Regionalplanes
kann daher nicht nach starren Satzen erfolgen, sondern er muf3 flexibel bleiben, um den
tatsachlichen Gegebenheiten immer wieder entsprechen zu konnen.

Der Regionalplan 2000 bedarf noch der weiteren Erganzung: Im Landschaftsrahmenplan
Hochrhein-Bodensee, der nach dem Baukastenprinzip erstellt wird, sollen die Zielsetzungen
zum Schutz der Landschaft und der Umwelt, insbesondere fur die stark belasteten Teile der
Region weiter konkretisiertwerden. Fur den raumplanerischen Schutz und die Sicherung der
oberflachennahen mineralischen Rohstoffe in der Region hat die Verbandsversammlung die
Aufstellung eines eigenen Teilregionalplanes beschlossen, dem als Vorgabe des Landes die
Prognostische Rohstoffkarte des Geologischen Landesamtes zugrunde liegen wird.

Waldshut-Tiengen, Februar 1998

gLl Ul T-;, Moo L

Verbandsvorsitzender Verbandsdirektor
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Regionalplan 2000 - Vorbemerkung

Vorbemerkung

Gesetzliche Grundlage dieses Regionalplanes ist der § 9 Landesplanungsgesetz Baden-
Wiarttemberg in der Fassung vom 08.04.1992 (Gesetzblatt Seite 229).

Form und Inhalt dieses Regionalplanes richten sich nach den Vorschriften des § 8
Landesplanungsgesetz, der Anordnung des Innenministeriums Uber die Aufstellung von
Regionalplanen vom 27. Juni 1986, AZ. VIl 6900/152.

Landesplanerische Vorgabe fur den Regionalplan sind der Landesentwicklungsplan in der
Fassung vom 12. Dezember 1983, die Grundsatze der Raumordnung nach § 2 des
Raumordnungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. Juli 1991 (BGBI. |
Seite 1726, ber. Seite 1883) sowie die Entwicklungsplane des Landes. Diese vorgegebenen
Zielsetzungen und Grundsatze der Raumordnungund der Landesplanung werden in diesem
Regionalplan konkretisiert sowie raumlich und sachlich ausgeformt und durch regionale
Zielsetzungen erganzt.

Planungsgebiet dieses Regionalplanes ist die in § 22 (1) Ziffer 9 Landesplanungsgesetz
abgegrenzte Region Hochrhein-Bodensee mit den Gebieten der Landkreise Konstanz, Lérrach
und Waldshut.

Dieser Regionalplan ist auf einen Planungszeitraum bis zum Jahre 2005 ausgerichtet. Die
Notwendigkeit zur Fortschreibung des Regionalplanes wird sich aus der raumlichenDynamik,
der Weiterentwicklung raumlicher Vorstellungen und aus den Ergebnissen der
Landschaftsrahmenplanungergeben.

Zur Thematik ,,Golfplatze” wird auf die ,Regionalplanerischen Grundsatze zur Beurteilung von
Golfplatzen® hingewiesen; sie werden jedoch nicht in den Regionalplan Ubernommen.

Da fur die Region noch kein Landschaftsrahmenplan vorliegt, wurde fur den vorliegenden
Regionalplan eine Vorstufe zur Landschaftsrahmenplanungdurchgefuhrt. Die Erarbeitung des
Planes erfolgte vor dem Hintergrund einer dkologischen Begleitung durch externe Gutachter.

Der Regionalplan 2000 tritt an die Stelle des verbindlichen Regionalplanes Hochrhein-
Bodensee, genehmigt am 10. Oktober 1980.

Der Regionalplan 2000 ist eine vollstandige Neufassung, so dal3 Verweisungen auf den am
10. Oktober 1980 genehmigten Regionalplan des Regionalverbandes Hochrhein-Bodensee
entfallen.

Erlauterungder Abkurzungen bei den Plansatzen (Anordnung des Innenministeriumsuber die
Aufstellung von Regionalplanen vom 27.06.1986, GABI. 1986, S. 646ff):

Z Ziele sind Aussagen, die sachlich und raumlichbestimmt oder bestimmbar sind. Sie sind
aufeinander abgestimmt und durfen sich in ihren Festlegungen nicht widersprechen. Nach
Verbindlicherklarungdes Regionalplanes sind die Ziele von den 0ffentlichen Planungstra-
gern bei allen raumbedeutsamen Planungen und MaBnahmen zu beachten.

G Grundsatze sind allgemeine Entwicklungs- und Ordnungsprinzipien oder fachliche Ge-
sichtspunkte. Sie mussen regionalbedeutsam sein. Nach Verbindlicherklarungdes Regio-
nalplanes sind die Grundsatze von den bdffentlichen Planungstragernim Rahmen des ihnen
zustehenden Ermessens bei ihren Planungen und MaBnahmen gegeneinander und unter-
einander abzuwagen.

V Vorschlage erganzen die Ziele und Grundsatze. Sie werden nicht verbindlich. Die offentli-
chen Planungstragersollen sich bei ihren Planungen und MaBnahmen mit den regionalpla-
nerischen Vorschlagen auseinandersetzen. Die Planungstragerdes Landes sind nach den
.Beteiligungsgrundsatzen® vom 27. September 1979 dazu verpflichtet.
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Regionalplan 2000 - Vorbemerkung

N Nachrichtliche Ubernahmen sind verbindliche Festlegungen oder hinreichend konkreti-
sierte Planungen anderer Planungstrager, die der Regionalverband darstellen kann, soweit
es fur die raumliche Ordnung und Entwicklung der Region erforderlichist. Nachrichtlichuber-
nommene Planungen werden im Regionalplan nicht zu Zielen oder Grundsatzen.

Ziele, Grundsatze sowie Vorschlage und nachrichtlicheUbernahmen sind im Regionalplan als
solchegekennzeichnet.

16



Regionalplan 2000 - Grundsatze fur die raumliche Ordnung und Entwicklung der Region

1.0

1.1

111

Begriundung

Grundsatze fur die raumliche Ordnung und Entwicklung der
Region

Grundsatze fur die gesamte Region

Allgemeines Entwicklungsleitbild

Die Entwicklung in der Region ist integrierter Bestandteil der
globalen, internationalen und nationalen Entwicklung.

Eine vorsorgliche Politik muB daher auch auf der regionalen Ebene auf
drei Hauptziele ausgerichtet sein:

* Existenzsicherung im Sinne der Befriedigung der Grundbedurfnisse
der Bevolkerung, insbesondere durch die Schaffung struktureller
Voraussetzungen, die bestehende Arbeitsplatze erhalten, die
Schaffung neuer Arbeitsplatze unterstutzen und den notwendigen
Wohnbedarf decken,

* Umweltfreundlichkeit im Sinne eines schonenden Umgangs mit der
Natur und der Erhaltung einer Umwelt, die dem physischen und
psychischen Wohlbefinden der Menschen zutraglich ist,

» Sozialvertraglichkeit im Sinne des sozialen Friedens und der sozialen
Gerechtigkeit in einer pluralistischen und wettbewerbsorientierten
Gesellschaft.

Jede regionale Entwicklung muB im Sinne einer nachhaltigen,
selbsttragenden Entwicklung auf der Erhaltung der Funktionen und der
Vielfalt der naturlichen Systeme begrundet sein, von der die
Menschheit abhangt. Daher sind bei der Nutzung des Raumes die
langfristigen Folgewirkungen der Raumnutzungen zu berucksichtigen
und kommenden Generationen Gestaltungsmoglichkeiten offenzuhalten.

Dazu ist es erforderlich,

* die lebenserhaltenden ©kologischen Systeme und Prozesse und
deren Vielfalt zu schiitzen und zu entwickeln,

» die biologische Vielfalt der lebenden Organismen und deren Erbgut
zu erhalten,

* die nachhaltige Nutzung der naturlichen Ressourcen wie zum
Beispiel Boden, Luft und Wasser, Tiere und Pflanzen sicherzustellen.

Der allgemeine Entwicklungsgrundsatz fur die Region soll als Leitbild verstanden werden, an
dem sich regionale Politik und regionale Entwicklung orientieren sollen. Er ist formuliert in
Anlehnung an Konzepte und Studien der Vereinten Nationen 1.

1

Brundtland, Gro Harlem, Our Common Future, World Commission on Environment and Development,

FortsetzungFuBnotenachsteSeite
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Umweltschutz und Entwicklung sind die beiden zentralen Begriffe, wenn es um die Zukunft der
Erde und um die Erhaltung des Wohls der gesamten Menschheit geht. Der Schutz der Umwelt
ist die Uberragende Herausforderungin den 90er Jahren. Kein Land kann dieses globale
Problem fur sich allein Idsen. Jedes Land - und damit jede Region - ist aber mit seiner eigenen
Entwicklung in diese weltweite Problematik eingebettet.

Daher mussen auch Ansatze zur Losung dieser weltweiten Probleme schon auf den untersten
Ebenen, also bei den Gemeinden und Regionen in Angriff genommen werden.

Jede regionale Entwicklung soll sich deshalb in das allgemeine Entwicklungsleitbild einfugen
und zu dessen Verwirklichung und Umsetzung durch konkrete MaBnahmen beitragen. In
diesem Sinne hat die Regionalplanung mit ihrem Instrumentariumund in ihrem Bezugsrahmen
einen wesentlichen Beitrag zu leisten.

So setzen die Ziele und Grundsatze zur regionalen Siedlungsstruktur und zur Infrastruktur das
allgemeine Ziel der Existenzsicherung und der Befriedigung der Grundbedurfnisse in konkrete
MaBnahmenum,indem die Voraussetzungen dafur geschaffen werden, daBB die Bevolkerung
ihr Auskommen sichern, Wohnraum finden und ihre Freizeit gestalten kann. Ebenso tragen aber
auch die Ziele und Grundsatze zur regionalen Freiraumstrukturzur Existenzsicherung bei,
indem sie die naturlichen Lebensgrundlagen und die Umwelt als Voraussetzung fur das
menschliche Wohlergehen erhalten und entwickeln sollen.

Gleichzeitig muB regionale Politik und Entwicklung sozialvertraglich sein und zum sozialen
Frieden beitragen. Dabei darf Sozialvertraglichkeit jedoch nicht nur im Hinblick auf soziale
Gerechtigkeit und sozialen Ausgleich fur die jetzt lebenden Menschen begriffen werden. Jede
Entwicklung muB vielmehr auch vertraglich im Hinblick auf nachfolgende Generationen sein und
derenlLebensgrundlagensichern.

Das bedeutet, daB jede regionale Politik und Entwicklung auf dem Konzept der Nachhaltigkeit
oder Dauerhaftigkeitbegrundet sein muB, wie sie die Brundtland-Kommission1987 in ihrem
Bericht an die Vereinten Nationen vorgeschlagen hat. Der nachhaltigen Entwicklung liegt der
Gedanke zugrunde, die ,Grundbedurfnisse der Gegenwart zu befriedigen, ohne zu riskieren,
daB kunftige Generationen ihre eigenen Bedurfnisse nicht befriedigen konnen. Im wesentlichen
ist dauerhafte Entwicklung ein WandlungsprozeB, in dem die Nutzen von Ressourcen, das
Ziel von Investitionen, die Richtung technologischer Entwicklung und institutioneller Wandel
miteinander harmonierenund das derzeitige und kunftige Potential vergroBern, menschliche
Bedurfnisse und Wiunsche zu erfullen“ 2. Entwicklung muf3 in diesem Sinne auf Erhaltung
beruhen - Erhaltung aber nicht nur in dem Sinne, daB die naturlichen Ressourcen und die
Umwelt geschiitzt werden. Nachhaltige Entwicklung muB deshalb auch den Schutz kunftigen
wirtschaftlichen Wachstumsundmenschlicher EntwicklungeinschlieBen.

Fortsetzung-uBnote

London 1987, und International Union for Conservation of Nature and Natural Resources (IUCN), United
Nations Environment Program (UNEP), World Wide Fund for Nature (WWF), Caring for the Earth/Unsere
Verantwortung fur die Erde.
Beide zitiert nach Bundesministerium fur wirtschaftliche Zusammenarbeit (BMZ), Eine Welt - eine
Umwelt, Bonn, Dezember 1992

2 Brundtland, Gro Harlem, Our Common Future, a.a.0., S. 4
Eine aktuellere Definition des Begriffs "sustainable growth" gibt Ernst Ulrich von Weizséacker:
Dauerhaftigkeit, eine Aufgabe des Nordens, in: Entwicklung und Zusammenarbeit, Bonn, Nr. 7-8/1991,
S. 8:
"Sustainability, im Deutschen mit Nachhaltigkeit oder auch Dauerhaftigkeit Ubersetzt, ist kein genau
definierter Begriff. Als erste Annaherung kbnnte man darunter eine Form des Wirtschaftens verstehen,
die nur erneuerbare Ressourcen benutzt und von diesen nicht mehr verbraucht als nachwachst, und die
nur eine minimale und nicht-akkumulierende Umweltverschmutzung verursacht."
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Zur wirtschaftlichen Situation in der Region Hochrhein-Bodensee

Die wirtschaftliche Lage der Region Hochrhein-Bodensee ist in der jungsten Vergangenheit
durch die Folgen des strukturellen Wandels sehr stark negativ gepragt. Die Auswirkungen
dieser negativen Wirtschaftsentwicklung sind an der Entwicklung der versicherungspflichtig
Beschaftigten wie der Industriebeschaftigten ablesbar.

Die Zahl der versicherungspflichtig Beschaftigten ist bis zum Jahre 1991/92 steil angestiegen,
danach insbesondere wegen des Ruckgangs der Industriebeschaftigung deutlich gesunken.
Dennoch liegt die Zahl der versicherungspflichtig Beschaftigten 1994 noch um etwa 10 % uber
dem Stand von vor 10 Jahren. Die Arbeitsmarktproblemein der Region sind also nicht nur
durch den Ruckgang der Industriebeschaftigung entstanden (gleichzeitig sind in anderen
Bereichen sehr viel mehr Arbeitsplatze geschaffen worden), sondern auch durch die
demogra?hische Entwicklung (Zuwanderung, hdhere Erwerbsquote der Frau und ahnliche
Faktoren).

Hauptverursacher der negativen Entwicklung im Industriebereichist der Landkreis Waldshut:
ab dem Jahre 1990/91 ist im Landkreis Waldshut die Zahl der Industriebeschaftigten mit einem
Einbruch von Uiber 20% noch rascher als in den anderen beiden Landkreisen zuriickgegangen.
Vergleichsweise am besten hat der Landkreis Konstanz abgeschnitten, der zwar auch
deutliche EinbuBBen zu verzeichnen hat, in dem aber die Industriestrukturdeutlich weniger von
den vier Hauptbranchen Textil/Bekleidung, Chemie, Elektrotechnik und Maschinenbau gepragt
wird.

Starken-/Schwachenprofil der WirtschaftsregionHochrhein-Bodensee

Die Region Hochrhein-Bodensee ist eingebettet nicht nur in die nationale, sondern auch in die
internationale Wirtschaft; die wirtschaftliche Entwicklung der Region kann nicht losgeldst von
der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung gesehen werden. Die am Wirtschaftsstandort
Deutschland besonders seit 1991 aufgetretenen strukturellen Schwachen sind auch in der
Region Hochrhein-Bodensee zu finden.

Zu den wirtschaftlichen Problemen auf nationaler Ebene gehoren die Kosten- und
Produktivitatsprobleme. Mangel bei der Besetzung von Zukunftstechnologien haben zu
Innovationsdefiziten gefuhrt. Unternehmen haben teilweise zu spat erkannt, wo sich neue
Markte erschlieBen lassen; daraus haben sich strategische Vertriebsdefizite ergeben. Der
starke Rationalisierungsdruckder letzten drei Jahre hat vor allem betriebsorganisatorische
Defizite aufgezeigt. AuBerdem waren staatlich administrative Defizite vorhanden, wie etwa die
Steuerdiskussion und Hemmnisse durch zu lange Genehmigungsverfahren. Dies sind die
Hauptdefizite verglichen mit den internationalen Standards

Vor dem Hintergrund dieser nationalen Wirtschaftsprobleme lassen sich regionsspezifische

Starken und Schwéachen diagnostizieren, die im Folgenden in jeweils 10 Punkten dargestellt
werden: 3

Die Hauptschw achen in der Region Hochrhein-Bodensee

* Tendenzielle VerschlechterungdergroBraumigen Lage innerhalb Europas nach dem EWR-
Entscheid der Schweiz.

* Eineunzureichende Verkehrsanbindung in West-Ost-Richtung, fehlende Schnittstellen

» Dieschwierige Industriestruktur

3 Quelle: Referat Immo Leisinger, Geschaftsfuhrer IHK, am 13.03.95 vor dem PlanungsausschuB
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* WenigeBetriebeimHochtechnologiebereich
(gilt besonders fur Landkreis Waldshut, bedingt fur Landkreise Lorrach und Konstanz)

* EineunterdurchschnittlicheExportquote
(gilt besonders fur den Landkreis Waldshut)

* UnterdurchschnittlicheDienstleistungsbesatz
(gilt nicht fur Landkreis Konstanz)

* Eine auBerordentlich hohe Abhéangigkeit vom Wachstum des Gesundheits- und
Tourismussektors

* Hohe Zahl an Grenzpendlern

* Unterdurchschnittlicher Besatz an qualifizierten Ausbildungs-statten
(gilt besonders fur Landkreis Waldshut, auch fur Landkreis Lorrach, nicht fur Landkreis
Konstanz)

* Esfehlt ein Leitbild fur die Region Hochrhein-Bodensee

Die Hauptstarkenin der Region Hochrhein-Bodensee

* Kleine,mittelstandischstrukturierte Wirtschaft

* Qualifiziertes bodenstandiges Fachpersonal

* Flachenreserven fur Gewerbe- und Industrieansiedlungen

* Flachenreserven fur Wohnungsbau
(Flachenreserven sind vor allem im Landkreis Waldshut vorhanden und dort wiederum eher
im Umland der Stadte und nicht so sehr in den Stadten selbst.)

* Wachstumsreservenim Tourismusgewerbe

e Wachstumsreverenim Gesundheitsbereich
(gilt nur bedingt fur Landkreis Lorrach)

e HoherFreizeitwert

* Guteuberregionale VerkehrserschlieBunginNord-Sud-Richtung
(gilt bedingt fur Landkreis Konstanz, nicht fur Landkreis Waldshut)

* GuteErreichbarkeitdernationalenundregionalen Flughafen
» WirtschaftsfreundlicheKlima.

Regionalpolitische Ziele und MaBnahmen mit vorrangig wirtschaftsorientierter Bedeutung fur
die Region Hochrhein-Bodensee

Aus der Analyse der Starken und Schwachen der Region ergeben sich die folgenden
Aktionsfeldef, in denen die Region bzw. Land und Bund im Hinblick auf den
Wirtschaftsstandort Hochrhein-Bodensee aktiv werden miissen:

4 Quelle: IHK Hochrhein-Bodensee, Stand: Marz 1995
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e Ve

rkehrsinfrastruktustarken

Weiterbau der A 98

Vierspuriger Ausbau der B 33 neu und Verknupfung mit A 7
Elektrifizierungder DB-Strecke Basel-Singen-Lindau
Vierspuriger Ausbau der Rheintalschiene und TGV-Verknupfung
Wagenmaterial(mitNeigetechnik)

Zweigleisiger Ausbau der Hochrheinlinie und der Gaubahn
StarkungderBinnenschiffahrt

Bau von Guterverteil-, Dienstleistungszentren

Ausbau der Schnittstellen

AusbauderKommunikationsnetze

* EndogeneWachstumspotentialefordern

Pflege des vorhandenen Unternehmensbestandes

Intensivierung der Existenzgrundungsberatung

Unterstutzung von Outsourcing-Initiativen

Starkung des Angebots an produktionsorientierten Dienstleistungen
Unterstutzung einer Qualitatsoffensive im Tourismusgewerbe
ReduzierungderRegelungsdichte

* Bildungs-und Forschungsinfrastruktur ausbauen

SchaffungweitererBildungseinrichtungen
Ausbau der vorhandenen Transferzentren
Ansiedlungvonneuen Forschungseinrichtungen

* GrenzuberschreitendeAktivitatenforcieren

Reduzierung vorhandener Handelshemmnisse zum Nicht-EU-Mitglied Schweiz

Ausbau der grenzuberschreitenden Verkehrsinfrastruktur und Umsetzung des Regio-S-

Bahn-Konzepts
Einbindung der schweizerischen und franzdsischen FUE-Einrichtungen
Forcierunggemeinsamer,grenzuberschreitenderPlanungskonzepte

* ArbeitsmarktpolitischeBemuhungenintensivieren

Einfuhrungneuer"flexibler Arbeitszeitmodelle"
Integrierung von Langzeitarbeitslosen

» Standortmarketing fur die Region Hochrhein-Bodensee und ihre Teilregionen weiterent-
wickelnundkoordinieren

1.1.2

Gleichwertige Lebensbedingungen

Fur die Region Hochrhein-Bodensee sind gleichwertige Lebensbedin-
gungen mit gesunden Wohn- und Arbeitsverhaltnissen, mit einer intak-
ten Umwelt und mit Teilnahme am allgemeinen wirtschaftlichen, sozialen
und kulturellen Fortschritt im Lande und im benachbarten Ausland anzu-
streben.

Auf die Verringerung struktureller Nachteile der Region gegenuber den

Verdichtungsraumen, den benachbarten Kantonen der Schweiz und
Frankreich sowie auf den Abbau von Ungleichgewichten innerhalb der
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Region ist hinzuwirken. Dabei sind die natur- und kulturraumlichen Quali-
taten und die Eigenarten der Region zu bewahren und die besonderen
Entwicklungsmoglichkeiten eines grenzuberschreitenden, gemeinsamen
Lebensraumes, insbesondere Impulse der groBraumigen Ausstrahlung
der Oberzentren Zurich, Basel und Mulhouse, zu nutzen.

Begrundung

Wichtigstes Entwicklungsziel des Landesentwicklungsplanes (PS 1.4) fur alle Landesteile ist
es, gleichwertige Lebensverhaltnisse anzustreben. Dazu ist es erforderlich,daB alle Landes-
teile angemessen an der Entwicklung teilnehmen.

Unter gleichwertigen Lebensverhaltnissen kann dabei nicht verstanden werden, daB in allen
Landesteilen gleiche oder gleichartige Lebensverhaltnisse moglichoder gar anzustreben wa-
ren. Jeder Raum hat auf manchen Gebieten Vorteile (Natur, Umwelt, Freizeit- und Erholungs-
wert), auf anderen vielleicht Nachteile (Vielfalt der Arbeitsplatze, Kulturangebot, Verkehrser-
schlieBung). Das Ziel der Gleichwertigkeit der Lebensverhaltnisse verlangt jedoch fur alle Lan-
desteile ein Mindestmaf an Versorgung mit sozialen, kulturellenund wirtschaftlichen Einrich-
tungen und einen hinreichend differenzierten Arbeitsmarkt sowie zumindest ertragliche Um-
weltverhaltnisse. Wo diese Voraussetzungen fehlen, ist Chancengleichheit nicht gegeben.

Die strukturellen Nachteile der weitgehend landlich gepragten Region liegen vor allem auf wirt-
schaftlichemGebiet (teilweise einseitige Branchenstruktur mit Dominanz von Chemie, Textil
und Metallverarbeitung) und zum Teil im Bereich der VerkehrserschlieBung.Hinzu kommtdie
groBe Abhangigkeit der Industrie und eines wesentlichen Teils des Arbeitsmarktes von
schweizerischem Kapital und Arbeitsplatzen (Grenzganger - die wirtschaftliche Bedeutung der
Grenzganger wird in PS 1.1.4, besonders aber im PK 2.6 und im statistischen Anhang naher
dargestellt). Gleichzeitig bieten diese Strukturen die Chance, den erforderlichen wirtschaftlichen
Strukturwandel in Zusammenarbeit besonders mit den benachbarten wirtschaftsstarken
schweizerischen Kantonen, insbesondere mit den Oberzentren Zurich und Basel, und mit dem
ElsaB in Angriff zu nehmen.

Den genannten wirtschaftsstrukturellen Nachteilen der Region stehen auf der anderen Seite
die Vorteile einer relativintakten Umwelt und landschaftlicherQualitaten gegenuber, die es zu
erhalten und zu nutzen gilt.

Die Ziele und Grundsatze dieses Regionalplanes zur Siedlungsentwicklung (PK 2), zur Infra-
strukturausstattung (PK 4) und zum Erhalt des Freiraumes(PK 3) sollen dazu beitragen, der
Region die Teilnahme an der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung und dem sozialen und kul-
turellen Fortschrittzu ermoglichenund gleichzeitig die Qualitaten ihrer Umwelt und ihrer Land-
schaften wirksam zu erhalten und zu entwickeln.

113 Abwagung unterschiedlicher Flachennutzungen

G Konkurrierende Nutzungsanspriuiche an den Raum sind sorgfaltig gegen-
einander abzuwagen. Die Inanspruchnahme des Freiraumes fur Sied-
lungszwecke und InfrastrukturmaBnahmenist auf das notwendige MaB
zu beschranken. Die Landschaft ist als Grundlage fur alle Raumnutzun-
gen so zu entwickeln und zu schutzen, daB das Gleichgewicht und die
Wohlfahrtswirkung des Naturhaushaltes erhalten und nachhaltig gesi-
chert werden. Unvermeidbare Belastungen des Naturhaushaltes sind
auszugleichen.
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Begrundung

Wesentliche Aufgabe der Raum- bzw. Regionalplanung ist die Koordination konkurrierender
Nutzungsanspruche an den Raum. Zielkonflikte sind durch sorgfaltige Abwagung zwischen
widerstreitenden Fachinteressen zu l6sen. Dabei soll der Grundsatz ,,Ausbau vor Neubau“
beachtet werden.

Nach dem Landesentwicklungsplan ist ,bei Zielkonfliktenden Belangen des Umweltschutzes
und den landschaftsokologischen Erfordernissen dann ein Vorrang einzuraumen, wenn eine
wesentliche Beeintrachtigungder Lebensverhaltnisse der Bevoblkerung droht oder die langfri-
stige und nachhaltige Sicherung ihrer Lebensgrundlagen gefahrdet ist® (PS 2.1.4). Dahinter
steht die Erkenntnis, daB die Vorteile der industriellen Entwicklung, der Technik und der Ver-
stadterung nicht dazu fuhren durfen, daB3 die Lebensverhaltnisse der Menschen wesentlich
verschlechtert werden oder die Lebensgrundlagen langfristig sogar nicht mehr gesichert waren.

Der Vorrang fur den Umweltschutz darf laut Landesentwicklungsplan allerdings nicht als
seinseitige Verabsolutierung okologischer Gesichtspunkte miBverstanden® werden. Bei der
Abwagung unterschiedlicher Interessen ist ein befriedigender Ausgleich zu finden.

Wie der Umweltschutz durch die Zielsetzung des Landesentwicklungsplanes nicht mit gene-
rellemVorrang versehen wird, erhalten andererseits andere konkurrierendelnteressen keinen
automatischen Vorrang, wenn der ,geforderte hohe Grad einer langfristigen und nachhaltigen
Gefahrdung® nicht nachgewiesen werden kann. VielmehrmuB in konkreten Konfliktfallen die
Belastbarkeit des Naturhaushaltes anhand bestimmter Indikatoren beurteilt werden.

Eine wichtige Aufgabe der regionalen Landschaftsrahmenplanungmuf daher darin liegen, Kri-
terien zur Erfassung und Quantifizierung des Wirkungsgefuges des Naturhaushaltes, seiner
Empfindlichkeit und der Belastungen durch bestimmte Nutzungen zu entwickeln und als 6ko-
logisches Grundlagenmaterialin Datensammlungen zur Verfugung zu halten.

Auch unter der Voraussetzung eines derartigen Vorrangs fur den Umweltschutz muB davon
ausgegangen werden, daB sich zusatzliche Belastungen des Naturhaushaltes nicht vermei-
den lassen werden. Solche unvermeidbaren Belastungen sollen grundsatzlich moglichstnahe
am Ort der Verursachung ausgeglichen werden. Diese Forderung steht in Einklang mit der ent-
sprechenden Zielsetzung des Landesentwicklungsplanes (PS 1.3.3 ), wonach ©kologische
Belastungen, vor allemin den Verdichtungsraumenund ihren Randzonen, mbglichstnahe am
Ortihrer Verursachung auszugleichen sind. Der Landesentwicklungsplan lehnt damit ausdruck-
lich Konzepte eines groBraumigen Ausgleichs (z.B. Ausgleichsraum Bodensee) ab, da sie
zwangslaufig zur ,passiven Sanierung“ landlicher Raume fuhren wurden.

Zur Forderung nach Ausgleich unvermeidbarer Belastungen des Naturhaushaltes durch Er-
satzmaBnahmen mit gleichen oder ahnlichen Funktionen und gleichem dkologischen Wert ist
allerdings kritisch anzumerken, daB diese Forderung einen nach 6kologischen Gesichtspunkten
nicht haltbaren Machbarkeitsgedanken einschlieBt. Es wird unterstellt, daB ein ©dkologischer
Gesamtzusammenhang, der Uber einen langen Zeitraum unter nicht im einzelnen nachvollzieh-
baren Bedingungen sich entwickeln konnte, durch gezielte MaBnahmen an anderer Stelle kurz-
fristigwiederherstellbar sei.

Die strukturelle Vielfalt und multifunktionale Bedeutung des Okosystems und jedes seiner Teile
sind jedoch das Produkt einer Vielzahl vergangener und gegenwartiger Entwicklungsbedin-
gungen, die nicht wiederherstellbar sind. Daher konnen einmal zerstorte Werte und Funktionen
des Naturhaushaltes nicht neu hergestellt, nicht ersetzt oder ausgeglichen werden. Durch Er-
satz- oder AusgleichsmaBnahmen werden andere, eigenstandige Okosysteme geschaffen.

Ersatz- oder AusgleichsmaBnahmenim Sinne der Eingriffsregelungdes Naturschutzgesetzes

kbnnen somit nur der Schadensverringerung dienen. Sie kbnnen bei dkologischerBetrachtung
nicht als gleichwertiger Ersatz fur die zerstorten Werte und Funktionen verstanden werden.
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114 Grenzuberschreitende Zusammenarbeit

G Fur die Region Hochrhein-Bodensee an der Grenze zur Schweiz und zu
Frankreich ist eine Entwicklung anzustreben, die den kulturellen und
wirtschaftlichen Leistungsaustausch mit den angrenzenden Regionen
Sudlicher Oberrhein, Schwarzwald-Baar-Heuberg und Bodensee-Ober-
schwaben sowie insbesondere innerhalb eines einheitlichen grenz-
uberschreitenden Lebensraumes mit den sieben benachbarten Kanto-
nen der Schweiz, mit dem benachbarten Departement Haut-Rhin und
mit den weiteren Bodenseeanrainern Bayern und Vorarlberg unter-
stutzt und die gemeinsamen naturlichen Lebensgrundlagen und die
landschaftlichen Eigenarten bewahrt und entwickelt.

Dazu ist mit regionaler Beteiligung die grenzuberschreitende Informa-
tion, Abstimmung, Zusammenarbeit und Rucksichthahme auf der Grund-
lage von Gegenseitigkeit weiter auszubauen.

Dem dienen insbesondere

» der weitere Ausbau der gegenseitigen Information, Abstimmung und
raumlichen Koordination bei Planungen, Flachennutzungen und be-
sonderen Vorkommnissen mit Auswirkungen auf die Umwelt,

* die gleichwertige Beteiligung der Gegenseite (Trager offentlicher
Belange und Offentlichkeit) bei allen Genehmigungsverfahren, die
sich grenzuberschreitend auswirken konnen,

* die grenzuberschreitende Abstimmung von Grenzwerten hinsichtlich
der Radioaktivitat und von Kriterien fur samtliche Emissionen und
Immissionen,

* gemeinsame Ansatze und Konzepte zur Losung grenzuberschreiten-
der Probleme, insbesondere im Bereich der Infrastruktur, sowie

* der gegenseitige Abbau von grenzbedingten Hemmnissen.

Begrundung

Die Lage an der Grenze zur Schweiz und zu Frankreich ist fur die Region Hochrhein-
Bodensee von besonderer Bedeutung gerade auch in wirtschaftlicher Hinsicht. Dabei ist die
Bedeutung der Grenzlage immer eine wechselseitige, meist aber mit unterschiedlicher
Auswirkung auf die beteiligten Lander.

Die Bedeutung der benachbarten Schweiz fur die Region Hochrhein-Bodensee liegt eindeutig
im Bereich Arbeitsmarkt: in den wirtschaftlich starken, relativ hoch industrialisierten Grenzkanto-
nen sind ca. 28.000 Deutsche als Grenzganger beschaftigt (siehe dazu PK 2.6 und Tabelle
,<arenzgangerim Anhang).

Umgekehrtliegtdie Bedeutung der vergleichsweise landlich gepragten Region Hochrhein-Bo-
densee fur die Schweiz uberwiegend im Dienstleistungsbereich und im Bereich Naherholung.
So ist der Zustrom von Kunden aus der Schweiz fur viele Stadte und Gemeinden an der
Grenze von erheblicher wirtschaftlicher Bedeutung. Auf die oberzentralen Versorgungsfunktio-
nen der auslandischen Oberzentren Zurich, Basel und Mulhouse fur die Region Hochrhein-
Bodensee wird in den Plansatzen 1.1.2 und 2.1.1 verwiesen.

Die Grenzlage zur Schweiz und zu Frankreichwar auch ein bestimmendes Merkmalbei der
Abgrenzung der Region Hochrhein-Bodensee. Eine der wesentlichen Zielsetzungen des Lan-
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des war es, die grenzuberschreitendenregionalplanerischenProbleme mit der Schweiz in die
Zustandigkeit eines einzigen Regionalverbandes zu legen.

Die Kantonalen Richtplane der sieben Grenzkantone der Nordschweiz sind mit dem Regional-
verband abgestimmt.

Region
Département Region Schwarzwald - Baar - Heuberg Region
Haut - Rhin Sudlicher Oberrhein 1979; Entwurf 1997 Bodensee-
1993 1995
Ober-

schwaben

- Bodensee

1996

Schaffhau\s\en
1987; \
in Revision M

Region Hochrhein -

Thurgau
19960
. N s
9 \
Basel-
ase \ oo Zurich
& 3'1‘92‘;_3 Aargau 19960 St.Gallen 1987;
’ 1996
o RP Siedlung 1997 Nachtrag 19970
N\ Staatsgrenze
Kantonsgrenze (CH)|
Jura Solothurn —— Regionsgrenze (D)
1984; in Revision 9 1okm © RVHB 10.1997, da

Abb. 1.1.4 Stand der Regional- bzw. Richtplanung im deutsch-franzosisch-schweizerischen
Grenzraum

Zur gegenseitigen Abstimmung und Informationin grenzuberschreitenden Fragen bestehen
zahlreiche Institutionen, die im Anhang in der Ubersicht ,,Grenzuberschreitende Institutionen®im
einzelnen aufgefuhrt sind.

Die bisherigen Erfahrungen mit der EUREGIO zwischen den Niederlandenund der Bundesre-
publik Deutschland sowie die Vorstellungen des Europaischen Parlaments zu den Eurover-
banden sollen am Bodensee, am Hochrhein und Oberrhein zu demokratisch gewahlten, grenz-
uberschreitendenparlamentarischen Gremienweiterentwickeltwerden.

Die Moglichkeitgrenzuberschreitende Zweckverbande bilden zu kdnnen, ist zu schaffen. An-
satze fur eine solche grenziuberschreitende Verbundstruktur bestehen unter anderemim Raum
Konstanz-Kreuzlingen. Beispielhaft seien die Grenzland-Konferenz, die sich in der
Hauptsache mit grenzuiberschreitenden Verkehrsfragen beschaftigt, und die Kunsteisbahn-
GmbH genannt, mit der die Stadte Konstanz und Kreuzlingen eine gemeinsame Eislaufhalle
betreiben.

Die raumlicheAbgrenzung der "Oberrheinkonferenz" ist so zu erweitern, daB3 der Landkreis
Waldshut und die Kantone Aargau, Zurich und Schaffhausen als gleichberechtigte Mitglieder
einbezogen werden konnen.

Die grenzuberschreitende Zusammenarbeit des Landkreises Waldshut mitdem Kanton Aargau

ist bisher nicht institutionalisiert. Sie istinsbesondere aus Grunden der Raumordnungund des
Umweltschutzes wie auch aus wirtschaftlichen Grunden weiter auszubauen.
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"Die standige gegenseitige Unterrichtunguber die Umweltsituation, uber Umweltgefahren und
Umweltbelastungen, uber MaBnahmen des Umweltschutzes, der Umweltvorsorge bzw. der
Umweltpolitik ist fur das Zusammenleben in der oberrheinischen Region -gebildet aus den
Teilterritorien von drei Staaten - von groBer Bedeutung. Der freie und uneingeschrankte Infor-
mationsaustausch in einem fur alle drei Staaten politisch so gewichtigen, zugleich aber auch so
sensiblen Bereich ist eine entscheidende vertrauensbildende MaBnahmen und damit Grund-
lage fur jede weiterfuhrende zwischenstaatliche Zusammenarbeit und regionale Entwicklung."
Diese These des Arbeitsausschusses "Gegenseitige Information"anlaBlich des Drei-Lander-
Kongresses "Umwelt Oberrhein" 1991 sollte zukunftig uneingeschranktauch fur die gesamte
Region Hochrhein-Bodensee, fur ihre sieben Nachbarkantone, das Departement Haut-Rhin
und fur den Bodenseeraum insgesamt gelten.

Ziel muB ein spezielles, flachendeckendes Informationsverfahrenwerden, das die Nachbarin-
stanzen systematisch Uber grenznahe Projekte und umweltbedeutsame Planungen - ein-
schlieBlich der getroffenen SchutzmaBnahmen - in Kenntnis setzt.

Mit Blick auf noch abweichende Grenzwerte im Grenzraum sind integrierte Emissionsminde-
rungskonzepte zu entwickeln, die medienubergreifend (Luft, Wasser, Boden, Abfall) und regio-
nalisiert den gesamten Stoff- und EnergiefluB von den Ressourcen bis zum Endverbleib ein-
schlieBen. Dabei kann wegen der nationalen Zustandigkeit die Mitwirkung der regionalen
Ebene nurindirekt sein.

Die Deutsch-franzosisch-schweizerische Regierungskommissionhat 1982 eine Empfehlung
zur gegenseitigen Unterrichtung Uber neue Projekte (15.9.1982), 1984 eine Empfehlung
(20.6.1984) zur gegenseitigen Unterrichtung bei umweltrelevanten Flachenplanungen
(Schutzgebiete, Industrie- und Gewerbezonen) und 1992 die "Empfehlung Uber gegenseitige
Information bei besonderen Vorkommnissen"am 16.9.1992 beschlossen. Die Richtlinie des
Rats der EG vom 27.6.1985 (Uber die Umweltvertraglichkeitsprufungbei bestimmten offentli-
chen und privaten Projekten) hat die Verpflichtung der EG-Mitgliedsstaaten geschaffen, im
jeweiligen nationalen Recht bestimmte dffentliche und private Projekte, die moglicherweise er-
hebliche Auswirkungen auf die Umwelt haben, einer Umweltvertraglichkeitsprufungzu unter-
werfen; gem. Artikel 7 ist dabei eine grenzuberschreitende Informationund Konsultation vorzu-
sehen.

Die Bundesrepublik Deutschland hat mit Gesetz vom 12.2.1990 eine entsprechende Regelung
uber die Umweltvertraglichkeitsprufungerlassen und in § 8 dieses Gesetzes Bestimmungen
uberdie grenzuberschreitende Behdrdenbeteiligung fixiert.

Die Schweiz als Nicht-EG-Mitgliedist von der EG-UVP-Richtlinie zwar nicht unmittelbar be-
ruhrt, sie hat ihrerseits die Information nach der Oberrheinabsprache von 1982 von vornherein
auf diejenigen Projekte beschrankt, die gem. Artikel 9 des Bundesgesetzes Uber den Umwelt-
schutz vom 7.10.1983 der Umweltvertraglichkeitsprufung(gem. der Verordnung uiber die Um-
weltvertraglichkeitsprufung vom 19.10.1988) unterworfen sind.

Die Franzosische Republik, die in ihrem nationalen Recht bereits seit 1976 die Umweltvertrag-
lichkeitsprufung kannte, ist derzeit dabei, die grenzuiberschreitende Information durch Verord-
nung (décret d' application) zu regeln.

Das bedeutet, daB trotz einheitlicher Rechtsbasis im EG-Recht die UVP-Gesetze und die
UVP-Verfahrenin Deutschland, Frankreich und in der Schweiz unterschiedlich geregelt sind.

Die "bloBe" Informationim Beteiligungsverfahren im Grenzraum darf nicht Endstation der Zu-
sammenarbeit bleiben. Im Sinne der Empfehlungen des "Umweltkongresses Oberrhein" 1991,
sollte der gemeinsame Weg zur Konsultation innerhalb des UVP-Verfahrens fuhren und unmit-
telbar betroffene Nachbargebiete - ohne Abbruch an der politischen Grenze - einschlieBen.

Rationelle Energieerzeugungund -verteilung im Zusammenspiel mit der bestehenden und der
geplanten Siedlungs- und Freiraumstrukturam Hochrhein fuhren zu der Empfehlung, gemein-
same oder sich erganzende Energieprojekteim Grenzraum (z.B. Ausbau der Hochrheinkraft-
werke, Gasverbund und Gasversorgung, Fernwarmeversorgung) voranzutreiben und ge-
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meinsam zu nutzen. Geeignete Standorte und der gemeinsame Bedarf sind gegenseitig abzu-
stimmen.

Die nationale Grenz- und Randlage darf kein Standortkriteriumfur unerwiinschte Anlagen oder
fur einseitige Nutzungen oder Benutzungen werden.

Innerhalb des gemeinsamenGrenzraumes muB3 es gemeinsames Ziel sein, die Zusammenar-
beit in allen Bereichen zu intensivieren; beispielhaft seien das Gesundheitswesen, die Abfall-
wirtschaft, der Bildungsbereich und der Berufsverkehr genannt. Dabei gilt es, grenzbedingte
Hemmnisse in allen Bereichen abzubauen und die Standortgunst des Raumes im Kreuzungs-
punkt europaischer Nord-Sud- und West-Ost-Verkehrsachsen zu nutzen.

Allerdings bestehen nach wie vor sehr unterschiedliche Entwicklungsvorstellungen im
Oberrheintal. Auf elsaBischer Seite wird eine weitere industrielle Entwicklung angestrebt,
wahrend im gegenuberliegenden Markgraflerlandwertvolle Fremdenverkehrs-und Heilbader-
gebieteliegen. Eine Abstimmungdieserkonkurrierenden Vorstellungen sollte erreicht werden.

1.2 Grundsatze fur Teilraume der Region

1.2.1 Verdichteter Raum um Loérrach/Weil am Rhein, Randzone
des Verdichtungsraumes und Verdichtungsbereich
Konstanz

G Die verdichteten Raume der Region5 sollen als Schwerpunktraume der

Region unter Beachtung grenzuberschreitender Beziehungen in ihrer
Wettbewerbsfahigkeit gegenuber anderen verdichteten Raumen des
Landes weiterentwickelt werden.

Begrundung

Der (bisher nur vorlaufig abgegrenzte) verdichtete Raum um Lorrach/Weilam Rhein (der Re-
gionalverband schlagt diese Bezeichnung aufgrund seiner Kenntnis der Verflechtungen vor),
die darUberhinaus verbleibenden Teile der im Landesentwicklungsplan abgegrenzten Rand-
zone des Verdichtungsraumes Basel-Lorrach und der Verdichtungsbereich Konstanz
(innerhalb des landlichen Raumes) bilden zusammen die verdichteten Raume der Region
Hochrhein-Bodensee. Die verdichteten Raume sind nach Gemeinden (mit dem jeweiligen Ge-
samtgebiet) abgegrenzt. Dies ist von den Genehmigungsbehordenbei der Anwendung von
Dichtewerten bezuglich bestimmter Teilorte zu beachten.

In diesen verdichteten Raumen leben auf 28% der Regionsflache 63% der Einwohner. Die
verdichteten Raume stellen 61% der Arbeitsstatten (57% beim Produzierenden Gewerbe,
63% bei den Dienstleistungen) zur Verfugungf. Hierin insbesondere ist die Schwerpunktfunk-
tion der verdichteten Raume zu sehen.

Nach dem Landesentwicklungsplan (PS 1.4.2) sollen die Verdichtungsraumeund Randzonen
zur Erfullungihrer ibergeordneten Funktionen weiterentwickelt werden. Dabei sollen nachteilige
Verdichtungsfolgen vermieden, behoben oder gemildertwerden. Die weitere Zunahme von

5 Raumliche Abgrenzung siehe Strukturkarte
6 Quelle: Statistisches Landesamt Baden-Wurttemberg, Wohnbevoblkerung Stand 30.06.92
Gemarkungsflache Stand 1989, Arbeitsstatten Stand Volkszahlung 1987
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InfrastruktureinrichtungenWohn- und Arbeitsstatten soll so bemessen und gelenkt werden,
dafB dadurch keine Uberlastungen entstehen.

Diese allgemeinen Zielsetzungen des Landesentwicklungsplanes werden durch die Ziele und
Grundsatze zur Siedlungsstruktur (PK 2), zum Freiraum (PK 3) und zu Trassen und Infra-
strukturvorhaben (PK 4) konkretisiert.

1.2.2 Landlicher Raum

G Der landliche Raum? soll als Lebens- und Wirtschaftsraum mit eigen-
standiger Entwicklung erhalten und in seiner Funktionsfahigkeit weiter-
entwickelt werden.

Die Land- und Forstwirtschaft mit ihren Funktionen Sicherung des
landlichen Raumes, Sicherung der Produktion gesunder Nahrungsmittel
bzw. Sicherung der Produktion des Rohstoffes Holz, Sicherung der
wirtschaftlichen Existenz der Betriebe sowie Pflege der Kultur- und
Erholungslandschaft ist zu erhalten und zu fordern.

Begrundung

In der Region nimmt der landliche Raum einschlieBlichdes Verdichtungsbereichs Konstanz mit
85% den bei weitem groBten Teil der Regionsflache ein. Im eigentlichen landlichen Raum -
ohne den Vedichtungsbereich Konstanz - leben auf 72% der Flache 37% der Einwohner; der
landliche Raum stellt 39% der Arbeitsstatten (43% Produzierendes Gewerbe, 37% Dienstlei-
stungen) zur Verfugungs.

Bei einem Bevoblkerungsanteil von knapp 40% und einem Anteil an den Arbeitsstatten von
ebenfalls etwa 40% ist die Bedeutung des landlichen Raumes als eigenstandiger Lebens-
und Arbeitsraum fur eine groBe Anzahl von Menschen offensichtlich. Der landliche Raum ist
kein Rest- oder Ausgleichsraum. Seine Siedlungsstruktur bietet gute Voraussetzungen fur die
Entwicklung von Wohn- und Arbeitsstatten. Gleichzeitig ermoglicht es die gewachsene
landliche Siedlungsstruktur, daB3 der landliche Raum gesamtraumlicheFunktionen erfullen kann,
indem er Erholungsgebiete bereitstellen und erhebliche Leistungen fur die Erhaltung der
naturlichenLebensgrundlagenerbringenkann.

Nach dem Landesentwicklungsplan (PS 1.10.2) ist der landliche Raum als lebens- und Wirt-
schaftsraum mit eigenstandiger Entwicklung zu starken. Dazu soll in einer weniger verstadter-
ten Umgebung die Versorgung der Bevoblkerung gesichert und ausreichende Arbeitsplatze
bereitgestellt werden. Die VerkehrserschlieBungsoll verbesserrt werden. Die Siedlungsent-
wicklung soll so gestaltet werden, daf3 die Eigenart des landlichen Raumes gewahrt bleibt.

Diese allgemeinen Zielsetzungen des Landesentwicklungsplanes werden durch die Ziele und
Grundsatze zur Siedlungsstruktur (PK 2), zum Freiraum (PK 3) und zu Trassen und Infra-
strukturvorhaben (PK 4) konkretisiert.

Der Land- und Forstwirtschaft kommtim landlichen Raum besondere Bedeutung zu. Sie ist
nicht nur ein wichtiger gesamtwirtschaftlicher Produktionsbereich, sondern hatauch zunehmend
Aufgabenim Bereich der Pflege und Erhaltung der Kulturlandschaft® zu erfullen. Infolgedessen

7 Raumliche Abgrenzung siehe Strukturkarte

8 Quelle: Statistisches Landesamt Baden-Wurttemberg, Wohnbevoblkerung Stand 30.06.92
Gemarkungsflache Stand 1989, Arbeitsstatten Stand Volkszahlung 1987

9 siehe Landwirtschafts- und Landeskulturgesetz vom 14.03.72, zuletzt geandert am 20.05.94, § 2
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ist im Rahmen der Abwéagung sicherzustellen, daB die Landwirtschaft flachendeckendihre
Funktionen nach den Grundsatzen 1.2.2 langfristig wahrnehmen kann. Daruber hinaus sind die
Rahmenbedingungen zu erhalten und gegebenenfalls zu schaffen, die es der Landwirtschaft
ermoglichen, auchin Zukunft ihre Leistungen zur Erhaltung und Pflege der Kulturlandschaftzu
erbringen sowie spezielle dem Umweltschutz dienende Erzeugungspraktiken einzufuhren.
Dies ist Voraussetzung fur die Existenz einer ausreichenden Dichte bauerlicher Betriebe zur
Erhaltungund Pflege der Kulturlandschaft.

Mit der Einbeziehung von Teilraumen der Region in die Strukturforderungder Européaischen
Union nach Ziel Nr. 5b ergeben sich besondere Moglichkeitenzur Entwicklung des landlichen
Raumes. Damit werden erganzende Fordermoglichkeitensowohl im landwirtschaftlichen als
auchauBerlandwirtschaftlichenBereicherbffnet.

Das in den letzten Jahren diskutierte und projektierte Entwicklungsmodell Eigeltingen-Muhlin-
gen-Hohenfels sollte weiter verfolgt und die wichtigsten Projekte angegangen werden, um
diesem Raum Entwicklungschancen zu bieten.

Die Zielsetzungen zur Land- und Forstwirtschaft werden durch die Plansatze 3.2.2 und 3.2.3
konkretisiert.

1.2.3 Bodenseeraum

G Der Bodenseeraum soll als funktionsfahiger Lebensraum fur die Be-
volkerung erhalten und weiterentwickelt werden. Dabei ist auf seine
Eigenart als wertvoller Naturraum und als bevorzugte Erholungsland-
schaft zu achten.

Eine vorrangig okologische Ausgleichsfunktion des Bodenseeraumes
fur entfernt gelegene Verdichtungsraume ist abzulehnen.

Begrundung

Der Bodenseeraum wird in der Abgrenzung des ,Gesamtkonzepts fur den Bodenseeraum®
(Landesregierung Baden-Wurttemberg 1975) verstanden. Damitist der Bodenseeraum weit-
gehend mit dem wasserwirtschaftlichen Einzugsgebiet des Sees identisch. In der Region
Hochrhein-Bodensee zahlt der Landkreis Konstanz zum Bodenseeraum. Im Landesentwick-
lungsplan ist der Bodenseeraum nur im engeren Sinne als Uferbereich abgegrenzt (Anhang
zu PS 3.9.15 LEP).

Der Uferbereich soll unter Wahrung des Landschaftscharaktersund Beachtung der limnologi-
schen und naturschutzerischen Erfordernisse als Erholungsraumweiter ausgebaut werden.
Die Siedlungsentwicklung soll auf seeabgewandte Standorte, vorrangig auf die Zentralen Orte
im angrenzenden Hinterland, gelenkt werden (PS 3.9.14/15 LEP).

Dabei muBB der Bodensee in erster Linie als Lebensraum fur seine Bevolkerung entwickelt
werden. Dazu gehdren auch die erforderlichenArbeitsplatze. Eine vorrangig dkologische Aus-
gleichsfunktion des Bodenseeraumes fur entfernt gelegene Verdichtungsraumewird auch vom
Landesentwicklungsplan abgelehnt.

Trotz gegenwartig guter Wasserqualitat befindet sich der Bodensee nach wie vor in einem
labilen llimnologischen Zustand. Der Phosphoreintrag in den Bodensee muB3 daher ebenso wie
der Schadstoffeintrag weiter gesenkt werden. Die erforderlicheNahr- und Schadstoffreduzie-
rung ist ausschlieBlich bei der kommunalen Abwasserreinigung nicht zu erreichen. Entlastende
MaBnahmen sind in allen Bereichen mit Auswirkungen auf den Bodensee erforderlich.
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In den Richtlinien fur die Reinhaltung des Bodensees (1987, Internationale Gewasserschutz-
kommission fur den Bodensee), der ,,Denkschrift Uber die Zukunft der Reinhaltung des Boden-
sees (1987, IGKB) und dem ,Umweltprogramm fur den Bodenseeraum® ist der zentrale Aspekt
des ganzheitlichen Gewasserschutzes im Bodenseeraum verankert.

Vor diesem Hintergrund und den zwischenzeitlich stattgefundenen Entwicklungen mit teilweise
bereits sichtbaren Uberlastungserscheinungen sollte die Aussage des Landesentwicklungs-
planes 1983 uber den weiteren Ausbau des Uferbereichs als Erholungslandschaft(s.o.) einer
kritischen Uberprufung unterzogen werden.

Ziele und Grundsatze fur den Bodenseeraum, insbesondere fur den Schutz der fur die
Selbstreinigungskraft des Sees besonders wertvollen Flachwasserzonen, enthalt der Boden-
seeuferplan 198410, Der Bodenseeuferplan ist von der Neuaufstellung des Regionalplanes in
seiner Verbindlichkeit nicht berthrt und bleibt als eigenstandiger Teilregionalplan bestehen.

AuBer durch die Ziele und Grundsatze des Bodenseeuferplanes werden die allgemeinenZiel-
setzungen des Landesentwicklungsplanes durch die Ziele und Grundsatze zur Sied-
lungsstruktur (PK 2), zum Freiraum(PK 3) und zu Trassen und Infrastrukturvorhaben (PK 4)
konkretisiert.

Ubergeordnete Leitsatze zur Entwicklung des Bodenseeraumes sind auch im “Internationalen
Leitbild fur das Bodenseegebiet” enthalten, das die Deutsch-Schweizerische Raumordnungs-
kommissionam 18.11.1982 in Ravensburg verabschiedet hat. Das “Internationale Leitbild fur
das Bodenseegebiet” wird zur Zeit fortgeschrieben.

10 Regionalverband Hochrhein-Bodensee, Bodenseeuferplan 1984
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2.0 Regionale  Siedlungsstruktur

Vorbemerkung

Die regionale Siedlungsstruktur wird durch die im Landesentwicklungsplan ausgewiesenen
zentralen Orte hdherer Stufe (Ober- und Mittelzentren), Landesentwicklungsachsen und
Raumkategorien sowie duch die in diesem Regionalplan festgelegten Unter- und Kleinzentren,
regionale Entwicklungsachse, Siedlungsbereiche Schwerpunkte fur Fremdenverkehr, Kur-,
Rehabilitations- und Heilkliniken, Gemeinden mit Eigenentwicklung sowie Schwerpunkte fur
Gewerbe, Industrie und Dienstleistungen bestimmt.

2.0.1 Allgemeine  Grundsatze

G Die regionale Siedlungsstruktur ist fur den Bedarf aus Wohn- und Ar-
beitsstatten, Dienstleistungs- und Infrastruktureinrichtungen unter Be-
achtung folgender Grundsatze weiterzuentwickeln:

* Abstimmung mit der in Plankapitel 3 dieses Regionalplanes ausge-
wiesenen Freiraumstruktur,

* Ausrichtung auf die bestehenden und geplanten Einrichtungen des
Offentlichen Personennahverkehrs und der Infrastruktur,

* Erhaltung der Eigenart des Orts- und Landschaftsbildes,

* Ausschopfung der Flachenpotentiale durch innere Entwicklung (in
Baulucken, Brachen und Baulandreserven),

* Neuausweisungen als flachensparende Inanspruchnahme der freien
Landschaft,

* Verdichtung der Bebauung bei bestehenden und geplanten Sied-
lungsgebieten,

* Anstreben von interkommunaler Zusammenarbeit, auch grenzuber-
schreitend,

* Fortsetzung der MaBnahmen fur die Entwicklung und die Sanierung
von Innenstadten, Quartieren, Gewerbe- und Industriegebieten,
Siedlungsrandern und Dorfern,

* Beachtung der Erfordernisse der militarischen Belange.

Vv Im Rahmen der vorbereitenden Bauleitplanung wird empfohlen, Land-
schaftsplane aufzustellen. In Flachengemeinden kann die Landschafts-
planung auf Konflikt- und Ausgleichsbereiche beschrankt werden.

Begrundung

Die in der Definition zusammengefaBten Ausweisungselemente stellen das Grundgerust der

regionalen Siedlungsstruktur dar. Es setzt sich zusammen aus nachrichtlichenUbernahmen

aus dem Landesentwicklungsplan 1983 (Zentrale Orte PS 3.9.2, Landesentwicklungsachsen
PS 3.9.3, Raumkategorien-Anhangezu den Plansatzen 1.9.1 Randzone um den Verdich-
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tungsraum Basel-Lorrach, PS 1.10.1 landlicherRaum) und den Ausweisungen dieses Regio-
nalplanes. Durch die Ausweisungen im Regionalplan werden die Ausweisungen des Landes-
entwicklungsplans erganzt - Ausweisungen von Unterzentren und Kleinzentren, einer regio-
nalen Entwicklungsachse, von Siedlungsbereichen in den Entwicklungsachsen - sowie
Schwerpunkte fur unterschiedliche Funktionen festgelegt (Wohnungsbau, Gewerbe, Industrie,
Dienstleistungen, Fremdenverkehr, Kur, Rehabilitations-und Fachkliniken).

Nach PS 2.2.22 LEP soll sich zur Entwicklung der regionalen Siedlungsstruktur die Siedlungs-
tatigkeit in den Siedlungsbereichen vollziehen, die entsprechend § 8 Abs.2 LplG im Regional-
plan fur die Entwicklungsachsen ausgewiesen werden. Die Entwicklungsachsen im Landkreis
Konstanz bilden ein dichtes Netz fur die Ausweisung von Siedlungsbereichen. Im Westteil
der Region jedoch beschrankt sich der Verlauf der Entwicklungsachse auf das Rhein- und Wie-
sental. Dadurch entstehen groBe Raume, insbesondere im Bereich des Schwarzwaldes, fur
die im Regionalplan keine Siedlungsbereiche ausgewiesen werden kbnnen. Daher wurden in
Anlehnung an PS 2.2.22 LEP auBerhalb der Entwicklungsachsen diejenigen Verwaltungs-
raume ausgewiesen, in denen im Rahmen der Bauleitplanung Siedlungsbereiche vorgesehen
werden kbnnen.

GemaB § 8 Abs. 2 LplG sind jene Gemeinden ermittelt und ausgewiesen, die aus besonderen
Grunden keine uber die eigene Entwicklung hinausgehende Siedlungstatigkeit haben sollen.
Daruber hinaus werden fur die Weiterentwicklung der Fremdenverkehrs- und Kurfunktion sowie
fur Reha-, Fachkliniken- und Heimstandorte die entsprechenden Schwerpunkte festgelegt.

Furdie Gemeinden innerhalb der Entwicklungsachsen hat die Untersuchung des Regionalver-
bandes ergeben, daB die Flachenpotentiale fur die Siedlungsentwicklung fur die Laufzeit die-
ses Regionalplanes ausreichen konnen (siehe dazu Begruindung zu PS 2.3.1). Bei der Auf-
zahlung der Grundsatze fur ein regionales Siedlungskonzept wird daher vorrangig auf flachen-
sparende MaBnahmen abgehoben, um die Ausweisung von Neubauflachen und damit die
Inanspruchnahme der freien Landschaft so gering wie moglich zu halten. Bei der Innenent-
wicklung in landlichen Orten darf die Existenzfahigkeit landwirtschaftlicher Betriebe nicht ge-
fahrdetwerden.

Um das vorgenannte Ziel (sparsamer Umgang mit Grund und Boden) unter der Berucksichti-
gung der Prognose des Statistischen Landesamtes, zu erreichen, sollte bei der Realisierung
von Baugebieten (Bebauungsplane) eine MindestgeschoBflachenzahl von 0,4 eingehalten
werden. Bei den Flachennutzungsplanungen sollte von den nachfolgend aufgefuhrten Brutto-
einwohnerdichten als Durchschnittswerte ausgegangen werden.

Orientierungswerte fur Bruttobesiedlungsdichten: (E/ha Bruttobauland)

Gemeinden ohne Zentralitatim landlichen Raum auBerhalb der Entwicklungsachse 50 E/ha.
Gemeinden ohne Zentralitatim landlichen Raum innerhalb der Entwicklungsachse 50-60 E/ha.

Kleinzentrenim landlichen Bereich auBerhalb der Entwicklungsachsen 60 E/ha.
Kleinzentrenimlandlichen Bereich innerhalb der Entwicklungsachsen 60-70 E/ha.
Kleinzentrenim verdichteten Bereich 70 E/ha.

Unterzentrenim landlichen Bereich auBerhalb der Entwicklungsachsen 70 E/ha.
Unterzentrenim landlichen Bereich innerhalb der Entwicklungsachsen 70-80 E/ha.
Unterzentrenim Verdichtungsbereich80 E/ha.

Mittelzentrenimlandlichen Bereich90 E/ha.
Mittelzentrenim Verdichtungsbereich110E/ha.

Oberzentren 130-150 E/ha.
In fast allen Stadten und Gemeinden der Region gibt es in innerortlichen Bereichen bebaubare
Flachen in Baulucken, in bisher fur andere Nutzungen vorgesehenen Freiflachen(Grunflachen,

Parkplatze u. a.), in Brachflachen von aufgegebenen Gewerbegebieten. Diese Flachen gilt es
entsprechend ihrer stadtebaulichen, verkehrsgunstigen Situation zu nutzen. Dabei sind 0kolo-
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gisch wertvolle innerortliche Freiflachenund Grunverbindungen zu erhalten. Fur stillgelegte
groBere Gewerbe- und Industrieareale (Brachen) sind Wiedernutzungskonzepte zu ent-
wickeln: In gewerblichen Standorten mit neuer gewerblicher Dienstleistungs- und/oder Wohn-
nutzung und in industriellen Standorten mit gewerblich-industriellerund mit Dienstleistungsnut-
zungen. Zur sparsamen Bodennutzung soll auch die MaBnahme der Verdichtungder Bebau-
ung bei bestehenden und geplanten Siedlungsgebieten dienen. Dabei ist insbesondere an
Gebiete mit groBzugigen GrundstucksgroBen gedacht, in denen durch Anbauten an bestehen-
den Gebauden, durch Aufstockungen oder durch Erstellung von weiteren Gebauden auf dem
gleichen Grundstuck, eine bessere Ausschopfung des vorhandenen Flachenpotentiales und
damit eine Verringerungder Inanspruchnahme von Neubauflachen in der freien Landschaft
erreicht werden kann. Dies trifft auch insbesondere fur Gewerbe- und Industriegebiete zu. Bei
geplanten Siedlungsflachen sollte aufgrund des knappen Flachenpotentials vermehrt verdich-
tete Bebauung (auch im landlichen Bereich) der Vorrang gegeben werden.

Bei der Untersuchung zur Ausweisung von Siedlungsbereichen (siehe Begrundung zu PS
2.3.1) werden die Ausweisungen und Zielsetzungen des Plankapitels 3 dieses Regionalpla-
nes berucksichtigt: Eine Besiedlung wird in den Grunzasuren, Grunzugen, den schutzbedurfti-
gen Bereichen und Schutzgebieten nicht vorgesehen.

StraBen, Platze und Ortsteile von geschichtlicher,kiuinstlerischerund stadtebaulicher Bedeu-
tung sowie Kulturdenkmaleund denkmalgeschutzte Gesamtanlagen sind zu erhalten und zu
pflegen. (Aufstellung der denkmalgeschutzten Gesamtanlagen siehe Anhang).

Die verdichteten Bereiche sind von militarischenAnlagen groBeren Umfangs moglichstfreizu-
halten. Bei der Abwagung mit anderen konkurrierenden Nutzungen sind die zivilen und militari-
schen Belange gleichrangig zu behandeln.

Im Plangebiet sind eine Reihe militarischerAnlagen vorhanden, durch die teilweise auch die
Nutzung der Umgebung eingeschrankt wird. Diese Einrichtungensind den Planungsbehorden
im einzelnen bekannt und mussen bei raumbeanspruchenden und beeinfluBenden MaBnah-
men berucksichtigt werden, wenn sie in der Raumnutzungskarte nicht enthalten sind.

Landschaftsplane

Die Umsetzung der Ziele der Regionalplanung auf kommunalerEbene mufB durch die Bauleit-
planungerfolgen.

Die Flachennutzungsanspruche, die durch die Bauleitplanung realisiert werden, fuhren i.d.R.
zu einer Umwidmung und Intensivierung der Flachennutzung und oftmals zu einer Inanspruch-
nahme freier Landschaft. Um fur diese Nutzungsanderung eine gesicherte und transparente
Abwagung zwischen soziodkonomischenund okologischen Belangen zu erreichen, hat sich
das Instrument der Landschaftsplanung bewahrt. Damit kann der Forderungdes BauGB ent-
sprochen werden, wonach eine Reihe 0kologischerund landschaftlicherAnliegen als Teilziele
der Bauleitplanung beachtet werden mussen.

Durch die Aufstellung der Bauleitplane sollen u.a. die "naturlichen Lebensgrundlagen geschutzt
und entwickelt werden". AuBerdem sind "die Belange des Umweltschutzes, des
Naturschutzes und der Landschaftspflege, insbesondere des Naturhaushaltes, des Wassers,
der Luft und des Bodens einschlieBlich seiner Rohstoffvorkommen, sowie das Klima ... zu
berucksichtigen." (BauGB, § 1,5. Weitere rechtliche Grundlagen bilden das NatSchG, §§ 7-9,
sowie der LEP, PS 2.1.2 und 2.1.21, LWaldG § 5-7)

DerForderung des Schutzes und der Entwicklung der naturlichen Lebensgrundlagen im Rah-
men der Bauleitplanung unterstreichtdie Notwendigkeit einer aktiven Daseins- und Umwelt-
vorsorge durch die Gemeinden. Dies sollte beispielsweise bedeuten, eine gemeindlicheKon-
zeption zu erarbeiten, die die Moglichkeit zur Erhaltung, Sanierung sowie langfristigen Ent-
wicklung der naturlichen Lebensgrundlagen verbessert. Dies aber sind typische Aufgaben der
Landschaftsplanung. Mit Grobuntersuchungen kdonnen die Flachengemeinden ihre Land-
schaftsplanung auf Konflikt- und Ausgleichsbereiche beschranken.
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Landschaftsplanung in Verbindung mit der Bauleitplanung hat unter diesem Blickwinkel keine
umsetzungsbehindernde Funktion. Durch die Landschaftsplanung konnen und sollen standig
aktuelle Umweltinformationenfur den Planungsraum erarbeitet werden. Dadurch kann in der
Auseinandersetzung mit den Fragen der Nutzungsabwagung mehr Planungssicherheiterreicht
werden. Auf Dauer ist dies ein wirksames Mittel zur Beschleunigung der Verfahren.

Diekommunale Landschaftsplanung bildet eine wichtige Konkretisierungder regionalen Land-
schaftsrahmenplanung. lhre Abstimmung sollteim Gegenstromprinzip erfolgen.

2.1 Zentrale Orte
2.1.1 Zentrale Orte des Landesentwicklungsplanes
N Im Netz der Zentralen Orte des Landes sind auszubauen

* als Oberzentrum die Stadt Konstanz,

* als Mittelzentren die Stadte Bad Sackingen, Lorrach/Weil am Rhein,
Radolfzell am Bodensee und Singen (Hohentwiel), Schopfheim und
Waldshut-Tiengen.

Vv Bei der Fortschreibung des Landesentwicklungsplanes soll das System
der Zentralen Orte auf der Ebene der Ober- und Mittelzentren in der
Region uberpruft werden. Es wird vorgeschlagen, bei der Fortschrei-
bung des Landesentwicklungsplanes das Mittelzentrum Lorrach/Weil am
Rhein zum Oberzentrum aufzustufen sowie die Mittelzentren Singen
und Radolfzell mit oberzentralen Erganzungsfunktionen auszuweisen.
AuBerdem wird vorgeschlagen, die Stadte Rheinfelden/Baden, Stock-
ach und Engen als Mittelzentren, die Stadt Wehr als Mittelzentrum ge-
meinsam mit dem Mittelzentrum Bad Sackingen auszuweisen.

Die Zentralen Orte des Landesentwicklungsplanes und ihre Verflech-
tungsbereiche sind in Tabelle 2.1-1 aufgefuhrt und in der Strukturkarte
dargestellt.

Begrundung

Die Zentralen Orte auf der Stufe des Oberzentrums und der Mittelzentren sind aus Plansatz
3.9.2Landesentwicklungsplan 1983 nachrichtlichuibernommen.

Danach ist die Stadt Konstanz als Oberzentrum in der Weise auszubauen, daB die Stadt als
kulturellerMittelpunkt und als Statte geistigen Leistungsaustausches im Bodenseeraum stei-
gende Bedeutung gewinnt. Die Stadte Bad Sackingen, Lorrach/Weilam Rhein, Radolfzell am
Bodensee, Schopfheim, Singen (Hohentwiel) und Waldshut-Tiengen sind als Mittelzentren
auszubauen.

Nach Plansatz 1.5.41 Landesentwicklungsplan sollen Oberzentren als Zentrale Orte mit in der
Regel groBstadtischer Pragung ein groBes Gebiet von mehreren 100.000 Einwohnern
(Oberbereich) auch mit hochqualifizierten Leistungen versorgen konnen. In der Regel ent-
spricht dieser Bereich in etwa dem Gebiet einer Region. Infolge ihres Gebietszuschnitts ist
eine oberzentrale Versorgung der Region Hochrhein-Bodensee durch das Oberzentrum Kon-
stanz nicht moglich. Konstanz wird wegen seiner Randlage nur von der Bevolkerung aus dem
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ostlichen Regionsteil als Oberzentrum in Anspruch genommen.Bereits im westlichen Teil des
Landkreises Konstanz wird die oberzentrale Funktion von Konstanz durch die Mittelzentren
Radolfzell und insbesondere Singen Uberlagert. Das Oberzentrum Konstanz ist daher geman
Landesentwicklungsplan aufgrund seiner geschichtlichenund kulturellen Tradition sowie we-
gen seiner jungsten Entwicklung als Universitatsstadt in erster Linie kulturellerMittelpunkt und
Statte geistigen Leistungsaustausches fur den Bodenseeraum.

Neben Konstanz nehmen faktisch auch Zurich und Basel sowie Freiburg oberzentrale Funktio-
nen fur die Region wahr. Auf der Ebene der Mittelzentren erfullt auch Schaffhausen fur Teile
derRegion entsprechende Funktionen.

Zurich und Basel, die fur die Region faktisch oberzentrale Funktionen wahrnehmen, und das
Oberzentrum Freiburg liegen allerdings von einem GroBteil der zu versorgenden Regionsbe-
volkerung uberdurchschnittlich weit entfernt bzw. sogar im benachbarten Ausland. Daher mus-
sen vielfach Mittelzentren einzelne oberzentrale Versorgungsfunktionen ibernehmen. Es ist
eine Aufgabe der Regionalplanung, Funktionsteilungenzwischen dem Oberzentrum und ein-
zelnen Mittelzentren vorzusehen, die diesen speziellen regionalen Verhaltnissen entsprechen.
Dabei kbnnen Vorschlage fur besondere Ausstattungen von Mittelzentren ausgearbeitet wer-
den ( Plansatz 1.5.41 Landesentwicklungsplan, Begrundung).

Dieser regionalplanerischen Aufgabe entsprechend sollen die Mittelzentren Radolfzell und
Singen Erganzungsfunktionen fur das Oberzentrum Konstanz ubernehmen.

Mit dieser durch die Randlage des Oberzentrums Konstanz innerhalb der Region bedingten
FunktionsteilungmuB allerdings eine generelle Neubewertung der oberzentralen Funktion von
Konstanz einhergehen. Die bisherige Beschrankung auf den "kulturellen Mittelpunkt" und die
"Statte geistigen Leistungsaustausches im Bodenseegebiet" entspricht nicht der Bedeutung
der Stadt Konstanz. Gerade in den vergangenen Jahren hat Konstanz sein Gewicht auf wirt-
schaftlichem Sektordurchdie Ansiedlungeinigertechnologieorientierter Firmenund den Aufbau
eines Technologiezentrums erheblich steigern konnen. Nur auf der Basis einer gesunden Wirt-
schaft kann die Stadt ihre zweifellos vorhandenen kulturellen Aufgaben im Bodenseeraum auf
Dauererfullen.

Der Regionalverband schlagt daher bei der Fortschreibung des Landesentwicklungsplanes
eine grundsatzliche Uberprufung des Systems der Zentralen Orte vor, da das Konzept der
Zentralen Orte auf gutachterlichen Untersuchungen der Universitat Freiburg aus den 60er
Jahren beruht. Insbesondere wird vorgeschlagen, das Mittelzentrum Lorrach/Weil am Rhein
zum Oberzentrum aufzustufen, da Konstanz seine oberzentralen Funktionen fur den Westteil
der Region nicht erfullenkann.

Die zur Ausweisung bei der Fortschreibung des Landesentwicklungsplanes vorgeschlagenen
Mittelzentrennehmen fur ihren jeweiligen Verflechtungsbereich (zur Abgrenzung der kunftigen
Mittelbereiche siehe Plansatz 2.1.2) mittelzentrale Funktionen wahr. Sie verfugen uUber die
entsprechende Ausstattung mit Dienstleistungseinrichtungen sowie Uber eine bedeutende
Arbeitsplatzzentralitat.

2.1.2 Mittelbereiche

Vorbemerkung

Die Verflechtungsbereiche des Oberzentrums und der Mittelzentren sind als Mittelbereicheim
Landesentwicklungsplan 1983 gemeindeweise abgegrenzt. Dabei ist die Mittelbereichsgrenze
zwischen Lorrach/Weilam Rhein und Mullheimim Bereich der Gemeinden Bad Bellingen und
Schliengen offen gelassen.
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Vv Bei der Fortschreibung des Landesentwicklungsplanes soll die Mittel-
bereichsgrenze zwischen Lorrach/Weil am Rhein und Mullheim so fest-
gelegt werden, daBB die Gemeinden Bad Bellingen und Schliengen dem
Mittelbereich Lorrach/Weil am Rhein zugeordnet werden.

\" AuBerdem soll eine Zuordnung der Gemeinde Gorwihl zum Mittelbe-
reich Waldshut-Tiengen gepruft werden.

Begrundung

Die Verflechtungsbereiche des Oberzentrums und der Mittelzentren (Mittelbereiche) sind im
Landesentwicklungsplan 1983 (Plansatz 1.5.21 und Anhang) ausgewiesen. Sie sind nach-
richtlichin den Regionalplan zu Ubernehmen. Die Mittelbereiche sind im Anhang zu Plansatz
1.5.21 Landesentwicklungsplan durch Aufzahlung der zugehorigen Gemeinden abgegrenzt.
Die Mittelbereichsgrenze zwischen Lorrach/Weilam Rhein und Mullheimim Bereich der Ge-
meinden Schliengen und Bad Bellingen ist offen gelassen.

Die bestehenden Verflechtungen der Gemeinden Schliengen und Bad Bellingen nach Lorrach
und Weil am Rhein begrunden die gemeinsame Forderung des Regionalverbandes und des
Landkreises Lorrach, den Verwaltungsraum Schliengen in Ubereinstimmungmit seiner verwal-
tungsmaBigen Zugehorigkeitzum Landkreis Lorrach dem Mittelbereich Lorrach/Weil am Rhein
zuzuordnen.

Da Mittelbereiche nicht grenzuberschreitend ausgewiesen werden kbnnen, muf3 darauf hinge-
wiesen werden, daB die Staatsgrenze die Verflechtungsbereicheder grenznahen Zentralorte
einschrankt, obwohl tatsachlich erhebliche Verflechtungen besonders im Dienstleistungsbe-
reich Uber die Staatsgrenze hinweg bestehen.

Die vorgeschlagene Zuordnung der Gemeinde Gorwihl zum Mittelbereich Waldshut wird mit
veranderten Verflechtungenzumhbherrangigen Zentralortbegrundet.

Die Mittelbereiche der vorgeschlagenen Mittelzentren konnten wie folgt abgegrenzt werden:

MZ Rheinfelden Verwaltungsraum Rheinfelden und Grenzach-Wyhlen
MZ Stockach VerwaltungsraumStockach

MZ Engen Verwaltungsraum Engenund Tengen
213 Unterzentren
Z Die in diesem Regionalplan ausgewiesenen Unterzentren sind so aus-

zubauen, daB sie auch den qualifizierten, haufig wiederkehrenden uber-
ortlichen Bedarf eines Verflechtungsbereichs der Grundversorgung mit
in der Regel mehr als 10.000 Einwohnern decken konnen. Sie sollen
durch groBere Vielfalt und qualifiziertere Ausstattung in der Grundver-
sorgung in Teilbereichen Erganzungsfunktionen der mittelzentralen Ver-
sorgungubernehmen.

Als Unterzentren sind auszubauent
im Landkreis Konstanz Engen (Vorschlag M2)

Gottmadingen
Stockach (Vorschlag MZ)

" Bezuglich der Aufstufung der Stadte Stockach, Rheinfelden und Wehr wird auf die Vorschlage unter
Plansatz 2.1.1 verwiesen.
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im Landkreis Lérrach Grenzach-Wyhlen
Kandern
Rheinfelden (Vorschlag M2Z)
Todtnau/Schonau
Zell i. W.

im Landkreis Waldshut Bonndorf
Jestetten
Laufenburg/Murg/Albbruck12
St. Blasien
Wehr (Vorschlag M2Z)

Die Unterzentren sind in Tabelle 2.1-1 aufgefuhrt und in der Struktur-
karte dargestellit.

Begrundung

Die Unterzentren dienen der Grundversorgung zur Deckung des haufig wiederkehrenden
Uberortlichen Bedarfs.Sie unterscheiden sich von den Kleinzentren vor allem durch die qualifi-
ziertere Ausstattung (Quantitat und Vielseitigkeit)in der Grundversorgung. Dadurch sind die
Unterzentren in der Lage, in Teilbereichen der mittelzentralenVersorgung Erganzungsfunktio-
nen zu ubernehmen.

Die bisher im Landesentwicklungsplan ausgewiesenen Unterzentren werden gemaB §8 LplG
i.d.F. v. 8. April 1992 in den Regionalplanen ausgewiesen.

Die Ausweisung der Unterzentren entspricht mit Ausnahme der Aufstufung der Kleinzentren
Gottmadingen, Grenzach-Wyhlen, Zell i. W. und Jestetten zu Unterzentren der bisherigen
Ausweisung im Landesentwicklungsplan 1983.

Die Ausweisung des Unterzentrums Gottmadingen wird mit der Entlastungsfunktion fur das
Mittelzentrum Singen und mit den guinstigen Entwicklungsmoglichkeiten in den Bereichen Woh-
nen und Gewerbe/Industrie (groBe Flachenpotentiale) begrundet. Gottmadingen verfugt au-
Berdem Uber einreichhaltiges und qualifiziertes Angebot an Dienstleistungseinrichtungen.

Bei Grenzach-Wyhlen und Jestetten sowie bei Zell i. W. ist eine Aufstufung zu Unterzentren
wegen der besonderen Lage im Grenzraum bzw. der Strukturproblemeim oberen Wiesental
raumordnerischsinnvoll. Die entsprechenden Einrichtungender Grundversorgung sind in den
genannten Unterzentren vorhanden.

2.1.4 Kleinzentren

Z Die in diesem Regionalplan ausgewiesenen Kleinzentren sind so auszu-
bauen, daB sie den haufig wiederkehrenden uberortlichen Bedarf des
Verflechtungsbereichs der Grundversorgung decken konnen. Dabei
sollen die zentralortlichen Einrichtungen in demjenigen Ort konzen-
triert werden, der sich nach Lage im Verflechtungsraum, Entwick-
lungs-moglichkeiten und Ausstattung am besten dafur eignet (= Versor-
gungskern).

12 von der Verbindlichkeit ausgenommen
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Als Kleinzentren sind auszubauen

im Mittelbereich Radolfzell Gaienhofen
Ohningen 13
im Mittelbereich Singen Hilzingen

Rielasingen-Worblingen
SteiBlingen 14
Tengen

im Mittelbereich Lorrach/Weil am Rhein Binzen
Efringen-Kirchen
Schliengen
Steinen

im Mittelbereich Schopfheim Tegernau

im Mittelbereich Waldshut-Tiengen Hohentengen 15
Klettgau
Kussaberg
Stuhlingen
Uhlingen-Birkendorf
Wutéschingen

im Mittelbereich Bad Sackingen Gorwihl
Rickenbach/Herrischried

Die Kleinzentren sind in Tabelle 2.1-1 aufgefuhrt und in der
Strukturkarte dargestelit.

Begrundung

Kleinzentren stellen die unterste Ebene der zentralortlichen Gliederung da. Sie sind die Stand-
orte von Versorgungseinrichtungenzur Deckung des haufig wiederkehrenden Bedarfs der
Grundversorgung der Bevolkerung. Dazu gehoren u.a. schulische Einrichtungenbis zur Real-
schule, Einkaufsmoglichkeitenin Fachgeschaften, Einrichtungender medizinischen Versorgung
und die Ublichen Dienstleistungsbetriebe wie Banken und Handwerksbetriebe. Es handelt
sich dabei grundsatzlich um Einrichtungen,die mehr als die tagliche Versorgung ubernehmen,
einen groBeren Benutzerkreis voraussetzen und deshalb nicht in jeder Gemeinde vorhanden
seinkonnen.

Die Ausweisung der Kleinzentrenist den Regionalverbanden mit der Festlegung des Inhalts
der Regionalplane (§ 8 Abs. 2 LplG) vorgeschrieben. Sie richtet sich nach den im Landesent-
wicklungsplan festgelegten Kriterien (vgl. Plansatz 1.5.44 LEP und Begrundung).

Die Grundversorgung der Bevoblkerung ist in allen Teilen der Region sichergestellt. Es sind in
keinem Teil der Region Versorgungsschwierigkeitenauf der Ebene der Grundversorgung auf-
getreten. Die zusatzliche Ausweisung der Kleinzentren Binzen, Hohentengen, Ohningen, Rie-
lasingen-Worblingen und SteiB3lingen entspricht deren vorhandener Versorgungsfunktion.

13 von der Verbindlichkeit ausgenommen
14 von der Verbindlichkeit ausgenommen
15 von der Verbindlichkeit ausgenommen

38



Regionalplan 2000 - Regionale Siedlungsstruktur

Tabelle 2.1-1 Zentrale Orte und Verflechtungsbereiche

Mittelbereich Verwaltungs- Gemeinden Zentralitat Versorgungs-
raum kern
Konstanz Konstanz Konstanz 0z Konstanz
Allensbach
Reichenau
Radolfzell Radolfzell Radolfzell MZ Radolfzell
Hori Gaienhofen KIZ Gaienhofen
Moos
Ohningen Kiz 16 Ohningen
Stockach Stockach uz17 Stockach
Bodman-Ludwigshafen
Eigeltingen
Hohenfels
Orsingen-Nenzingen
Muhlingen
Singen Singen Singen MZ Singen
Rielasingen-Worblingen KlIZ Rielasingen-Worb.
SteiBlingen Kiz18 SteiBlingen
Volkertshausen
Engen Engen uz19 Engen
Aach
Mihlhausen-Ehingen
Gottmadingen Gottmadingen uz Gottmadingen
Busingen
Gailingen
Hilzingen Hilzingen KIZ Hilzingen
Tengen Tengen KiZ Tengen
Lorrach/Weil Lorrach Lorrach MZ * 20 Lorrach
am Rhein ** Inzlingen
Weilam Rhein Weilam Rhein MZ* 21 Weilam Rhein
Vorderes Binzen KIZ Binzen
Kandertal Eimeldingen
Fischingen
Rummingen
Schallbach
Wittlingen
Kandern Kandern uz Kandern
Malsburg-Marzell
Rheinfelden Rheinfelden uz22 Rheinfelden
Schworstadt
Efringen- Efringen-Kirchen KIZ Efringen-Kirchen
Kirchen
Grenzach- Grenzach-Wyhlen uz Grenzach-Wyhlen
Wyhlen
Schliengen Schliengen KIZ Schliengen
Bad Bellingen
Steinen Steinen KIZ Steinen
16 von der Verbindlichkeit ausgenommen
17 Vorschlag Mittelzentrum (vgl. Plansatz 2.1.1)
18 von der Verbindlichkeit ausgenommen
19 Vorschlag Mittelzentrum (vgl. Plansatz 2.1.1)
20 Vorschlag gemeinsames Oberzentrum (vgl. Plansatz 2.1.1)
21 Vorschlag gemeinsames Oberzentrum (vgl. Plansatz 2.1.1)
2 Vorschlag Mittelzentrum (vgl. Plansatz 2.1.1)
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noch Tabelle 2.1-1 Zentrale Orte und Verflechtungsbereiche

Mittelbereich

Verwaltungs-
raum

Gemeinden

Zentralitat

Versorgungs-
kern

Schopfheim

Schopfheim

Schopfheim
Hasel
Hausen
Maulburg

MZ

Schopfheim

Schonau

Schonau
Aitern

Bollen
Frohnd
Schbnenberg
Tunau
Utzenfeld
Wembach
Wieden

UZ *kkk

Schonau

Todtnau

Todtnau

UZ *kkk

Todtnau

Kl. Wiesental

Tegernau
Burchau
Elbenschwand
Neuenweg
Raich
Sallneck

Wies

Wieslet

KIZ

Tegernau

Zelli.W.

Zelli.W.
Hag-Ehrsberg

uz

Zelli.W.

Waldshut-
Tiengen

Waldshut-Tiengen

Waldshut-Tiengen
Dogern
Lauchringen
Weilheim

MZ

Waldshut-Tiengen

Bonndorf

Bonndorf
Woutach

uz

Bonndorf

St. Blasien

St. Blasien
Bernau
Dachsberg
Hausern
Hbéchenschwand
Ibach

Todtmoos

uz

St. Blasien

Albbruck

Albbruck

UZ *kkk DT

Albbruck

Jestetten

Jestetten
Dettighofen
Lottstetten

uz

Jestetten

Klettgau

Klettgau

KIZ

Erzingen, GrieBen

Kussaberg

Kussaberg
Hohentengen

KIZ
Kiz 24

Rheinheim
Hohentengen

Ob. Schluchttal

Uhlingen-Birkendorf
Grafenhausen

KIZ

Uhlingen

Stuhlingen

Stuhlingen

KIZ

Stuhlingen

Wutbschingen

Wutbschingen
Eggingen

KIZ

Wutbdschingen

23 von der Verbindlichkeit ausgenommen
24 von der Verbindlichkeit ausgenommen
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noch Tabelle 2.1-1 Zentrale Orte und Verflechtungsbereiche

Mittelbereich Verwaltungs- Gemeinden Zentralitat Versorgungs-
raum kern
Bad Sackingen Bad Sackingen Bad Sackingen MZ Bad Sackingen
Herrischried KIZ *** Herrischried
Rickenbach KIZ *** Rickenbach
Murg UzZ **** 25 Murg
Laufenburg Laufenburg UzZ **** 26 Laufenburg
Wehr Wehr uzaz Wehr
Gorwihl Gorwihl Kiz Gorwihl

Erlauterung: * gemeinsamesDoppelzentrum

**  Die Mittelbereichsgrenze zwischen Lorrach/Weil am Rhein und Mullheim
istim Bereich der Gemeinden Bad Bellingen und Schliengen im Landes-
entwicklungsplan offengelassen.
gemeinsameKleinzentrum
gemeinsamedJnterzentrum

*k*k

*kkk

2.2 Entwicklungsachsen

2.2.1 Allgemeine Entwicklungsziele

N In den Entwicklungsachsen sind zur Forderung des groBraumigen
Leistungsaustauschs die Verkehrs- und Versorgungsstrange zu bundeln
undauszubauen.

Begrundung

Nach PS 3.9.3 LEP ist die groBraumige Siedlungsentwicklung auf die Entwicklungsachsen

(Mullheim-) Lorrach/Weil am Rhein - Rheinfelden - Waldshut-Tiengen - Klettgau
(Zurich)-(Bulach) - Jestetten - (Schaffhausen) - Gottmadingen - Singen
Konstanz - Radolfzell a.B. - Singen - Engen - (Donaueschingen)

Singen - Stockach - (Uberlingen)

und auf die regionale Entwicklungsachse
» Stockach - (MeBkirch)
auszurichten.

Die Untersuchung der Siedlungsbereiche durch den Regionalverband hat ergeben, daB in den
Entwicklungsachsen nur noch begrenzte, fur die Laufzeit des Regionalplanes noch ausrei-
chende Entwicklungspotentiale vorhanden sind (PS 2.3.1). Es ist vordringliche Aufgabe, fla-
chensparend mit den Entwicklungspotentialen innerhalb der Landesentwicklungsachsen, ins-

25 von der Verbindlichkeit ausgenommen
26 von der Verbindlichkeit ausgenommen
27 Vorschlag Mittelzentrum (vgl. Plansatz 2.1.1)
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besondere durch die Ausschdpfung der Innenentwicklung in den Stadten und Gemeinden um-
zugehen.

Die Bundelung der Verkehrs- und Versorgungsstrange und eine flachensparende Siedlungs-
entwicklung bilden eine wichtige Grundlage, um die Freiraumstruktur (PK 3) zu erhalten und zu
entwickeln. Wichtige achsenbegleitende und -gliedernde Freiraumelementestellen dabei die
regionalen Grunziuge und Grunzasuren sowie schutzbedurftige Bereiche und Schutzgebiete
dar.

Der bedarfsgerechte Ausbau der Verkehrs- und Versorgungsstrange ist Voraussetzung fur
den Leistungsaustausch innerhalb der Region und mit den benachbarten Regionen und
Staaten (Schweiz und Frankreich).

22.2 Entwicklungsachse im Oberrhein-, Wiesen- und Hoch-
rheintal
G In der Entwicklungsachse (Mullheim) - Weil am Rhein - Lorrach - Rhein-

felden und Schopfheim - Bad Sackingen - Waldshut-Tiengen - Klettgau
sind insbesondere im Verdichtungsraum (Basel) - Lorrach und seiner
Randzone sowie im Raum Waldshut-Tiengen zur Vermeidung von nach-
teiligen Verdichtungserscheinungen und -folgen

* die Entwicklung der Siedlungsstruktur,
* die Erhaltung und Entwicklung der Freiraumstruktur und
* der Ausbau der Bandinfrastruktur aufeinander

abzustimmen.

Vv Bei der Fortschreibung des Landesentwicklungsplanes ist die Auswei-
sung einer Landesentwicklungsachse (Zurich)-(Bulach)- Jestetten -
(Schaffhausen)- Gottmadingen-Singen zu uberprufen.

Die Siedlungsbereiche werden im Plansatz 2.3.1 ausgewiesen.

Begrundung
Anmerkungen zu der Tabelle 2.2.2-1

Innerhalb der Entwicklungsachsen kann der Siedlungsflachenbedarfvon ca 1.200 ha fur die
Laufzeit dieses Regionalplanes durch vorhandene Flachenpotentiale abgedeckt werden
(Basis: Bevolkerungsprognose des Statistischen Landesamtes bis 2005 und Eigenbedarf der
Gemeinden, siehe PS 2.3.1 Begrundung).

Zur Verdeutlichung zeigt die folgende Tabelle 2.2.2-1 fur wichtige Bereiche der
Entwicklungsache im Oberrhein,- Wiesen- und Hochrheintaleine Modellrechnungals Beispiel
fur 10 Jahre. Sie enthalt eine Gegenuberstellung von Gesamtflachenbedarf und
Flachenangebot. DerModellrechnungliegenfolgende Annahmenzugrunde:
Bevolkerungsentwicklung auf der Basis 1970 - 1991 bzw. 1980 - 1991.

* Durch die Verwendung der Basisjahre 1970 - 91 und 1980 - 91ergibt sich eine gewisse
Spannweite fur die mogliche kunftige Entwicklung der Bevblkerung.
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» zuzuglich 0,5% fur Eigenentwicklung pro Jahr

* AngenommenemittlereDichte:80E/ha

Tabelle 2.2.2-1 Entwicklungsachse im Oberrhein,- Wiesen- und Hochrheintal
Bedarfsschatzung fur Wohnbauflachen in Teilraumen (Herbst 1992)

Teilraum*1 Bevolke- Bedarfs- Bedarfsschat- | Ge- Gesamt- Flachen- Diffe-
run schatzung zung Eigen- samt- bedarf dargebot renz
31.12.1991 | Bevolk. bedarf bedarf 80E/ha
entw.70-91 0,5%d.
EW (80-91) Bevolk./J. EW/10J. ha ha ha
EW/10J. EW/10J.
Weil am Rhein: 39.850 1.514 1.993 3.507 44 80 +36
Weil a.R., (2.351) (4.344) (54) (+26)
Efringen-Kirchen,
Eimeldingen,
Binzen,
Rummingen
Lorrach: 52.896 - *2 2.650 2.650 33 33 +/-0
Lorrach, (3.490) (6.140) (77) (-44)
Steinen (61 habei (-28)
180 E/ha)

Schopfheim: 24.381 1.170 1.219 2.389 30 50 +20
Schopfheim, (1.609) (2.828) (35) (+15)
Maulburg, Hasel,
Hausen
Rheinfelden: 45.193 2.310 2.260 4.570 57 113 +56
Rheinfelden, (2.890) (5.150) (64) (+49)
Grenzach-Wyhlen,
Schworstadt
Wehr: 12.787 790 640 1.430 17 25 +8

(1.280) (1.920) (24) (+1)
Bad Sackingen: 22.356 1.230 1.118 2.350 30 26 -4
Bad Sackingen, (2.280) (3.400) (42) (-16)
Murg
Laufenburg: 7.947 350 400 750 9 15 +6

(910) (1.310) (16) (-1)

Waldshut-Tiengen: | 38.189 2.100 1.910 4.010 50 84 +34
Waldshut-Tiengen, (2.600) (4.510) (56) (+28)
Lauchringen,
Dogern, Albbruck

Erlauterung: *1 Die Abgrenzung der TeilrAume entspricht nicht den Mittelbereichen der
Mittelzentren; daher sind auch Schliengen und Bad Bellingen nicht beim Teilraum
Weil am Rhein, bzw. Lorrach aufgefuhrt, obwohl sie nach PS 2.1.2 dem
Mittelbereich Lorrach/Weilam Rhein zugeordnet werden.

* 2 TeilraumLorrach: Im Zeitraum 1970 - 1991 gab es eine leichte Abnahme der
Bevolkerung, daher ist kein Bedarf errechenbar. Die Zahlen in den Klammernsind
Bedarfsschatzungen fur eine Entwicklung wie im Zeitraum 1980 - 1991.

In den TeilrAaumen Weil am Rhein, Schopfheim, Rheinfelden und Waldshut-Tiengen sind fur die
nachsten zehn Jahre noch deutlich Uber die Bedarfsschatzung hinausgehende sowie in den
Teilraumen Wehr und Laufenburg knapp Uber die Bedarfsschatzung hinausgehende Flachen-
potentiale vorhanden.
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ImTeilraumLorrachdagegen kann gerade die Eigenentwicklung (0,5 % der Bevblkerung pro
Jahr) abgedeckt werden; in diesem Raum wurde bei einer Bevolkerungsentwicklung wie 1980
- 1991 in den nachsten zehn Jahren ein deutliches Flachendefizit entstehen.

Im Teilraum Bad Sackingen ergibt sich bei einer Bevolkerungsentwicklung wie 1970 - 1991 ein
leichtes, bei einer Bevolkerungsentwicklung wie 1980 - 1991 ebenfalls ein deutliches Flachen-
defizit.

Die Flachenreserven fur Gewerbe- und Industrieflachen sind in PS 2.6.1 (Begrundung) darge-
stellt.

Es wird vorgeschlagen, in Abstimmung mit Plankapitel 3 (Freiraumkonzept)und dem Ausbau
der Infrastruktur (PK 4) und unter Berucksichtigungder in PS 2.0.1 aufgezeigten allgemeinen
Grundsatze Entwicklungskonzeptionen fur die vorgenannten "Mangelgebiete" in groBerem
raumlichenZusammenhangundgrenziuberschreitenddurchzufuhren.

Bereits heute hat die DB AG -Rheintalstrecke nationale und internationale Bedeutung und er-
langt als Zulaufstrecke zum ALPTRANSIT durch einen viergleisigen Ausbau zentrale Verbin-
dungsfunktion fur den Guter- und Personenverkehr zwischen den nordlichen und sudlichen
Staaten Europas. Neben der Aufgabe, einen absehbar steigenden Verkehr (insbesondere
Guterverkehr) zu bewaltigen, soll damit dem Ziel entsprochen werden, eine weitgehende Ver-
lagerung des Verkehrsvon der StraBe auf die Schiene zugunsten des Schutzes von Natur,
Mensch und Umwelt zu erreichen.Dieses Ziel wird auch mit einer Verbesserung des Perso-
nennahverkehrsim Dreilandereck durch eine Regio-S-Bahn verfolgt.

Der Ausbau der West-Ost-Verkehrsinfrastruktur wird fur den Wirtschaftsraum Hochrhein den
AnschluB3 andeninternationalen Verkehr und damit die Standortbedingungen sowie den groB-
raumigen Leistungsaustausch in West-Ost-Richtung verbessern (PS 4.1.2.2).

2.2.3 Entwicklungsachsen im Hegau und im Bodensee-Uferbe-
reich
G In den Entwicklungsachsen

* (Schaffhausen) - Gottmadingen - Singen,
* Konstanz - Radolfzell a. B. - Singen - Engen - (Donaueschingen),
* Singen - Stockach - (Uberlingen)

sind in den Abschnitten (Schaffhausen) - Gottmadingen - Singen, Sin-
gen - Engen und Singen - Stockach - (Uberlingen) in Abstimmung mit
dem Freiraumkonzept des Plankapitels 3 die Siedlungsbereiche ent-
sprechend ihrer Funktionszuweisung so zu entwickeln, daB sie auch
Entlastungsfunktionen fur den Bodensee-Uferbereich ubernehmen kon-
nen.

G In den Abschnitten Radolfzell a. B. - Konstanz und Stockach- (Uberlin-
gen) soll

* zur Erhaltung des Bodensee-Uferbereiches als bedeutender Erho-
lungs- und empfindlicher okologischer Raum und

* zur Vermeidung von Uberlastungserscheinungen

fur den Bedarf der Bevolkerung an Wohn- und Arbeitsstatten sowie an
Dienstleistungseinrichtungen die Siedlungsentwicklung im Innenbe-
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reich und in seeabgewandten Bereichen der Zentralorte und in anderen
geeigneten Orten erfolgen.

Vv Die bestehende Verkehrsinfrastruktur ist entsprechend ihrer regionalen
Bedeutung gemaB den Zielsetzungen des PK 4 auszubauenbzw. zu er-
ganzen.

Die Siedlungsbereiche werden im Plansatz 2.3.1 ausgewiesen.

Begrundung
Anmerkung zu der Tabelle 2.2.3-2

Innerhalb der Entwicklungsachsen kann der Siedlungsflachenbedarfvon ca 1.200 ha fur die
Laufzeit dieses Regionalplanes durch vorhandene Flachenpotentiale abgedeckt werden
(Basis: Bevolkerungsprognose des Statistischen Landesamtes bis 2005 und Eigenbedarf der
Gemeinden, siehe PS 2.3.1, Begrundung).

Zur Verdeutlichung zeigt die folgende Tabelle 2.2.3-2 fur wichtige Bereiche der
Entwicklungsache im Hegau und im Bodensee-Uferbereich eine Modellrechnung als Beispiel
fur 10 Jahre. Sie enthalt eine Gegenuberstellung von Gesamtflachenbedarf und
Flachenangebot. DerModellrechnungliegenfolgende Annahmenzugrunde:
* Bevblkerungsentwicklung auf der Basis 1970 - 1991 bzw. 1980 - 1991
Durch die Verwendung der Basisjahre 1970 - 91 und 1980 - 91 ergibt sich eine gewisse
Spannweite fur die mogliche kunftige Entwicklung der Bevolkerung.
» zuzuglich 0,5% fur Eigenentwicklung pro Jahr

* AngenommenemittlereDichte:100E/ha

Tabelle 2.2.3-2 Bedarfsschatzung fur Wohnbauflachen in TeilrAumen, Stand Herbst 1992

Teilraum Bevolkerung | Bedarfs- Bedarfs- Ge- Gesamt- | Flachen- Diffe-
(entspricht nichtden | 31.12.1991 schatzung schatzung samt- bedarf dargebot renz
Mittelbereichen) Bevolk.entw. | Eigenbedarf bedarf 100E/ha
70-91(80-91) | 0,5%d.
Bevolk./J.
EW EW/10J. EW/104J. EW/10J. ha ha ha

Konstanz: 82.701 5.870 4.130 10.000 100 115 +15
Allensbach (8.540) (17.700) (180) -65
(ohne Reichenau )
Radolfzell a. 27.128 2.700 1.360 4.060 40 40 +/-0
Bodensee (3.550) (4.910) (49) (-9)
Singen: 64.111 1.220 3.210 4.430 44 96 +52
Singen, (4.940) (8.150) (82) (+14)
SteiBlingen,
Volkertshausen,
Rielasingen-
Worblingen,
Muhlhausen-
Ehingen

Gesamt-

bedarf

80 E/ha

ha
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noch Tabelle 2.2.3-2 Bedarfsschatzung fur Wohnbauflachen in Teilraumen, Stand Herbst 1992

Teilraum Bevolkerung | Bedarfs- Bedarfs- Ge- Gesamt- | Flachen- Diffe-
(entspricht nicht den | 31.12.1991 schatzung schatzung samt- bedarf dargebot renz
Mittelbereichen) Bevolk.entw. | Eigenbedarf bedarf 100E/ha
70-91(80-91) | 0,5%d.
Bevolk./J.
EW EW/104J. EW/104J. EW/10J. ha ha ha
Stockach : 20.901 2.050 1.050 3.100 39~ 32 -4
Stockach, (2.720) (3.770) (47)~ (-15)
Bodman-
Ludwigshafen,
Orsingen-
Nenzingen

ZumTeilraum Konstanz:

Die Gemeinde Reichenau hat im Inselbereich nur Flachenreserven fur den Eigenbedarf. Auf
dem Festland ist in derdirektenLage zum schienengebundenen OPNV ein Siedlungsbereich
zur Entlastung des Zentralortes Konstanz denkbar. In der Gemeinde Allensbach ist ein Sied-
lungsbereich denkbar, der in der direkten Lage zum schienengebundenen OPNV zur Entla-
stung von Konstanz beitragen kann.

ZumTeilraum Singen:
Neuausweisungen sind fur den Teilraum Singen nicht im einzelnen untersucht worden, sind
jedoch z.B. im Sudosten denkbar.

ZumTeilraumStockach:

Der Flachenbedarf ist mit 80 EW/ha berechnet, die fur die anderen Teilraume angesetzte Brut-
tobesiedlungsdichte von 100 EW/ha ist fur den Teilraum Stockach nicht realistisch. Die Ge-
meinden Eigeltingen, Muhlingen und Hohenfels liegen auBerhalb der Landesentwicklungsach-
sen.

Im Teilraum Singen sind fur die nachsten zehn Jahre noch deutlich uber der Bedarfsschatzung
Flachenpotentiale vorhanden, im Teilraum Radolfzell a. B. kann der Bedarf bei einer Bevolke-
rungsentwicklung wie 1970 - 1991 abgedeckt werden, jedoch entsteht bei einer starkeren
Entwicklung bereits ein Flachendefizit. Im Teilraum Stockach ist bereits bei einer Bevolke-
rungsentwicklung wie 1970 - 1991 ein Flachendefizit absehbar.

Die Flachenreserven fur Gewerbe- und Industrieflachen sind im PS 2.6.1, Begrundung, darge-
stellt. Zwar kdnnen in den groBen Flachenpotentialender Teilraume Singen, Engen, Gottma-
dingen und auch Stockach (Gewerbe und Industrie) Entlastungsfunktionen fur den Bodensee-
Uferbereich insbesondere fur den Abschnitt Konstanz - Radolfzell a. B., Uibernommenwerden,
jedoch bleibt ein nicht unerheblicherTeil des Siedlungsdrucks in diesem Raum aufgrund der
Attraktivitat der Bodenseelandschaft, durch die Universitat und Fachhochschule sowie durch
die Entwicklungschancen fur Gewerbe, Dienstleistung und Fremdenverkehr erhalten.

Derin Plankapitel 4 dargestellte und angestrebte Ausbau der Verkehrsinfrastruktur soll die Ein-
bindung des westlichen Bodenseeraumes in den nationalen und internationalen Verkehr und
damit die Standortgunst dieses Wirtschafts- und Kulturraumeserhdhen, sowie durch Entflech-
tung und teilweise Verlagerungder Verkehrsstromein seeabgewandte Bereiche das Boden-
seeufer entlasten.

224 Regionale Entwicklungsachse im Stockacher Raum

y4 Zur Versorgung des landlichen Stockacher Raumes mit Arbeitsplatzen
wird die regionale Entwicklungsachse Stockach-MeBkirch ausgewiesen.
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Begrundung

Die Ausweisung der regionalen Entwicklungsachse Stockach-MeBkirch zur Versorgung des
landlichen Stockacher Raumes mit Arbeitsplatzen wird wie folgt begrundet:

* Ausweisung von Zizenhausen und Hindelwangen als Schwerpunkte fur Wohnbauent-
wicklung (EO’s fur Stockach und Bodenseeuferbereich - Plansatz 2.3.1)

* Ausweisung von Muhlingen-Schwackenreuteals Schwerpunkt fur Industrie und Gewerbe
(Plansatz 2.6.1)

¢ Die vorhandene B 313 Stockach-MeBkirch
¢ Der Ausbau der Bahnlinie Stockach-MeBkirch fur den Guterverkehr

¢ Der reaktivierte Betrieb der Bahnlinie Radolfzell a. B. - Stockach fur den Personenverkehr.

2.3 Siedlungsbereiche

Vorbemerkung

Siedlungsbereiche kbnnen aus einem Ort oder mehrerenOrten von Gemeinden bestehen. In
den Siedlungsbereichen sollen Bauflachen fur den Bedarf aus Wanderungsgewinn und zur
Konzentrierung des Eigenbedarfes fur die Entwicklung des Wohnungsbaus, fur die gewerbli-
che und industrielle Entwicklung oder fur den Ausbau uberortlich bedeutsamer dffentlicherund
privater Dienstleistungs- und Infrastrukureinrichtungen vorgehalten werden.

In Abstimmung mitdem im Plankapitel 3 ausgewiesenen Freiraumkonzeptwerden innerhalb
der Entwicklungsachsen alle Zentralorte und weitere geeignete Orte als Siedlungsbereiche
ausgewiesen.

Die Siedlungsbereiche werden im Plansatz 2.3.1 und ihre Funktionszuteilung in Tabelle 2.3.1-1
aufgefuhrt und in der Strukturkarte durch Symbole gekennzeichnet.

Die Ausweisung und Begrundung der gewerblichen und industriellen Schwerpunkte erfolgtin
PS 2.6.1, die fur Dienstleistungen in PS 2.6.2.

2.3.1 Siedlungsbereiche zur Aufgliederung der Entwicklungs-
achsen
Z Zur Ordnung und Entwicklung der Siedlungsstruktur und als Grundge-

rust eines regionalen Siedlungskonzeptes ist die Siedlungstatigkeit
schwerpunktmaBig in den Siedlungsbereichen der Entwicklungsachsen
zu konzentrieren.

Vv Die Durchfuhrunggrenzuberschreitender Entwicklungskonzeptionen ist
zu fordern.
y4 Die im Landesentwicklungsplan linienhaft ausgewiesenen Entwick-

lungsachsen und die in den Plansatzen 2.2.2 - 2.2.4 dieses Regionalpla-
nes zur Ausweisung vorgeschlagenen Entwicklungsachsen sind durch
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die nachfolgenden und in der Strukturkarte aufgefuhrten Gemeinden mit
Siedlungsbereichen auszuformen:

Schliengen, Bad Bellingen, Efringen-Kirchen, Eimeldingen, Binzen,
Rummingen, Weil am Rhein, Haltingen, Lorrach, Hauingen, Brombach,
Steinen, Hollstein, Maulburg, Langenau, Schopfheim, Fahrnau, Wiechs,
Hausen i. Wiesental, Zell im Wiesental, Grenzach, Wyhlen, Rheinfelden,
Degerfelden, Nollingen, Karsau, Herten, Wehr, 0Oflingen, Bad
Sackingen, Murg, Niederhof, Laufenburg, Grunholz, Binzgen, Albbruck,
Dogern, Waldshut, Tiengen, Gurtweil, Lauchringen, Wutoéschingen,
Horheim, Schwerzen, Erzingen, GrieBen, Jestetten, Gottmadingen,
Bietingen, Randegg, Singen am Hohentwiel, Rielasingen, Worblingen,
Radolfzell a. B., Markelfingen, Bohringen,Allensbach, Reichenau-
Festland, Konstanz, Muhlhausen, Ehingen, Engen, Welschingen,
SteiBlingen, Orsingen, Nenzingen Stockach, Hindelwangen, Wahlwies,
Zizenhausen, Muhlingen-Schwackenreute.

Begrundung

Nach PS 2.2.20, LEP, sind Siedlungsbereiche "die Bereiche, in denen sich zur Entwicklung der
regionalen Siedlungsstruktur die Siedlungstatigkeit vorrangig vollziehen soll; sie umfassen ei-

nen oder mehrere Orte, in denen die Siedlungstatigkeit Uber die Eigenentwicklung der Ge-

meinde hinausgehen oder in denen die Eigenentwicklung einer Gemeinde konzentriertwerden

soll. Siedlungsbereiche sollen sich in das zentralortliche System und die ubergemeindlichen
Verkehrs-und Versorgungsnetze einfugen."

Entsprechend den Zielsetzungen des Abschnittes 2.2 dieses Regionalplanes wird von dem

Grundsatz ausgegangen, die Siedlungstatigkeit schwerpunktmaBig in den Siedlungsbereichen

der Entwicklungsachsen (PS 2.2.2, 2.2.3 und 2.2.4) zu konzentrieren, da in den Entwicklungs-

achsen ein dichtes Netz von vorhandenen, bzw. zu schaffenden Dienstleistungs- und Infra-

struktureinrichtungensowie des OPNV's genutzt werden kann und ausgelastet werden soll.

Als Versorgungszentren bieten sich zunachst alle Zentralen Orte der Entwicklungsachsen fur

die Ausweisung als Siedlungsbereiche an, entsprechend ihren Entwicklungsmbglichkeiten
werden zusatzlich ein oder mehrereOrte als Entlastungsorte festgelegt, die ausreichend an

den OPNV angeschlossen sind, bzw. werden kénnen.

Fur die als Siedlungsbereiche mit Entlastungsfunktion ausgewiesenen Orte (Tabelle 2.3.1-1)
sollte nach Ausschopfung der Entwicklungspotentiale im Zentralort die Moglichkeitoffengehal-
ten werden, die Siedlungstatigkeit Uber den Eigenbedarf hinaus zu verwirklichen: Die Bestim-
mung der konkreten geeigneten Entwicklungsstandorte soll von den Stadten und Gemeinden
inenger Zusammenarbeit mitder Regionalplanung erfolgen. Die parzellenscharfe Ausweisung
ist von den Stadten und Gemeinden in der Bauleitplanung (Bebauungsplane) vorzunehmen.

Die Entwicklung der Bevoblkerung in der Region ist im Hinblick auf die sehr hohe Prognose
2010 der Bundesforschungsanstalt fur Landeskunde und Raumforschung 28 zu beobachten.

Um die Siedlungsbereiche bestimmen zu kbnnen, wurden im Zuge der Entwicklungsachsen in
allen Zentralorten und in modglichen Entlastungsorten die Entwicklungsmoglichkeitenuntersucht,
Flachenstandorte und mogliche Entwicklungsrichtungen fur Wohn-/Mischgebiete sowie fur
Gewerbe-/Industriegebiete ermitteltund grobe Schatzungen der FlachengroéBen vorgenom-
men. Die Entwicklungsmoglichkeitenwerdenbestimmtdurch Potentiale

* aus der Innenentwicklung, z. B. durch Fullen von Baulucken, Wiedernutzung von Brachen,
Verdichtungvon bestehenden Baugebieten, durch verdichtete Bauweisen, durch Sanie-
rungs-undUmstrukturierungsmaBnahmen,

28 Bundesforschungsanstalt fur Landeskunde und Raumforschung (1995): Raumordnungsprognose 2010 -
Erste Ergebnisse. In BfLR-Mitteilungen April 1995. Bonn
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* in Baulandreserven bestehender und geplanter Baugebiete (Bebauungsplane) und in Fla-
chenreserven aus noch nicht in Anspruch genommenen Ausweisungen der Flachennut-
zungsplane sowie

* aus moglichenFlachenentwicklungen(Neuausweisungen), die uber die Flachennutzungs-
plane hinaus gehen.

Bei der Untersuchung von neuen Flachenentwicklungenfur die Siedlungstatigkeit wurde da-
von ausgegangen, daB die im Regionalplan 1980 ausgewiesenen siedlungsgliedernden
"raumordnenden Freiraumbereiche", neu"Grunzasuren",unddie an Siedlungen angrenzenden
Flachen der regionalen Grunzuge nicht wesentlich beansprucht sowie die vorhandenen
Schutzgebiete und die schutzbedurftigen Bereiche des Plankapitels 3 nicht beeintrachtigt
werden.

Die Ergebnisse dieser Untersuchung wurden in Anlehnung an die Verflechtungsbereiche der
Zentralen Orte in TeilrAaumen zusammengefaBt und einer groben Bedarfsschatzung an Wohn-
bauflachengegenubergestellt.

Alle oben angefuhrten Entwicklungsmoglichkeitenergaben - in Flachen umgesetzt - fur die
Entwicklungsachsen (Innenentwicklung wegen fehlender Angaben nur zum Teil beruicksichtigt)
Flachenreserven von ca. 800 ha Wohnbauland.

Dem steht bei einer zukunftigen Bevolkerungsentwicklung wie von 1970 - 1991 fur die nach-
sten zehn Jahre incl. Eigenentwicklung fur die Entwicklungsachsen ein Gesamtbedarf fur
49.000 EW (ca. 19.000 WE) von ca. 700 ha Wohnbauland gegenuber. Daraus errechnetsich
ein UberschuB von ca. 100 ha Flachenreserven.

Wirde die Bevblkerung durch einen hohen Anteil aus Zuwanderungsgewinn (wie seit 1987
bis heute) starker zunehmen, ergabe sich aus einer vergleichbaren Entwicklung wie 1980 -
1991 fur die nachsten zehn Jahre ein Gesamtbedarf von mind. 940 ha Wohnbauland. Daraus
errechnet sich ein Flachendefizit von mind. 140 ha.29

Insgesamt gesehen kbnnten die vorhandenen Flachenpotentiale fur eine Wohnbauentwicklung
in den nachsten zehn Jahren auch bei einer starkeren Bevblkerungsentwicklung ausreichen,
wenn deutlich mehr als in der Vergangenheit flachensparende MaBnahmen realisiert werden:
Innenentwicklung, verdichtete Bauformen, Verdichtung von Baugebieten, SanierungsmaBnah-
men, interkommunaleund grenzuberschreitende Zusammenarbeit. Grenzen der Entwicklung
sind bereits heute in den TeilraumenKonstanz und Lorrach sowie mit Einschrankungin den
Teilraumen Radolfzell a. Bodensee und Bad Sackingen sichtbar.

Fur Gewerbe- und Industriegebiete wird in Plansatz 2.6.1 nur eine grobe Gesamtbedarfs-
schatzungdurchgefuhrt.

Bei der Ausweisung von Siedlungsbereichen fur B, GE, Gl wurden im Einzelfall folgende Krite-
rien zugrunde gelegt:

« dieflachenhaftenEntwicklungsmoglichkeiten,
* GroBe und Bedeutung von Zentralort und Verflechtungsbereich sowie

29 Entsprechend einer 1994/95 vom Regionalverband durchgefuhrten Erhebung von Flachenreserven fur
den Wohnungsbau, einschlieBlich der uber Flachennutzungsplane hinausgehenden moglichen
Flachenentwicklungen (siehe Tabelle 2.3.1 + 2.3.2), ergeben sich innerhalb der Entwicklungsachsen
Flachenreserven von ca. 1.220 ha: Damit kann der Bedarf aus der Bevblkerungsprognose des
Statistischen Landesamtes Baden-Wurttemberg bis 2005 und aus Eigenentwicklung von insgesamt ca.
1.170 ha Wohnbauflachen innerhalb der Entwicklungsachsen abgedeckt werden. Wird sich jedoch eine
starkere Entwicklung der Bevblkerung in der Region einstellen - wie z.B. entsprechend der sehr hohen
Prognose 2010 der Bundesforschungsanstalt fur Landeskunde und Raumforschung - ergabe sich allein
durch erhbhte Zuwanderungsgewinne ein erhdhter Flachenbedarf und damit ein Flachendefizit fur den
Wohnungsbau.
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* GroBe und Bedeutung der bestehenden Betriebe (Bestandssicherung).

Als Schwerpunkte fur Dienstleistungen werden das Oberzentrum und die Mittelzentren aus-
gewiesen (PS 2.6.2).

Da eine Uber die aufgezeigte Bedarfsschatzung hinausgehende Siedlungsentwicklung neue
Flachen der siedlungsnahen empfindlichen Freiraume beanspruchen wurde, ergibt sich die
Notwendigkeit, durch verstarkte interkommunaleund grenzuberschreitende Zusammenarbeit
(mit Schweiz und Frankreich) gemeinsame Lésungen fur einen Raum zu suchen - siehe dazu

Begrundungen der PS 2.2.2und 2.2.3.

Tabelle 2.3.1-1 Siedlungsbereiche in den Entwicklungsachsen

Stadt/Gemeinde Siedlungsbereich Zentralitat Funktionszuweisung Bemerkungen
Konstanz Konstanz (0Y4 W, D, B, GE, Reha, Fk
Reichenau Reichenau-Festland W, Fk EO f. Konstanz
Allensbach Allensbach W, Reha EO f. Konstanz
Radolfzell a. B. Radolfzell a. B. MZ W, Kur, D, B, GE
Markelfingen w EQ’s f. Radolfzell a. B.
Bodhringen w und Konstanz
Singen Singen MZ W, D, B, GE, Gl
SteiBlingen SteiBlingen Kiz30 W, GE EO f. Bodensee-
uferbereich
Rielasingen- Rielasingen KlZ W, B, GE EO f. Bodensee-
Worblingen Worblingen w uferbereich
Muhlhausen- Muhlhausen w EO f. Bodensee-
Ehingen Ehingen w uferbereich
Engen Engen uzmz W,D,B
Welschingen Vorschlag) W, GE EO f. Engen u.
Bodenseeuferbereich
Orsingen- Orsingen w EO f. Stockach u.
Nenzingen Bodenseeuferbereich
Nenzingen W, GE, Gl EO f. Stockach u.
Bodenseeuferbereich
Stockach Stockach uzmz W, D, B, GE, GI
Vorschlag)
Hindelwangen W, GE EO’s f. Stockach u.
Wahlwies GE, GlI Bodenseeufer-
Zizenhausen w bereich
Muhlingen Schwackenreute GE Siedlungsbereich in
der reg. EA
Gottmadingen Gottmadingen Uz W, B, GE, Gl
Bietingen w EO f. Gottmadingen
Randegg w EO f. Gottmadingen
Jestetten Jestetten 94 W, GE
Wutbdschingen Wutbdschingen KlIZ W, B
Horheim W, GE EO f. Wutbschingen
Schwerzen W, GE EOQ f. Wutbschingen
Klettgau Erzingen KlZ W, GE
GrieBen W, GE EO f. Erzingen
Lauchringen Lauchringen W, GE, B EOQ f. Waldshut-Tiengen
30 von der Verbindlichkeit ausgenommen
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noch Tabelle 2.3.1-1

Siedlungsbereiche in den Entwicklungsachsen

Stadt/Gemeinde Siedlungsbereich Zentralitat Funktionszuweisung Bemerkungen
Waldshut- Tiengen MZ W, D, B, GE
Tiengen Waldshut W, D, B, GE, Gl

Gurtweil W, GE EO f. Waldshut und

Tiengen

Dogern Dogern W EOQ f. Waldshut-Tiengen
Albbruck Albbruck Teil-uzZ31 W, B, GE, Gl
Laufenburg Laufenburg Teil-UZ2 W, B, GE, Gl

Grunholz W EO f. Laufenburg

Binzgen w EO f. Laufenburg
Murg Murg Teil-UZ33 w,B

Niederhof w EO f. Murg
Bad Sackingen Bad Sackingen MZ W,D,B
Wehr Wehr uzmz W, D, B, GE, Gl

Oflingen Vorschlag) w EO f. Wehr
Rheinfelden Rheinfelden uzMmz W, D, B, GE, Gl

Nollingen Vorschlag) w EO f. Rheinfelden

Herten W, GE, GI EO f. Rheinfelden

Karsau W, B, GE, Gl EO f. Rheinfelden

Degerfelden w EO f. Rheinfelden
Grenzach- Grenzach Uz W, B, GE, GI
Wyhlen Wyhlen W, B, GE, GI
Lorrach Lorrach MZ(Oz W, D, B, GE

Vorschlag mit

Hauingen Weilam GE EO f. Lorrach

Brombach Rhein) W, GE EO f. Lérrach
Steinen Steinen KlZ W, B, GE

Hbllstein GE, Gl EO f. Steinen
Maulburg Maulburg W, B, GE, GlI EO f. Schopfheim
Schopfheim Schopfheim Mz W, D, B, GE, Gl

Fahrnau W, B, GE EO f. Schopfheim

Wiechs w EO f. Schopfheim

Langenau w EO f. Schopfheim
Hausen Hausen w EO f. Schopfheim
Zelli. W. Zelli. W. uz W, B
Weilam Rhein Weilam Rhein MZ(0z W, D, B,GE, Gl

Vorschlag

Haltingen mit Lorrach) | W, GE, Gl EO f. Weil am Rhein
Binzen Binzen KiZ W, GE EO f. Lorrach
-------------------- und Weilam Rhein
Eimeldingen Eimeldingen W, GE EO f. Lorrach
-------------------- und Weil am Rhein
RUmmingen RUmmingen w EO f. Lorrach

und Weilam Rhein

31 von der Verbindlichkeit ausgenommen
32 von der Verbindlichkeit ausgenommen
33 von der Verbindlichkeit ausgenommen
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noch Tabelle 2.3.1-1

Siedlungsbereiche in den Entwicklungsachsen

Stadt/Gemeinde Siedlungsbereich Zentralitat Funktionszuweisung Bemerkungen
Efringen-Kirchen Efringen-Kirchen KlZ W, GE, Gl
Bad Bellingen Bad Bellingen W, Kur
Schliengen Schliengen KIZ W, GE
Abkurzungen: OZ Oberzentrum
MZ Mittelzentrum
uz Unterzentrum
KiZz Kleinzentrum
W Schwerpunkt fur Wohnungsbauentwicklung
B Sicherung des gewerblichen/industriellen Bestandes
GE  Schwerpunkt fur gewerbliche Entwicklung
Gl Schwerpunkt furindustrielle Entwicklung
D Schwerpunkt fur Dienstleistungen
EO Entlastungsort
Kur  Kureinrichtungen
Reha Rehabilitationsklinik
Fk Fachklinik

Tabelle 2.3.1-2 Siedlungsbereiche in den Entwicklungsachsen
(Wohnungsbau, Erhebung 1994/1995)

Die in den Tabellen aufgefuhrten Neuausweisungen - mogliche Flachenentwicklungen - sind
als Vorschlage fur eine kunftige Siedlungsentwicklung zu verstehen und stellen keinen Eingriff
in die Planungshoheit der Stadte und Gemeinden dar. Bei konkreten Standortentscheidungen
soll der Regionalverband beteiligt werden. Die parzellenscharfe Ausweisung ist Aufgabe der
Bauleitplanung (Bebauungsplane).

Landkreis Konstanz

Gemeinde/Stadt inbest. in geplan- in F-Plan- Innenent- Gesamt- mogliche
Bauge- ten Bau- ausweisung| wicklg. reserven Flachen-
bieten gebieten entwicklung

(B-Plane)

Allensbach 2,50 4,50 2,00 0,50 9,50

Bodman-Ludwigshafen 0,00

Engen 2,00 3,10 22,70 0,50 28,30

Gottmadingen 6,00 71,00 77,00

Konstanz 20,00 22,40 12,30 54,70 50,00

Muhlhausen-Ehingen 2,20 5,10 0,80 8,10 8,50

Orsingen-Nenzingen 1,60 1,20 1,30 1,00 5,10 15,00

Radolfzell 8,30 17,20 25,50 0,60

Reichenau 0,40 2,10 0,80 3,30 3,60

Rielasingen-Worblingen 6,00 0,80 11,80 4,20 22,80 22,50

Singen 18,90 11,90 27,90 1,20 59,90

SteiBlingen 1,00 1,00 6,00 0,80 8,80

Stockach 8,60 4,20 55,00 4,20 72,00

Summe Lkr. KN 77,50 49,10 234,40 14,00 375,00 100,20
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Landkreis Waldshut

Gemeinde/Stadt inbest. in geplan- in F-Plan- Innenent- Gesamt- mogliche
Bauge- ten Bau- ausweisung| wicklg. reserven Flachen-
bieten gebieten entwicklung

(B-Plane)

Albbruck 8,00 2,00 10,00 20,00

Bad Sackingen 9,50 10,00 2,00 2,50 24,00 17,00

Dogern 4,20 4,20 5,00

Eggingen 4,00 4,00 5,00

Klettgau 3,00 5,00 2,00 10,00

Lauchringen 3,00 10,00 2,00 15,00 3,00

Laufenburg 9,40 13,10 4,00 26,50

Murg 0,80 5,20 1,20 7,20 23,00

Waldshut-Tiengen 13,00 15,80 19,50 8,40 56,70 10,80

Wehr 14,00 1,90 1,00 16,90

Wutbschingen 3,00 9,00 20,00 32,00 16,00

Summe Lkr. WT 63,70 62,00 65,70 25,10 216,50 79,80

LandkreisLorrach

Gemeinde/Stadt inbest. in geplan- in F-Plan- Innenent- Gesamt- mogliche
Bauge- ten Bau- ausweisung| wicklg. reserven Flachen-
bieten gebieten entwicklung

(B-Plane)

Bad Bellingen 2,50 2,40 4,90

Binzen 1,00 4,00 5,00 6,00

Efringen-Kirchen 5,50 3,00 6,50 3,00 18,00 12,00

Eimeldingen 1,30 2,30 0,50 4,10 2,00

Grenzach-Wyhlen 3,90 1,70 8,30 13,90 13,00

Lorrach 24,10 15,40 22,60 1,60 63,70

Maulburg 2,30 4,40 3,20 3,20 13,10

Rheinfelden 5,00 33,00 38,00 70,00

Rummingen 3,50 3,50

Schliengen 0,50 2,00 2,00 1,00 5,50

Schopfheim 15,00 1,00 6,00 22,00 14,00

Schwborstadt 1,80 0,50 4,40 0,70 7,40 10,00

Steinen 1,00 4,00 7,00 12,00 4,00

Weilam Rhein 14,00 27,00 41,00 55,00

Zelli. W. 2,50 2,60 0,50 3,00 8,60

Summe Lkr. LO 62,90 51,70 118,80 27,30 260,70 186,00

Summe Lkr. LO 62,90 51,70 118,80 27,30 260,70 186,00

Summe Lkr. WT 63,70 62,00 65,70 25,10 216,50 79,80

Summe Lkr. KN 77,50 49,10 234,40 14,00 375,00 100,20

SummeRegion 204,10 162,80 418,90 66,40 852,20 366,00
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2.3.2

Begrundung

Siedlungsbereiche

auBerhalb der

Entwicklungsachsen

Folgende Siedlungsbereiche auBerhalb der Entwicklungsachsen

werden ausgewiesen:

Verwaltungsraum Zentralort Zentra-

Einheitsgemeinde litat

VR Gottmadingen Gottmadingen uz

EG Hilzingen Hilzingen KlIZ

VR Hori Gaienhofen u. Ohningens4 KlZ

EG Tengen Tengen KlIZ

VR Stockach Stockach UZ (M2)

VR Bonndorf Bonndorf V)4

VR Kussaberg Rheinheim u. Hohentengens35 KIZ

VR Oberes Schluchttal Uhlingen KlIZ

VR Bad Sackingen Bad Sackingen, MZ
Herrischried-Rickenbach KiZ

VR St. Blasien St. Blasien Uz

EG Gorwihl Gorwihl KlZ

EG Stuhlingen Stuhlingen KlZ

VR Kandern Kandern uz

VR Schonau Schonau uz

Abkurzung: EG =
VR =
MZ =
Uz =
KIZ =

Einheitsgemeinde
Verwaltungsraum
Mittelzentrum
Unterzentrum
Kleinzentrum

Nach § 8 Abs. 2 LplG ist die Ausweisung von Siedlungsbereichen ortsweise nur fur die Ent-
wicklungsachsen moglich.In Anlehnung an PS 2.2.22 LEP werden diejenigen Verwaltungs-
raume ausgewiesen, in denen auBerhalb der Entwicklungsachsen im Rahmen der Bauleitpla-
nung und in enger Abstimmung mit der Regionalplanung Siedlungsbereiche festgelegt werden
kdbnnen. Siedlungsbereich soll in der Regel der Zentralort sein. Bei geringem Entwicklungspo-
tential des Zentralortes kbnnen in Abstimmung mit der Regionalplanung auch einer oder meh-
rere Entlastungsorte als Siedlungsbereiche bestimmt werden. Insbesondere bei der Auswei-
sung von Entlastungsorten bei geringer Entwicklungsmoglichkeitdes Zentralortes ist ein Ab-
stimmungsbedarf mit der Regionalplanung gegeben. Dadurch soll auch im landlichen Raum
auBerhalb der Entwicklungsachsen in geeigneten Standorten eine Uber die Eigenentwicklung
hinausgehende Siedlungsentwicklung oder eine Konzentration der Eigenentwicklung einer Ge-
meindeermoglichtwerden.
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2.3.3 Schwerpunkte fur Kur, Fachkliniken und Fremdenverkehr

G In den pradikatisierten Kurorten und Standorten von Fachklinikenin der
Region sind die Qualitat der Bade-, Sport-, Freizeit- und Kureinrichtun-
gen sowie die Infrastruktur entsprechend den neueren Erfordernissen
fur Kur, Rehabilitation, Urlaub und Erholung weiter zu verbessern.

G In den Erholungsraumender Region sind die klassifizierten Fremden-
verkehrsorte je nach Funktion und Erfordernis zu erhalten und zu ent-
wickeln. Dabei sind schwerpunktmaBig saisonverlangernde MaBnahmen,
insbesondere witterungsunabhangige Infrastruktureinrichtungen be-
darfskonformund raumschaftsbezogen aufzubauen.

G Daruber hinaus sind entsprechend ihrer Funktion und Zentralitat die
bisher im Regionalplan 80 als Schwerpunkte im Erholungsraum ausge-
wiesenen Orte Engen, Tengen, Efringen-Kirchen, Schliengen und Te-
gernau im Fremdenverkehr weiterzuentwickeln und zu fordern.

Begrundung

Pradikatisierte Kurorte sind in der Region die Heilbader Bad Bellingen und Bad Sackingen, die
heilklimatischenKurorte Hochenschwand, St. Blasien und Todtmoos und der Kneippkurort
Radolfzell a. B. - Mettnau sowie die Luftkurorte und die Erholungsorte.

In jungster Zeit hat sich die Wettbewerbssituation zwischen den Kurorten weiter verscharft.
Sie kann nur von den Gemeinden ohne Verluste Uberstanden werden, die die Qualitat ihrer
Kur- und Badeeinrichtungen sowie die therapeutischen Behandlungsmethoden standig weiter-
entwickeln. Dazu zahlen auch die Sicherung der Qualitat der Heilquellen, die Lésung von Ver-
kehrsproblemen, die Bewahrung des Charakters und des unmittelbaren Zugangs der freien
Landschaft, eine Entwicklung des Ortsbildes und des Ortszentrums entsprechend den be-
sonderen ortspragenden stadtebaulichen Gegebenheiten sowie u. a. der AnschluBB3 an den
Schi%nenfernverkehr bzw. abseits der Schienenstrecken eine bedarfsgerechte Einbindung in
den OPNV.

Die Verbesserung bestehender Schienenfernverbindungen ist auf den Bedarf hin zu uber-
prufen.

Erhdhten Handlungsbedarf erforderndie Larmimmissionen(LarmschutzmaBnahmen)durch die
A 5 und die Rheintalbahn der DB AG auf die Kureinrichtungen in Bad Bellingen und die hohen
Verkehrsstrome auf der B 34 in Bad Sackingen (Umfahrung).

Standorte fur Fachklinikenmitubergemeindlicher Bedeutung sind

* Allensbach(NeurologieundFruhrehabilitation)

* Gailingen und Konstanz (Neurologie und Geriatrie)

* Dachsberg, Hochenschwand, Rickenbach, Todtmoos, Steinen/Endenburg - (GefaBe,
Rheuma, Herzkreislauf u. a.)

* Konstanz, Hochenschwand, Stuhlingen (Psychosomatik)
* Albbruck/Schachen (Sucht und Drogenabhangige)

* Psychiatrische Kliniken mit Abteilung fur Sucht- und Drogentherapie: Reichenau, Malsburg-
Marzell.
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In den Erholungsgebieten der Region ist die Qualitat der Erholungseinrichtungen insbesondere
in den klassifizierten Fremdenverkehrsortenund in den Schwerpunktorten im Erholungsraum
Engen, Tengen, Efringen-Kirchen, Schliengen und Tegernau zu erhalten und auf Bedarf zu
verbessern. Zur Erweiterung der Ferienerholung sind im Schwarzwald und am Bodensee sai-
sonverlangernde MaBnahmen in Programmen, Angeboten und Einrichtungen erforderlich.
Dabei sollen die in Bau und Unterhaltung kostentrachtigen Einrichtungenwie Freizeitbader fur
einen Fremdenverkehrsbereichin Schwerpunkten konzentriertwerden.

In den Fremdenverkehrslandschaftender Region ist insbesondere in den Schwerpunkten fur
Kurund Fremdenverkehr zur Starkung der regionalen Identitat der Bekanntheitsgrad von regio-
nalen Produkten durch geeignete MaBnahmen, wie z. B. bei der Landwirtschaft durch Direkt-
verkauf, Angebote im ortsansassigen Einzelhandel und in der Gastronomie, auszuweiten.
Siehe dazu auch Plankapitel 3-Landwirtschaft- und Modellprojekte "Biotopvernetzung und
Extensivierung landwirtschaftlich genutzter Flachenim Landkreis Konstanz".

Die pradikatisierten Kurorte, Standorte fur Fachkliniken, klassifizierten Fremdenverkehrsorte
sowie die Orte Engen, Tengen, Efringen-Kirchen, Schliengen und Tegernau sind in der Struk-
turkarte als Schwerpunkte fur Kur- und Fremdenverkehr entsprechend ihrer Klassifizierung
durch Symbole ausgewiesen.

234 Siedlungsentwicklung in den Fremdenverkehrslandschaften

G Der Bau von Freizeit- und Ferienwohnungen soll vorrangig in solchen
Orten ermoglicht werden, wo sie die ortlichen gewerblichen Ubernach-
tungsbetriebe und die Privatzimmervermietungen erganzen und wo
uber die notwendigen ortlichen Infrastruktureinrichtungen hinaus ein
vielseitiges Angebot an Freizeit- und Gemeinschaftseinrichtungen vor-
handen oder geplant ist. Dabei haben sich die Bauten in die vorhande-
nen Bebauung sowie in das Orts- und Landschaftsbild einzufugen. In
Weilern, auch innerhalb des regionalen Griinzuges und auBerhalb von
klassischen Fremdenverkehrsgebieten, ist maBvolle und landschaftlich
eingebundene Siedlungserweiterung im Rahmen des Eigenbedarfes
der Bevolkerung zu gewahrleisten.

Begrundung

Der Erholungswert einer Landschaft wird gepragt durch die Erhaltung des Landschaftscharak-
ters, die Erholungsfunktion wird bestimmt durch die Sicherung von Erholungsaktivitaten, die
sich in der Landschaft entwickelt haben (z. B. Wandern, Baden, Skilaufen, Radfahren, Besich-
tigung von Sehenswiurdigkeiten).

Daher hat sich Siedlungsentwicklung in den Erholungsraumenin die charakteristischen Orts-
und Landschaftsbilder einzupassen, diese zu erganzen oder falls notwendig zu verbessern.
Die Ausfuhrung von Erholungsaktivitaten ist durch Siedlungsentwicklung nicht zu behindern
(z. B. durch Uberbauung von Rad- und Wanderwegen in engen Talern, Hanglagen und an
Seeufern). Bedarfsgerechte Siedlungserweiterungen sind im AnschluB an bestehende
Ortslagen nur in den Standorten vorzusehen, wo Landschaft, Naturhaushalt und Erholung so
gering wie moglich belastet werden. Am Bodenseeufer ist Siedlungsentwicklung im
wesentlichen in den seeabgewandten Bereichen vorzunehmen (PS 2.2.3). Zu
Erholungseinrichtungenund Campingplatze am Ufer des Bodensees siehe PS 4.1 und 4.2
Bodenseeuferplan 1984.

Ein Hauptgewicht der Siedlungsentwicklung muB die ortliche Strukturverbesserung und Dorf-
bzw. Stadtentwicklung bleiben; dabei sollte die Ortsrandgestaltung und die Durchgrinung
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von Zentren, Quartieren und Gewerbegebieten fur die Verbesserung des Ortsbildes und der
Lebensqualitat sowie zur weiteren Biotopvernetzung gerade in den Erholungsraumen
besondere Bedeutung erhalten. Die Erweiterung von Weilern muf3 fur den Eigenbedarf ihrer
Bewohner moglichbleiben, um die landwirtschaftliche Existenzgrundlage zu sichern und die
Aufgaben der Landschaftspflege und Offenhaltung der Landschaft zu gewahrleisten.

Nach PS 2.9.1 LEP sollen geeignete Raume fur die Erholung genutzt und mit den dafur erfor-
derlichen Einrichtungen ausgestattet werden. Dazu ist auch der seit den 70er Jahren stark
zunehmende Bau von Freizeit- und Ferienwohnungen zu zahlen. Diese kbnnen einem Erho-
lungsraum nur forderlichsein, wenn sie die vorhandene Ubernachtungsmoglichkeitenergan-
zen, fur die ortsansassige Bevoblkerung eine sinnvolle Einkommensmboglichkeibieten, die
Wohnungen einem standig wechselnden Besucherkreis zur Verfugung stehen (Vermeidung
von Rolladensiedlungen mit allen Nachteilen fur den Gemeindehaushalt) und wo eine gut aus-
gebaute Fremdenverkehrsinfrastrukturvorhanden ist. Dabei sollen die Gebaude fur diese
Wohnungen an die vorhandenen Bebauung angepaft und so gebaut werden, daB3 die Erho-
lungsuchenden durch vorhandene Betriebe der Landwirtschaft und des Handwerks nicht ge-
stort werden. Die Erholungseinrichtungen durfen vorhandene Betriebe nicht verdrangen,
sofern die Standorte der Betriebe im Ort ihren Funktionen entsprechen und ihre Bauten
vorrangig das bisherige Ortsbild bestimmen. Die Unterbringung von Ferienwohnungen in
innerortlichen Altbauten kann auch zur Ortssanierung beitragen.

Auch in Orten/Gemeinden mit weniger ausgepragter touristischer Infrastruktursind Einzelvor-
haben, z. B. mit Begrenzung der Wohnungszahl/Gebaudezahl denkbar.

Als Erganzung der Ubernachtungsformen gehort an geeigneten Orten auch die Einrichtung, z.
B. von Campingplatzen, Jugendzeltplatzen und -herbergen.

24 Orientierungswerte fur die zukunftige
Bevolkerungsentwicklung

Orientierungswerte fur die zukunftige Bevolkerungsentwicklung werden nicht ausgewiesen.
Stattdessen wird die zukunftige Siedlungsentwicklung in einen Rahmen gestellt, der durch die
Zielsetzungen zur Freiraumstruktur,nsbesondere durch die Ausweisung der Grunziuge und
Grunzasuren, dkologisch begrundet, aber mit der zukunftigen Siedlungsentwicklung abge-
stimmtist.

25 Eigenentwicklung

N Die Eigenentwicklung wird durch den Eigenbedarf einer Gemeinde be-
stimmt; dieser entspricht dem Bedarf aus der naturlichen Bevol-
kerungsentwicklung und einem inneren Bedarf aus der Verbesserung
von Wohn- oder Arbeitsverhaltnissen, aus der Umnutzung von beste-
henden Grundstiucks- und Gebaudeflachen, aus Haushaltsgrundungen
der ortsansassigen Bevolkerung, Ersatzbedarf infolge von Sanierungs-
maBnahmensowie zusatzlichem Bedarf zum Beispiel aus der Fremden-
verkehrsfunktion einer Gemeinde. Zur Eigenentwicklung gehoren auch
Zuwanderungen aus der Zuteilung von Aussiedlern und Asylbewerbern.

G Flachenausweisungen im Rahmen der Eigenentwicklung konnen fur je-
den Ort vorgesehen werden. Ein groBer Teil des Gesamteigenbedarfs
eines Planungsraumes kann in den innerhalb der Entwicklungsachsen
ausgewiesenen Siedlungsbereichen (Plansatz 2.3.1) und in den Sied-
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lungsbereichen der Gemeinden/Verwaltungsraume auBerhalb der Ent-
wicklungsachsen (Plansatz 2.3.2) konzentriert werden.

In den Gewerbestandorten, in denen die erforderliche Infrastruktur vor-
handen ist und erweitert werden kann,konnenim Rahmen der Bauleit-
planung Flachen fur Betriebserweiterungen und -umsiedlungen gemein-
deansassiger Betriebe sowie im begrenzten Umfang fur Neuansiedlun-
gen geeigneter Betriecbe zur Stutzung und Verbesserung des
Arbeitsplatzangebotes im engeren Einzugsbereich ausgewiesen
werden.

Daruber hinaus konnen in allen Orten, soweit die infrastrukturellen Vor-
aussetzungen gegeben sind oder mit geringem Aufwand geschaffen
werden konnen, Flachen fur den Bedarf ortsansassiger Betriebe aus-
gewiesen werden.

Begrundung

Eigenentwicklung ist diejenige Siedlungsentwicklung, die durch den Eigenbedarf einer Ge-
meinde bestimmtwird.

Der Eigenbedarfumfafi:

Bevolkerungsentwicklung:

GeburtenuberschuB: groBere WohnraumbeanspruchungdurchgroBere Familien
langere Lebenserwartung: groBerer Bedarf an Altenwohnungen
Altersstruktur: Aufrucken der geburtenstarken Jahrgange in das heiratsfahige Alter

InnererBedarf:

Ve

58

rbesserung der Wohnverhaltnisse:

Verringerung der Belegungsdichte unter Berucksichtigung von Gebaudestruktur, Baualter
und Ausstattungsgrad der Wohnungen; des Anteils der Mietwohnungen und der
Wohnflache/Einwohner; Verringerungder Belegungsdichte um ca. 0,5 % / Jahr ohne
Nachweis

Umnutzungsbedarf: veranderte Wohnraumanspruche im Generationenwechsel der Familie
Beanspruchung von Wohnraum fur andere Nutzung

Ubernahme von Flachen eines stillgelegten Betriebes durch einen anderen Unternehmer
Haushaltsgrundungen der ortsansassigen Bevolkerung im Generationswechsel
Zunahmeder Einpersonenhaushalte

Ersatzbedarf fur die Abgange von Altbauwohnungen und Wohnungen infolge von Sanie-
rungsmaBnahmen - jahrliche Abgangigkeitvon ca. 1 % des Altbestandes im Landesdurch-
schnitt.

Zusatzlicher Bedarf fur den Fremdenverkehr, bestehende gewerbliche Betriebe und
offentlicheEinrichtungen:

- Ausbau von Wohnraum fur Privatzimmervermietungvorrangig in Fremdenverkehrsge-
bieten. Darunter ist kein Bau von Zweitwohnungen zu verstehen
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- Bedarf aus Erweiterung von bestehenden Betrieben und bdffentlichen Einrichtungen
Verbesserung der ortlichen Wirtschaft und Landwirtschaft:

- Neuansiedlung von kleineren Betrieben zur Verbesserung des ortlichen Arbeitsplatzan-
gebotes, sofern dies der Gesamtstruktur des Ortes entspricht

- Erweiterungsmoglichkeiten fur ortsansassige Betriebe
- Betriebsaussiedlung aus engen Ortslagen

Der Eigenbedarf ist als GroBenordnung fur die Ausweisung von Bauflachen, gemessen an
dem ortlichen Bedarf, anzusehen. Er schlieBt die Ansiedlung von zugewanderten Personen
nicht aus; dies betrifft auch die Zuwanderung von Ubersiedlern, Aussiedlern und Asylbewer-
bern.

Ein Bedarf fur Wanderungsgewinne und groBere Gewerbeansiedlungen gehort nicht zur Ei-
genentwicklung (PS 2.2.21 LEP).

Es mufB3 Aufgabe der Bauleitplanung bleiben, den Eigenbedarf innerhalb des Planungsraumes
zu verteilen. Dabei darf jedoch nicht die Schwerpunktbildung unterlaufen werden. Eine enge
AbstimmungmitderRegionalplanungisterforderlich

Der Neuausweisung und Erweiterung von Splittersiedlungen ist entgegen zu wirken - ent-
sprechend Plansatz 2.2.2.3 Landesentwicklungsplan.

2.5.1 Gemeinden mit Eigenentwicklung

Z Die Gemeinden, in denen aus besonderen Grunden, insbesondere aus
Rucksicht auf Naturguter, keine Uber die Eigenentwicklung hinausge-
hende Siedlungstatigkeit stattfinden soll, sind nachfolgend aufgefuhrt
und in der Strukturkarte mit Symbol ausgewiesen:

Landkreis Konstanz: Aach, Bodman-Ludwigshafen, Busingen,
Gaienhofen, Hohenfels, Moos, Volkertshausen

Landkreis Waldshut: Bernau, Dachsberg, Dettighofen, Herrischried,
Ibach, Lottstetten, Weilheim, Wutach

Landkreis Lorrach: Aitern, Bollen, Burchau, Elbenschwand, Fischingen,
Frohnd, Hasel, Hag-Ehrsberg, Inzlingen, Neuenweg, Raich, Sallneck,
Schallbach, Schonenberg, Schworstadt,Tegernau, Todtnau, Tunau,
Utzenfeld, Wembach, Wieden, Wies, Wieslet, Wittlingen

Begrundung

In jeder Gemeinde ist Eigenentwicklung zu gewahrleisten. Die einzelnen Gemeinden zugewie-
sene Entlastungsfunktion fur einen Zentralort (Plansatz 2.3.1) bleibt davon unberuhrt.

Im Rahmen der Eigenentwicklungkdnnen in jeder Gemeinde Bauflachen in einer GroBenord-

nung ausgewiesen werden, die durch den Bedarf der ortsansassigen Bevolkerung und der
ortlichen gewerblichen Wirtschaft, des Fremdenverkehrs und der Landwirtschaft bestimmt wird.
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Als Gemeinden mit Eigenentwicklung, d.h. bei denen die Siedlungstatigkeit nicht Uber die Ei-
genentwicklung hinausgehen soll, sind diejenigen Gemeinden ausgewiesen worden, fur die die
nachfolgendenKriterienmehrheitlichzutreffen:

ausgepragte landschaftsbezogene Erholungs- und Ferienfunktion
nur gering beeintrachtigtes Orts- und Landschaftsbild
ausgepragtlandwirtschaftliche Siedlungsstruktur
keinezentralortlicheEinstufung.

Diese allgemeinen Kriterien werdendadurch konkretisiert,daf

* Natur- und Landschaftsschutzgebiete,

» schutzbedurftige Bereiche fur Naturschutz und Landschaftspflege, fur die
Wasserwirtschaft, die Landwirtschaft oder den Abbau von Rohstoffen,

* Grunzasuren oderregionale Grunzuge oder

e der Schutz des Bodenseeufers

inunmittelbarer Konkurrenz zu potentiellen Siedlungserweiterungen stehen.

2.6

2.6.1
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Schwerpunkte fur Industrie und Dienstleistungen

Schwerpunkte fur Industrie und Gewerbe in den
Entwicklungsachsen

Zur Sicherung und zur Verbesserung des dezentralen regionalen
Arbeitsplatzangebots und zur Weiterentwicklung und strukturellen
Anpassung der Wirtschaft werden die nachfolgenden regional
bedeutsamen Schwerpunkte fur Industrie und Gewerbe ausgewiesen
und in der Strukturkarte durch Symbol dargestelit:

* die Stadte bzw. Gemeinden Albbruck, Bad Sackingen, Binzen,
Efringen-Kirchen, Eggingen, Engen, Gottmadingen, Grenzach-
Wyhlen, Jestetten, Klettgau, Konstanz, Lauchringen, Laufenburg,
Loérrach, Maulburg, Muhlingen (Schwackenreute), Orsingen-Nen-
zingen, Radolfzell, Rheinfelden, Rielasingen-Worblingen, Schliengen,
Schopfheim, Singen, Steinen, SteiBlingen, Stockach, Waldshut-
Tiengen, Wehr, Weil am Rhein, Wutdéschingen und Zell i.W..

Das Arbeitsplatzangebot an diesen regional bedeutsamen Schwer-
punkten fur Industrie und Gewerbe soll im Rahmen der Bestandssiche-
rung erhalten werden und angesichts des erforderlichen wirtschaftli-
chen Strukturwandels in seiner Struktur verbessert und weiterent-
wickelt werden.

Fur die regionale Entwicklung im Bereich Industrie und Gewerbe soll
die Ausweisung von Flachen im Rahmen der Bauleitplanung auf diese
Standorte konzentriert werden. Dabei soll die Entwicklung der einzel-
nen Standorte unter Berucksichtigung der landschaftlichen und 6kolo-
gischen Empfindlichkeiten auf die vorhandene und die zukunftige Sied-
lungsstruktur sowie auf die Versorgungsinfrastruktur abgestimmt wer-
den.

Insbesondere ist dabei der Wohnbedarf der in den Schwerpunkten ar-
beitenden Bevolkerung zu beachten und auf eine funktional sinnvolle
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Zuordnung der Industrie- bzw. Gewerbegebiete zu den Wohngebieten
sowie auf eine funktionierende Anbindung an den OPNV hinzuwirken

G Auf eine optimale Flachenausnutzungsoll hingewirkt werden. Gemein-
same Ausweisung und Nutzung von Industrie- und Gewerbegebieten im
Rahmen einer interkommunalen Zusammenarbeit (IKZ), auch grenzuber-
schreitend mit der Schweiz und mit Frankreich, soll zur Konzentration
des Flachenbedarfs und zur optimalen Ausnutzung des Flachenpotenti-
als angestrebt werden.

Begrundung

Die Festlegung groBflachigerGewerbe- und Industriezonen im Sinne einer Vorsorgeplanung
istin der Region wegen Fehlens geeigneter Flachen nicht moglich. Eine Umfrage des Regional-
verbandes bei allen Gemeinden hat ergeben, daB keine der Gemeinden entsprechende Aus-
weisungsmoglichkeiten (FlachengroBe mind. 100 hazusammenhangend) sieht. AuBerdem sind
dieFinanzierungsmodalitaten einer solchen Flachenvorsorgepolitikungeklart, die zum Ziel hat,
fur kuinftige, d. h. zur Zeit nicht absehbare groBflachige Ansiedlungswinsche entsprechende
Gewerbe- und Industrieflachen vorzuhalten.

Regionalplanerische Zielsetzung muB3 es daher sein, die gewachsene dezentrale Sied-
lungsstruktur im Bereich Industrie und Gewerbe zu erhalten und qualitativ und quantitativ wei-
ter zu entwickeln. Die Ausweisung von Schwerpunkten fur Industrie und Gewerbe geht daher
von den vorhandenen Standorten aus, deren Bewertung hinsichtlich des bereits vorhandenen
Arbeitsplatzangebots (Bestand) und der zukunftigen Erweiterungsmoglichkeiten(neue Fla-
chenausweisungen) allerdings unterschiedlichist.

Bei der Ausweisung von Industrie-, Gewerbe- und Wohngebieten bzw. deren Weiterentwick-
lung ist deren funktionale Zuordnung zu beachten. Vorrangigsollen solche Flachen ausgewie-
sen werden bzw. solche Standorte weiterentwickelt werden, die Uber eine optimale Erschlie-
Bung durch dffentlichen Nahverkehr - moglichstauf der Schiene - verfugen oder fur die eine
entsprechende NahverkehrserschlieBungmoglichist

Die Arbeitsplatzzentralitat eines Standortes kann unter anderen an den Kriterien"Zahl der Be-
rufseinpendler" und "Hohe des Einpendleruberschusses" abgelesen werden.

Die in Plansatz 2.6.1 ausgewiesenen Schwerpunkte fur Industrie und Gewerbe weisen zum
groBten Teil mehr als 500 Berufseinpendler und/oder einen Einpendleruberschu3 von mehr als
100 Personen auf. Ausnahmen, die nicht mindestens eines dieser beiden Kriterienfur Arbeits-
platzzentralitat erfullen, sind Jestetten, Schliengen, Orsingen-Nenzingen, Eggingen und Muh-
lingen (Schwackenreute).

Die Arbeitsplatzzentralitat der Schwerpunkte fur Industrie und Gewerbe ist in der Tabelle
LArbeitsplatzzentralitat der Schwerpunkte fur Industrie und Gewerbe® im Anhang dargestellt.

Eine besondere Rolle spielen in der Grenzregion Hochrhein-Bodensee die Grenzganger. Sie
entlasten durch ihre Erwerbstatigkeit in der Schweiz den angespannten regionalen Arbeits-
markt, kbnnen sich aber im Falle einer wirtschaftlichen Krise in der Schweiz auch zur Belastung
fur die deutsche Seite entwickeln, da fur sie auf deutscher Seite kaum Arbeitsmoglichkeitenzur
Verfugung stunden. Die Grenzganger haben im Landkreis Waldshut mit einer Grenzganger-
quote von 23% (Grenzganger in Prozent der Arbeitsplatze am Ort) die groBte Bedeutung.
Deutlichgeringer ist die Quote im Landkreis Lorrach mit 16,2%, besonders aber im Landkreis
Konstanz mit 6,9%.

Die Grenzganger sind nach Wohnortgemeindenim Anhang in der Tabelle ,Grenzganger” dar-
gestellt.

Erhaltung und Ausbau dieser Schwerpunkte fur Industrie und Gewerbe sind von groBter Be-

deutung fur die Sicherstellung des regionalen Arbeitsplatzangebots. Dieses Arbeitsplatzange-
bot ist
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* durch Forderungdes strukturellen Wandels,

* durchMaBnahmen zur Férderung einer "Entwicklung nachinnen" (Verdichtungin
bestehenden Gewerbe- und Industriegebieten, Reaktivierung von Gewerbe- und
Industriebrachen),

* durch MaBnahmen zur Bestandssicherung (Schaffung von Erweiterungs- und/oder
Aussiedlungsmoglichkeiten),

» durch Flachenausweisungen fur Neuansiedlungen sowie

* durchinterkommunale Gewerbe-und Industriegebiete, auch grenzuberschreitend mitder
Schweiz und mit Frankreich,

nachhaltig zu sichern und qualitativ und quantitativ zu verbessern. Dabei ist im Hinblick auf die
strukturelle Abhangigkeitzahlreicher Standorte von dominierendenGroBbetrieben und im Hin-
blick auf die Verbesserung der Branchenvielfalt das mittelstandische Gewerbe besonders zu
berucksichtigen.

Unter den Schwerpunkten fur Industrie und Gewerbe haben die nachfolgend aufgefuhrten
Standorte besondere Bedeutung fur die planerische Sicherstellung des zu erwartenden indu-
striellen und gewerblichen Flachenbedarfsimregionalen, d.h. ubergemeindlichen MaBstab.

Es handelt sich um diejenigen Standorte, die in der Summe der durch die Bauleitplanung gesi-
cherten GE/GI-Flachen (vgl. Spalten ,Reserven® in Tabelle ,Schwerpunkte fur Industrie und
Gewerbe - Flachenerhebung 1995“ im Anhang) und der daruber hinausgehenden Flachen
(vgl. Spalten ,Neu“ ebenda) insgesamt ein Flachenpotentialvon mehrals 20 ha aufweisen.
Dabei ist zu berlcksichtigen, daB es sich bei den uber den Flachennutzungsplan
hinausgehenden Flachen um Vorstellungen der Gemeinden handelt, die noch eingehender
Untersuchungen (Landschaftsplanung) bedurfen.

Landkreis Konstanz

das Oberzentrum Konstanz 32,2 ha
das Mittelzentrum Singen 55,0 ha
das Unterzentrum Stockach (Vorschlag Mittelzentrum) 73,7 ha
das Unterzentrum Engen (Vorschlag Mittelzentrum) 25,0 ha
dasUnterzentrum Gottmadingen 33,0 ha
die Gemeinde Orsingen-Nenzingen 38,2ha
dasKleinzentrumRielasingen-Worblingen 21,5ha
LandkreisLorrach:

das Mittelzentrum Lorrach (Vorschlag OZ mit Weil am Rhein) 21,0 ha
das Mittelzentrum Weil am Rhein (Vorschlag OZ mit Lérrach) 35,2 ha
das Mittelzentrum Schopfheim 24,0 ha
dasUnterzentrum Rheinfelden (Vorschlag Mittelzentrum) 47,0 ha
dasKleinzentrumEfringen-Kirchen 33,4 ha
das Unterzentrum Grenzach-Wyhlen 22,0 ha
die Gemeinde Maulburg 26,9 ha
Landkreis Waldshut:

das Mittelzentrum Waldshut-Tiengen 49,8 ha
das Unterzentrum Wehr (Vorschlag MZ mit Bad Sackingen) 21,2 ha

Einzelheiten zum Flachenpotential der Standorte und zur Aufteilung in durch Bauleitplanung
gesicherte Reserven und daruber hinausgehende neue Entwicklungsflachen sind Tabelle
~>chwerpunkte fur Industrie und Gewerbe - Flachenerhebung 1995 zu entnehmen (im An-
hang). In der nachfolgenden Tabelle 2.6.1-1 sind in der Spalte ,Bemerkungen® nur die bauleit-
planerischgesichertenFlachenreservendargestellt.
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Uber die oben aufgefuhrten Flachen hinaus werden aus regionalplanerischerSicht im Sinne
einer gewerblich-industriellen Vorsorgeplanung flachenhafte Entwicklungsmoglichkeitenan fol-
genden Standorten gesehen:

Konstanz
Singen

Lorrach

Weilam Rhein
Schopfheim
Rheinfelden
Efringen-Kirchen
Schliengen
Waldshut-Tiengen
Bad Sackingen
Wutbschingen
Lauchringen

Konkretere, standortbezogene Aussagen zur Moglichkeitvon Flachenausweisungen fur Ge-
werbe und Industrie werden von dem Strukturmodell Hochrheiré (und dessen kunftiger
Ausdehnung auf weitere Raume der Region) erwartet, das modellhaftfur den Bereich Wehr-
Bad Sackingen bis Waldshut-Tiengen und Kussaberg bzw. Lauchringengrenzuberschreitend
mit Teilen des Kantons Aargau eine gesamtokologische Konzeption der kunftigen Flacheninan-
spruchnahme durch Siedlung, Industrie und Gewerbe sowie Infrastruktur entwickeln soll.

Bei einer groben Abschatzung des kunftigen Flachenbedarfs an GE/GlI-Flachen in den
Entwicklungsachsen der Region ergibt sich auf der Grundlage von 0,5 - 2,0 ha/1000
Einwohner ein mittlerer Bedarf von 650 ha. Dem stehen in den Entwicklungsachsen ca. 610 ha
Flachenreserven fur Gewerbe und Industrie gegenuber. Damit kann bei konzentrierter
Flachenausnutzung der Bedarf abgedeckt werden.

Tabelle 2.6.1-1 Schwerpunkte fur Industrie und Gewerbe

Schwerpunkt in Verbindung mit Bemerkungen/Begriundung
OZ Konstanz Innere Verdichtung, Bestandssicherung
Flachenreserve 32,2 ha
MZ Radolfzell Bestandssicherung
Flachenreserve 5,8 ha
MZSingen Neuer Ansatz am BAB-Kreuz (langfristig)
Flachenreserve 55,0 ha
UZ Stockach (Vorsch. MZ) Wahlwies Flachenreserve 73,7 ha
UZ Gottmadingen Flachenreserve 33,0 ha
UZ Engen (Vorschlag MZ) Welschingen Flachenreserve 25,0 ha
KIZ SteiBlingen 37 (4 ha noch nicht planerisch gesichert)
Muhlingen (Schwackenreute) Flachenreserve 7 ha
KIZRielasingen-Worblingen Bestandssicherung
Flachenreserve 10,5 ha
Orsingen-Nenzingen Flachenreserve 5,8 ha
MZ Loérrach (Vorschlag OZ) Hauingen Innenentwicklung, Bestandssicherung
evt. IKZ mit Steinen Flachenreserve 21,0 ha
36 Regionalverband Hochrhein-Bodensee und Baudepartement Karton Aargau: Gemeinsames Strukturmo-

dell Hochrhein D-CH; Gesamtbdkologische Konzeption zur raumlichen Entwicklung am Hochrhein zwi-
schen Zurzach und Wehr, SchluBbericht der Projekttrager. Aarau, Waldshut-Tiengen 1996
37 von der Verbindlichkeit ausgenommen
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noch Tabelle 2.6.1-1 Schwerpunkte fur Industrie und Gewerbe

Schwerpunkt

in_Verbindung mit

Bemerkungen/Begriindung

MZ Weil am Rhein (Vorschlag OZ) | Haltingen Innenentwicklung (3 Sanierungsgebiete)
IKZ mit Binzen und Flachenreserve 8,2 ha
Eimeldingen

KIZ Binzen IKZ mit Weil am Rhein Flachenreserve 13,0 ha

MZ Schopfheim Innenentwicklung (einzelne Brachen)

Flachenreserve 17,0 ha

UZ Rheinfelden (Vorschlag MZ)

Herten und Karsau

Verdichtung, Bestandssicherung
Flachenreserve 31,0 ha

UZ Grenzach-Wyhlen

Bestandssicherung
Flachenreserve 8,0 ha

KIZ Efringen-Kirchen

Flachenreserve 17,4 ha

KIZ Schliengen

Flachenreserve 1,0 ha

KIZ Steinen Hbollstein Flachenreserve 13,0 ha
evt. IKZ mit Lorrach
UZZelli.W. Bestandssicherung
Flachenreserve 1,9 ha
Maulburg Bestandssicherung

Flachenreserve 26,9 ha

MZWaldshut-Tiengen

Bestandssicherung, Sanierung von Lonza-
Brache, Flachenreserve 49,8 ha

MZ Bad Sackingen Bestandssicherung
Flachenreserve 11,7 ha

UZ Wehr (Vorschlag M2) Bestandssicherung (Wehraareal)
Flachenreserve 21,2 ha

UZ Albbruck 38 Bestandssicherung

Flachenreserve 14,0 ha

UZ Jestetten

Flachenreserve 14 ha

UZ Laufenburg 39 Bestandssicherung
Flachenreserve 12,3 ha
KIZ Klettgau Erzingen, GrieBen Bestandssicherung
Flachenreserve 8 ha
KIZ Wutbschingen Horheim/Schwerzen Bestandssicherung
Flachenreserve 5,0 ha
Eggingen Bestandssicherung

Flachenreserve (keine Angabe)

Lauchringen

Bestandssicherung
Flachenreserve 16,0 ha

Bemerkungen zu Tabelle 2.6.1-1: (nur planerisch gesicherte Flachen)*

Flachenreserven:

Flachenpotential in bestehenden und geplanten Bebauungsplanen, in Fla-
chennutzungsplan und aus Innenentwicklung.” Daruber hinausgehende
Flachen (siehe Tabelle ,Schwerpunkte fur Industrie und Gewerbe - Fla-
chenerhebung 1995“im Anhang)

Quelle: Erhebungen Regionalverband, Flachenangaben Stand Fruhjahr 1995

Anmerkung zurDarstellunginder Strukturkarte:

Die Schwerpunkte fur Industrie und Gewerbe (s.o. Tabelle 2.6.1-1, linke Spalte) werden in
der Strukturkarte mit dem Symbol "Schwerpunkte fur Industrie und Gewerbe" dargestellt. Die

38 von der Verbindlichkeit ausgenommen
39 von der Verbindlichkeit ausgenommen
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in Verbindung mit diesen Schwerpunkten genannten Orte bzw. Gemeinden (mittlere Spalte)
werden mitdem Symbol "Siedlungsbereich" kenntlich gemacht.

2.6.2 Schwerpunkte fur Dienstleistungen

Z Als Schwerpunkte fur Dienstleistungen werden das Oberzentrum
Konstanz, insbesondere wegen seiner Dienstleistungsfunktion als
Hochschulstandort, die Mittelzentren Singen, Radolfzell, Loérrach/Weil
am Rhein40, Schopfheim, Waldshut-Tiengen und Bad Sackingen sowie
die zur Aufstufung zu Mittelzentren vorgeschlagenen Unterzentren
Rheinfelden und Stockach ausgewiesen und in der Strukturkarte mit
Symbol dargestellt.

G Die Schwerpunkte fur Dienstleistungen sind in ihrer Ausstattung mit
privaten und offentlichen Dienstleistungen so auszubauen, daB sie fur
dienstleistungsorientierte = Betriebe Standortalternativen zu den
groBeren Verdichtungsraumen bieten.

G Dienstleistungsbetriebe = mit uberregionalen Versorgungsfunktionen,
die im Hinblick auf Kommunikation und Qualifikation der Arbeitskrafte
auf die Fuhlungsvorteile verdichteter Raume angewiesen sind, sollen in
Anlehnung an das Oberzentrum Konstanz und das Mittelzentrum
Lorrach/Weil am Rhein (Vorschlag OZ) angesiedelt werden.

G In den Schwerpunkten fur Dienstleistungen ist auBerdem vorrangig die
Versorgung der Bevolkerung mit privaten und o6ffentlichen Dienstlei-
stungen uber den Bedarf der Grundversorgung hinaus sicherzustellen.

Begrundung

Die Standorte fur uberortlich bedeutsame private und offentliche Dienstleistungseinrichtungen
konzentrierensich an dem nach Funktionen abgestuften Netz der Zentralorte. Die Zentralorte
sind im Landesentwicklungsplan und in diesem Regionalplan (vgl. Plansatze 2.1.1 ff) festge-
legt.

Bei der Standortwahl fur solche uberortlich bedeutsamen Dienstleistungseinrichtungen sind die
Zielsetzungen zu EinzelhandelsgroBprojekten (Plansatz 2.6.5) zu beachten.

Neben den Faktoren VerkehrserschlieBung,Grund und Boden sowie Arbeitskrafteangebot ist
fur viele betriebliche Standortentscheidungen die Nahe zu offentlichenund privaten Dienstlei-
stungen zunehmend standortentscheidend. Dies gilt besonders fur Betriebe mit technologisch
hochwertigen Produktionsprozessen, deren Bedeutung fur die regionale Wirtschaftsentwick-
lung angesichts des notwendigen strukturellen Wandels in Zukunft noch zunehmen wird. Da-
bei kommtden bestehenden und geplanten Zentren fur Technologietransfer (Technologie-
zentren) in Konstanz, Weil am Rhein, Lérrach und Singen (geplant) besondere Bedeutung zu.

Bei den Dienstleistungsbetrieben mit uberregionalemVersorgungsgebiet handelt es sich ne-
ben Uberregional bedeutsamen Bildungseinrichtungen (Hochschulen, Fachhochschulen und
Berufsakademien) zum Beispiel um Forschungsinstitute, Einrichtungendes Technologietrans-
fers und um Beratungsunternehmen.Deren hoch spezialisierte Dienstleistungen sind fernab-
satzorientiert, d. h. ihr Markt reicht Uber die Region hinaus. Diese Unternehmensind mitihren

40 Vorschlag Oberzentrum
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Anspruchenan Kommunikationund an die Qualifikation der Arbeitskrafte auf die sogenannten
Fuhlungsvorteile der verdichteten Raume angewiesen.

Daher kommen als Standorte fur solche Dienstleistungsunternehmenin erster Linie das Ober-
zentrum Konstanz und das Mittelzentrum Lorrach/Weil am Rhein in Frage, das auch uber ober-
zentrale Teilfunktionen verfugt und zur Aufstufung zum Oberzentrum vorgeschlagen wird.

Fur das Dreilandereckum Basel, Lorrach/Weilam Rhein und Mulhouse kommtin diesem Zu-
sammenhangder Einrichtung einer trinationalen Ingenieurausbildung besondere Bedeutung zu.
Mit diesem Projekt befaBt sich zur Zeit eine international besetzte Projektgruppe.

Die Schwerpunkte fur Dienstleistungen sind auBerdem entsprechend ihrer zentralortlichen
Funktion als Ober- bzw. Mittelzentren mit den gehobenen und spezialisierten dffentlichen und
privaten Dienstleistungen weiter auszubauen, die zur Versorgung der Bevoblkerung Uber die
tagliche Grundversorgung hinaus erforderlich sind.

Schwerpunktbedeutung fur die Versorgung der Region mit hochwertigen und spezialisierten
Dienstleistungen haben auch die auslandischen Zentren Zurich, Basel und Schaffhausen.

Besonders fur die Mittelzentren der Region ist auch vor dem Hintergrund der groBen Arbeits-

platzverluste durch den Strukturwandel im industriellen Bereich die Sicherung der Behorden-
und Gerichtsstandorte mit ihren Arbeitsplatzen von groBer Bedeutung.

Entwicklung der Beschaftigung im Dienstleistungsbereich

Ein Uberblick Uber die Entwicklung der versicherungspflichtig Beschaftigten nach Wirtschafts-
sektoren seit 1974 sowie der aktuelle Stand der versicherungspflichtig Beschaftigten in den
Gemeinden sind im Anhang dargestellt (vergleiche Tabelle ,Versicherungspflichtig Beschaf-
tigte“im Anhang).

Die Zahl der Beschaftigten insgesamt wie auch die sektorale Verteilung nach Produktions- und
Dienstleistungsbereich hat sich im Zeitraum zwischen 1974 und 1993 deutlich verandert:

In der Region, insbesondere im Landkreis Waldshut, hat die Zahl der Beschaftigten insgesamt
im Vergleich zum Land Uberproportional zugenommen. Dem stehen Beschaftigungsverluste im
produzierenden Gewerbe gegenuber, die im Landkreis Konstanz besonders ausgepragt sind
und Uber dem Landesdurchschnitt liegen (Ruckgang auf 90% gegenuber 1974, Land 92%). Im
Landkreis Waldshut ist die Beschaftigung im produzierenden Bereich hingegen nahezu un-
verandert geblieben (Ruckgang auf 98%).

Im Dienstleistungsbereich insgesamt (Handel und Verkehr sowie sonstige Dienstleistungen)
hat die Beschaftigung deutlich zugenommen. Dabei liegt das Schwergewicht der Beschafti-
gungszunahme eindeutig im Bereich sonstige Dienstleistungen, in erheblich geringerem Um-
fangim Bereich Handelund Verkehr.

Die Beschaftigungsquote im Dienstleistungsbereich (Stand 30.06.1993) mit einer Schwan-
kungsbreite von 43% im Landkreis Waldshut und 51% im Landkreis Konstanz (Land 53,9%)
ist ein deutlicher Hinweis auf die beschaftigungspolitische Bedeutung des tertiaren Sektors. In
allen drei Landkreisen hat sich seit 1974 die sektorale Verteilung der Beschaftigten deutlich zum
Dienstleistungsbereich verschoben. Dabei hat der Dienstleistungsbereich 1993 aber nur im
Landkreis Konstanz mit 51% das Ubergewicht.

Bezogen auf die zentralortlicheGliederung ist die Beschaftigung im Dienstleistungsbereich in
den Ober- und Mittelzentren mit 61,6% (1970 47,6%) am hochsten. Es folgen die Unterzen-
tren mit einer Dienstleistungsquote von 47,4% (35,2%), die Kleinzentren mit 44,3% (35,3%)
und die Nichtzentralorte mit 44,1% (33,6%). Diese Werte beziehen sich allerdings auf die
Volkszahlungen 1987 bzw. 1970.
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2.6.3 Gewerblich-industrielle Standorte auBerhalb der Entwick-
lungsachsen
y4 Zur Stutzung und Erhaltung der Siedlungsstruktur auBerhalb der Ent-

wicklungsachsen, insbesondere in den strukturschwachen Gebieten des
Schwarzwaldes und in den seefernen Teilen des Landkreises Konstanz,
werden als gewerblich-industrielle Standorte ausgewiesen und in der
Strukturkarte dargestellt:

die Unterzentren Bonndorf, Kandern, Schonau und St. Blasien, die
Kleinzentren Stuhlingen mit Weizen und Tengen sowie die Gemeinde
Eigeltingen.

Ausbau und Entwicklung dieser Standorte sind zur Sicherstellung und
Verbesserung des Arbeitsplatzangebotes von ubergemeindlicher
Bedeutung.

Begrundung

Neben den in Plansatz 2.6.1 ausgewiesenen Schwerpunkten fur Industrie und Gewerbe wer-
den die Unterzentren Kandern (3,5 ha Flachenreserven), Bonndorf (5,8 ha Flachenreserven
und 6,5 ha neu) und Schonau als gewerblich-industrielle Standorte ausgewiesen, denen au-
Berhalb der Entwicklungsachsen fur die Arbeitsplatzversorgung der strukturschwacheren
Raumeausraumordnerischer Sichteine uibergemeindliche Bedeutungzukommt.

Bei der Ausweisung von Schonau stehen die Strukturprobleme im Vordergrund,d.h. vor allem
Bestandssicherung und Umstrukturierungstillgelegter Betriebe. Erweiterungsflachentber den
Flachennutzungsplan hinaus sind nicht vorhanden, an Reserven aus bestehenden Bebau-
ungsplanen und aus Innenentwicklung stehen insgesamt 8,5 ha zur Verfugung.

Das Kleinzentrum Stuhlingen zusammen mit Weizen wird aufgrund seines Arbeitsplatzbe-
standes und der Bedeutung des Standortes Weizen (Arbeitsplatzbestand und firmenbezo-
gene Entwicklungsmoglichkeiten)als gewerblich-industrieller Standort (insgesamt etwa 8 ha
Reserven, 10 ha neu) ausgewiesen.

Ebensowerden aufgrundihrer Entwicklungsmoglichkeitenim gewerblichen Bereich und insbe-
sondere zur Entwicklung der seefernen Teile des Landkreises Konstanz das Kleinzentrum
Tengen (2,5 ha Reserven und 5 ha neu) und die Gemeinde Eigeltingen (10,3 ha Flachenre-
serven) als gewerblich-industrielle Standorte ausgewiesen.

Fur den Verwaltungsraum St. Blasien werden zur Zeitim Rahmen der Neuaufstellung des Fla-
chennutzungsplanes Moglichkeiten zur Ausweisung eines interkommunalen Gewerbegebietes
untersucht. Die entsprechenden Bereiche sind in der Raumnutzungskarte freigehalten
(geplantes interkommunalesGewerbegebiet mit Hausern und Hochenschwand auf Gemar-
kung Tiefenhausern).

Einzelheiten zum Flachenpotential der Standorte und zur Aufteilung in durch Bauleitplanung
gesicherte Reserven und daruber hinausgehende neue Entwicklungsflachen sind Tabelle
~aewerblich-industrielle Standorte auBerhalb Entwicklungsachsen“ zu entnehmen (im An-
hang).

Das Arbeitsplatzangebot dieser Standorte soll unter Beruicksichtigung der besonderen land-
schaftlichen und dkologischen Empfindlichkeitenund der vorhandenen und zukunftigen Sied-
lungsstruktur gesichert und entwickelt werden. Dabei mussen fur neue Flachenentwicklungen
in der Regel Entlastungsstandorte auBerhalb des Zentralortes in Anspruch genommen werden.
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2.6.4 EinzelhandelsgroBprojekte

N Einkaufszentren, groBflachige Einzelhandelsbetriebe und andere groB-
flachige Handelsbetriebe fur Endverbraucher (EinzelhandelsgroBpro-
jekte) mussen sich hinsichtlich ihrer GroBe und des Warensortiments in
das zentralortliche System und die Verflechtungsbereiche einfugen;
dabei sind die Funktionsfahigkeit der zentralortlichen Versorgungskerne
und die verbrauchernahe Versorgung der Bevolkerung am Zentralen Ort
und im Einzugsbereich des EinzelhandelsgroBprojekts zu erhalten.

EinzelhandelsgroBprojekte sind stadtebaulich in die Siedlungsgebiete
der Zentralen Orte zu integrieren.

EinzelhandelsgroBprojekte kbnnen in den Zentralen Orten des Landes-
entwicklungsplanes und in den Unterzentren angesiedelt werden.
Kleinzentren und Gemeinden ohne Zentralortfunktion kommen als
Standorte fur solche EinzelhandelsgroBprojekte grundsatzlich nicht in
Frage.

Begrundung

Entsprechend Plansatz 2.2.34 Landesentwicklungsplan sollen in den Stadten und Gemeinden
die traditionelleninnerstadtischen und innergemeindlichenEinkaufsbereiche als wichtiger Be-
standteil der zentralortlichenVersorgungskerne erhalten und weiterentwickelt werden, um die
verbrauchernahe Versorgung der Bevblkerung und die Funktionsfahigkeit der Versorgungs-
kerne zu gewahrleisten.

Einkaufszentren, groBflachige Einzelhandelsbetriebe und sonstige groBflachige Handelsbe-
triebe, die sich durch GroBe und Standort von Einzelhandelsgeschaften herkbmmlicherArt un-
terscheiden, kbnnen diese raumordnerischeund stadtebauliche Zielsetzung nachteilig beein-
trachtigen, wenn sie an dezentralen Standorten angesiedelt werden und mit bedeutendem
Anteil an innenstadtrelevanten Warensortiment ausgestattet sind.

Das Merkmal "groBflachig" ist durch hochstrichterlicheRechtsprechung (Urteil des Bundesver-
waltungsgerichts vom 22. Mai 1987 - BVerwG 4 C 19.85) wie folgt definiert:

Die GrofBflachigkeitbeginnt dort, wo Ublicherweise die GroBe von der wohnungsnahen Ver-
sorgung dienenden Einzelhandelsbetrieben ihre Obergrenze findet. Die Grenze liegt nicht
wesentlich unter, aber auch nicht wesentlich Uber 700 gm Verkaufsflache.

Nach § 11 Abs. 3 Satz 3 BauNVO vom 26.01.1990 (BGBI | S. 127) sind Auswirkungen auf
die Ziele der Raumordnung und Landesplanung sowie auf die stadtebauliche Entwicklung und
Ordnung durch EinzelhandelsgroBprojekte anzunehmen, wenn ihre GeschofB3flache 1200 gm -
dieses entspricht nach den Erfahrungender Praxis einer Verkaufsflachevon 800 gm - Uber-
schreitet.

GemalB der Gemeinsamen Verwaltungsvorschrift des Innenministeriumsund des Ministeriums
fur Wirtschaft, Mittelstand und Technologie zu Einkaufszentren, groBflachigen Einzelhandels-
betrieben und sonstigen groBflachigen Handelsbetrieben vom 15. Januar 1988 (GABI. Nr. 7
1988) kbnnen EinzelhandelsgroBprojektein Oberzentren, in Mittelzentren sowie in Unterzen-
tren angesiedelt werden

Desweiteren von Bedeutung fur die Beurteilung von Einzelhandelsprojekten ist der Anteil an
innenstadt-relevanten und nicht innenstadt-relevanten Warensortimenten. Projekte mit groBe-
rem und groBem Anteil an innenstadtrelevanten Warensortiment werden bei entsprechend
verkehrsgunstigen Standorten und umfangreichen ParkmoglichkeitenerfahrungsgemaB we-
sentlich den Bestand und die Entwicklung der traditionelleninnnerstadtischen Versorgungs-
zentren beeintrachtigen (Beispiele: Laufenburg, Schopfheim, Tiengen u. a.).
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Um zukunftig die traditionelleninnerstadtischen Versorgungszentren erhalten und weiterent-
wickeln zu kbnnen, mussen Einzelhandelsprojekte mit vorrangig nicht innenstadt-relevantem
Warensortiment (z. B. Mdbelhauser, Baumarkte, Gartenmarkte, Baustoffhandel, GroBhandels-
hauser) bei Standorten auBerhalb der innerstadtischen Versorgungszentren auf einen gerin-

gen Anteil von innerstadtisch-relevantem Warensortiment (hbchstens 700 m2  Verkaufsflache)
beschrankt werden. Bei einer Konzentrierungvon mehrerenEinzelhandelsbetrieben an einem
Standort darf die Summe aller Einzelhandelsflachenfur innenstadt-relevantes Warensortiment
ebenfallsinsgesamt 700 m2 Verkaufsflache nicht uberschreiten.

Einzelhandelsbetriebe sind als zentrale Bestandteile stadtischer Siedlungsformen baulich inte-
griertin den Siedlungsgebieten der Zentralorte zuzulassen.

Eine stadtebauliche Integration bei Einzelhandelsprojekten mit groBerem Anteil an innenstadt-
relevantem Warensortimentwird erreicht,wenn diese in traditionellenoder auch in geplanten
innerstadtischen/ -ortlichen Zentren (auch Quartierzentren) angesiedelt werden sollen. Pro-
jekte mit uberwiegend nicht-innenstadt-relevanten Warensortiment konnen auch auBerhalb der
innerstadtischen Zentren angesiedelt werden, wenn die Einrichtungin das bestehende Ver-
kehrssystem und der AnschluB an den OPNV gewahrleistet ist sowie der Anteil am innen-
stadt-relevanten Warensortiment deutlich gering gehalten wird.

Bei EinzelhandelsgroBprojektenvon mehr als 5000 gm Verkaufsflache jedoch soll vor den
Bauleitplanverfahren stets ein Raumordnungsverfahren durchgefuhrt werden. In Erganzung
dero.a. Gemeinsamen Verwaltungsvorschrift sollte ein Raumordnungsverfahrenauch bei Ein-
zelhandelsgroBprojekten mit weniger als 5000 gm Verkaufsflache durchgefuhrtwerden, wenn
insbesondere negative Auswirkungen auf die Ziele der Raumordnung in benachbarten Ge-
meinden zu erwarten sind.

Fur vorhandene EinzelhandelsgroBbetriebe besteht Bestandssicherung; sie konnen auf Be-
darfsnachweis erweitert werden, wenn die angestrebte GroBenordnung raumordnerischver-
tretbar ist.
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3.0 Regionale  Freiraumstruktur

Vorbemerkung

Die FreiraumkonzeptionHochrhein-Bodensee dient der Entwicklung von Natur und Umwelt
und der Entwicklung der kunftigen Inanspruchnahme der Landschaft, sie hat damit eine
gesamtbdkologische Funktion, die nicht nur auf den Schutz- und Sicherungsaspekt im Freiraum
abzielt, um u.U. an anderer Stelle raum- und umweltrelevante Eingriffe vornehmen zu kbnnen -
Zielistdie gesamtraumliche Betrachtung.

Zur Realisierung einer dkologisch orientierten zukunftigen Raumnutzung wird ein erstes
Konzept vorgelegt. Es ist im Hinblick auf eine kunftige Generation der Regionalplanung
weiterzuentwickeln, und durch angepaBte MaBnahmen- und Handlungskonzepte zu
verfeinern und umzusetzen.41

Zentrale Instrumente dieser Freiraumkonzeption bilden die regionalen Grunzuge und
Grunzasuren sowie die schutzbedurftigen Bereiche.

Die regionalen Grunzuge und Grunzasuren haben siedlungsstrukturierendeund dkologische
Funktionen. Grunzasuren wirken siedlungsgliedernd, Grunzuige werden in erster Linie
siedlungsbegleitend ausgewiesen. Beides sind keine unmittelbaren Instrumente zum
Biotopschutz, zum Wasserschutz oder zum Schutz der Land- und Forstwirtschaft. Dieser
Schutz soll durch entsprechende schutzbedurftige Bereiche von Freiraumen gewahrleistet
werden.

41 Diese gesamtraumliche Verfeinerung ist Aufgabe der Landschaftsrahmenplanung Hochrhein-Bodensee.
Sie wird als durchgehender PlanungsprozeB zur Vorbereitung des Regionalplanes der 3. Generation
durchgefuhrt. Als Erganzung hierzu dienen weitere konkrete Projekite wie beispielsweise das
"Strukturmodell Hochrhein".
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Regionale Freiraumstruktur: Nachrichtliche Ubernahmen:
Regionaler Grunzug Siedlung

(AN @ronzasur Verkehr (StraBe / Schiene)
Y Schutzbedurftiger Bereich fur N hutz u.
W, Earocransnoge " "N Ao W
I -

Gewasser

Schutzbedurftiger Bereich fur die Wasserwirtschaft

Schutzbedurftiger Bereich fur den Abbau )
oberflachennaher Rohstoffe Naturschutzgebiet

Bereich zur Sicherung von Wasservorkommen Landschaftsschutzgebiet
@ |

Potentielle Siedlungsentwicklung (vorbehaltlich einer
planerischen u. landschaftsokologischen Uberprifung)

Wasserschutzgebiet

Abb. 3.1: Regionalplanerische Instrumente des Freiraumes

In den schutzbedurftigen Bereichen sollen naturbezogene Nutzungen, dkologische Funktionen
oder Naturguter vor anderen Nutzungsarten oder Flacheninanspruchnahmen geschutzt
werden. lhre Ausweisung erfolgt z.B. aufgrund der standortgebundenen naturlichen Eignung,
der Bedeutung oder der Empfindlichkeit, ggf. auch aufgrund eines langfristigen regionalen oder
UberregionalenBedarfs42.

Der Einbezug der schutzbedurftigen Bereiche fur den Abbau von oberflachennahen
Rohstoffen in dieses Kapitel bedeutet, daB es sich hier i.d.R. um eine befristete Nutzung des
Freiraumeshandelt.

In den einzelnen schutzbedurftigen Bereichen genieBt die spezifische Funktion Vorrang vor
anderen Funktionen. Schutzbedurftige Bereiche kbnnen die Grunzuge Uberlagern. Aufgrund
der wachsenden Multifunktionalitaitdes Raumes und zunehmender Nutzungskonflikte kommt

42 Vgl. Empfehlungen der Arbeitsgemeinschaft der Regionalverbande; in: Gemeinsames Amitsblatt
23/31.7.1986
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der Abwagung vorrangiger sowie der Verknupfung unterschiedlicher Raumfunktionen eine
steigende Bedeutung zu. Hierzu wird die Landschaftsrahmenplanung Hochrhein-Bodensee in
den kommenden Jahren wichtige Beitrage zu leisten haben.

Die furdie Freiraumkonzeption bedeutenden natur- und kulturraumlichen Zusammenhange sind
in einem landschaftsplanerischen Fachbeitrag zum Regionalplan 1980 dargestellt worden43.

Im folgenden werden Ansatze eines Leitbildes zur ©kologisch zweckmaBigen raumlichen
Entwicklung - bestehend aus generellen Grundsatzen - formuliert.

Die Entwicklung der Region Hochrhein-Bodensee muB im Einklang mit
den landschaftlichen Besonderheiten, den Landschaftsstrukturen und
Landschaftsbildern stehen. Diese sind zu erhalten, zu sanieren und wo

Die Freiraume (Raume auBerhalb der Siedlungen) sind unter Beruck-
sichtigung ihrer 0kologischen Funktionen zu sichern, zu sanieren und zu

Die Flacheninanspruchnahmefur die raumliche Nutzung ist unter Be-
rucksichtigung der Empfindlichkeit der naturlichen Ressourcen zu mi-

Der Naturhaushalt und damit die naturlichen Lebensgrundliagen Boden,
Wasser, Klima, Luft, Tier- und Pflanzenwelt sowie deren Regene-
rationsfahigkeit sind zu sichern und, soweit erforderlich, zu sanieren und

» die nachhaltige Sicherung des belebten Bodens in seinen 6okologi-

* die Verminderung von Flacheninanspruchnahmedurch Bodenver-
siegelung, Uberbauung und Bodenabbau;

* den Erhalt der naturraumgegebenen Vielfalt der Bodeneigen-
schaften (z.B. hohes naturliches Ertragspotential);

* die Vermeidung von Schadstoffeintragen, von Veranderungen des
Bodenaufbaus, von Bodenverdichtung, von Wind- und Was-
sererosion und von Veranderungen der Standorteigenschaften
durch Bodenentwasserung;

* die nachhaltige Sicherung von Arten und Lebensgemeinschaften

* den Erhalt, bzw. die Entwicklung von Lebensgemeinschaften mit
einem charakteristischen Arteninventar, wie es aufgrund der na-

3.0.1 Ubergeordnete  Grundsatze
G
notig zu entwickeln.
G
entwickeln. 44
G
nimieren.
G

zu entwickeln.

Dafur ist erforderlich:
schen Funktionendurch
durch

43

72

Landschaftsplanung, Region Aktuell 4, 1975
Vgl. LEP 83, 1.7.1. Freirhume



Regionalplan2000-RegionaleFreiraumstruktur

turlichen Standortfaktoren, der landschaftstypischen Nutzungs-
situation und des geschichtlich gewachsenen Landschaftscha-
rakters moglich ware;

* die Vermeidung von Zerschneidung, von Verinselung gleichartiger
Biotope und von Lebensgemeinschaften

* die Vermeidung weiterer Standortnivellierungen hinsichtlich
Stoff- und Wasserhaushalt;

die nachhaltige Sicherung unbeeintrachtigter, funktionsfahiger
Grundwasserqualitat durch

* die Vermeidung von Schadstoffeintragen
(z.B. uber die Bodenpassage oder die Infiltration von FlieBge-

wassern);

* die Erhaltung, bzw. Verbesserung der Grundwasserneubildung
(z.B. durch Regenwasserversickerung), die Vermeidung, bzw.
Verminderung von Bodenversiegelung, die Verminderung von er-
hohtem OberflachenabfluB3;

* die Sicherung der Regulations- und Regenerationsleistungen
(AbfluBregulation, biologisches Selbstreinigungsvermoégen von
Oberflachengewassern);

die Sicherung, bzw. Entwicklung eines unbeeintrachtigten, naturna-
hen, gesamtraumlichen Oberflachengewassersystems einschlieBlich
der Flachen im Einzugsgebiet, die in funktionalem Zusammenhang
stehen, durch

* die Sicherung der Gewasser mit keiner bzw. geringer Belastung
(Gewasserguteklasse |, Il);

* durch die Verbesserung der Gewasser mit kritischer bzw. mit
starker Verschmutzung (Gewasserguteklasse II-lll, 1lI);

* die Verminderung der Schadstoffeintrage uber die Luft;

* Sicherung und Ausweisung von Gewasserrandstreifen; und die
Verminderung von Feststoff- und Nahrstoffeintragen uber Ober-
flachen-, Zwischen- und Drainwasserabfluf3.

die nachhaltige Sicherung eines funktionierenden Retentionsver-
mogensdurch

* die Verminderung von Flacheninanspruchnahmedurch Bodenver-
siegelung und Uberbauung;

* die Verminderung des Direktabflusses durch Verlust abfluBver-
zogernder Vegetationsstrukturen an FlieBgewassern und in han-
gigem Gelande;

+ den Erhalt, bzw. die Erweiterung von naturlichen Uberflutungs-
raumen;

die nachhaltige Sicherung klimaodkologischer Ausgleichswirkungen
durch
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* den Erhalt, bzw. die Entwicklung/Sanierung klimadkologisch wirk-
samer Ausgleichsraume (z.B. Kaltluft- und Frischluftentste-
hungsgebiete);

* den Erhalt, bzw. Entwicklung/Sanierung von Luftzirkulationssy-
stemen (Hangwinde, Bergwinde);

» die nachhaltige Sicherung der Luftqualitat durch

+ die Verminderung von Luftverunreinigungen, so daB die Gesund-
heit des Menschen und der Schutz besonders empfindlicher
Bestandteile des Naturhaushaltes gewahrleistet ist;

* die nachhaltige Sicherung einer natur- und kulturraumtypischen
Landschaftdurch

* den Erhalt, bzw. die Entwicklung einer vielfaltigen Landschaft als
Voraussetzung fur Landschaftserlebnis sowie landschaftsgebun-
dene ruhige Erholung;

* Vermeidung von Larm- und Schadstoffeinwirkungen, die die Er-
holungswirksamkeit der Landschaft beeintrachtigen.

* Die nachhaltige Sicherung eines funktionierenden Okosystems Bo-
densee durch

* verstarkte Bemuhungen zur Reinhaltung des Bodensees;

» die Wiederherstellung einer stabilen limnologischen Situation des
Sees;

» Schaffung einer 6kologisch stabilen Situation in der Uferzone;

» Sanierung seines Einzugsgebietes.

Begrundung

Das Freiraumkonzeptistin einem durchgehenden ProzeB mitden gesamtraumlichen Nutzungs-
anspruchen abzustimmen und regionalplanerischumzusetzen. Dadurch wird im Rahmen der
Regionalplanung versucht, einen Beitrag zum Erhalt und wo ndtig zur Sanierung und zur
Entwicklung der naturlichen Lebensgrundlagen zu leisten. Die Regionalplanung soll dazu
beitragen, daB die Regenerationsfahigkeitdes Naturhaushaltes sowie einzelner Naturguter
(Boden, Wasser, Luft, Pflanzen- und Tierwelt) erhalten bleibt. Wichtige naturraumliche
Potentiale in der Region Hochrhein-Bodensee mussen gesichert, ggf. saniert und entwickelt
werden.45

Ausbdkologischer SichtmuB durchregionalplanerische Instrumente:

* einesparsameFlacheninanspruchnahme,

* diemoglichstgeringe Zerschneidungder freien Landschatft,

* eine moglichst vertragliche Nutzung der besiedelten und nicht besiedelten Landschaft

erreichtwerden.

45 Dies muB im Rahmen der Landschaftsrahmenplanung differenziert und raumlich konkret dargestellt
werden.
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Sparsame Flacheninanspruchnahme

Die gesetzliche Grundlage der Regionalplanung ist das Landesplanungsgesetz46. Durch die
Aufnahme der Umweltvertraglichkeitsprufung (UVP) in das Landesplanungsgesetz wurde eine
gesetzliche Grundlage geschaffen, um die Eingriffe in den Naturhaushalt besser zu steuern
und zu reduzieren. Diese einzelfallbezogene Objekt-UVP ist wichtig fur die Regionalplanung.
Daruber hinaus ist jedoch die Weiterentwicklung von Beurteilungs- und Abwagungsinstru-
menten fur den regionalplanerischenund landschaftsrahmenplanerischenPlanungsprozeB im
regionalen MaBstab notwendig.

Wichtige Ziele und Grundsatze zur flachensparenden raumlichenEntwicklung der Region ent-
halt das Kapitel 2. (Siedlung).

Zerschneidungder freien Landschaft

Um die dkologische Ausgleichsfunktion der freien Landschaft zu erhalten, muB3 die zunehmende
Zerschneidung durch Bandinfrastruktur und Siedlungsentwicklung vermieden bzw. reduziert
werden.

VertraglicheNutzung der besiedelten Landschaft

Werdenim Rahmen der raumlichen Abstimmung notwendige Eingriffe in die Landschaft geplant
und durchgefuhrt, so mussen diese so erfolgen, daBB dkologische Risiken weitgehend vermie-
den und/oder vermindert werden. Auf einen weitgehenden Ausgleich von Stdrungen im Natur-
haushaltist hinzuwirken, damitdie Freiraume der Regionihre Funktionen langfristig erfullen kon-
nen. Hierzu gehort z.B. der Ruckbau von StraBBen, aber auch der Schutz bereits bestehender
Wohnsiedlungen vor zusatzlicher Luftverunreinigung oder Larmbelastigungen.

Die unterschiedlichen Nutzungsanspruche an den Raum fuhren zu Konflikten zwischen
“Bauen” und “Erhalten von Freiraumen”.Zur Wahrung kunftiger Entwicklungschancen ist bei
raumlichenNutzungskonfliktenin starkeremMaBe als bisher eine integrative Berucksichtigung
Okologischer und bkonomischer Belange notwendig. Dies bedeutet nicht, “Siedlungsplane” der
ersten Generation der Regionalplane unter dem Vorzeichen einer "Okologisierung der
Regionalplanung"um “Freiraumplane”zu erganzen. Dies wirde einer zentralen Aufgabe der
Regionalplanung - der Koordination unterschiedlicher raumlicher Nutzungsanspruche -
zuwiderlaufen. Die Freiraumkonzeption Hochrhein-Bodensee darf daher nicht losgelost von der
Siedlungskonzeption (Kap. 2) und der Versorgungskonzeption (Kap.4) betrachtet werden.

Das verstarkte Einbeziehen von ©kologischen Betrachtungen in wirtschaftliche Uberlegungen
wird zu richtungsweisenden Chancen und Perspektiven fuhren, da sie auf der nachhaltigen
Sicherung und Entwicklung der naturlichen Ressourcen und der Lebensgrundlagen des Men-
schen aufbauen.

Okologische Zielkonzeption fur die gesamtraumlicheEntwicklung

Mit einem zukunftsorientierten Zielkonzept kbnnen die naturlichen Ressourcen nur dann nach-
haltig gesichert werden, wenn es sich am Gesamtzusammenhang der Umweltprobleme und
den heutigen Rahmenbedingungen orientiert,also von den aktuellen Voraussetzungen aus-
geht. Diese sind durch standige, sichimmer schneller vollziehende Veranderungenin Richtung
Standortnivellierungendurch strukturelle und stoffliche Einwirkungen gekennzeichnet. Ziel kann
nicht die Wiederherstellung eines bestimmten, historischen Landschaftszustandes sein, da
sich die soziodbkonomischen und dkologischen Rahmenbedingungen gewandelt haben und

46 Landesplanungsgesetz Baden-Wurtemberg (LplG) in der Fassung vom 8.4.1992, GBI. S. 229
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viele der durch diese verursachten Beeintrachtigungen als irreversibel eingestuft werden
mussen. Ziel muB sein:

» die Erhaltung/Sicherungsamtlicher Bereiche, die aktuell wenig beeintrachtige, schutzbe-
durftige Leistungen des Naturhaushaltes aufweisen;

» die Minimierung vorhandener Belastungen inihrer Gesamtheit auf ein MaB, das sich an der
RegenerationsfahigkeitdereinzelnenNaturguterorientiert;

» die zukunftige Vermeidungvon Beeintrachtigungen, die sich derart auf die Naturguter aus-
wirken kbnnen, daB sich diese nicht oder nur in langen Zeitraumen wieder regenerierenkon-
nen (Sanierung);

* Entwicklung von Bereichen, die unter den gegebenen Rahmenbedingungen potentiell
geeignet sind, zukunftig Funktionen des Naturhaushaltes zu leisten.

DieVielschichtigkeit, raumliche Ausdehnung, zeitliche Dynamik von Veranderungenin Okosy-
stemen und die Irreversibilitat mancher Vorgange bedingen, daB auch dann, wenn konkrete
Beeintrachtigungen bisher noch nicht nachgewiesen werden konnten, sondern lediglich be-
grundete Risiken von Beeintrachtigungenaufgezeigt werden kbnnen, bereits entsprechende
Vermeidungs-und MinimierungsmaBnahmerzu ergreifensind (Vorsorgeprinzip). Die vielfalti-
gen - und oft nur unvollstandig bekannten - Zusammenhange und Wirkungsbeziehungen zwi-
schen den einzelnen Naturgutern bedingen, daB eine nachhaltige Sicherung der Leistungsfa-
higkeit des Naturhaushalts nur medienubergreifendund vorsorgeorientiert betrieben werden
kann.

Eine den Grundsatzen entsprechende, auf die nachhaltige Sicherung der Leistungsfahigkeit
des Naturhaushaltes ausgerichtete Entwicklung der Raum- und Nutzungsstrukturen in der Re-
gion Hochrhein-Bodensee erfordert neben der Erhaltung von wenig beeintrachtigten Bereichen
zum Schutz der jeweiligen Naturgrundlagedie Verbesserung der aktuellen Leistungsfahigkeit
des Naturhaushaltes in den dkologischen Konfliktbereichen (z.B. im Raum Singen).

Im"Umweltprogramm fur den Bodenseeraum" wurde der Versuch unternommen,diesen ganz-
heitlichen Umweltschutz fur das Einzugsgebiet des Bodensees im Ansatz zu konkretisieren.

Die formulierten Grundsatze beziehen sich vor allem auf einzelne naturliche Ressourcen. Dies
bedeutet nicht, daB Nutzungs- und Funktionskombinationennicht moglichsind. Im Gegenteil,
Empfehlungen werden fur 0kologisch sinnvolle Nutzungskombinationen meist im Vordergrund
stehen mussen. Die auf die Einzelpotentiale ausgerichteten Zieltrends kbnnen jedoch zunachst
verdeutlichen, wie sich aus der jeweiligen Sicht eine optimale Landschafts- bzw.

Nutzungsentwicklung vollziehen sollte. Auf diese Weise kdbnnen Konflikte in Bezug auf die
Anforderungenaus der Sicht der einzelnen naturlichen Ressourcen verdeutlicht werden. So
kbnnen beispielsweise Empfehlungen zur Sicherung des Grundwasserpotentials durchaus im
Widerspruch zu Schutzvorstellungen fur das Biotoppotential stehen.

EinegenerelleVergleichbarkeitder Wert- bzw. Beurteilungskriterienist fur verschiedene Res-
sourcenkaumerreichbar47. Dies hat zur Folge, daB an die Transparenz und Nachvollziehbar-
keit der fachlichen Abwagung von Nutzungsvorrangen sehr hohe Anforderungen zu stellen

47 Durch Bewertungsverfahren wird versucht, die Kriterienwahl fur die notwendige Optimierung einer
Entscheidung zu erleichtern. Beispielsweise dient die Nutzwertanalyse zur vergleichenden
Bewertung von Entscheidungsalternativen. Die Hauptschwierigkeit dieses und vergleichbarer Verfahren
besteht darin, an sich nicht direkt vergleichbare Kriterien durch das Entwerfen einer gemeinsamen
Skala, in die subjektive Bewertungen einflieBen mussen, vergleichbar zu machen. Durch Gewichtung
werden z.B. die Kosten einer MaBnahme mit bestimmten wiederum gewichteten Wirkungen verglichen.
Wenn entsprechend viele Variablen verwendet werden, kann der so aufgezeigte Beurteilungsproze3
kaum mehr nachvollzogen werden. Im folgenden politischen EntscheidungsprozeB3 flieBt dann oftmals
lediglich das Ergebnis ein. Ziel von Bewertungsverfahren sollte aber die Transparenz des
Entscheidungsprozesses sein.
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sind. Im Rahmen der Systematik des vorliegenden Regionalplanes der 2. Generation wurden
daher lediglich fur einige, laut Empfehlung der Arbeitsgemeinschaftder Regionalverbande vor-
geschlagenen schutzbedurftigen Bereiche (vgl. Plansatze 3.2ff), eine vorrangige regional-
planerisch abgewogene Nutzung definiert.

Das Thema der Nutzungsabwagung bzw. der Nutzungsuberlagerung (Nutzungsvertraglich-
keit) wird kunftig weiter an Bedeutung gewinnen. Durch die Landschaftsrahmenplanung
Hochrhein-Bodensee muB3 das vorliegende Zielkonzept verfeinert und raumlich konkretisiert
werden. Die Stichhaltigkeit und Plausibilitat der Aussagen ist durch das Erarbeiten von
fachlichen Grundlagen weiter zu untermauern,um so die Nachvollziehbarkeit des standigen
Planungsprozesses zu erleichtern.

3.1

3.1.1

Begrundung

Regionale Grunzuge und Grunzasuren

Regionale Grunzuge

In der Region Hochrhein-Bodensee werden in den verdichteten Rau-
men sowie im Zuge von Entwicklungsachsen und in Gebieten mit stark
konkurrierenden Nutzungsinteressen regionale Grunzuge als gemeinde-
grenzenubergreifende, zusammenhangende Teile freier Landschaft aus-
gewiesen und in der Raumnutzungskarte dargestellt. Die regionalen
Grunzuge dienen der Sicherung des Freiraumes und haben sied-
lungsstrukturierende Funktionen. Sie nehmen in Verbindung mit den
schutzbedurftigen Bereichen ©kologische Ausgleichsfunktionen dort
wahr, wo okologische Funktionen, die Landwirtschaft oder Naherho-
lungsgebiete durch die Siedlungsentwicklung gefahrdet sind.

In den Grunzugen sind die 6kologischen Funktionen und die landschafts-
gebundene Erholung zu sichern und zu entwickeln. Nutzungen in den
Grunzugen durfen diesem Ziel nicht widersprechen.

In regionalen Grunzugen findet eine Besiedlung nicht statt.

* Standortgebundene land- und forstwirtschaftliche bauliche Nutzun-
gen sind im Rahmen des § 35 Abs. 1 BauGB zulassig.

* Bauliche Anlagen der technischen Infrastruktur sowie bauliche Anla-
gen fur Erholung, Freizeit und Sport sind zulassig, wenn sie die Funk-
tionen der Grunzuge sowie den Charakter der Landschaft hinsichtlich
ihrer Gestaltung und beim Betrieb nicht wesentlich beeintrachtigen
oder keine geeigneten Alternativen auBerhalb der Grunzugezur Ver-
fugung stehen.

Der Abbau von oberflachennahen Rohstoffen nach MaBgabe der
schutzbedurftigen Bereiche fur den Rohstoffabbau (PS 3.2.6) ist zulas-
sig. Die Folgenutzung der Abbaubereiche muB den Zielen der Grunzuge
entsprechen.

Die Abgrenzungder Grunziuige zum Freiraum erfolgte aufgrund mehrerer Kriterien:
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Grunzuge haben siedlungsstrukturierende und dkologische Funktionen. Sie sind entwicklungs-
achsenbegleitend ausgewiesen. Daruber hinaus erfolgt die Ausweisung dort, wo groBere
Siedlungsbereiche strukturiertund begrenzt werden mussen (z.B. Bodenseeufer, Sudlicher
Klettgau, Kandertal). Grunzuge werden weniger wichtig in Bereichen, in denen das Konfliktpo-
tentialabnimmit.

Die Abgrenzung der Grunzuge orientiert sich:

a) anden strukturellen Gegebenheiten.
Gegenuber den Siedlungsbereichen werden bei der Ausweisung die raumlichen
Entwicklungsmoglichkeitetverucksichtigt.

b) an den dkologischen Gegebenheiten.

Neben der siedlungsstrukturierendenFunktion der Grunzuge ist ihre dkologische Funktion ein
wichtiges Ausweisungs- und Abgrenzungskriterium. Die regionalen Grunzuge stehen in einem
funktionalen Zusammenhang mit den Grunzasuren (PS 3.1.2) und erganzen sich gegenseitig.

Als Erganzung zu den Grunzasuren, die u.a. bedeutend fur den Luftaustausch innerhalb der
Siedlungsgebiete sind, stellen die Grunzuge eine wichtige zusammenhangende Verbindung
zwischen den Frischluftwirkungsraumen(Siedlungsgebiete) und den Frischluftentstehungs-
raumen dar bzw. sind selbst Bestandteil der Frischluftentstehungsraume(v.a. Bodanrick,
Hori, Dinkelberg und sudlicher Klettgau).

Weitere fur die Region wichtige Frischluftentstehungsraumeliegen im gesamten Schwarzwald
undimnordlichen Hegau.

Viele fur die Erfullung der Bodenfunktionen besonders wertvolle Boden der Region befinden
sich innerhalb bzw. im Umfeld der Entwicklungsachsen und sind dadurch in besonderem MaBe
von Verlust und Zerstorung durch die Flacheninanspruchnahmebedroht. Durch die Auswei-
sung von Grunzasuren und Grunzigen kbnnen die wegen ihres herausragenden Leistungs-
vermodgens fur die Sicherung der Lebensgrundlagen unentbehrlichen Bodenressourcen wirk-
sam geschutzt werden.

Die Grunzuge enthalten regional bedeutsame Biotope. Sie beziehen moglichst schutzbedurf-
tige Bereiche und Schutzgebiete mit ein. Weiterhin wurde eine Orientierung an Waldrandern,
Gelandestufen etc. versucht.

Die Grunzuge stellen wichtige zusammenhangende landschaftsbezogene Erholungsbereiche
in relativer Nahe zu den Siedlungsgebieten dar. Grunzuige und Grunzasuren erganzen sich in
ihrer Bedeutung fur die siedlungsnahe Erholung.

Die Funktionder Grunzuge, bzw. Grunzasuren kann auch durch die standortgerechte Auffor-
stung geeigneter Flachen verbessert und langfristig gesichert werden.

Diese Funktionen der Grunzuge setzen voraus, daB innerhalb der Grunzuge eine Besiedlung
nichtstattfindet.

Zugelassen werden sollen lediglich standortgebundene bauliche Anlagen der Land- und
Forstwirtschaft (sog. privilegierte Vorhaben i.S. § 35 (1) BauGB), der technischen Infrastruktur,
sowie baulichen Anlagen fur Freizeit, Erholung und Sport, wenn ein sachliches Erfordernis
gegeben ist48. Diese Anlagen durfen nur errichtetund betrieben werden, soweit sie aufgrund
der jeweiligen konkreten Situation die Funktion der Grunzuge und die landschaftsdokologischen
Leistungen des Raumes nicht wesentlich beeintrachtigen oder regional bedeutsame Biotope
nicht betreffen, oder wenn kein geeigneter Standort auBerhalb des Grunzuges vorhanden ist.

48 Zu den Begriffen "standortgebunden" und "bauliche Anlage" vgl. Kap. 3.1.2, Begrundung
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Der Abbau von oberflachennahen Rohstoffen stellt eine zeitlich befristete und innerhalb des
Freiraumesstandortgebundene Nutzung dar. Er ist innerhalb des Grunzuges nach MaBgabe
der schutzbedurftigen Bereiche fur Rohstoffabbau moglich,wenn die Folgenutzungen und die
Art der Rekultivierung mit den freiraumerhaltendenZielsetzungen des regionalen Grunzuges
vereinbar sind (vg. dazu die Begrundung zum Plansatz 3.2.6).

3.1.2

Grunzasuren

In der Region Hochrhein-Bodensee werden in den Entwicklungsachsen
sowie in Bereichen mit Ansatzen einer Verdichtung oder in Gebieten
mit stark konkurrierenden Nutzungsinteressen regional bedeutsame
Freihaltezonen als Grunzasuren ausgewiesen und in der Raumnutzungs-
karte dargestellt. Sie haben siedlungs- und freiraumstrukturierende
Aufgaben, siedlungsnahe Ausgleichs- und Erholungsfunktionen sowie
landschaftsokologische Funktionen.

Durch die Ausweisung von Grunzasurensoll einem Zusammenwachsen
der Siedlungen oder der Zersiedlung der freien Landschaft entgegen-
gewirkt werden.

In Grunzasuren findet eine Besiedlung nicht statt.

In Ausnahmefallen sind standortgebundene land- und forstwirt-schaftli-

che bauliche Anlagen im Rahmen des § 35 Abs 1 BauGB sowie bauliche
Anlagen der technischen Infrastruktur zulassig, soweit sie durch ihre Er-
richtung und Gestaltung oder durch den Betrieb die Funktionen der
Grunzasurennicht wesentlich beeintrachtigen oder keine geeigneten

Alternativen auBerhalb der Grunzasur zur Verfugung stehen.

Der Abbau von oberflachennahen Rohstoffen ist nicht zulassig.
Die in der folgenden Tabelle dargestellten Grunzasuren werden
ausgewiesen und sind zu erhalten:

Tabelle 3.1.2-1 Grunzasuren

1| Wallhausen - 2| Wallhausen und 3 | Dingelsdorf und
Dettingen Dingelsdorf Litzelstetten
4 | Litzelstetten  und 5| Mainau 6 | Konstanz und Egg
Mainau und KN-Egg
7 | Konstanz und 8 | Reichenau und 9| Hegne und
Reichenau Hegne Allensbach
10 | Markelfingen und 11 | Béhringen und 12 | Béhringen und
Radolfzell a.B. Radolfzell a.B. Uberlingen a.R. und
Singen (Htw.) und
Rielasingen/
Worblingen
13 | Moos und Iznang 14 | Iznang und Gund- 15 |Horn und
holzen und Horn Gaienhofen
16 | Gaienhofen 17 | Hemmenhofen 18 | Kattenhorn und
und Hemmenhofen und Wangen Ohningen
19 | Rielasingen und 20 | Gottmadingen 21 | Hilzingen und
Grenze D/CH und Randegg Riedheim
22 | Singen (Htw.) und 23 | Singen (Htw.) - 24 | Muhlhausen und
Twielfeld Friedingen Schlatt (u. Kr.)
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noch Tabelle 3.1.2-1 Griinzasuren

Begrundung

25 | Muhlhausen 26 | Welschingen 27 | Neuhausen und
und Ehingen und Neuhausen Engen
28 | Engen und 29 | Orsingen und 30 | GrieBen und
Anselfingen Nenzingen GeiBlingen
31 | Eggingen und 32 | Horheim/Schwerzen 33 | Dangstetten und
Ofteringen und Lauchringen Rheinheim und
Kadelburg
34 | Kadelburg und 35 | Waldshut 36 | Waldshut und
Ettikon und Gurtweil Dogern
37 | Hochenschwand und | 38 | Hausern und 39 | Luttingen und
Hausern St. Blasien Stadenhausen und
Laufenburg
40 | Murg und 41 | Bad Sackingen und | 42 | Oflingen/Brennet
Bad Sackingen Wallbach und Schworstadt
43 | Schworstadt West 44 | Karsau und 45 | Nollingen/Rheinfel-
Nollingen den und Degerfelden
und Warmbach
46 | Herten und Wyhlen 47 | Wyhlen und 48 | Schlechtnau und
Grenzach Geschwend
49 | Geschwend und 50 | Zell i.W. und Hausen| 51 |Hausen und Fahr-
Utzenfeld nau/Schopfheim
52 | Langenau und 53 | Brombach/ 54 |Lérrach und Salzert
Schopfheim und Hauingen und
Maulburg Steinen/HollIstein
55 | Weil am Rhein und 56 | Weil am Rhein und 57 | Wollbach und
Grenze D/CH Haltingen Wittlingen
58 | Wittlingen und 59 | Rummingen und 60 | Binzen und
Rummingen Binzen Eimeldingen
61 | Markt/Eimeldingen 62 | Efringen-Kirchen 63 |Istein und
und Efringen- und Istein Kleinkems
Kirchen
64 | Kleinkems und 65 | Rheinweiler und 66 | Bamlach und
Rheinweiler Bamlach Bad Bellingen
67 | Schliengen und
Steinenstadt
(RVSO)

Grunzasuren sind regional bedeutsame Freihaltezonen. Durch sie soll der Tendenz des Zu-
sammenwachsens von Orten entgegengewirkt und eine Gliederung der Siedlungstatigkeit
erreichtwerden. Neben dieser stadtebaulich-asthetischen Funktion erfullen die Grunzasuren
wichtige Aufgaben fur die Naherholung. Daruber hinaus werden im Zusammenhang mit einer
starken Uberformung oder Versiegelung der Landschaft in den Entwicklungsachsen und Ent-
wicklungsorten die dkologischen Funktionen zunehmend wichtiger (Natur- und Landschafts-
schutz, Wasser- und Grundwasserschutz, Schutz regional bedeutsamer Biotope). Grundlage
fur die Ausweisung bilden jeweils mehrere Kriterien zusammen.

Fast alle Grunzasuren der Region stellen wichtige Freiraumefur den Luftaustausch innerhalb
der Siedlungsgebiete dar. Daruber hinaus stellen sie die Verbindung zu den Grunzugen und

Uber sie zu den Frischluftentstehungsgebieten her. Dies zeigt, daB Grunzasuren

in einem

funktionalen Zusammenhang mit den regionalen Grunziugen (PS 3.1.1) stehen und sich inihren
Funktionenerganzen.
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Weiterhin befinden sich die wertvollsten Boden der Region innerhalb der Entwicklungsachsen,
dies bedeutet, daB fur die Ausweisung der Grunzasuren die Erhaltung der Ertragsfahigkeitder
Boden wichtig ist.

Um die Funktion der regional bedeutsamen Grunzéasuren zu ermoglichen, sollte ihre Ausdeh-
nung nicht wesentlich unter 1000 m liegen. Regional erforderlichkbnnen jedoch auch Grun-
zasuren von geringererAusdehnung sein. Die genaue Abgrenzung der Grunzasuren erfolgt
durchdie Bauleitplanung in enger Abstimmung mit der Regionalplanung.

Damit die Grunzasuren wirksam werden kbnnen, mussen sie von jeglicherbaulichen Nutzung
im Sinne von § 29 BauGB frei bleiben. Ausnahmen beziehen sich nur auf standortgebundene
bauliche Anlagen der Land- und Forstwirtschaft (sog. privilegierte Vorhaben i.S. § 35 (1)
BauGB) sowie der technischen Infrastruktur, hierzu gehéren auch Anlagen der Verkehrsinfra-
struktur. Diese Ausnahmen durfen nur gewahrt werden, soweit sie aufgrund der jeweiligen
konkreten Situation die Funktion der Grunzasuren und die landschaftsokologischenLeistungen
des Raumes nicht beeintrachtigen oder regional bedeutsame Biotope nicht betreffen. Fur die
Errichtung solcher baulichen Anlagen muB jeweils ein sachliches Erfordernis gegeben sein.
Gleichzeitig darf kein geeigneter Standort auBerhalb der Grunzasur vorhanden sein.

In den Grunzasuren ist die Errichtung bzw. die Erweiterung der i.d.R. flachenextensiven bauli-

chen Anlagen fur Erholung, Sport und Freizeit nicht moglich, weil sie die Funktionsfahigkeitdie-
serbegrenzten Freiraume entscheidend beeintrachtigen wirden.

Standortgebundene bauliche Anlagen

Bauliche Anlagen sind solche Anlagen ober- oder unterhalb der Erdoberflache, die "gebaut",
d.h. durch eine Bautatigkeit und durch Verwendung von Baustoffen und Bauteilen hergestellt
odererrichtet werden und in einer auf Dauer gedachten Weise mit der Erdoberflache verbun-
den sind49. Hierzu gehoren z.B. auch Camping, Tennis- und Sportplatze. Standortgebunden
sind diejenigen baulichen Anlagen, welche ihre Aufgaben nur dann erfullen kbnnen, wenn sie
an einem ganz bestimmten Standort errichtet werden, welcher die notwendigen Voraussetzun-
gen bietet (z.B. Wassergewinnungsanlage, Aussiedlerhof etc.).

Der Abbau von oberflachennahen Rohstoffen stellt einen erheblichen Eingriff in die Landschaft
dar. Er ist mit den siedlungsnahen Ausgleichs- und Erholungsfunktionen sowie den land-
schaftsokologische Funktionen der Grunzasuren nicht vereinbar (Vgl. dazu die Begrundung
zum Plansatz 3.2.6).

Zusammenstellungder Griunzasuren

Die folgende Tabelle zeigt die ausgewiesenen Grunzasuren sowie die Kriterien, die fur ihre
siedlungsbegrenzende Ausweisung bestimmend sind.

Ausweisungskriterien:

Der Ausweisung einzelner Raume als Grunzéasuren liegen jeweils mehrere Kriterien zu Grunde.
Eine erste Gruppe besteht aus nachrichtlichen Ubernahmen von Fachplanungen
(festgesetzte und geplante Schutzgebiete). Eine zweite Gruppe beinhaltet weitere
regionalplanerischrelevanteKriterien.

NachrichtlicheUbernahmenandererFachstellen: Naturschutzgebiete Naturdenkmaler
Landschaftsschutzgebiete
Wasserschutzgebiete

49 Nach § 2 LBO Baden-Wirttemberg
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RegionalplanerischeSicherung: derErholung,
des Zugangs zur freien Landschaft,
der Grundwasserschonbereiche,
der Grundwasserneubildung,
vor Grundwasserverschmutzung,
derOberflachengewasser/dernaturlichen
Retention,
wichtiger Luftaustauschprozesse,
wertvoller Biotope,
wertvollerLandschaftsstrukturen,
wertvollerlandwirtschaftlicherFlachen
des Waldes.

Fur den Wald besteht ein starker gesetzlicher Schutz. Er wird als Kriteriumfur die Ausweisung
von Grunzasuren vor allemim Verbindung mitanderen Kriterien aufgenommen.

Tabelle 3.1.2-2 Funktion der Griinzasuren

Fachliche Sicherung Qualitativer und Sicherung
Ubernahme quantitativer
Grundwasserschutz

Nr | Grunzasur NSG |LSG|WSG| Land- Erho- | Wald | GW- GW- Ober- | Luft- Bio- | Land-
zwischen ND wirt- lung schon- | Neubil- flachen-| aus- tope | schafts-
schaft/ be- dung/Ver- | wasser | tausch- struk-
reiche | schmut- pro- tur

Boden- zung Nat. zesse
ertrags- Reten-
fahig- (Grund- tion

keit wasser-
nutzung)

1| Wallhausenund X X

Dettingen

X)

2| Wallhausenund
Dingelsdorf

Dingelsdorfund

X

3 X
Litzelstetten

4| Litzelstetterund X

Mainau

x| X X X X
x| X X X X
X X X X X

5| Mainau
undKN-Egg

x

6| Konstanzaind
Egg

x

7| Konstanaind
Reichenau

8| Reichenawnd X X
Hegne

9| Hegneund X X
Allensbach

10| Markelfingerund | X X X z.T.X

Radolfzella.B.

11| Bohringerund
Radolfzella.B.

X X X X X X X X X X X X
X X X X X X X X X X X X
X X X X X X X X X X X X

x| X X X
X X X X X

12| Bbhringerund X
Uberlingena.R.
undSingenund
Rielasingen/
Worblingen

13| Moosund X X X X X X X X
Iznang

14| Iznangund X X X X X X X X X
Gundholzerund
Horn

15| Hornund X X X X X X X X
Gaienhofen

16| Gaienhofen X X X X X X X X
undHemmen-
hofen

17| Hemmenhofen | X X X X X X X X X
undWangen

18| Kattenhorrund X X X X X X X X
Ohningen

82




Regionalplan2000-RegionaleFreiraumstruktur

noch Tabelle 3.1.2-2 Funktion der Grunzasuren

Fachliche
Ubernahme

Sicherung

Qualitativer und
quantitativer

Grundwasserschutz

Sicherung

Nr

Grunzasur
zwischen

NSG
ND

LSG|WSG

Land-
wirt-
schaft/

Boden-
ertrags-
fahig-
keit

Erho-
lung

Wald

GW-
schon-
be-
reiche

GW-
Neubil-

schmut-
zung

(Grund-
wasser-
nutzung)

dung/Ver-

Ober-
flachen-
wasser

Nat.
Reten-
tion

Luft-
aus-
tausch-
pro-
zesse

Bio-
tope

Land-
schafts-
struk-
tur

19

Rielasingenund
Grenze CH

X

20

Gottmadingen
undRandegg

X

x

z.T.X

21

Hilzingenund
Riedheim

22

Singen (Htw.)
undTwielfeld

23

Singen (Htw.)
undFriedingen

24

Muhlhausen
undSchlatt(u.Kr.)

25

Muhlhausen
uncEhingen

26

Welschingen
undNeuhausen

27

Neuhausernund
Engen

28

Engerund
Anselfingen

29

Orsingenund
Nenzingen

X X X X X X X X

z.T.X

30

GrieBenund
GeiBlingen

31

Eggingerund
Ofteringen

X|XN

X X X X X

32

Horheim/
Schwerzenund
Lauchringen

X X X X X X X X X X X

X X X X X X X X X X

33

Dangstetten
undRheinheim
und
Kadelburg

x

x

34

Kadelburgund
Ettikon

35

Waldshut
undGurtweil

36

Waldshutund
Dogern

37

Hobchenschwand
undHausern

Xl X X X

38

Hausernund
St.Blasien

x| X

39

Luttingerund
Stadenhausen
und
Laufenburg

X X X X X X

40

Murgund
BadSackingen

x

4

BadSackingen
un
Wallbach

X z.T.

42

Oflingen/Brennet
undSchworstadt

NN
S

z.T.X

X)

43

Schworstadt
West

X)

44

Karsauund
Nollingen

X)

45

Nollingen/
Rheinfelderund
Degerfelderund
Warmbach
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noch Tabelle 3.1.2-2 Funktion der Grunzasuren

Fachliche
Ubernahme

Sicherung

Qualitativer und
quantitativer

Grundwasserschutz

Sicherung

N

=

Grunzasur
zwischen

NSG
ND

LSG|WSG

Land-
wirt-
schaft/

Boden-
ertrags-
fahig-
keit

Erho-
lung

Wald

GW-
schon-
be-
reiche

GW-
Neubil-
dung/Ver-
schmut-
zung

(Grund-
wasser-
nutzung)

Ober-
flachen-
wasser

Nat.
Reten-
tion

Luft-
aus-
tausch-
pro-
zesse

Bio-
tope

Land-
schafts-
struk-
tur

46

Hertenund
Wyhlen

X

47

Wyhlenund
Grenzach

X

48

Schlechtnawnd
Geschwend

49

Geschwendund
Utzenfeld

50

Zelli.W. und
Hausen

51

Hausenund
Fahrnau/
Schopfheim

Xl X X X X X

x| X X X

X X X X X X

X X X X X X

52

Langenawnd
Schopfheimund
Maulburg

53

Brombach/
Hauingerund
Steinen/HbllIstein

54

Lorrachund
Salzert

55

Weil am Rhein
und
Grenze CH

56

Weil am Rhein
und
Haltingen

57

Wollbachund
Wittlingen

58

Wittlingenund
Rummingen

59

Rummingenund
Binzen

60

Binzenund
Eimeldingen

x| X X X

61

Markt/Eimel-
dingerund
Efringen-Kirchen

Xl X X X X

Xl X X X X

z.T.X

x| X X X X

X X X X X

62

Efringen-Kirchen
undistein

63

Isteinund
Kleinkems

64

Kleinkemsund
Rheinweiler

65

Rheinweilerund
Bamlach

66

Bamlachund
BadBellingen

x| X X X

x| X X X X X

x| X X X X X

X X X X X X

X X X X X X

X X X X X X

Xl X X X X X

67

Schliengerund
Steinenstadt
(RVSO)
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3.2 Schutzbedurftige Bereiche von Freiraumen
3.2.1 Naturschutz und Landschaftspflege
Z Die in der Raumnutzungskarte dargestellten schutzbedurftigen

Bereiche fur Naturschutz- und Landschaftspflege/regionale Biotope
sind zu erhalten. Dem jeweils spezifischen Schutzzweck entgegen-
wirkende MaBnahmen sind zu vermeiden.

Begrundung

Aus der vorliegenden Biotopkartierung der LfU (1984-1988) wurde aufgrund der Bewertung
durchdie LfU (Eigenartigkeit und Schutzbedurftigkeit) eine Auswahl der regional bedeutsamen
Biotope vorgenommen. Es wurden Einzelbiotope ausgewahlt und erste Biotopbereiche
gebildet. Fur die Auswahl gelten folgende Kriterien:

* Schutz seltener und ggf. bedrohter Arten (Rote Liste der gefahrdeten Tier- und Pflanzenar-
ten)

» SicherungderArtenvielfalt
* FunktionsvielfaltimNaturhaushalt
Indie Raumnutzungskarte wurden aufgenommen:

* Biotope uber 5 ha GroBe. Einzelbiotope wurden zu Bereichen zusammengefaft.
* Biotope mit der Bewertung nach LfU: gut, sehr gut, hervorragend.

Dabei sind in den Biotopbereichen mehrere auch kleinflachige Biotope zusammengefal3t, die in
gegenseitig abhangiger enger Beziehung zueinander stehen. Die Erhaltung dieser groB3flachi-
gen Biotopbereiche hat gegenuiber anderen konkurrierenden Nutzungen Vorrang. Dies schlieBt
eine Besiedelung, die Nutzung durch Infrastruktur, die Veranderung der Oberflachenstruktur
sowie den Abbau von Rohstoffen aus.

Der besondere Schutz der Biotope ist im Biotopschutzgesetz geregelts0.

Wesentliches Ziel des Biotopschutzes ist die Erhaltung abgegrenzter Lebensraume mit einer
standortspezifischen Vielfalt an Tier- und Pflanzenarten. Dafur bieten die Biotopbereiche durch
ihre Ausdehnung besonders gunstige Voraussetzungen. Weiterhin spielen die Biotopbereiche
ein wichtige Rolle fur den Boden-, Wasser-, und Klimahaushalt. Daruber hinaus bieten sie
wichtige Chancen zur Wiederansiedlung von im Raum ausgestorbenen Tier- und Pflanzen-
gesellschaften. Die in den einzelnen Bereichen herrschenden Umweltbedingungen mussen zu
diesem Zweck erhalten werden.

Dazu ist es erforderlich,die in der Region vorkommenden Biotoptypen in einem Verbundsy-
stem reprasentativ zu sichern. Zur praktischen Umsetzung mufBten hierzu nach geeigneten
konzeptionellen Vorgaben erfolgen, z.B. Biotopvernetzungen auf kommunalerEbene gemal

50 Gesetz zur Anderung des Naturschutzgesetzes (Biotopschutzgesetz) vom 19.11.1991, GBI. S. 701
Geschutzt sind nach diesem Gesetz alle dort aufgezahlten Biotoptypen. Weitere Biotope werden kinftig
nach § 30a LWaldG geschutzt. Alle ubrigen wertvollen Biotope sind nur regionalplanerisch gesichert,
soweit nicht Schutzgebiete ausgewiesen sind.
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der Landschaftspflegerichtlinien des Landes Baden-Wurttemberg vom 18.12.1990. Der Land-
wirtschaft fallt bei der Biotoppflege und dem Aufbau von Vernetzungsstrukturenin der Land-
schaft eine besondere Aufgabe zu.

Die Biotopkartierung der LfU wird derzeit durch weitere Kartierungenerganzt bzw. verfeinert.
Durch die Landschaftsrahmenplanung Hochrhein-Bodensee werden diese Ergebnisse regio-
nalplanerisch ausgewertet. Es wird ein Verbund mit anderen Biotopen, die nicht in der Raum-
nutzungskarte dieses Regionalplanes dargestellt sind, sowie weiteren dkologisch wertvollen
Bereichen, aufgebaut werden (Biotopverbundsystem). Neben den von der LfU kartiertenund
noch zu kartierendenBiotopen wird z.B. im Rahmen des Modellprojektes “Biotopvernetzung
und Extensivierung landwirtschaftlich genutzter Flachen im Landkreis Konstanz” ein Schwer-
punkt auf den Erhalt der aus dkologischen und landschaftsasthetischen Grunden wertvollen,
aber nicht nach § 24a NatSchG geschutzten Streuobstbestande gelegt.

Die verschiedenen Verfahren nach dem Flurbereinigungsgesetz kbnnen u.a. geeignete Instru-
mente zur Umsetzung der Verbundsysteme sein.

Natur- und Landschaftsschutzgebiete, Naturdenkmaler

In der Raumnutzungskarte werden als fachliche Ubernahme die Natur- und Landschafts-
schutzgebiete sowie Naturdenkmalerdargestellt. Der jeweilige Schutzzweck ergibt sich aus
den Festsetzungen fur die einzelnen Schutzgebiete.

3.2.2 Landwirtschaft

G Die Landwirtschaft soll neben der nachhaltigen Produktion von gesun-
den Nahrungsmitteln zur Sicherung der naturlichen Lebensgrundlagen
(Boden, Wasser, Klima) sowie der Kulturlandschaft und ihrer Biotope
beitragen. (Vgl. PS 3.2.1) Eine ©6kologisch sinnvolle und vertragliche
Landwirtschaft ist gezielt auszubauen. Ein besonderes Augenmerk
sollte auf die Versorgung der Bevolkerung mit heimisch produzierten
Lebensmitteln gelegt werden.

G In intensiv landwirtschaftlich genutzten Raumen der Tallagen im Rhein-
tal, im Klettgau sowie im Hegau ist eine den 6kologischen Anforderun-
gen sowie dem Landschaftscharakter genugende Ausstattung mit Ge-
buschen, Hecken, Flurgeh6lzen und Einzelbaumen vorzusehen.51

G In extensiv landwirtschaftlich genutzten Bereichen (v.a. im Schwarz-
wald) sind zur Offenhaltung der Landschaft vor allem Brachflachen,
Trockenrasen, Waldwiesen, Waldrander und Feuchtwiesen pflegebe-
durftig .

G Eine Aufforstung in extensiv landwirtschaftlich genutzten Bereichen
sollte zur Erhaltung der Mindestflur nur nach Ausweisung von Auffor-
stungs- und Nichtaufforstungsgebieten durch SatzungsbeschluBB der
Gemeinden erfolgen. Bei Aufforstungen ist vordringlich auf standortge-
rechte heimische Vegetation und einen hohen Laubholzanteil zu achten.
(Vgl. dazu PS 3.2.3)52

51 Von der Verbindlichkeit ausgenommen.
52 Von der Verbindlichkeit ausgenommen.
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Begrundung:

Das Thema Landwirtschaft kann nicht losgelost von der EU-Agrarpolitik behandelt werden.
Der regionalplanerischeEinfluB ist daher gering. Gerade auf der Ebene der EU spielen aber
regionale Ansatze eine zunehmend groBere Rolle. Entsprechende europaische Zielsetzungen
sinderforderlich.

Gesellschaftlich hat die Landwirtschaft zwei wichtige Aufgaben zu erfullen:

* einewirtschaftliche Funktion der Nahrungsmittelproduktion und der Existenzsicherung

* einezunehmendlandschaftspflegerische Funktion.

Beide Aufgaben mussen sich gegenseitig erganzen, sie durfen in keinem Widerspruch stehen.

Landwirtschaft - Landbewirtschaftung

Die Landwirtschaft tragt ganz wesentlich zur Erhaltungund Entwicklung einer vielfaltigen Kul-
turlandschaft bei. Sie unterstutzt dadurch andere Nutzungsanspriuiche an die Landschaft (z.B.
Erholung) und dient dem Biotop- und Artenschutz. Daher sollten von der Landbewirtschaftung
keine Beeintrachtigung fur den Naturhaushalt und das Landschaftsbild ausgehen.

Dies bedeutet, daBB vermieden werden sollen:

* beeintrachtigende Stoffeintrage in Grund- und FlieBgewasser und somit auch in den Trink-
wasserspeicher Bodensee,

* Umbruch von Wiesen insbesondere in Talauen (Wasserschutz- und Uberschwemmungs-
gebiete),

* Trockenlegung von Flachen mithohem Grundwasserstand,
* Ausraumen von typischen Landschaftselementen,
* erosionsbegunstigende Formen des Ackerbaus in gefahrdeten Hanglagen.

Vor diesem Hintergrund ist ein dkologischer Landbau gezielt zu fordern. Das Land Baden-
Wirttemberg unterstutzt dieses Zielim Rahmen des MEKA und der Landschaftspflegerichtlinie.
Es honoriert die Leistungen, welche die Landwirtschaft fur die Erhaltungund Pflege der Kultur-
und Erholungslandschaft erbringt und fordert umweltgerechte, den naturlichen Lebensraum
schutzende, landwirtschaftliche Produktionsverfahren, sowie die Sicherung landschaftspfle-
gender, besonders gefahrdeter Nutzungen.

Die Beratung der Betriebe sollte gewahrleistet werden. Die kooperative Zusammenarbeit ist
zu fordern. Der integrierte Pflanzenschutz muB intensiviert werden. Indem beispielsweise eine
vernetzte Biotopstruktur erhalten bzw. entwickelt wird, kann ein wirksamer Schutz vor Schad-
insektenerreichtwerden.

Da Formenvon extensiven, dem Umweltschutz besonders dienenden Erzeugungspraktiken
derzeit mit EinkommenseinbuBen fur die landwirtschaftlichen Betriebe verbunden sind, mussen
hier Forder- und Ausgleichsmoglichkeitenso gestaltet werden, daB3 das verstarkte Beachten
der dkologischen Grundsatze fur die Landwirte keine bkonomischen Nachteile bringt. Gezielt
gefordert werden sollten regionale und kleinraumigeAbsatzmoglichkeiten. Ansatze fur eine re-
gionale Vermarktung sind vielerorts bereits erkennbar.

87



Regionalplan2000- RegionaleFreiraumstruktur

Erhaltungder landwirtschaftlichenFlachen

Vor allem Boden mit hohem naturlichen Ertragspotential sollten fur die landwirtschaftliche Nut-
zung erhalten werden. Besondere Konflikte zwischen Siedlungs- und Infrastrukturansprichen
und der Landwirtschaft ergeben sich insbesondere in den naturbegunstigten Anbaugebieten
im mittleren Hegau, im Klettgau, im Laufenburger Hochrheintal, westlich von Rheinfelden sowie
im Markgrafler Land. Hier ist auf einen besonders schonenden Umgang mit landwirtschaftlicher
Flache zu achten.

Die Agrarstrukturverbesserungkann auch durch MaBnahmen nach dem Flurbereinigungsge-
setz erreicht werden. Hierbei ist das 0kologische Gefuge zu wahren. Landverluste infolge von
Eisenbahn- und StraBenbauvorhaben sowie durch MaBnahmen zur Renaturierung von Ge-
wassern sollen in Unternehmensflurbereinigungenoder durch freiwilligen Landtausch auf eine
groBere Zahl von Eigentumern verteilt werden, so daf3 die Existenzgefahrdung landwirtschaft-
licher Betriebe vermieden bzw. verringert wird. Neben dem klassischen Ziel der Flurneuord-
nung, durch Produktivitatsverbesserungen die Ertragslage landwirtschaftlicher Betriebe zu
verbessern, gewinnen zunehmend MaBnahmen an Bedeutung, die die Landwirtschaft in die
Lage versetzen, differenziert die Mindestflur und damit den typischen Charakter der jeweiligen
Kulturlandschaftzuerhalten.

In landwirtschaftlich intensiv genutzten Raumen sollte eine Ausstattung mit Hecken, Gebu-
schen und Flurgehdlzensowie Einzelbaumen in einer GroBenordnung von 3-5% der Flache
angestrebt werden.

Ausweisung von Aufforstungs- und Nichtaufforstungsgebieten zur Erhaltungder Mindestflur

Die EU-Agrarpolitik fuhrt zu einem erheblichen Problem durch Agraruberschusse. Zum Abbau
dieser Uberschiusse werden entsprechend der Reform der EU-Agrarpolitik Flachen zeitlich be-
grenzt stillgelegt, um die Produktion zu reduzieren und der Nachfrage anzupassen.

Zur Sicherung der regionalen Raumstrukturund der landschaftlichen Vielfalt hat die Landwirt-
schaft auch Aufgaben der Landschaftspflege wahrzunehmen. Eine Flachenaufgabe fuhrt oft-
mals zur Folgenutzung durch die Forstwirtschaft. Dies hatte eine starke Beeintrachtigung der
Landschaftsfunktionen Biotopschutz, Lokalklima und Erholung zur Folge. Spezifische
Aufgabender Region, ubergeordneter Erholungraum und dkologischer Ausgleichsraumzu sein,
waren damit gefahrdet. In weiten Teilen der Region, insbesondere in Teilen der Landkreise
Lorrach und Waldshut (Mittelbereich Schopfheim und Bad Sackingen), sollte daher die
landwirtschaftlich genutzte Flache, speziell im Bereich der Hohenlandwirtschaft und der
Tallagen, nicht weiter abnehmen.

In Regionsteilen mit gefahrdeter Landwirtschaft sind alle Moglichkeitenzur nachhaltigen Stut-
zung der Landwirtschaft auszuschopfen, um die Bewirtschaftung bzw. Pflege der Flachen zu
gewahrleisten. Im einzelnen sind folgende Punkte denkbar:

* Naturschutz und Landschaftspflege als eigenstandige Einkommensquellefur Landwirte er-
schlief3en,

* Forderprogrammeentwickeln und ausschopfen (z.B. das MEKA-Programmdes Landes,
Pramien furdie Erhaltung von Mindestflurflachen),

* MaBnahmen der Flurneuordnungzur Verbesserung der ErschlieBung und zur rationelleren
PflegelandwirtschaftlicherFlachen.

Die Moglichkeitender Grunbrache sind verstarkt zu nutzen. Es gibt Flachen, die generell als
pflegebedurftig einzustufen sind und in ein Flachenpflegeprogrammeinbezogen werden soll-
ten:

* FlachenmitmindererBodenguite,
* FlacheninHanglage,
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Restflachen, Flachen mitungunstigem Zuschnitt,
enge Tallagen, Feuchtwiesen,
Waldrandgrundstiicke,

Waldwiesen,

Trockenrasen.

Die Art und Intensitat der PflegeeingriffemuB sich nach den angestrebten Landschaftsfunktio-
nen richten. In der Regel dienen MaBnahmen der Landschaftspflege dem Biotopschutz auch
der Pflege des Landschaftsbildes.

Fur die Flachenpflege sollten, abgestimmt unter den beteiligten Tragern, folgende Ziele aufge-
stellt werden:

* Gezielte Forderungaller Sukzessionsstufen der naturlichen Pflanzenentwicklung; gleichfor-
mige Pflegeeingriffe sind zu vermeiden.

* Besondere Berucksichtigung von regionalen Besonderheiten, zu denen die Schwarzwald-
hofe (Hofgruppen und Zinken) gehoren. Da diese Dokumente der Kulturlandschaft Bedeu-
tung fur das Landschaftsbild haben, sind in Abstimmung zwischen Landwirtschaft, Natur-
schutz und Fremdenverkehrbei drohender Nutzungsaufgabe Konzepte zur Erhaltung zu
entwickeln und umzusetzen.

* Berucksichtigung von Freizeitund Erholung.

Die Anspruche der Erholungssuchenden sind zu integrieren. Dazu gehoren die Anlage von
Liegewiesen sowie Eingriffe in den Gehblzbestand zur Erhaltung der Aussichtspunkte.

Vor allemim Schwarzwald verschlechtern sich die Existenzbedingungen der Landwirtschaft.
Es besteht ein Konflikt zwischen der Offenhaltung der Landschaft sowie der Aufforstung. Ne-
gative Einflusse, insbesondere auf den Naturhaushalt oder das Landschaftsbild, kbnnen durch
die Festsetzung von Aufforstungsgebieten bzw. von Nichtaufforstungsgebieten durch Ge-
meindesatzung nach § 25 a Abs. 1 des Landwirtschafts- und Landeskulturgesetzes Baden-
Wirttemberg (LLG) vom 14.03.1972 (GBI. S.74), zuletzt geandert durch Artikel 1 des Geset-
zes vom 20.05.1994 (GBI. S. 281), vermieden werden. Fur die Abgrenzung der Aufforstungs-
und Nichtaufforstungsgebiete hat eine nach § 25 b LLG zu bildende KommissionVorschlage
zu erarbeiten, wobei Nichtaufforstungsgebiete nach § 25 a Abs. 3 LLG nur fur Bereiche fest-
gesetzt werden konnen, fur die Versagensgrunde nach § 25 Abs. 2 LLG vorliegen. Daruber
hinaus bleiben weitergehende naturschutzrechtliche Bestimmungen nach § 25 Abs. 6 LLG
unberuhrt (insbesondere der Schutz von Biotopen nach § 24 a NatSchG oder der AusschluB
von Aufforstungen in Natur- und Landschaftsschutzgebieten durch Verordnungennach §§ 21
und 22 NatSchQG).

Ein Versagungsgrund nach § 25 Abs. 2 LLG liegt unter anderemvor, wenn "Erfordernisse der
Raumordnung und Landesplanung" der Aufforstung entgegenstehen. Zur besseren Auslegung
dieser "Raumordnungsklausel"sollen im Schwarzwald folgende AusschluBkriterienfur Auffor-
stungen gelten:

* Hanglage mitder Funktion KaltluftabfluB3,

* Einhaltung eines Mindestabstandes vom Ortsrand,

* Wiesentaler, Erhaltung von Ausblicken und Sichtbeziehungen,

* Verkurzung von Waldrandern, soweit nicht vorhandene monotone Fichtenwaldrander durch
davor geplante Mischwaldaufforstungen dkologisch aufgewertet werden,

* ErhaltungkulturhistorischerBesonderheiten,

* kleinflachige,isolierte Lage (Aufforstungssplitter),
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* AnschluB3 an gestufte Waldrander, soweit nicht wieder die Anlage eines gestuften Wald-
randes geplant ist,

» BeeintrachtigunghistorischerLandschaftsbilder.

Soll nach Abwéagung aller Belange aufgeforstet werden, so ist vordringlich auf standortge-
rechte heimische Vegetation und einen hohen Laubholzanteil zu achten. In waldarmen Gebie-
ten ist die Aufforstung grundsatzlich positiv zu bewerten. So kbnnte beispielsweise im Rhein-
vorland im Bereich von Kurortenwie Bad Bellingen die gezielte Aufforstung mit Laubbaumen
zur Verbesserung der Erholungseignung beitragen. Gleiches gilt fur den Raum Hegau.

Durch MaBnahmen eines Flurneuordnungsverfahrens, insbesondere durch zweckmaBige
Neueinteilung und bessere ErschlieBung der Freiflachen, kann ein wesentlicher Beitrag zur
Offenhaltung der Flur geleistet werden.

Aufforstungsgenehmigungensollten sich an strengen landschaftsbezogenen Kriterien orien-
tieren. Wichtige Kriterien,die im allgemeineneine Aufforstung ausschlieBen, sind die Schutz-
ziele der Schutzgebiete nach dem Naturschutzgesetz: NSG, LSG, flachenhaftes Naturdenk-
mal, Feuchtgebiete nach § 24a NatSchG (Vgl. PS 3.2.3)

Zur besseren Auslegung der Raumordnungsklausel in § 25 des Landwirtschafts- und Landes-
kulturgesetzes sollen folgende weitere AusschluBkriterien fur Aufforstungen gelten:

schutzwurdige Biotope,

Hanglage mitder Funktion Kaltluftabfluf3,
Hochflache mitder FunktionKaltluftentstehung,
Einhaltung eines Mindestabstandes vom Ortsrand,
Wiesentaler,

Erhaltung von Ausblicken und Sichtbeziehungen,
Verkurzung von Waldrandern,
NahezuErholungseinrichtungen,
ErhaltungkulturhistorischerBesonderheiten,
kleinflachige, isolierte Lage (Aufforstungssplitter),
AnschluB an gestufte Waldrander,

Erhaltung von Rodungsinseln,
BeeintrachtigunghistorischerLandschaftsbilder.

Soll nach Abwagung aller Belange aufgeforstet werden, so ist vordringlich auf standortge-
rechte heimische Vegetation und einen hohen Laubholzanteil zu achten. Angesichts der Be-
deutung von Waldrandern fur den Naturhaushalt sollten daruber hinaus genehmigungsfahige
Aufforstungen nur so angelegt werden durfen, daB3 dadurch Waldrander nicht verkirzt werden.

Zusammenfassung:

Die Landwirtschaft sollte aus regionalplanerischer Sicht folgende gleichrangigen Aufgaben
wahrnehmen:

* Beitrag zur Sicherung der Nahrungsmittelproduktion,soweit dies aufgrund der naturlichen
Ertragsbedingungenmoglichist.

* Nachhaltigkeit einer standortgerechten Wirtschaftsweise durch langfristige Sicherung der
Bodenfruchtbarkeit, VerhinderungderBodenerosion.

* Erhaltungund Entwicklung der Landschaft innerhalb der offenen Feldflur als landschafts-

pflegerischer Beitrag. Dadurch muf3 eine Sicherung einer Mindestflur aus dkologischen und
visuellen Grunden erfolgen.
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3.2.3 Forstwirtschaft

G Die in der Raumnutzungskarte dargestellten Waldflachen sind wegen
ihrer okologischen, landschaftsasthetischen und wirtschaftlichen Be-
deutung, sowie wegen ihrer Bedeutung fur die Erholung der Bevolke-
rung zu erhalten und zu schutzen.

G Aufforstungen im Schwarzwald sind nur unter Wahrung der offenzuhal-
tenden Mindestflur und anhand ortlicher Plane zu Aufforstungs- und
Nichtaufforstungsgebieten zu genehmigen (vgl dazu PS 3.2.2). Bei Auf-
forstungen ist vordringlich auf standortgerechte heimische Vegetation
und einen hohen Laubholzanteil zu achten.53

\" Die Waldschaden, von denen die Walder der Region Hochrhein-Boden-
see besonders betroffen sind, sind mit Nachdruck zu bekampfen. Vor-
dringliche Aufgabe ist dabei die schnelle und wirksame Verminderung
der Luftschadstoffe aus den Feuerungsanlagen von Industrie, Energie-
versorgung, Gewerbe und Haushalten sowie eine Verminderung der
verkehrsbedingten Emissionen.

Begrundung
Schutz des Waldes

Der Wald ist durch das Bundeswaldgesetz54 und das Landeswaldgesetz55 umfassend ge-
schutzt. Eine regionalplanerische Ausweisung als schutzbedurftiger Bereich ist daher nicht
notwendig.

Umwandlungen in den verdichteten Raumen, in den Randzonen um die Verdichtungsraume,
den Verdichtungsbereichenim landlichen Raum sind auf das unvermeidbare MaB zu be-
schranken. In diesen Bereichen sind Umwandlungsgenehmigungen mit der Auflage einer Er-
satzaufforstung zu verbinden.

Ausweisung von Aufforstungs- und Nichtaufforstungsgebieten zur Erhaltungder Mindestflur

Vor allemim Schwarzwald verschlechtern sich die Existenzbedingungen der Landwirtschaft.
Gleichzeitig spielt die Forstwirtschaftim Schwarzwald eine besondere Rolle. Es besteht ein
Konflikt zwischen der Offenhaltung der Landschaft sowie der Aufforstung. Negative Einflusse
auf das Landschaftsbild, das Klima und den Boden kdbnnen durch eine umfassende Abwagung
auf der Grundlage von Mindestflurplanen vermieden werden (Vgl. Kap 3.2.2).

Im Rahmen der Flachennutzungsplanung besteht bei Inanspruchnahme von Waldflachen das
Problem, daB gelegentlichinnerhalb des Gemeindegebietes keine ausreichenden Ausgleichs-
flachen zur Verfugung stehen. Aus regionalplanerischer Sichtist ein derartiger Ausgleich durch-
aus im regionalen MaBstab moglich.

Im Einzelfall ist zu berucksichtigen, daB3 die Zunahme des Waldes grundsatzlich positive Aus-
wirkungen auf das dkologische Gleichgewicht haben kann. Trotzdem besteht ein begrundetes
regionales Interesse an der Offenhaltung bestimmter Teile der Region.

53 Von der Verbindlichkeit ausgenommen.

54 Gesetz zur Erhaltung des Waldes und zur Forderung der Forstwirtschaft (Bundeswaldgesetz) vom
8.5.1975, BGBI. | S. 1037

55 Waldgesetz fur Baden-Wurttemberg (Landeswaldgesetz, LWaldG) vom 10.2.1976, in der Fassung vom

12.12.1991, GBI. S. 848
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Waldschaden

Die Walder pragen den Landschaftscharakterin Teilen der Region Hochrhein- Bodensee in
besonderem MaBe. Die Region verfugt uber einen Waldanteil an der Gesamtflache von
44 9%. Die Forstwirtschaft hat durch die Produktion des wertvollen Rohstoffes Holz eine wich-
tige wirtschaftliche Bedeutung fur die Region. Fur die Erholungsvorsorge der Bevblkerung ha-
ben die Walder eine Reihe wichtiger Wohlfahrtsfunktionenim Hinblick auf den Schutz und die
Erhaltung der naturlichen Lebensgrundlagen zu erfullen. Nur gesunde Walder sind in der Lage,
diesen hohen Anforderungen nachhaltig gerecht zu werden. Die Ergebnisse der terrestrischen
Waldschadensinventuren zeigen deutlich, daB die Situation der Walder Baden-Wurttembergs
sehr ernst ist. Rund 74% der Waldflache des Landes Baden-Wurttemberg weisen Schad-
symptome auf. Insbesondere in den Hochlagenbestanden des Schwarzwaldes ist teilweise
eingegenuberden Vorjahren deutlich verschlechtertes Krankheitsbild festzustellenss.

Es gilt mittlerweileals wissenschaftlich abgesichert, daB Luftverunreinigungen sowie Boden-
belastungen durch Versauerung eine entscheidende Rolle beim Ursachenkomplex der Wald-
schaden spielen. Vor allem Schwefeldioxid als Hauptsaurebildner, aber auch Stickoxide,
Photooxidantien (z. B. Ozon), Fluor und Schwermetalle spielen hierbei eine bedeutende Rolle.
Die Verringerungder Schadstoffbelastung der Luft, vor allem des Schwefeldioxides und der
maBgeblich an der Bildung der Photooxidantien beteiligten Stickoxide, auf ein fur den Wald
ertraglichesMaB ist daher von groBer Dringlichkeit.Mit der Technischen Anweisung-Luft und
der GroB3feuerungsanlagen-Verordnung wurden erste gesetzliche und administrative MaBnah-
men zur Verringerungder Emissionen aus Industrie-, und Kraftwerksfeuerungen in die Wege
geleitet.

Angesichts des bedrohlichen AusmaBes der Waldschaden reichen diese MaBnahmen jedoch
nicht aus. Genehmigungsbehorden, Landkreise und Gemeinden der Region sollten daher mit
Nachdruck darauf hinwirken, daB die Betreiber von Feuerungsanlagen im industriellen,
gewerblichen und privaten Bereich umgehend die nach dem Stand der Technik mbglichenund
gof. Uber die gesetzliche Mindestanforderung hinausgehenden MaBnahmen einer
wirkungsvollenVerminderungder Luftschadstoffe ergreifens?.

Der technische Fortschrittbei der Schadstoffreduktion bei Fahrzeugen wird derzeit durch die
Zunahme des StraBenverkehrs relativiert. So konnten in den letzten Jahren gute Erfolge bei
der Reduktion der Schwefelemissionen erzielt werden, wahrend die Stickoxidemissionen, die
zum GroBteil von Kraftfahrzeugen stammen, weiter zunahmen, bzw. auf hohem Niveau
stagnierten.

Die Waldschaden haben sich auf einem hohen Schadensniveau gehalten. Eine zuverlassige
Prognose uber den weiteren Schadensverlauf ist zur Zeit nicht moglich. Sollte es zu einem
flachenhaften Absterben des Waldes kommen, ist mit folgenden Auswirkungen zu rechnen:

* Verlust des Bodenschutzes, Einsetzen der Erosion,

* Veranderung des Wasserhaushaltes, des Wasserruckhaltevermbgens, Erhdhung der
Hochwasserspitzen,

* Veranderung des Landschaftsbildes,
* VeranderungdesArtengefuges,

e EinfluB aufdas Lokalklima.

56 Waldschadensbericht der Bundesregierung 1992, Bundesministerium fur Ernahrung, Landwirtschaft und
Forsten, November 1992
57 Vgl. hierzu auch: Regionale Energie- und Umweltanalyse, Region Aktuell 13, Regionalverband

Hochrhein-Bodensee 1989
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Sollten diese Veranderungen in Naturhaushalt und Landschaftsbild eintreten, hatte dies
enorme Folgewirkungen auf (Beispiele):

* Siedlung:Hang-Erosion, Kanalnetzuberlastung,

» StraBennetz: Unterspulungen, Verschuttungen,

* Wasserwirtschaft: geringeres Speichervolumen, Gewassererosion,

* Fremdenverkehr: AbschreckungpotentiellerGaste.

Die Unterhaltungskosten von Infrastruktureinrichtungenaller Art werden durch die erhdhte
Erosionsgefahrstark ansteigen.

Neben den oben skizzierten Folgen hatte der Ausfall des Rohstoffes Holz erhebliche Auswir-
kungen auf die Forstwirtschaft. Der zunehmend eingesetzte umweltfreundliche Rohstoff Holz
muBte daruber hinaus durch meist umweltbelastendere Materialien ersetzt werden.

3.24 Erholung und Fremdenverkehr

G Der Fremdenverkehr soll nachhaltig im Sinne eines umwelt- und sozial-
vertraglichen Tourismus entwickelt werden.

G InfrastrukturmaBnahmenfur Freizeit und Sport sind zu bundeln, um un-
vermeidbare Belastungen zu verringern. Eine gute Anbindung der
Ferienorte an den OPNV ist anzusteben.

G Anlagen fur Freizeit, Erholung und Sport sind nur dann im Freiraum zu-
lassig, wenn sie aufgrund ihrer Funktion an ihn gebunden sind.

Begrundung

Die Region Hochrhein-Bodensee stellt eine auBerst vielfaltige und abwechslungsreiche Erho-
lungslandschaft dar. Der Ferien- und Tagestourismus hat dementsprechend fur weite Teile der
Region eine groBe Bedeutung. Dies ist mit Chancen (Tourismus als Wirtschaftsfaktor) und
Risiken (Belastungen der Landschaft) verbunden.

Voraussetzungen, um den Fremdenverkehr zu erhalten und nachhaltig weiterzuentwickeln,
bilden die landschaftlichen Vorzuge, eine intakte Umwelt, die Akzeptanz des Fremdenverkehrs
in der Wohnbevolkerung sowie eine qualitativ gute und vertragliche Ausstattung mit Infra-
struktur. Nur ein behutsamer Umgang mit diesen Ressourcen wird langfristig die Chancen des
Fremdenverkehrssektorsinder Regionsichernss,

Durch die Bundelung von InfrastrukturmaBnahmenim Freizeitbereichkonnen Mehrfachinvesti-
tionen sowie der Flachenverbrauch reduziert werden. Es sollte versucht werden, eine dadurch
ggaf. entstehende Verkehrszunahme, durch eine gute Anbindung an den OPNV aufzufangen.

Besonders sorgfaltig muB3 bei der Abwagung zur Errichtung von freizeitbezogenen Anlagen im
Freiraum umgegangen werden. Sie durfen den Grundsatzen aus dem Plansatz 3.0 nicht entge-
genwirken.

58 Aufgrund der Bedeutung fur die Region wird der Bereich "Tourismus-Erholung" in der
Landschaftsrahmenplanung vertieft bearbeitet werden.
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3.2.5

Begrundung

Schutzbedurftige Bereiche fur die Wasserwirtschaft

In der Region Hochrhein-Bodensee werden als schutzbedurftige Be-
reiche fur die Wasserwirtschaft die nachfolgend aufgefuhrten Uber-
schwemmungsgebiete ausgewiesen und in der Raumnutzungskarte
dargestellt.

In den Uberschwemmungsgebieten hat der Hochwasserschutz Vorrang
vor anderen konkurrierenden Raumnutzungen. Nutzungen und MaBnah-
men, die die Uberflutung durch Hochwasser, die Hochwasser-
ruckhaltung und den HochwasserabfluB beeintrachtigen konnen, sind
nichtzulassig.

Uberschwemmungsgebiete werden im Verlauf folgender Flusse und
Bache ausgewiesen:

* im Landkreis Waldshut

Wutach bei Stuhlingen
bei Eggingen
bei Wutoschingen-Ofteringen
sudlich Tiengen
bei Tiengen bis Mundung
Hinterbach bei Kadelburg
Klingengraben bei Erzingen/GeiBlingen
Schwarzbach von Grenze bis Mundung

Steina bei Detzeln
Schlucht bei Uhlingen
Alb Menzenschwander Alb

Bernauer Alb oberhalb St. Blasien
Hauensteiner Alb bei Immeneich

Murg von Hogschur bis Lochhauser
Ruttebach bei Todtmoos

Wehra bei Todtmoos

Hasel in Wehr

* imLandkreis Lorrach

Wiese von Todtnau-Brandenberg bis Schopfheim-Fahrnau

Kleine Wiese von Schopfheim-Enkenstein bis Miindung in die
Wiese

Kander von Kandern bis Binzen

Engebach von Welmlingen bis Efringen-Kirchen

Steinenbach  im Bereich Steinen

Hohlenbach

Feuerbach

In der Vergangenheit hat Hochwasserschutz haufig darin bestanden, Gewasser auszubauen.
Durch Befestigung des Gewasserbettes wurde die AbfluBgeschwindigkeit erhdht. Hinzu kam,
daB im Einzugsgebiet der Bache und Flusse Flachen uberbaut, befestigt und versiegelt wur-
den, wodurch deren Versickerungs-, Speicher- und Verzogerungsvermogen reduziert wurde,
wenn es nicht sogar ganz entfiel. Dem Erhalt der naturlichen Ruckhalteraumekommtu.a. des-
halb besondere Bedeutung zu, da besorgt werden muB, daB sich in Zukunft moglicherweise
durch Waldschaden die Wasserspeicherfahigkeit der Walder verringert. Gewisse Anzeichen
lassen darauf schlieBen, daBB durch den Ausbau von Feld- und Waldwegen ebenfalls eine
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nicht beabsichtigte AbfluBbeschleunigung hervorgerufen wird. So fuhrt zwar der Ausbau der
Waldwege zweifellos zu einer Bundelung und Beschleunigung des oberflachennahen Hang-
wassers. Eine angemessene ErschlieBung der Hangwalder ist jedoch Voraussetzung fur
deren Pflege und fur standortgerechte waldbauliche UmbaumaBnahmen. Die verbeserte
Waldpflege hat in den letzten Jahrzehnten den Aufbau sehr vorratsreicher Bestande und den
Ubergang zu kleinflachigenVerjungungsverfahren ermoglicht,was groBe Bedeutung fur den
Erosionsschutz und die Verringerung von Hochwasserspitzen hat.

Durch die Verringerungder naturlichen Retentionsflachen flieBen heute die Niederschlage er-
heblich schneller ab; die Bache und Flusse sind haufig nicht mehr in der Lage, die
zahlreicheren und hbdheren Hochwasser schadlos abzuleiten. Dadurch werden die
Hochwasserprobleme fluBabwarts in die Gebiete an den FluBunterlaufen verlagert.

Nach Plansatz 2.7.7 (i.V.m. 2.7.71) Landesentwicklungsplan 1983 ist der Schutz vor Schaden
durch Hochwasser weiter zu verbessern. Vorbeugend sind Siedlungen und Verkehrsanlagen
nurin hochwasserfreiem Gelande zu errichten.

Als MaBnahme zum Schutz vor Hochwasser und zur Vermeidungeiner Verscharfung der
Hochwassergefahrkommtder Erhaltung der naturlichen Uberschwemmungsgebiete besondere
Bedeutung zu. Grundsatzlich ist es sinnvoller, ursprungliche Uberschwemmungsgebiete wie
Auenlandschaften und naturliche FluBbetten zu erhalten und zu schaffen als Flachen fur den
Bau von Ruckhaltebecken auszuweisen. Dennoch kann auf solche technischen MaBnahmen
des Hochwasserschutzes nicht verzichtet werden.

Die Erhaltung der naturlichen Uberschwemmungsgebiete wird durch entsprechende Flachen-
ausweisungen in Form von Verordnungen der Unteren Wasserbehorde (§ 110 Wassergesetz
furBaden-Wurttemberg) sichergestellt.

Nach dem UberschwemmungsgebietserlaB des Umweltministeriumsvom 08.02.90 - AZ.
31.8960.57 - GABI. Nr. 8 1990 sind in Uberschwemmungsgebieten das Roden von Wald und
das Umbrechenvon Grunland zu Ackerflachenverboten. Andere MaBnahmen, die die Erd-
oberflache oder die AbfluBverhaltnisse verandern kbnnten, sind genehmigungspflichtig.

Auf der Grundlage der Angaben der Wasserwirtschaftsverwaltung werden im Regionalplan als
schutzbedurftige Bereiche fur die Wasserwirtschaft (Uberschwemmungsgebiete) diejenigen
Flachen ausgewiesen, die

» als Uberschwemmungsgebiete rechtskraftig ausgewiesen sind oder
» furdie ein entsprechendes Verfahren eingeleitet ist oder
» dieinderfachtechnischen Bearbeitung sind.

In diesen Uberschwemmungsgebieten hat die Erhaltung der Retention bzw. die Sicherung
des schadlosen Hochwasserabflusses Vorrang vor anderen Nutzungen, insbesondere der
Siedlungsnutzung. Daher werden von den von der Wasserwirtschaftsverwaltung angegebe-
nen Flachen nur diejenigen als schutzbedurftige Bereiche fur die Wasserwirtschaft
(Uberschwemmungsgebiete) ausgewiesen, die auBerhalb von Siedlungsgebieten liegen.
Siedlungsgebiete kbnnen zwar auch Uberschwemmungsgefahrdet sein; sie kbnnen jedoch
nichtdieraumordnerische Funktionvon Hochwasserruckhalteflachenerfullen.

In der Raumnutzungskarte sind die Uberschwemmungsgebiete dargestellt, sofern es der Mal3-
stab erlaubt.

Im Landkreis Konstanz sind bisher keine Uberschwemmungsgebiete rechtskraftigfestgesetzt.
Im Raum Stockach - insbesondere im Verlauf der Stockacher Aach - hat die Fachverwaltung
einige Bereiche zur Ausweisung vorgeschlagen. VerfahrensmaBigist daruber noch nicht ent-
schieden.
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Bezuglich der Radolfzeller Aach wird auf das Entwicklungskonzept Radolfzeller Aach verwie-
sen%9, das u. a. Angaben zu Uberschwemmungszonen und zur Nutzungsextensivierung
macht. So werden Bereiche benannt, in denen im Hochwasserfall eine kontrollierte Uber-
schwemmunglandwirtschaftlicher Flachenstattfindensoll.

Am Bodenseeufer ist zwar im Hochwasserfall auch mit Uberschwemmungen zu rechnen, den-
noch wird von der Ausweisung von Uberschwemmungsgebieten abgesehen, da auch von
der Fachverwaltung dafur keine Notwendigkeit gesehen wird. Die von Uberschwemmung
bedrohten Gebiete lassen sich in der Regel durch eine bestimmte Hohenlinie begrenzen; bei
den groBflachigen Bereichen handelt sich zumeist um Naturschutzgebiete, in denen
zusatzliche Restriktionen im Hinblick auf Uberschwemmung und ungehinderten
HochwasserabfluB nicht erforderlich sind (z.B. Wollmatinger Ried, Mettnau, Hori,
Miundungsgebiete der Radolfzeller und Stockacher Aach).

Als Erganzung zur Ausweisung von Uberschwemmungsgebieten wird den Kommunen
empfohlen, bei sich abzeichnendem Bedarf bereits fruhzeitig Flachen fur den Bau von Ruck-
haltebecken auszuweisen und nach Moglichkeit zu erwerben.

Im Landkreis Waldshut sind folgende Ruckhaltebecken geplant:

Eggingen - oberhalb Obereggingen, Flache wird freigehalten,

Kussaberg - oberhalb Kussnach, Flache bereits ausgewiesen,

Kussaberg - Kadelburg, Hinterbachmuindung, rechtes Ufer, oberhalb L 161, Flache bereits
ausgewiesen,

Klettgau - unterhalb Weisweil, am Seegraben, in Planung,

Klettgau - oberhalb GrieBen, in Planung,

Klettgau - oberhalb Riedern am Sand, in Planung.

Im Landkreis Lorrach sind folgende Ruckhaltebecken geplant:
Lorrach - Stadtgraben, wasserrechtliches Verfahren abgeschlossen,

Schliengen, Liel,in Planung,
Steinen, Talbach, Vorplanung.

59 Radolfzeller Aach, ein wasserwirtschaftlich-dkologisches Entwicklungskonzept, Regierungsprasidium
Freiburg, Juli 1991
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3.2.6 Schutzbedurftige Bereiche fur den Abbau oberflachenfg
Rohstoffe ©

Z In der Region Hochrhein-Bodensee werden die nachfolgen
ten schutzbedirftigen Bereiche fur den Abbau oberflach
ralischer Rohstoffe (Vorrangbereiche) ausgewiesen u
nutzungskarte raumlich dargestellt: Q(-)
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Schutzbedirftige Bereiche fur den Abbau oberfl3 aher minerali-
scher Rohstoffe (Vorrangbereiche) )
* imLandkreis Konstanz Q~’QQ

uhlingen-Zoznegg
singen-Nenzingen

Singen-Uberlin Ried
Radolfzell-Ma i

Radolfzell-B&hyi

SteiBlinge

Muhlingen-Zoghegg (Schwackenreute)
Busing

Enge
Festgestein Eige 4

Orsi
Ton,Lehm T

Kies Stockach-Hoppet
Stockach-Wahl
éf

(Dunzenberg)
Nenzingen (Langenstein)
(Am Osch)
ch-Frickenweiler (Heuberg)

* im Landkreis Waldshyt\\Q)
ON

Kies /\Q) ottstetten

Hohentengen-Herdern

Klettgau-GeiB3lingen

Kussaberg-Rheinheim/Dangstetten

Kussaberg-Kadelburg

Bad Sackingen-Wallbach

Albbruck-Buch (Steinbach)

Bernau (Auf der Wacht)

Gorwihl (Albhalde)

Rickenbach (Wickartsmuhle)

WT-Tiengen/Uhlingen-Birkendorf (Steinatal)

Bonndorf-Brunnadern

Stuhlingen-Grimmelshofen

Klettgau-Erzingen (Dornlen)

Klettgau-Erzingen (Am GrieBener Weg)

Dettighofen-Baltersweil

Landkreis Lorrach

Weil am Rhein-Haltingen

Grenzach-Wyhlen

Efringen-Kirchen -Rheinweiler

Festgestein Efringen-Kirchen -Istein (Kapf, Steinrisse)
Efringen-Kirchen -Kleinkems (Wallisweg u.a.)
Malsburg-Marzell (Kanderrain)
Malsburg-Marzell (Gritzeln, Siegisrain u.a.)
Tegernau (Schweizermuhle)
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Ton,Lehm Kandern (Auf der Hoh, Auf der Eck) rg)
Kandern-Wollbach (Erzloch) "X
Steinen-Husingen (Wiesenhalde) v4)
Steinen-Schlachtenhaus (Hornacker,
Die schutzbedurftigen Bereiche fur den Abbau ober naher
mineralischer Rohstoffe dienen der Sicherstellung dex~ fohstoff-
versorgung; in ihnen \Q

)

* ist der Rohstoffabbau aus regionalplanerischer Sic%‘l' glich;

* hat der Rohstoffabbau gegenuiber konkurriere & Raumnutzungen
Vorrang; dabei ist in den Bereichen zur Sich gfvon Wasservor-
kommen ein Abbau nur zulassig, wenn bei Ab, ind Rekultivierung
der Schutz des Grundwassers gewahrt bleibg,

e sollen MaBnahmen unterbleiben, d.i nem Rohstoffabbau
entgegenstehen; &

* soll der Abbau zukunftig weitestgeb@d onzentriert werden.60

Q

Begrundung Q

4

Regionale Bedeutsamkeitund Erforderns der Auswetstgg

Auf der Grundlage des Konzeptes zur Sicher oerflachennaher Rohstoffe und zur Ord-
nung des Rohstoffabbaus in Baden-Wurttemb 1SK) werden gemaB § 8 Abs. 2 Landes-
planungsgesetz vom 08.04.1992 (GBI. 1992¢§; 2£9) im Regionalplan schutzbedurftige Berei-
che zum Abbau oberflachennaher Rohst@ dfid Bereiche zur Sicherung von Rohstoffvor-
kommenausgewiesen, soweit dies fur digeinfelne Region von Bedeutung und fur die Ord-
nung und Entwicklung der Siedlungs- reiraumstruktursowie fur deren Abstimmung mit
den Verkehrs-und Versorgungsnetzen etfogfierlichiist.

Die in der gesetzlichen Formulienﬁa gesprochene "Bedeutung fur die einzelne Region" ist
schon dadurch als gegeben anzuSghen, daB die Region Hochrhein-Bodensee in Ba-
den-Wurttemberg bezuglich der orderung an vierter Stelle liegt - hinter den Regionen Mitt-
lerer und Sudlicher Oberrhein £ Bodensee-Oberschwaben, aber noch vor der Region
Donau-lller. Mineralische Rﬁo 2 wie Kies und Sand, Natursteine oder Ton bilden eine wich-
tige Grundlage fur die wirtschaffiche Entwicklung im Lande. Auch kunftig werden u.a. in den
Bereichen WohnungsbaugaAbyfasserentsorgung, Verkehrswegebau im offentlichen Interesse
zahlreiche Bauaufgabe IgSen sein. Diese sind ohne gesicherte Versorgung mit Baustoffen
aus mineralischenRohe@ wie Kies und Sand, gebrochenen Felsgesteinen sowie Lehm
und Ton nicht losbarcDeg/Abbau dieser Rohstoffe ist daher von hoher volkswirtschaftlicher
Bedeutung. QO

Wegen seiner Fjachgfiinanspruchnahmegerat der Rohstoffabbau andererseits haufig in Kon-
flikt mitanderegz3ayfnnutzungen. Dabei hat der Kies- und Sandabbau wegen seiner erheb-
lich groBereg@®&giieninanspruchnahmevon allen Rohstoffarten die groBte Raumbedeutsam-
keit. Da besebdgf’s in den Landkreisen Lorrach und Konstanz die genehmigten Abbaureserven
nur noch figawefige Jahre ausreichen, ist auch unter dem Aspekt der zukunftigen Rohstoffver-
sorgun%j~ rggionales Handlungsbedurfnis in Richtung Rohstoffsicherung gegeben.

N\

N
O
Q

A
L/
Sy

Q Die raumordnerisch gewollte Konzentration auf die schutzbedurftigen Bereiche bedeutet nicht den
absoluten AusschluB3 des Abbaus an anderer Stelle - siehe dazu Plansatz 3.2.6.2
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Rechtliche Grundlagen Q

&
Abbau und Sicherung von Rohstoffen sind wegen ihrer generellen Raumbedeutsam@ d

der damit verbundenen Nutzungskonflikte unmittelbar mit Fragen der Raumordnung $Sowigf’der
Landes- und Regionalplanung verknupft. Sg)

Inderraumordnungsrechtlichen Hierarchie steht die Rahmenkompetenz des Bu@s an ober-
ster Stelle: S

Nach § 2 Abs. 1 Nr. 9 ROG "soll den Erfordernissender vorsorgenden ﬁr g sowie der
geordneten Aufsuchung und Gewinnung von Rohstoffvorkommen Rechgungfgetragen wer-
den". Dabei ist dieser Raumordnungsgrundsatz mit den anderen Grunds&tzgh des Raumord-
nungsgesetzes abzuwagen, wie z. B. Schutz, Pflege und Entwicklungyoy Natur und Land-
schaft, insbesondere des Naturhaushalts, des Klimas, der Tier- und®&¥fafizenwelt sowie des
Waldes, Schutz des Bodens und des Wassers, Reinhaltung der L Lherung der Wasser-
versorgung, sparsame und schonende Inanspruchnahme der Na tgf.

-

Auf der Landesebene werden diese allgemeinenRaumordn findsatze durch das Lan-
desplanungsgesetz, den Landesentwicklungsplan und insbegstidgre durch die Regionalplane
mit der Ausweisung von schutzbedurftigen Bereichen fur de au oberflachennaher minera-
lischer Rohstoffe (3.2.6) und von Bereichen zur Siche@v Rohstoffvorkommen (3.3.1)
konkretisiert.

Q

Rechtsfolgen \(D

Von der Ausweisung der schutzbedurftigen Bergidngf(Vorrangbereiche) fur den Abbau ober-
flachennaher Rohstoffe geht keine unmittelbare-R&citswirkung auf den einzelnen Abbauunter-
nehmer aus. Auch nach der Verbindlicherkldrdggles Regionalplanes bleiben die Rechtsvor-
schriften Uber die Zulassung von Abbauvo gn unberuhrt. Genehmigungen, Zulassungen
oder Planfeststellungsverfahren werden\ b die Ausweisung schutzbedurftiger Bereiche
(Vorrangbereiche) nicht ersetzt. Auf die Feilufig einer Abbaugenehmigung besteht ein rechtli-
cher Anspruch, sofern die naturschutz Sehllighen, baurechtlichen und sonstigen Voraussetzun-
gen zum Beispiel nach dem LandeS\@ld 2setz oder dem Wasserhaushaltsgesetz gegeben

sind. Q)

Wenn auch die Genehmigungsb@r *ninihren Einzelfallentscheidungen durch den Regional-
plan nicht festgelegt werden, ist§g itder Verbindlicherklarung der entsprechenden Ziele im
Regionalplan eine rahmenhafteAbfvagung zwischen den hauptsachlich in Betracht kommen-
den dffentlichen Belangen exfgigy’Dadurch kbnnen auch die erforderlichenGenehmigungsver-
fahren vereinfacht werder, da flie Genehmigungsbehorde bei einem Einzelvorhaben in den
schutzbedurftigen Berei r den Abbau oberflachennaher Rohstoffe (Vorrangbereichen)
keinen Widerspruch mifgegf Zielen der Landesplanung und Raumordnung geltend machen
kann.
EN

Die offentlichen PlarpmgStrager sind in ihren Entscheidungen insoweit gebunden, als Planun-
gen und MaBnahmgnfn den schutzbedurftigen Bereichen (Vorrangbereichen)fur den Abbau
oberflachennah&MRghstoffe nicht mehr zulassig sind, die einen Rohstoffabbau unmbglichma-
8lh zMB. die Uberplanung eines schutzbedurftigen Bereiches (Vorrangbereiches)

chen. Dazu zaRit
fur den Abbarebfrilachennaher Rohstoffe als Siedlungs- oder Verkehrsflache.

Bei der AtWag ng der unterschiedlichen Belange hat der Rohstoffabbau indirekt durch neuere
Urteil rwaltungsgerichtshofs Baden-Wurttemberg groBeres Gewicht bekommen.

Mit - om 29.01.92 - 3 S 2842/91 hat z.B. der VGH Baden-Wurttemberg im Zusammen-

ha &:' dem Wohnungsbau-Erleichterungsgesetz vom 17.05.1990 - BGBI 1 1990, 926 den

offe hen Belang, dringenden Wohnbedarf der Bevolkerung zu decken, in den Rang eines

Quuglisatzes der Bauleitplanung erhoben. Er erhalt das Gewicht einer hervorgehobenen ge-

§e geberischen Zielvorgabe im Sinne eines Planungsleitsatzes. Dem Belang der Befriedi-

gfng des dringenden Wohnraumbedarfs muBB zwar nicht stets Vorrang vor anderen offentli-
en Interessen eingeraumt werden, dieser Belang ist jedoch optimal zur Geltung zu bringen.
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Indirekt 1aBt sich aus diesem VGH-Urteil ein verstarktes offentliches Interesse am Ro r&
bau ableiten, da die Bereitstellung der erforderlichen Baustoffe Voraussetzung fur Workupgs-

bautatigkeitist. S@

Methodik, Instrumentarium é\

Das Rohstoffsicherungskonzept Baden-Wurttemberg (RSK) weist den @\? Iverbanden
nicht nur die Aufgabe der raumplanerischen Rohstoffvorsorge zu, sondern ifinen gleichzei-
tig auch das dabei einzusetzende planerische Instrumentariumsowie diegmejfiodische Vorge-
hensweise vor. So sollen schutzbedurftige Bereiche (Vorrangbereiche fuch Sicherungs-
bereiche bedarfsorientiert,d. h. in dem bis zur nachsten Fortschreib d€s Regionalplanes
voraussehbaren AusmaB ausgewiesen werden. Dabei darf ein gfonalisierung in dem
Sinne, daB nur der regionale Bedarf zu sichern ware, nicht stattfin > @rundsatzlich ist daher
Exportimmer auch Bestandteil des zu berucksichtigenden Bedarfs(y

-

Nach dem RSK soll von einer "groben Schatzung des kunftig o Begarts auf der Grundlage der
Produktionszahlen der Vergangenheit unter Ausschaltung efner konjunktureller Schwan-

kungen" ausgegangen werden. Q
Jahresproduktion X Planungszeltra = zu sichernde
(Jahre) (D Rohstoffmenge
N

Abb. 3.2.6-1 Bedarfsschatzung Q
Y

Da der Planungshorizont der Regionalpl ggmit 15 Jahren vorgegeben ist, verbleibt die

angenommene Jahresproduktion als e dende EinfluBgroBe fur die vorzunehmende

Grobschatzung des kunftigen Bedarfs@: yauf 15 Jahre begrenzten Planungshorizont der
Regionalplanung steht allerdings auf der Unternehmen ein Planungszeitraumvon min-
destens 20 bis 30 Jahren gegenub% den die betrieblichen Investitionen ausgelegt wer-
den.

Zur Problematikeiner Bedarfsaée Btzung
N

Die rohstoffabbauende Ind&' ist eine reine Bedarfsdeckungsindustrie. Daher entsprechen
die Produktionsmengeng@d AtzlichderNachfrage.

Die Nachfrage nach minaraifSchen Rohstoffen - und damit entsprechend der Produktionsbedarf
an solchen mineralis€@renfRohstoffen - sind abhangig von

* derBauprodu ign Hoch- und Tiefbau,
* baulichenG rgflekten der offentlichen Hand
Q
sowie unter pfisonderen Bedingungen der Region Hochrhein-Bodensee

* von KBx ortnachfrage aus der Schweiz (und der Nachfrage aus dem benachbarten In-
Iand arzwald-Baar-Heuberg, Neckar-Alb, GroBraum Stuttgart)

Dies afhfrage- bzw. Bedarfsfaktoren werden uberlagert von der demographischen Ent-
wicklOng und von den gesamtwirtschaftichen Rahmenbedingungen (auch denen der

SeRtwefz!) mit ihren jeweiligen Auswirkungen auf die Entwicklung der privaten Einkommen,auf
..; Jreueraufkommen sowie auf private und offentliche Investitionsentscheidungen.
9

D€ nachfolgende schematische Darstellung veranschaulicht diese Abhangigkeiten.
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N
Produktionsbedarf & %)
bzw. ‘g)
O
Nachfragenach (%)
mineralischenRohstoffen N
oy
Y4
t S,
(N
Bauproduktion GroBprojekteder xportnachfrageder
imHoch-/Tiefbau offentlichenHand () Schweiz
:(D (und Regionen
- Wohnungsbau - Umwelt & Stuttgart
- Gewerbebau -Verkehr ” Schwarzwald-Baar-
-Infrastruktur Q Heuberg, Neckar-Alb)
I 1 S/ T
\
anateEmkommensentwmk@ eueraufkommen

z'

V.)
Politische Investitionsen&‘gt) dungen der dffentlichen Hand

AD

£,
~

@b erungsentwicklung
S
R 4

N
gfibedingungen,gesamtwirtschaftlicheKonjunkturlage

WirtschaftlicheRah

S
N
Abb. 3.2.6-2 Wirkun@e tge zwischen Nachfragefaktoren und Produktionsbedarf

Diese Wirkungsgusa
schwierigundi ;

BedarfsfaktebEgport
*U

menhéange lassen eine exakte Bedarfsabschatzung als auBerst
en der Regionalplanung nicht leistbar erscheinen.

pezifischen Problematik des Kiesexports in die Schweiz und zu dessen Auswir-
ufflie Hohe der Kiesproduktion ist anzumerken, daB in der Region Hochrhein-Boden-
letzten Jahren ein zunehmender Druck der Offentlichkeit gegen den Kiesexport zu
ist. Insbesondere wegen der Belastigungen durch den LKW-Transport durch
gebiete (Konstanz, Rielasingen) wird von einer interessierten Offentlichkeit eine restrikti-
enehmigungspraxis fur den Kiesabbau gefordert, um einen "Ausverkauf der heimischen
Q\R stoffe" zu verhindern.
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Dieser Druck der Offentlichkeit und die zum Teil auch dadurch immerlangwieriger werd .-,.': )
Genehmigungsverfahren haben bewirkt, daB ein UmdenkprozeB bei den Abbauunterngfingn
eingesetzt hat. o X
Im Landkreis Konstanz ist der Anteil des Kiesexports an der Gesamtprodukti&@() etwa
26% oder 600.000 cbm (Stand 1990) auf etwa 14% oder 216.000 cbm (1994) grkgegan-
gen. Dabei ist besonders im Bereich Wandkies der Export ganz erheblich ziugkgefahren
worden. Beim Wandkies kdnnte die Entwicklung dahin gehen, daB der Exportz\Qdggf ganz ein-
gestellt wird. Es muB allerdings die Gefahr gesehen werden, daB weiter rgte Unterneh-
men und die kalksteinabbauende Industrie versuchen werden, diese Lucke fullen.

(/
Im Landkreis Lorrach ist der Exportin die Schweiz nahezu eingestellt wéfdey. Dies ist auf die
nur noch geringen genehmigten Abbaureserven zuruckzufuhren. AuB&idigy spielt das Elsal
eine bedeutende Rolle als Kiesexporteur fur die Schweiz, aber augiyn geringeremMaBe fur
den Landkreis Lorrach. Der Landkreis Lorrach wird in erheblichem Ags durch "Exporte" aus

der Region Sudlicher Oberrhein versorgt. (\)Q

Im Landkreis Waldshut gehen die Kiesexporte insbesondere JDdgm Ostteil des Landkreises
in nahezu unverminderterHohe in die nahe Schweiz weit igh spielt die Anziehungskraft
des GroBraumes Zurich eine entscheidende Rolle. Q

Fur die Berucksichtigung des Kiesexports als Nachfrage-bzy. Bedarfsfaktor ist festzustellen,
daB ein Ruckgang auf etwa die Halfte der bisherige pOrtmengen erwartet werden kann.
Von den Kiesexporten in die Schweiz durften dahe traumlichbetrachtet keine nachfra-

gesteigernden Wirkungen auf den RohstoffabbaL\ gfhen (vgl. RVHB, Bericht zur Export-
umfrage1992).

Fur die Ausweisung der schutzbedurftigen B@ e fur den Abbau mineralischerRohstoffe
(Vorrangbereiche) wird daher zunachst @negf etwa gleichbleibende Jahresproduktion
(Abbaumenge - Stand 1992) zugrunde gele@ly Afif dieser Basis sollen dann jedoch diejenigen
Entwicklungen in der Genehmigungspraxisy>ingExport und in den Bereichen Substitution und
Recycling einsetzen, die im Endergeb)ai\Q; 2iner Jahresabbaumenge auf erheblich niedrige-
rem Niveau fuhren sollen.

Auf die Ausfuhrungen zu Recyclin%% Substitution unter Plansatz 3.2.6.3 wird verwiesen.

| D |
Vorgehensweise Rohstoffswhg&h ochrhein-Bodensee

S
Grundvoraussetzung fur di& onalplanerische Rohstoffvorsorge ist eine umfassende Roh-
stofferfassung. Fur die Regipnglochrhein-Bodensee ist daher zum Teil in Zusammenarbeit mit
dem Industrieverband Sieftigfund Erden (ISTE) in mehrerenDurchgangen eine Erhebung der
bestehenden Abbaustaitgngind inrer Erweiterungsmoglichkeiten durchgefiihrt worden. In einer
getrennten Erhebun%ur en auBerdem die Rohstoffexporte in die Schweiz erhoben.

’3)
Auf dieser Daten@s urden Abbaubereiche (Schwerpunkte) gebildet, fur die jeweils

* Abbaureser, fgrund von Abbaugenehmigungen
* Abbaure aufgrund von Erweiterungsmoglichkeiten sowie
. Laufzeit%e bbaus

ermittel%ﬁg alysiert werden konnten.
Aus r imme der einzelnen Abbaubereiche ergibt sich ein Gesamtuberblick fur die Land-
kreigpgl die Region bezuglich der Versorgung mit mineralischen Rohstoffen.

e ‘Bphstofferfassung hat das Ergebnis erbracht, daB in der Region im Durchschnitt nur noch

i flwa 6 Jahre genehmigte Kiesabbaureserven vorhanden sind. Weitere 3 Jahre kbnnten
<laedeckt werden, wenn alle laufenden Genehmigungsverfahren positivim Sinne der Antrag-
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steller entschieden wurden. Sehr unterschiedlichist die Situation, wenn man die emz@

Landkreise betrachtet (Stand 1995). {O
Angesichts der knappen Reserven, die aufgrund bestehender Genehmigungen ‘éb%) gaut
werden kdnnen, und der Konfllkttrachtlgkelt eines groBen Teils der laufenden Verf gt auf-
grund der Bestandserhebungen festzustellen, daB3 in der Region Hochrhein-Bode ‘iIndeu-
tig die Notwendigkeit gegeben ist, die Versorgung der Region mit dem minerali grohstoff
Kies planerisch zu sichern. Y

Die Erhebung der Steinbruche zeigt, daB in der Regel erhebliche geneh 5 paureserven
vorhanden sind. In der Region reichen die genehmigten Reserven bei oleibender Ab-
baurate je nach Verwendungszweck 15 bis 20 Jahre (Stand 1995). Hi gmmenReserven
fur weitere etwa 20 Jahre, die sich aus den laufenden Genehmigungsygrfafiren ergeben. Ins-
gesamt ist die Versorgungssituationbei den Steinbruchbetrieben b giflem nicht so ange-
spannt wie im Bereich Kies und Sand. Q}Q

Neben den Rohstoffarten Kies und Sand sowie Festgesteine istaly dffr Region der Tonabbau
von deutlich geringerer Bedeutung. In Kandern, Klettgau g ifgen), Tengen, Stockach

(Frickenweiler) sowie in Steinen (Husingen und Schlachenh jnd Abbaustatten fur Ton in
Betrieb. Sie verfugen Uber ausreichende genehmigte Abba grven, die zum Teil weit Uber
den Planungszeitraum des Regionalplanes hinausreiche gine weitergehende Darstellung
wird daher verzichtet.

~:~
Der Stand der Abbaureserven ist im Anhang in Tabg@,, ohstoffabbaubereiche - Bestands-
erhebungen“dargestellt. N

>
Inhaltliche Begrundung der schutzbedurfhgen,.@r he und Abwagung mit konkurrierenden
Nutzungen N

In den schutzbedurftigen Bereichen (Vorrngb eichen) fur den Abbau oberflachennaher Roh-
stoffe ist der Rohstoffabbau aus raumpggdregscherSicht moglich. Eine Konzentration des Ab-
baus auf diese Bereiche ist raumordnefis ewollt. Der Vorrang des Rohstoffabbaus vor an-
deren konkurrierendenNutzungsanspgkic fn bedeutet, daB andere Nutzungen den Abbau
nichtunmoglich machen oder wesenth¢h eeintrachtigen sollen. Bestimmte konkurrierendeNut-
zungen kbnnen daher ausgeschlogdghglerden.

Wenn schutzbedurftige Bereic @ den Abbau mineralischerRohstoffe innerhalb von Berei-
chen zur Sicherung von Wasegerydrkommen ausgewiesen werden, ist der Vorrang fur den
Rohstoffabbau insoweit eiigEsghrankt, als bei Abbau und Rekultivierung die besonders
schutzwirdigen Belangegs ndwasserschutzes zu wahren sind (Plansatz 3.3.1).

Die in diesem Regiona@ sgewiesenen schutzbedurftigen Bereiche (Vorrangbereiche) fur
den Abbau oberflache er Rohstoffe sind das Ergebnis eines im Rahmen der Regionalpla-
nung vorgenommengn A¥wagungsprozesses, an dem die fachlich zustandigen Behorden, die
Gemeinden und digssOgfStigen betroffenen Trager offentlicher Belange beteiligt worden sind.
Abbauantrage in@gfflb dieser Bereiche sind daher grundsatzlich regionalplanerisch unbe-
denklich.

Konkurrieremdehy zungen wie Schutz des Grundwassers, Land- und Forstwirtschaft, Erho-
lung u.a. sgRlieffen eine Abstimmung mit Abbauvorhaben nicht aus, wenn Rohstoffabbau und
nachfolgehde iekultivierung entsprechend umweltvertraglich undin einer Art und Weise durch-
gefuhrt dfn, die diese anderen Belange schont. Dies schlieBt besondere MaBnahmen zur
Kont d Uberwachung z. B. bei der Anlieferung von Auffullmaterial ein.

%

ROR fabbau und Grundwasserschutz

D

0. der Region Hochrhein-Bodensee - insbesondere beim Rohstoff Kies und Sand - bei den
pisten Abbaustatten Grundwasservorkommen betroffen sind, kommt dem Schutz des
Grundwassers besondere Bedeutung zu. Der Konflikt zwischen Grundwasserschutz und
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Rohstoffabbau kann jedoch nicht dadurch geldst werden, daB die Belange des Grundw r
schutzes in jedem Einzelfall einen Rohstoffabbau ausschlieBen. Die bisherige Genehm& ofS-
und Abbaupraxis hat gezeigt, daB3 ein Rohstoffabbau unter Beachtung der Grundwa be-
lange moglichist.

Zu weiteren Ausfuhrungen zum Konflikt Grundwasserschutz und Rohstoffabb %ﬁ beson-

dere zum Rohstoffabbau in Grundwasserschonbereichen, wird auf Plansatz und die
Begruindung verwiesen. N

L
Rohstoffabbau und Forstwirtschaft Q

N

gheitin erheblichem
gfwandlungsgenehmi-

Rohstoffabbau in der Region Hochrhein-Bodensee hat in der Verg
Umfang Waldflachen in Anspruch genommen.Die dazu erforderlich
gungen nach § 11 Landeswaldgesetz sind von der Forstverwaltun tworden. Eine Erhe-
bung der Forstverwaltung hat zum Beispiel fur den Forstbezi olfzell eine Waldinan-
spruchnahme durch abgebaute und noch genehmigte Kiesab gfien von ca. 230 ha erge-
ben. Davon sind ca. 125 ha rekultiviert und wieder aufgeforst

Waldes zum landesplanerischen Ziel erhoben. Danach fingriffe in den Waldbestand in
Verdichtungsraumenund in andere Walder mit beson Schutzfunktionen, vor allem in
Schutzwalder, Waldschutzgebiete und Erholungs et fauf das Unvermeidbare zu be-
schranken. Verluste sollen moglichstin der Nahe $ iffe durch Aufforstungen von nicht-
landbauwurdigen Flachen ausgeglichen werden.

Durch die Plansatze 2.4.4 und 2.4.42 des Landesentw;%g blanes wird die Erhaltung des

Zum Schutz des Waldes im Regionalplan wird @ finsatz 3.2.3 verwiesen.

Vordem Hintergrund der o.a. landes- und =b~ planerischenZielsetzungen zum Erhalt des
Waldes weist der Regionalplan schutzbedj@t a9/ Bereiche zum Abbau oberflachennaher Roh-
stoffe aus. Rohstoffabbau in diesen Bereighenghacht auch Eingriffe in den Waldbestand erfor-

derlich. ’\Q)

Abwagung konkurrierenderf\lutzun@

Bei der Abwagung der Belange g8 Rgihstoffsicherung mit anderen konkurrierenden Nutzungen
ist von folgenden Grundsatzentadsglegangen worden:

* Abbau in schutzbedurftigéBéreichen fur Rohstoffabbau nur im Zusammenhang mit beste-
henden Abbaubereich%( weiterung), keine neuen Abbaubereiche

* Abbau in Wasserschtitzgebieten:

* kein AbbauanQg geren Schutzzone | und Il

Schutzzone Il (a und b) Trockenabbau nach MaBgabe der schutzbe-
rgfche fur Rohstoffabbau moglich (d.h. keine neuen Bereiche, Festlegen von
gfSchutzenden Auflageninder Einzelgenehmigung).

* Abbau c@’ findwasserschonbereichen (Bereichen zur Sicherung von Wasservorkommen):

o Tdekghabbau nach MaBgabe der schutzbedurftigen Bereiche fur Rohstoffabbau mog-
4.h. keine neuen Bereiche, Festlegen von grundwasserschiutzenden Auflagen in der
Nowgzelgenehmigung) - wie in der weiteren Schutzzone Ill von Wasserschutzgebieten.

au im Wald:
<

kein Abbau in geschutzten Waldgebieten (§§ 29ff Landeswaldgesetz):
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&
- Schutzwald (Bodenschutzwald und Schutzwald gegen schadliche Umwelteinwil@‘h

gen - §§ 29, 30, 31 LWaldG) {O
- Waldschutzgebiete (Bann- und Schonwald - § 32) &“) 0
- Erholungswald (§ 33) g
. . . N
* in sonstigen Waldflachen Abbau moglich \é’-)
- nach den Bestimmungen des LWaldG (Umwandlung) Q(-)

- Folgenutzung nach Abbau bleibt Forstwirtschaft, wobei in Einzelfa ehMaturschutzziele

imVordergrund stehenkonnen )
- abbaubare Machtigkeit in der Regel nicht unter 10 m. Q~’QQ
* Abbau in Siedlungsnahe: . (\)Q
* der Abstand zu Wohngebieten soll 250 m nicht untersc s

Darstellungder Abwagung bei den einzelnen Abbauberaich

Q
Bei der Ausweisung der schutzbedurftigen Bereich Gor flen Abbau oberflachennaher Roh-
stoffe (Vorrangbereiche) sind die 0.a. Abwégungsg@ﬁ fitze zugrunde gelegt worden.

Fur den Rohstoff Kies und Sand wird die AbwE \ fur die einzelnen Abbaubereiche in der
Folgedargestellt: O

~

» Stockach-Hoppetenzell/Muhlingen o 909

im Landkreis Konstanz \Q)
N

Der Abbaubereich besteht aus_2yTejfflachen - FirmaK. und FirmalL.. Die Ausweisung im
Bereich der Firma L. beschranki®ichfauf die bestehende und im Dezember 1993 zusatzlich
genehmigte Abbauflache. BeicdergfirmaK. wird zusatzlich zur genehmigten Abbauflache
eine Erweiterung nach Sud den angrenzenden Wald ausgewiesen. Es handelt sich
nichtum ein geschutztes giebiet. In diesem Bereich geht das Vorkommenqualitativ in
Material der Wurm-Moragh¢” igber. Schutzgebiete (NSG, LSG, WSG) sind in beiden
Bereichen nicht betroff%

Die 0dkologische B g bei der Aufstellung des Regionalplanentwurfes hat keine
grundsatzlichen B& en gegen den Rohstoffabbau an diesem Standort ergeben.

Abwagung: A iing als schutzbedurftiger Bereich Rohstoffabbau

Q

» Stockach- Iyes/Orsingen-Nenzingen

Der Abhedibgreich umfaBt das 1994 genehmigte Abbaugebiet der Firma H. im Bereich
Eichle stli€h der A 98. Dem Genehmigungsverfahren war ein Raumordnungsverfahren mit
gfftraglichkeitsprufung vorgeschaltet, das zu dem Ergebnis gelangt ist, daB das
g als umwelt- und raumvertraglichanzusehen ist. Die betroffene Waldflache ist
afs geschutztes Waldgebiet ausgewiesen. Schutzgebiete (NSG, LSG, WSG) sind
betroffen.

\Q)' Okologische Begleitung bei der Aufstellung des Regionalplanentwurfes hat keine
grundsatzlichen Bedenken gegen den Rohstoffabbau an diesem Standort ergeben.

Abwagung: Ausweisung als schutzbedurftiger Bereich Rohstoffabbau
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* Singen-Uberlingen am Ried é)\
Der Abbaubereich umfaBt das 1993 genehmigte Abbaugebiet der FirmaB. im A S higi3 an
das bestehende Abbaugebiet westlich von Uberlingen am Ried. Das Gene gosver-

fahren ist bei der Abwagung der bdffentlichen Belange zu dem Ergebnis gel , gaB dem
Abbauvorhaben bdffentliche Belange nicht entgegenstehen. Waldflachen si NSO wie
Natur- und Landschaftsschutzgebiete nicht betroffen. Zur Lage des Abbdlvgfhabens in
der Wassserschutzzone llla hat die fachliche Beurteilung des Geologi andesamtes
ergeben, daB3 die Aufnahmein die Schutzzone eigentlich nicht mehr g fiertigtist. Der
geringste Abstand zum angrenzenden Siedlungsgebiet betragt 200 - 250 J; das Schallim-
missionsgutachten kommt zu dem Ergebnis, daB3 die zulassigen NqumgSsionswerte nicht
uberschrittenwerden. Q(b

Die 0kologische Begleitung bei der Aufstellung des Regio Igfientwurfes hat keine
grundsatzlichen Bedenken gegen den Rohstoffabbau an dies findort ergeben.

Abwagung: Ausweisung als schutzbedurftiger Bereich Ro@ pbau

* Radolfzell-Markelfingen Q

Der Abbaubereich umfaBt das geplante ErwelterQerlet der bestehenden, zur Zeit
ruhenden Abbaustatte der Firma M.. Gegenubg m Petitionsverfahren, das wegen
Grundwassergefahrdung die Erweiterung des \. paus abgelehnt hat, zeichnet sich in
jungster Zeit eine geanderte Beurteilung der hy dtgflischen und forstlichen Situation ab.

Die 0kologische Begleitung bei der Aufs{gjlufig des Regionalplanentwurfes hat keine
grundsatzlichen Bedenken gegen den Ro@; abbau an diesem Standort ergeben.

Abwagung: Ausweisung als schutzb tigler Bereich Rohstoffabbau
A2
* Radolfzell-Bdhringen Q
55
Der Abbaubereich besteht aus 2¥ejftflachen - Firma H. und Firma M&M. Die Ausweisung im
Bereich beider Firmenbeschiadkigich auf die jeweils genehmigte Abbauflache. Da beide
Flachenin absehbarer Zei J,fg baut sein werden, wird zusatzlich eine Erweiterung nach
Norden in den angrenze ald (auf Gemarkung SteiBlingen) ausgewiesen. Es handelt
sich nichtum ein geschutziég aldgeblet Das genehmigte Abbaugebiet und die Erweite-
rung nach Norden lie igherhalb Wasserschutzzone [lIA. Schutzgebiete (NSG, LSG)
sind nicht direkt bet y’ Die Erweiterung nach Norden grenzt jedoch an das NSG
Litzelsee an. Hier iyisgen bei der konkreten Abbau- und Rekuitivierungsplanung die
Naturschutzbelangge prechend berucksichtigt werden.
/

Die ©kologischg)BgGleitung bei der Aufstellung des Regionalplanentwurfes hat keine
grundsatzlicherBgdenken gegen den Rohstoffabbau an diesem Standort ergeben.

R
AbwagungHa eisung als schutzbedurftiger Bereich Rohstoffabbau

N

. Slng%:p; 2dingen (Entscheid vorerstzuruckgestellt)

D| gweisung eines Abbaubereiches Singen-Friedingenist wegen noch ausstehender
ggradeologischer Untersuchungen zur Zeit noch nicht entscheidungsreif. Uber die
veisung muB im Zusammenhang mit dem Teilregionalplan Rohstoffsicherung

Q Schiedenwerden.
NY

Q
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» SteiBlingen
&

Der Abbaubereich beschrankt sich auf die genehmigten Abbauflachen mehrere%‘rr en
sowie auf Erweiterungen im Rahmen des Abbau- und Rekultivierungskong€pts

SteiBlingen. Wald wird nur im Sudteil in Anspruch genommen (vor allem der ffobau
noch unberuhrte Erbsacker). Bei den betroffenen Waldflachen handelt es si ht um
geschutzte Waldgebiete. xS

&)
Das Abbaugebiet liegt in Wasserschutzgebietszone IlIA. NSG und@ sind nicht

betroffen. Q.

Die ®kologische Begleitung bei der Aufstellung des Regionalpl tyfurfes hat keine
grundsatzlichen Bedenken gegen den Rohstoffabbau an diesem Stapgtop ergeben.

Abwagung: Ausweisung als schutzbedurftiger Bereich Rohstoffaiba

(/
S
* Muhlingen-Zoznegg (Schwackenreute) \(b
Der Abbaubereich beschrankt sich auf die genehmigt /. im Verfahren befindlichen
Flachen der Firma Kieswerk S. Es hand gh um NaBabbau. Dem
Genehmigungsverfahrenist ein Raumordnungsverfa pfit Umweltvertraglichgeitsprufung

raumvertraglichanzusehen ist. Schutzgebiete ( ,JLSG, WSG) sind nicht betroffen.

vorangegangen, das zu dem Ergebnis gelangt is?i daf@fdas Vorhaben als umwelt- und
Wald wird nichtin Anspruch genommen. N

Die ©kologische Begleitung bei der Aufste . des Regionalplanentwurfes hat keine
grundsatzlichen Bedenken gegen den Roh "i’- oau an diesem Standort ergeben.

Abwagung: Ausweisung als schutzbedu Bereich Rohstoffabbau
\\
* Busingen /\Q)
Der Abbaubereich beschrankt gpgh fluf den deutschen Teil der grenziuberschreitenden
Abbaustatte der Firma Kieswgf . Schutzgebiete (NSG, LSG, WSG) sind nicht
betroffen. Bei dem bean&nc en Wald handelt es sich nicht um geschutzte

Waldbestande. Die Auswei auf den Bereich reduziert, fur den von der Forstdirektion
eine Umwandlungsgeneh g erteiltwordenist.

Die 0kologische Begleitungfbei der Aufstellung des Regionalplanentwurfes hat keine
grundsatzlichen Bed gegen den Rohstoffabbau an diesem Standort ergeben.

Abwagung: Auswg\g als schutzbedurftiger Bereich Rohstoffabbau

Q
* Engen §

Der Abbauf®rgfth beschrankt sich auf die genehmigten Flachen der Firma K. Der
Abbaubeyeighiegt innerhalb des LSG Hegau. Die naturschutzrechtliche Befreiung ist mit
der Genehpfigung erteilt worden. Naturschutz- und Wasserschutzgebiete sind nicht
betroffed) Wald wird nichtin Anspruch genommen.

DiexpKkgfogische Begleitung bei der Aufstellung des Regionalplanentwurfes hat diesen
grtnichtuntersucht.

agung: Ausweisung als schutzbedurftiger Bereich Rohstoffabbau

Q\(g*%
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A
XV
im Landkreis Waldshut Q
&
* [ottstetten . ')

W

Der Abbaubereich umfaBt die genehmigten Flachen der FirmenR. und Rh.. ,' pbau-
bereich liegtinnerhalb eines Grundwasserschonbereiches. Naturschutz- und, 3ang8chafts-
schutzgebiete sind nicht direkt betroffen. Wald wird nicht in Anspruch genom .

Die dkologische Begleitung bei der Aufstellung des Regionalplaneptfdr hat keine
grundsatzlichen Bedenken gegen den Rohstoffabbau an diesem Stand rgeben.

Abwagung: Ausweisung als schutzbedurftiger Bereich RohstoffabbP§Q’

$

* Hohentengen-Herdern Q”Q

Der Abbaubereich umfaBt die auf deutschem Gebiet liegendeh genehmigten Flachen des
grenzuberschreitenden Abbaubereiches sowie eine Erweltelig§ nach Suden in Richtung
Rhein, fur die das Raumordnungsverfahren eingeleitet ist, e Brweiterung nach Suden liegt
innerhalb eines Grundwasserschonbereiches. Eine ergtelAp timmung bezuglich des Ab-
bauperimeters mit der Wasserwirtschaft hat ergebe (Opaus rein wasserwirtschaftlicher
Sicht ein Kiesabbau fur zulassig erachtet wird. Wegden fler Lage innerhalb Landschafts-
schutzgebiet ist fur die Erweiterung eine Befreiun gfderlich.Naturschutzgebiet ist nicht
betroffen. Bei den betroffenen Waldflachen ha $ sich nicht um geschutzte Waldge-

biete. \Q

Die 0kologische Begleitung bei der Aufst g des Regionalplanentwurfes hat keine
grundsatzlichen Bedenken gegen den Roh gPbau an diesem Standort ergeben.

O
Abwagung: Ausweisung als schutzbed'ggg Bereich Rohstoffabbau
2N

ON
4)
* Klettgau-GeiBlingen '\

Der Abbaubereich umfaBtgene ¢’ Abbauflachen und die genehmigte Erweiterung (noch
nichtim Abbau) der Firma B&S. “Bef/Abbaubereich liegt innerhalb des groBraumigenWas-
servorratsgebietes Klettgau@ asserschutzgebiet Zone Ill B und Grundwasser-
schonbereich). Naturschutze ¢hg? Landschaftsschutzgebiet sind nicht betroffen. Wald wird
nuringeringem Umfang ir@ chgenommen.

Die ©kologische Beglgitung bei der Aufstellung des Regionalplanentwurfes hat keine
grundsatzlichen Bed fgegen den Rohstoffabbau an diesem Standort ergeben.

Abwagung: Ausquu g als schutzbedurftiger Bereich Rohstoffabbau

. K'Ussaberg-@im/Dangstetten
’

Der Abbagbgrgich umfaBt die genehmigte, aber noch nicht im Abbau befindliche Erwei-
terungsflathgf(1. Abbauabschnitt) der Firma T. sowie Flachen, fur die eine Rahmenplanung
vorliegttnDef’ Abbaubereich liegt innerhalb eines Grundwasserschonbereiches. Natur-
schu i Landschaftsschutzgebiet sind nicht betroffen. Wald wird nicht in Anspruch ge-

no
N

\@% Ologische Begleitung bei der Aufstellung des Regionalplanentwurfes hat keine grund-

Q" chen Bedenken gegen den Rohstoffabbau an diesem Standort ergeben.

Q\(b Abwagung: Ausweisung als schutzbedurftiger Bereich Rohstoffabbau
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» Kussaberg-Kadelburg (g)
Der Abbaubereich umfaBt nur genehmigte Flachen der FirmaT.. Eine Erweiterung @\ t
vorgesehen (auslaufender Standort). Der Abbaubereich liegt innerhalb eines Grundyfas-
serschonbereiches. Naturschutz- und Landschaftsschutzgebiet sind nicht bet%%n ald
wird nichtin Anspruch genommen.

Die dkologische Begleitung bei der Aufstellung des Regionalplanentwurfes s ' gine grund-
satzlichen Bedenken gegen den Rohstoffabbau an diesem Standort ergelgety.

Abwagung: Ausweisung als schutzbedurftiger Bereich RohstoffabbauQ’

3,
* Bad Sackingen-Wallbach Q

Der Abbaubereich umfaBt genehmigte Flachen der Firma B&S, glé& i Verfahren befindliche
Erweiterung und zusatzliche Reserveflachen. Der Abbaubegejehfgrenzt an ein Wasser-
schutzgebiet Zone Ill an. Eine Anpassung der Abgrenzupggegl Abbaubereiches an das

WSG ist erfolgt. NSG und LSG sind nicht betroffen. Wald\Wwigd nicht in Anspruch genom-
men. ’4)

Die dkologische Begleitung bei der Aufstellung des R@) planentwurfes hat keine grund-
satzlichen Bedenken gegen den Rohstoffabbau an |e Standort ergeben.

Abwagung: Ausweisung als schutzbedurftiger %& Rohstoffabbau
\

im Landkreis Lorrach

~

* Weilam Rhein-Haltingen

Der Abbaubereich umfa3t geneh \kF Aichen der Firma MSK sowie eine inzwischen
ebenfalls genehmigte Erweiterung. Benehmigungsverfahren war ein Raumordnungs-
verfahren mit Umweltvertraglichkeitspriffung vorgeschaltet, das zu dem Ergebnis gelangt
ist, daB das Vorhaben als u d raumvertraglichanzusehen ist. NSG, LSG und
WSG sind nicht betroffen. Wal@vigh nicht in Anspruch genommen. Eine Abstlmmung mit
den Siedlungsbelangenisti | en des Raumordnungsverfahrens erfolgt.

Die 0kologische BegleitungXe | er Aufstellung des Regionalplanentwurfes hat keine grund-
satzlichen Bedenken gegegdgh Rohstoffabbau an diesem Standort ergeben.

Abwagung: Ausweisydgyalf schutzbedurftiger Bereich Rohstoffabbau

S

. Grenzach-Wthe@

Der Abbauber -u‘ faBtnur genehmigte Flachen der FirmaKieswerk W.. NSG, LSG und
WSG sind nm ftroffen. Wald wird nicht in Anspruch genommen.

Die okoI 2 Begleitung bei der Aufstellung des Regionalplanentwurfes hat keine grund-
satzlic ~.- ~=' enken gegen den Rohstoffabbau an diesem Standort ergeben.

Ab\@ g: Ausweisung als schutzbedurftiger Bereich Rohstoffabbau

. \@' gen-Kirchen-Rheinweiler
\Q) r Abbaubereich umfaBt Flachen der FirmaS., fur die das Genehmigungsverfahren lauft.

Pie Gemeinde hat der Abbauplanung zugestimmt. NSG, LSG und WSG sind nicht betrof-
fen. Wald wird nicht in Anspruch genommen.
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Die 0kologische Begleitung bei der Aufstellung des Regionalplanentwurfes hat q@b
Standort nicht untersucht. N

v4)
Abwagung: Ausweisung als schutzbedurftiger Bereich Rohstoffabbau Sé)
o
Sonstige Rohstoffe Festgestein und Ton, Lehm (Z_)\
Die schutzbedurftigen Bereiche fur den Abbau sonstiger oberflach r Rohstoffe

(Festgesteine sowie Ton und Lehm) sind in der Region Hochrhein-Boden§€efvon ihrer Fla-
cheninanspruchnahme quantitativ bei weitem nicht von so groBer Bedeuigmnggvie die Kiesab-
bauflachen. Sie sind in der Regel kleinerals 10 ha und daher in der R zungskarte nicht
flachenhaft, sondern als Symbol dargestellt. Q

nur um bestehende Abbaustandorte, fur die Genehmigungen v oder fur die Verfahren

Bei den ausgewiesenen schutzbedurftigen Bereichen handelt G%SI& #wenigen Ausnahmen
zur Erweiterung laufen. erO '
o

Bei dem Abbaubereich Bonndorf-Brunnadern ist die Neuer.
antragt. Im Sinne einer verbrauchsnahen Rohstoffversor igl ein Abbaustandort im nordli-
chen Teil des Landkreises Waldshut raumordnerischsin 4a NSG, LSG und WSG nicht
betroffen sind, ist eine Abwagung zugunsten des Rohsteffgobaus gegenuber der Forstwirt-
schaft vertretbar. Im Rahmen des Genehmigungsver@r sind Einzelheiten der Rekultivie-
rung und des Ausgleichs zu regeln. \(D

igfSung eines Steinbruchs be-

Bei den schutzbedurftigen Bereichen KIettgau-Er g und Klettgau-Rechberg sowie Dettig-
hofen-Baltersweil handelt es sich um Tonvorkongrdépffur die Abbaugenehmigungen (Klettgau)
vorliegen bzw. die der Vorratssicherung eineih gler Region ansassigen tonverarbeitenden
Betriebes dienen. Die Standorte liegen in der@@pngf Il B des Wasserschutzgebietes Klettgau-
rinne. Wegen der nur sehr kleinraumigen Ina@sppfichnahme ist eine Abwagung zugunsten des
Rohstoffabbaus gegenuber der Wassem@g paft vertretbar.

Die ©0kologische Begleitung bei deﬁ% Btellung des Regionalplanentwurfes hat diese
Standorte nicht untersucht, da ihre-@ugfiirkungen auf Natur und Umwelt im Vergleich zu
groBflachigen Kiesabbaustandorteg')e ich geringer sind. Das bedeutet jedoch nicht, dal3
Steinbruche oder Tongruben injng gall bkologisch unproblematisch sind.

Auf eine Darstellung derGesichgsb kte, die zu einer Abwagung zugunsten des Rohstoffab-
baus gefuhrt haben, kann rr@ inweis auf die allgemeinenAusfuhrungen zur Abwagung
und auf die abgeschlossene w. laufenden Genehmigungsverfahren verzichtet werden.

Bergbauberechtigunge§

Die in der Karte ,,B@ berechtigungen® nachrichtlichdargestellten Bergbauberechtigungen
haben Bestandssthitgl’ Zukuinftige Aufsuchungs- und Gewinnungsarbeiten sind bei Auftreten
konkurrierenderNsdzghgsinteressen unter besonderer Beriicksichtigung der Versorgung der
Volkswirtschaft; ineralischenRohstoffen und der Standortgebundenheit des Bergbaus in
den einschlagigenfVerwaltungsverfahren gegenuber bergbaufremden Nutzungen abzuwagen
und zu entselergen.

>

N
Okologdh Risiken des Rohstoffabbaus

Die "? yelteffekte bzw. die moglichenWirkungen des Kiesabbaus auf das Leistungsvermd-
g i die Funktionsfahigkeitder naturlichen Ressourcen Boden, Grund- und Oberflachen-

<y
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wasser, Klima/Luft, Arten und Biotope sowie Landschaftsbild und Ruhe sind in der FoIg@-
schrieben 61 {o
Auswirkungen des Rohstoffabbaus auf die naturlichen Ressourcen: é) 0
Boden: Die Entfernung der gesamten Deckschichten fuhrt zum ft samt-

licherBodenfunktionen XS

VerlusthochwertigerlandwirtschaftlicherBéden \QC/_)
Grundwasser: Die Entfernung oder Verringerungder Decksc fbedeutet ein

hohes Risiko fur das Grundwasser.

Grundwasserfreilegung bei NaBabbau beg&é tigt die Grund-

wasserneubildung. 2

Die Grundwasserqualitat kann in hohem &3 durch das Fehlen
der Filterwirkung der belebten und unb tgh Deckschichten ge-
mindertwerden. NN

Oberflachenwasser: Durch Rohstoffabbau kann das egtionsvermodgen verringert
werden, da abfluBdampfende Veggtatigfisstrukturen verloren gehen
kdbnnen. Q

Klima/Luft: Insbesondere bei Trockena@J ann die Staubentwicklung zur
Beeintrachtigungder Funktions-ffhigkeitin den Frischluftleitbahnen
fuhren. AuBerdem kann u Luftverunreinigungen und zu
Larmentwicklung durch eferverkehr (An- und Abtransport)
kommen. N

Arten und Biotope: Die Entfernung der agnten Deckschichten fuhrt zum vollstandi-
gen Verlust der Bi gfen auf der Abgrabungsflache.

Landschaftsbild/Ruhe:  Die Gewinnung % oberflachennahen Rohstoffen bedeutet zu-
mindest in degfhage des eigentlichen Abbaus in der Regel eine vi-
suelle Beeiriixgehffigung des Landschaftsbildes.

Ruhe und gie Egfiolungseignung fur die Bevodlkerung werden insbe-
sondere_ iy Sigldlungsnahe durch Larm und Abgasbelastung durch
den mit @@mgAbbau verbundenen Verkehr beeintrachtigt.

Die Abbaustandorte fur den R gff Kies sind im Rahmen der dkologischen Begleitung bei
der Aufstellung des Region s im Hinblick auf die Auswirkungen des Abbaus auf die
naturlichen Ressourcen unt gft worden. Dabei haben sich zwar je nach Abbaustandort
unterschiedlich zu bewer§n egRisiken des Abbaus ergeben, jedoch keine so erheblichen

Bedenken, daB ein Abb dsatzlich nicht vertretbar ware.

und die Folgenutz aben, werden unter Plansatz 3.2.6.1 angesprochen. Die vorge-
schlagenen Folg gen sind in Tabelle 3.2.6-1 aufgefuhrt.

Q)
Rohstoffabbau@nérhalb von Grunzug bzw. Grunzasur

Die Konsequenzen, § % 5e Umwelteffekte des Rohstoffabbaus fur die Art der Rekultivierung

>,
Bezuglich > ereinbarkeit des Rohstoffabbaus mit den freiraumsichernden Instrumenten

Grunzu girunzasur wird auf die Plansatze 3.1.1 und 3.1.2 verwiesen. Danach wird Roh-
stoffa S zeitlich befristete Nutzung verstanden, die wegen ihrer Standortgebundenheit
inner dfs Freiraumes stattfinden muf3. Rohstoffabbau nach MaBgabe der schutzbedurfti-
gen eifhe fur Abbau ist daher im Regionalen Grunzug zulassig, wenn die Folgenutzungen

0

()
Q Planungsgruppe Okologie + Umwelt Sud, Okologische Begleitung des Regionalplanes Hochrhein-
Bodensee, Entwurf Marz 1993, S. 53, 63 ff
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und die Art der Rekultivierung mit den freiraumerhaltendenZielsetzungen des Regi
Grunzuges vereinbar sind.

Mit den kleinraumigeren und von der Zielsetzung her strengeren Grunzasuren ist
bau nicht vereinbar. Daher ist eine Uberlagerung von schutzbedurftigen Bereic

stoffabbau und Grunzasuren nicht moglich.Da auf die entsprechenden Abba e-es
handelt sich ausschlieBlich um bestehende Abbaustatten mit Erweiterungsmd iten- aus
Grunden der Rohstoffversorgung jedoch nicht verzichtet werden kann, werd iglse schutz-
bedurftigen Bereiche fur Rohstoffabbau aus den jeweiligen Grunzasuren h ommen.

Aus siedlungsstrukturierenden Grunden und im Hinblick auf die Erhaltun

rgioch vorhande-
nen Freiraume innerhalb der Entwicklungsachsen soll fur die Zeit nach [

zung fur die Grunzasuren gelten. Daher wird bei den entsprech schutzbedurftigen
Bereichen fur Rohstoffabbau ein Hinweis auf die Grunzasuren g B2, Die verbindliche
Ausweisung - Anderung der Abgrenzung der Grunzasur - ist S er Fortschreibungdes
Regionalplanes. . O

N
Schutzbedurftige Bereiche fur Rohstoffabbau Q

Die schutzbedurftigen Bereiche fur den Abbau obe naher mineralischer Rohstoffe
(Vorrangbereiche) fur die Rohstoffe Kies und Sand, Festgegfein sowie Ton und Lehm sind in
den nachfolgenden tabellarischen Ubersichten dargedfellifind mit erlauternden Anmerkungen
versehen. O

Die Abgrenzung der ausgewiesenen Bereiche er
Regionalplanesteilnehmenden Raumnutzungsk

fh aus der an der Verbindlichkeitdes
& aBstab 1:50.000).

Bezuglich der Anmerkungen zur Rekultivier c@b . zu Folgenutzungen wird auf Plansatz
3.2.6.1 und dessen Begrundung verwiesen %)

)

Schutzbedurftige Bereiche fur derv\gb
(Vorrangbereiche fur Rohstoffabbau) Q

%,

u oberflachennaher mineralischer Rohstoffe

Tabelle 3.2.6-1 Rohstoff: Kies und S

A
Landkreis Gemeinde ,\()\ Anmerkungen zur Ausweisung und
Abbaustatte zu Rekultivierung bzw. Folgenutzung
Konstanz Stockach/MDhIin@T genehmigte Abbauflachen,
Hoppetenzell2Qznefg Erweiterung nach Suden
Folgenutzung Forst bzw. Naturschutz
Orsingen-N@ iglen/Stockach genehmigte Abbauflachen, ROV abgeschlossen,
NenzinggrsWghlwies Erweiterung genehmigt
(#2) Folgenutzung Forst bzw. Naturschutz (S)
genehmigte Abbauflache
am Ried WSG, Nahe Wohngebiet,

Landschaftsbezogene Folgenutzung (Wohnen denkbar)

zur Zeit kein Abbau, Abbauerweiterung nach N moglich,
LSG
Landschaftsbezogene Folgenutzung63

genehmigte Abbauflache, Erweiterung nach Norden,
Folgeplanung Golfplatz, WSG, NSG benachbart,
Folgenutzung Forst bzw. Naturschutz (N)

Bohringen

siehe Tabelle 3.2.6-6 Spalte "Rekultivierung/Folgenutzungen"
Grunzasur - Folgenutzung nach Abbauende muB mit Zielsetzung fur Grunzasur vereinbar sein
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noch Tabelle 3.2.6-1 Rohstoff: Kies und Sand Q

Landkreis Gemeinde Anmerkungen zur Ausweisung und « (*0)
Abbaustatte zu Rekultivierung bzw. Folgenutzun

Singen

Friedingen (Stadtwald) Q
(Entscheid vorerst zuruckgestellt) (':%'

SteiBlingen genehmigte Abbauflachen, 4
Erweiterungen beantragt, zusatzlic @N erungen i.R.
Gesamtabbaukonzept moglich, W
Landschaftsbezogene Folgenutz@ Teil auch

Gewerbe N
Muhlingen genehmigte Abbauflache (Na o Erweiterung
Zoznegg (Schwackenreute) beantragt, Bahnanschluf3,

Landschaftsbezogene F

Busingen Abbau grenzuberschr
genehmigte Abbauf

Erweiterung mbg%

Landschaftsbezogeh Igenutzung
Engen genehmigte A aghe, LSG
Landschaftstez Folgenutzungf4
Waldshut Lottstetten genehmigte AEE lachen,
Konflikt miSryfidwasserschonbereich
LandsdﬁZﬁb ogene Folgenutzung
Hohentengen Abb e berschreitend, genehmigte Abbauflache,
Herdern eiterung (D) eingeleitet, Konflikt mit

serschonbereich, Vorbehalte des
utzes wegen LSG

ehmigte Abbauflache, Tendenz zur Erweiterung
ch Osten, WSG (Klettgaurinne),
andschaftsbezogene Folgenutzung

¥ a
Klettgau .\Q

GeiBlingen

Kussaberg

Rheinheim-Dangstetten g)Q

genehmigte Abbauflache, Erweiterung
1. Abschnitt genehmigt, Gesamtabbau-
planung, Konflikt mit Grundwasser-
schonbereich, Kiichenschellen-Biotop

P Landschaftsbezogene Folgenutzung
Kussaberg Q\./ nur genehmigte Abbauflache, auslaufend,
Kadelburg b Landschaftsbezogene Folgenutzung
Bad S'ackingéb/ genehmigte Abbauflache, Erweiterung beantragt,
Wallbach WSG angrenzend
N Landschaftsbezogene Folgenutzung65
Loérrach Weil am Rkeir genehmigte Abbauflache, Erweiterung genehmigt,
Haltin Konflikt mit Siedlung (Kommunalplanung) durch
\g) ROV ausgeraumt

Landschaftsbezogene Folgenutzung

genehmigte Abbauflache
keine gewerbliche Folgenutzung

beantragte Abbauflache
Landschaftsbezogene Folgenutzung66

Grunzasur - Folgenutzung nach Abbauende muB mit Zielsetzung fur Grunzasur vereinbar sein
Grunzasur - Folgenutzung nach Abbauende muB mit Zielsetzung fur Grunzasur vereinbar sein
Griunzasur - Folgenutzung nach Abbauende muB mit Zielsetzung fur Grunzasur vereinbar sein
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A
Y
Schutzbedurftige Bereiche fur den Abbau oberflachennaher mineralischer Roh@glf
(Vorrangbereiche fur Rohstoffabbau) Q}K
Tabelle 3.2.6-2 Rohstoff: Festgestein ‘g)
Landkreis Gemeinde Anmerkungen zur Ausweisung xS /
Abbaustatte N
Konstanz Eigeltingen genehmigte Abbauflache, 6\
Dunzenberg Erweiterung, Tieferlegung im Verfa@u.
Orsingen-Nenzingen genehmigte Abbauflache Q)
Langenstein Na
Waldshut Albbruck genehmigte Abbauflache (O\
Buch (Steinbach) 3
Bernau genehmigte Abbauflache Q?
Auf der Wacht Erweiterung im VerfahrsQ
Gorwihl/Albbruck genehmigte Abbaufla
Albhalde

Rickenbach genehmigte Abba&cy
Wickartsmuhle R\
WT-Tiengen/Uhlingen-Birkendorf genehmigte @ﬂf' hen (zwei Abbau-
Steinatal standorte)

Erwelterurme ragt (Suden)
Stuhlingen geneh%}? auflache
Grimmelshofen Erwejt Verfahren
Bonndorf Verfahren
Brunnadern
Lorrach Efringen-Kirchen igte Abbauflache

Istein (Kapf, Steinrisse)
Efringen-Kirchen \"
Kleinkems (Wallisweg u.a.) ’§'

ehmigte Abbauflache
hlenvertiefung genehmigt

AD
Malsburg-Marzell N genehmigte Abbauflache
Kanderrain R o"Q Erweiterung beantragt
Malsburg-Marzell 67 genehmigte Abbauflache
Siegisrain, Gritzeln Erweiterung beantragt
Tegernau () / genehmigte Abbauflache
Schwelzermuhle‘ Q) Erweiterung beantragt

Schutzbedurftige Berei r den Abbau oberflachennaher mineralischer Rohstoffe
(Vorrangbereiche fur R

Tabelle 3.2.6-3 ROhS@

—

Landkreis Anmerkungen zur Ausweisung
Konstanz ¢, genehmigte Abbauflache
SOARFOsch
(b\' ockach-Frickenweiler genehmigte Abbauflache

N

euberg

Wald Klettgau-Erzingen genehmigte Abbauflache
Dornlen, GrieBener Weg
@7 Dettighofen noch kein Abbau, Vorratsflachensicherung
Baltersweil
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AN
&
noch Tabelle 3.2.6-3 Rohstoff: Ton, Lehm NS
%)
Landkreis Gemeinde Anmerkungen zur Ausweisung
Abbaustatte S@/
Lérrach Kandern genehmigte Abbauflache ,@\
Auf der Hoh, Auf der Eck (%)
Kandern-Wollbach genehmigte Abbauflache \Q
Erzloch /)9
Steinen-Schlachtenhaus genehmigte Abbauflache </
Hornacker . ,\g)
Steinen-Husingen, genehmigte Abbauflache %/
Wiesenhalde (\\
V<
&
3.2.6.1 Abbau und Rekultivierung bzw. RQ) drierung

2n Abbau oberflachennaher
flachensparsam wie moglich
Nutzung des Vorkommens bis

G In den schutzbedurftigen Bereichen ﬁ
mineralischer Rohstoffe soll der Abbau
erfolgen. Auf eine moglichst vollst3
zur groBtmoglichen, zustimmungsfahj
werden. Im Einzelfall soll dabei a |e Moglichkeit der NaBbaggerung,
d. h. Freilegen des Grundwass glepruft werden.

Fur alle Abbaustellen sollen@ au- und Rekultivierungsplane erstellt
und Abbau- und Rekultivi@‘n sabschnitte festgelegt werden.

Grunzugen sowie in stadtifch-industriell und in intensiv landwirtschaft-
lich genutzten BereiGhefi sollen zumindest Teile von ehemaligen Ab-
baustatten im Si g

Regeneration b
moglichst weit
Boden zur Erfi;

der Rekultivie
chen Au i
S

Q

Begrundung QO

gde Wiederherstellung der Leistungsfahigkeit von
j der Bodenfunktionen.

, die in Folge des Abbaus entstanden sind, sollen bei
ng bzw. Renaturierung im Sinne des naturschutzrechtli-
s berucksichtigt werden.

Ein moglic - amer Rohstoffabbau tragt entscheidend dazu bei, den mit dem Abbau
notwendig i€ einhergehenden Landschaftseingriff gering zu halten. Daher soll auch der

dafB Bereiche auf Standorten mit weniger gunstigen Rohstofflagerstatten, die aber fur
utzungen wertvoll sind, geschont werden konnen.

Q@' dsatzlich ist es erforderlich,mit den nicht nachwachsenden oberflachennahen minerali-

sciien Rohstoffen haushalterisch umzugehen. Daher soll neben der Substitution von Kies und
gand durch gebrochenes Natursteinmaterial und Recyclingbaustoffe auch der nachwachsende
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A

Rohstoff Holz vermehrt bei geeigneten HochbaumaBnahmenals Baustoff zum Einsatz

men. 1%
N .

Istgndig

glensee

oaus in
it werden.

Obwohl Trockenabbau im Vergleich zu NaBabbau die Lagerstatten zum Teil nur u
ausnutzt und daher mehr Flache in Anspruch nimmt, kann fur die Region Hochrhe
NaBabbau nicht grundsatzlich empfohlen werden. Dennoch soll die Moglichkeit
das Grundwasser aus den o0.a. Grunden in geeigneten Einzelfallen eingehend

In der Region ist z.Zt. eine Abbaustatte mit NaBabbau in Betrieb (Muhh chwacken-
reute). Ein weiterer NaBabbau in Weil am Rhein-Haltingen, fur den eine g vorlag und
ein Genehmigungsverfahren eingeleitet war, hat sich nicht realisierenlasggn #Eine geanderte
Planung sieht nur noch Trockenabbau vor. Der NaBabbau in Hilzingen- ifigen ist beendet.
Im Hochrheintalund im Hegau wird NaBabbau wegen des Grundw gSchutzes nach der
derzeitigen Genehmigungspraxis grundsatzlich nicht zugelassen. N

o
S,

Abbau- und Rekultivierungsplane :(b

Die Vorlage von Abbau- und Rekultivierungsplanen ist dur #5 Landesnaturschutzgesetz
vorgeschrieben. Danach kbnnen Abbau- und Rekultivier Schnitte festgeschrieben wer-
den, die i.d.R. jeweils einen Zeitraumvon bis zu 5 Ja gitassen. In der Abbaugenehmi-
gung kann dann die Freigabe des nachsten Abbauabsetipfites von der ordnungsgemaBen
Rekultivierung vorangegangener Abschnitte abhangig~gerngacht werden. Durch solche zeitlich
und raumlich uberschaubaren Abbauabschnitte kodq Fenehmigungs- und Rekultivierungs-
auflagen wirkungsvoll durchgesetzt und kontrollierig?erg€n. Dabei ist es von besonderer Be-
deutung, daB die Einhaltung dieser Auflagen inZ8kyhft durch die Genehmigungsbehdrden
besser kontrolliertwird. Dazu sind objektiv ma SB54£ Kriterien zu definieren. AuBerdem muB
ausreichendes Kontrollpersonal zur Verfugung@gsiflit werden. Eine verstarkte Beteiligung der
Grundeigentumer bei Planung und Kontrolle defRgkultivierungsflachen ist sicherzustellen.
L

Grundwasserschonende, dkologischver{yayli€he Rekultivierung

Materialentnahmestellenwie Kies- urqs dgruben oder Steinbruche und deren technische
Einrichtungenwirken sich in der fuf den Naturhaushalt und das Landschaftsbild des
betroffenen Gebietes und seiner Urig€bung aus. Sie stellen bauliche Anlagen gemaR Lan-
desbauordnung dar und sind nzefr §& 5 und 9 BauGB. in Flachennutzungsplanen bzw. Be-
bauungsplanen auszuweisen {BfegAuswirkungen der Rohstoffgewinnung auf Naturhaushalt
und Landschaftsbild konner gDl entsprechende geeignete Rekultivierungs- bzw. Renatu-
rierungsmaBnahmenbeseiti§tyggfmildertoderausgeglichenwerden.

Mit Rekultivierung bzw. rierung sollen folgende Zielsetzungen erreicht werden:

Schutz des WassgrhayShalts, insbesondere des Grundwassers,
Herstellungnatur@ghgf,landschaftsangepaBterReliefformen,
Gestaltung vonBigidpen,

artenreiche, stafdgrtgerechte Bepflanzung (Hecken, Streuobstwiesen),
Ermoglicheggergukzession,

harmoniso{r§E#ifugung ehemaliger Abbauflachenindie Landschatft,
RuckgewitmdfigderErtragsfahigkeitder Flachen,

schonefngée Behandlung des kulturfahigen Bodens,

i.d. RQ\l}e gewerblich-industrielle Folgenutzung auf der Abbausohle.

Um ; blche landschaftsokologischanspruchsvolle Rekultivierung bzw. Renaturierung zu

eITOPHTS ,ist es erforderlich,daB bereits bei Abbaubeginn klare planerische Vorstellungen

uber-dgh Abbau, die Rekultivierung bzw. Renaturierung und die spateren Nutzungsabsichten

bstefien. Eine detaillierte Abbau- und Rekultivierungsplanung ist daher notwendig; sie muf3
Q ‘" B&hmen des Genehmigungsverfahrens rechtlich und finanziell abgesichert werden.
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Die wasserwirtschaftliche Diskussion, welche Art der Rekultivierung bei Kiesgrube e
grundwasserschonendste sei, ist noch nicht abgeschlossen; sie hat bisher folgende j

schenergebnis gebracht: . Q
A

* Humus 0,2 m und Wiese (Streuobst) oder S@

* Oberboden und extensiv genutzter Wald Q

* 2mAuffullungmitinertemMaterial S

darunter 0,3 m Waschsand. \é’.)

Generell gilt, daB in jedem Einzelfall auf eine optimale und sinnvolle Art de
zuwirken ist. Bei einer derart grundwasserschonenden Rekultivierung si
chen Probleme der Schwermetallanreicherungbei einer Folgenutzung
von Colibakterien bei Feuchtbiotopen zu berucksichtigen. )

ivierung hin-
jgfioch die mogli-
d des Eintrags

Insbesondere in den durch intensive Landnutzung oder stadtis
pragten Teilen der Region soll an Stelle einer Rekultivierung im e
fuhrung einer Abbauflache in land- oder forstwirtschaftliche Nutzungf” zumindest in Teilberei-
chen auch eine Rekultivierung mit der Zielsetzung Regener . Renaturierung verfolgt
werden. Unter Regeneration bzw. Renaturierung sollen daf@et* gfte MaBnahmen verstanden
werden, die im Sinne eines gestalterischen Naturschutzes@grg5chaffung dkologischer Aus-
gleichsflachen dienen. So konnen ehemalige Abbausm fle moglichst weitgehend sich
selbst Uberlassen bleiben, zu Ruckzugsgebieten fur be tgfTier- und Pflanzenarten werden
und diesen Arten Uberlebenschancen bieten. In derartiggfi Sekundarbiotopen kdnnen sich

gfistrielle Nutzung ge-
' Sinne, also der Rick-

wegen der Nahrstoffarmutbesondere Pflanzengese aften ansiedeln. Ehemalige Steinbru-
che kbnnen als sogenannte geologische Fenster voéigghstandigem Wert sein.

o
Folgenutzungen §

Im Hinblick auf die dkologischen Risiken iehi0lge des Rohstoffabbaus werden bei den
schutzbedurftigen Bereichen fur den Ab gh Kies und Sand aus dkologischer Sicht Vor-
schlage fur Folgenutzungen gemacht (3.8Bggrundung, Tabelle 3.2.6-1).

Die Folgenutzungen sind dreistufig ge@gd t:

Forst bzw. Naturschutz: @.s gelegte Abbaustatte weitgehend der naturlichen Re-
\Q%e *ration und Sukzession Uberlassen, keine Nutzung, al-
Ctegtalls PflegemaBnahmen; bei ehemaligen Waldflachen
Q\ fieibt die Folgenutzung Forstwirtschaft, wobei Naturschutz-
ieleim Vordergrund stehenkonnen.
Landschaftsbezogene ’\@JZ Rekultivierung der Abbaustatte mit spaterer land- oder
S forstwirtschaftlicher Nutzung sowie mit Erholungsnutzung.

Gewerbe/lndustrie;é? Rekultivierung der Abbaustatte fur gewerbliche oder indu-
Q strielle Nutzung oder allgemein fur Siedlung.
©)

Verminderungdér Abbaugeschwindigkeit

\J
Inden Ant terlagen zu Abbauvorhaben sind in der Regel Angaben zur Hohe der jahrli-
chen A gfe enthalten. Zusammen mit dem erwarteten Abbauvolumen ergibt sich daraus
eine g gf zur voraussichtlichen Dauer der AbbaumaBnahme. Die tatsachliche Jahresab-

baumetigegveicht von diesen Planungswerten jedoch haufig sehr stark ab, da die Produktion
konjur&tyr-abhangig und damitbedarfsorientiertist.
InpSinfie eines sparsamen Umgangs mit den mineralischen Primarrohstoffenund im Hinblick
dfe Forderung von Baustoffrecycling und Substitution sollte versucht werden, die Abbau-
(z}'e hwindigkeit zu bremsen. Es sollte daher gepruft werden, ob die Festlegung der jahrlichen
Albaumenge ein sinnvolles Instrument zur Verminderung der Abbaugeschwindigkeit sein
ann. Eine solche Festschreibung kann jedoch nur im Einvernehmen mit den betroffenen Ab-
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bauunternehmen oder durch vertragliche Regelung mit dem (kommunalen) Grundeigeragvh
erfolgen.

)
&
3.2.6.2 Abbau auBerhalb schutzbedurftiger Bereiche fur 5&' stoff-
abbau Q(-)
G AuBerhalb der schutzbedurftigen Bereiche fur den %b i oberflachen-

naher mineralischer Rohstoffe soll die Errlchtungﬂ(eu Abbaustatten
grundsatzlich vermieden werden. Neuerrichtung ffobaustatten und
Erweiterung bestehender Abbaustatten sind j auch auBerhalb
der schutzbedurftigen Bereiche fur Rohstoff (Vorrangbereiche)
nach Prufung des Einzelfalles im Rahmen d jrderlichen Verfahren

moglich. éb
Q

o)
Konzentrationdes Abbaus auf die schutzbedurftigen Be

N\
Aus betriebswirtschaftlichen und Iandschaftsplane@ Grunden ist es in der Regel sinn-
voller, vorhandene Abbaustandorte zu erweitern e zu erdoffnen. Unter der landschafts-
planerlschen Zielsetzung des Schutzes, der Pfle N, der Entwicklung von Natur und Land-

Begrundung

schaft sind die Auswirkungen des Rohstoffab cher in den Griff zu bekommen und zu
minimieren, wenn diese Eingriffe auf wenige, fuch groBere Standorte begrenzt werden.

GroBere Abbaustatten haben jedoch auch .;: ig0s- und volkswirtschaftlich betrachtet Vorteile
gegenuber kleineren.So kbnnen bei aufyenjge, groBere Standorte konzentriertemAbbau in
der Regel die schon vorhandenen bey@fc en Infrastruktureinrichtungerweiter genutzt wer-
den. Ebenso kbdnnen groBere Standowefeher auf Verkehrsinfrastruktureinrichtungenwie
Ortsumgehungen und Bahnanschlu3Qusglrichtet werden.

SchlieBlich sprechen auch Umwelfsghftzgriinde fur eine gewisse Konzentration auf groBere
Abbaustandorte. Durch die groferegBetroffenheit der Offentlichkeit und die entsprechende
Mobilisierung der Behorden lagsengSich Umweltauflagen eher durchsetzen. Auf der anderen
Seite sind diese Umweltaufl@ on den in der Regel groBeren Unternehmen auch betriebs-
wirtschaftlich besser tragbarsidgomit realisierbar.

Auch unter Substitution igntspunkten kann die Konzentration auf groBere Abbauschwer-
punkte von Vorteil sei olche groBeren Unternehmenkbdnnen den technischen Aufwand
betreiben,dererforde&c ift, umminderwertigere Rohstoffvorkommen67 aufzubereiten.

Aus diesen Gru $ gollen auBerhalb der schutzbedurftigen Bereiche (Vorrangbereiche)
grundsatzlich kgj en Abbaustatten eingerichtetwerden; aus Rechtsgrunden kbnnen sie
jedoch nichta lossen werden.

O
Bei der Konzentgition der Abbaustatten auf die schutzbedurftigen Bereiche fur den Abbau ist
jedoch augh beachten, daB es moglichst nicht zu Verzerrungen der regionalen Wirt-
schaftsstwkif und zu einer Marktbeherrschung durch wenige groBe Unternehmen kommt.

Zur "\étellung insbesondere der kleinraumigenRohstoffversorgung leisten auch die Ab-
bau gn auBerhalb der schutzbedurftigen Bereiche (Vorrangbereiche) einen wesentlichen
B gfDer Bestand dieser lokalen Abbaustatten ist sicherzustellen. Dies schlieBt die grund-

(N
~' Aus heutiger Sicht sind nur wirtschaftlich abbaubare Vorkommen Gegenstand der Rohstoffsicherung
und in der Prognostischen Rohstoffkarte des Geologischen Landesamtes enthalten.
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satzliche Zulassigkeit der Errichtung neuer Abbaustatten wie der Erweiterung bestehe

Abbaustatten ein. Die in der Region Hochrhein-Bodensee bestehenden Abbaustatten
halb der schutzbedurftigen Bereiche fur den Abbau oberflachennaher Rohstoffe sin
nachfolgenden Ubersicht ohne Anspruch auf Vollzahligkeit aufgefuhrt und in der Rau
zungskarte mit Symbol dargestellt:

O
Tabelle 3.2.6-4 Sonstige Abbaustatten \QQO)
Abbaustatte genutztes  Gestein ‘ Roif%‘f uppe
Landkreis Konstanz: \r\ /
Busingen Quartéare Kiese und Sande ; nd Sand
Eigeltingen, Brielholz Quartare Kiese und Sande e und Sand
Eigeltingen Quartéare Kiese und Sande \,\Q)‘ es und Sand
Hilzingen-Schlatt Quartare Kiese und Sande :A(}‘ Kies und Sand
SteiBlingen, Grubenwald Quartéare Kiese und Sande %0'/ Kies und Sand
Tengen Randengrobkalk AQ}Y Naturwerkstein
Landkreis Lorrach: \Q /
Eimeldingen Quartare Kiese und San@ll Kies und Sand

Schliengen, Grun

Quartare Kiese und @d/

Kies und Sand

Rheinfelden-Minseln Oberer Muschelkab\;ul Naturstein
Malsburg-Marzell,Kasacker Granitgrus X \‘/ Sand
Schopfheim-Langenau Granitsand ('\K / Sand
Tegernau, Niedertegernau Granitgrus 6\/ Sand

Frohnd, Bubshorn Diorit \Q)/ Naturwerkstein
Lorrach-Hauingen LoBI%Q, / Ziegeleirohstoff

Steinen-Weitenau

Ton, bb{othegendes

Ziegeleirohstoff

Landkreis Waldshut: \o}\/

Klettgau-Erzingen @ﬁe Kiese und Sande Kies und Sand
Lottstetten ‘E?ftare Kiese und Sande Kies und Sand
Bonndorf-Giuindelwangen \\'\\ ragneis, Granit, Sandstein Naturstein
Dachsberg, Luchle Qv/Granitgrus Sand

Ibach b Granitgrus Sand
Wutach-Lembach / Tuffstein Tuffsand
Grafenhausen-Staufeqts / Granitgrus Sand

Der Substitution von Kies und Sand, insbesondere durch gebrochene
Natursteine, wiederaufbereitetes Bauschuttmaterial (Bauschuttrecyc-
ling), durch die Verwertung von geeignetem Bodenaushub sowie
Schlacken kommt in Anbetracht der Endlichkeit der Kiesvorkommen
wegen Erschopfung der Lagerstatten und besonders wegen nicht
gegebener Verfugbarkeit aufgrund konkurrierender Nutzungen in Zukunft
immer groBere Bedeutung zu.
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Y
Substitution, Baustoffrecycling und Verwertung von Bodena ;
sollen daher durch gezielte MaBnahmen, wie entsprechende Aus -
bungen im Hoch-, Tief- und StraBenbau und Abfallentsorgungsvo f-
ten gefordert werden. Q
Zur Forderung der Substitution von Kies und Sand und 2ckung
der Kies- und Sandvorrate sind fur die Region Standorte fi ationare
oder mobile Bauschuttrecycling-Anlagen und entsprec of Lagerfla-
chen fur Bauschutt zu sichern. QQ
Begrundung Q
S
Wie alle nicht regenerierbaren Rohstoffe sind auch die mineralische ofoffe in ihrer Menge

begrenzt, d.h. Verknappungserscheinungen sind auf langere Sicht t fluszuschlieBen. Eine
Verknappung ist aber weniger aufgrund einer Erschopfung der Lag@tstafiten zu befurchten, als
vielmehr deshalb, weil an sich abbauwirdige Lagerstatten we gnderweitiger Nutzungen
nicht fur Zwecke der Rohstoffgewinnung verfugbar sind. Ein dafur sind Rohstoffvor-
kommen unterhalb von Siedlungsflachen. Daher wird die Su fon insbesondere von Kies
und Sand durch gebrochene Natursteine, Schlacken und wi fbereitetes Bauschuttmate-
rial in Zukunft an Bedeutung zunehmen. Q

r

Die vermehrte Substitution von Kies und Sand durch géfochene Natursteine kann jedoch
nicht bedeuten, daB Steinbrlche regionalplanerischgindgatzlich Prioritatvor Kiesabbaustat-

ten hatten. Zwar sind in der Regel Steinbruche fiber Kiesabbaustatten weniger fla-
chenintensiv, dennoch kbnnen sie im konkreten Ejf2elfflll ebenfalls dkologisch problematisch
sein. )

Bezuglich der GréBenordnung, in der Kies u d@apgll durch Substitution ersetzt werden konn-
ten, ging eine im Auftrag des Ministeriums fidsfahrung, Landwirtschaft und Umwelt Baden-
Wirttemberg von der Lahmeyer Ingenieur (& erstellte Studie "Verbrauchsprognosen und
Mbglichkeiten der Konzentration des Kiesgigbalis im Regierungsbezirk Karlsruhe" (Marz 1976)
bereits vor mehrals 15 Jahren davon/dds, flaB bei entsprechender Steuerung die Substitu-
tion von Sand und Kies durch gebrogheng” Natursteine eine GroBenordnung von 25 % der
Produktion erreichenkbdnne. Substit@h flurch Baustoffrecycling war damals noch nicht be-
rucksichtigt.

Gegenuber der damaligen Zeit gsihdig Situation heute durch ein deutlich geandertes Problem-
bewuBtsein gepragt. So bestg war die technische Moglichkeit,Kies in nahezu allen Ver-
wendungsmoglichkeitendurplrgelfrochene Natursteine und in geringeremUmfang durch Bau-
schuttrecycling zu ersetzen;~ejtlich ist jedoch die Entfernung zwischen Erzeugungs- und
Verbrauchsstandort entszchyi >nd, ob verstarkt Kies oder Naturstein verwendet wird.

Wenn auch aufbereite‘l& Bauschuttmaterial und anfallender Bodenaushub im Vergleich zu
Kies und gebrochendgrN#turstein geringere qualitative Voraussetzungen aufweisen, muB es
dennoch ein erklartd®ugfiweltpolitisches Ziel sein, die Rohstoffvorkommen durch Verwertung
von Bauschutt upaNB@8enaushub langfristig zu schonen, indem insbesondere Wandkies bei
untergeordnetegBagmaBnahmen wie Dammschuttungen u.a. durch wieder in den Roh-
stoffkreislauf z@rcyfgefuhrtes Material (Recyclingprodukte) ersetzt wird.
O

Zu einer ro Schonenden Bauweise konnen beispielsweise der Einsatz von Nagelfluh im
Wasserba)djf Verwendung von Recyclingmaterial und von Schuttmaterial aus Steinbriichen
im Straf%nb beitragen.

RN\

X
&
S
<
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Tabelle 3.2.6-5 Aufkommen an Baurestmassen in der Bundesrepublik (alte Lander) 1989 und X

in Baden-Wurttemberg 1991 N 194)
o>
Aufkommen an Aufkommen davon Verwertung @ 995
1989/91 e
inMioto | inMioto | inMioto | inMioto % % f %
BRD(alt) BW BRD(alt) BW BRD(alt) @/BRD(aIt)
Bauschutt 226 6,0 3,7 25 16 a2 60
Baustellenabfalle 10,0 0,43 0,0 0,03 0 nf\/ 40
StraBenaufbruch 20,4 0,68 11,2 0,48 55 N7 A1 90
Erdaushub 167,9 15,0 53,3 1,0 32,\{0‘ J 7

Quelle: Bundesministerium fur Umwelt, Naturschutz und Reaktorsic@ , 1993

&

In Baden-Wiurttemberg fielen 1991 ungefahr 7 Mio. to Bauso "gf’ Paustellenabfalle und Stra-
Benaufbruch an, zusatzlich auBerdem 15 Mio to Erdaushu AfSgangsstoffe fur Substituti-
onszwecke sind Bauschutt, Baustellenabfalle, StraBen gh und geeigneter Bodenaus-
hub. Nach den Zielvorgaben des Bundesumweltminist gSollen bis 1995 60% des Bau-
schutts, 40% der Baustellenabfalle und 90% des StraBerigfiibruchs einer Wiederverwertung
zugefuhrt werden. Die derzeitigen Verwertungsquoter@n och sehr weit von dieser Zielvor-

gabe entfernt. \(D
Bauschutt stammtaus den Bereichen Betonabb, traBenaufbruch, Ausbauasphalt und
Mischabbruch. Bausperrgut beinhaltet brennba i nichtbrennbare Materialien, Glas sowie

Metalle. Bodenaushub kann unter dem Ges;j gfinkt der Substitution nur als Rekultivie-
rungs- und Schittmaterial (mit Einschrankungen) yerwendet werden. Fur StraBenaufbruch gibt
es Einsatzmoglichkeitenals Schuttmaterigfx mf nach Aufbereitung als Frostschutzmaterial.
Betonabbruch kann zu Granulat verarb&iet flerden, aus dem wiederum Beton hergestellt
werden kann, der allerdings deutlich te}@ als bei Verwendung von Primarrohstoffen.

Voraussetzungen fur Baustoffrecygl@g
O

Effektives Baustoffrecycling kan@ur gemeinsamen Zusammenwirken aller beteiligten Inter-
essensgruppenfunktionierens

Die Unternehmermussen b@i ein, an die Aufgabe Baustoffrecycling heranzugehen. Das
schlieBt andere Vorgehergsyejgen beim Abbruch von Gebauden (selektiver Abbruch) ein, um
bereits beim Abbruch m¢ Bt sortenreines Material zu erhalten.

Die fur die Abfallentsorgufig zustandigen Korperschaften mussen durch entsprechende Vor-
schriften und Preisg@3talfing fur die Beseitigung (Deponiegebuhren) dafur sorgen, daB Sub-
stitutionsmaterialigailefl Aufbereitungsanlagen zugefuhrt werden. Sortierung, Getrenntsamm-
lung und Aufberglidng’miissen verpflichtend vorgeschrieben werden. Abbruchgenehmigungen
sind mit der Vegpflightung zu verknupfen, das Material einer Sortier- und Aufbereitungsanlage
zuzufuhren (e wfederverwertbare Baureststoffe muf3 ein Annahmeverbot auf Deponien er-
lassen wer eeigneter Bodenaushub konnte durch Erdaushubbbrsen einer sinnvollen
Verwertungyuglefuhrt werden.

Eben Q\@ en von seiten der Behdrden Auflagen zur Verwendung von Recyclingbaustoffen
gem gerden. Besonders gefordertist dabei die dffentliche Hand, die in ihren Ausschrei-
bun glen Einsatz von Recyclingstoffen oder auch von nachwachsenden Rohstoffen wie z.
B wo immer moglich - vorschreiben muf.

\& # wird auf die Verwaltungsvorschrift des Ministeriums fur Umwelt zur Einfuhrung der Infor-
Qm ionsschriftzur Entsorgung von Erdaushub, StraBenaufbruch und Bauschutt vom 13. Juli
988 (GABL. 1988, S. 705 ff) und auf die Verwaltungsvorschrift des Verkehrsministeriumsund

121



Regionalplan2000- RegionaleFreiraumstruktur

N

AN
Y
des Umweltministeriums Uber vorlaufige Lieferbedingungen fur aufbereiteten StraBenau%c
und Bauschutt zur Verwendung im StraBenbau Baden-Wurttemberg vom 15. Novemb%
(GABL. 1991, S. 1183 ff) verwiesen.

SchlieBlichmuB der Verbraucher, d.h. der private wie der dffentliche Bauherr, be
cyclingbaustoffe zu akzeptieren. Bisher ist die fehlende Akzeptanz der Rec ustoffe
das groBere Problem als deren Qualitat. Hinzu kommt die Preisgestaltung: bish
preislicher Anreiz zum Einsatz von Recyclingbaustoffen. 6Q
Q
X

cken geeigneten
3.2.6-6 dargestellt.

ei den recyclingfahi-
offentlich entsorgt wer-

Aufkommenan recyclingfahigemMaterial

Das Gesamtabfallaufkommenund das Aufkommenan zu Substituti
Stoffen in den Landkreisen der Region ist in der nachfolgenden T,
Dabei muB allerdings berucksichtigt werden, daB in den Abfallstatisp
genBauschuttmaterialien nur diejenigen Abfallmengen erschein

den. (g)

S
Tabelle 3.2.6-6 Aufkommen an Bauschutt und StraBenaufbruo&
Baden-Wiurttembergs 1993/94

Stadt- und Landkreisen

Landkreis Kommunales Q
Abfallaufkommen 1994 N
(1000 1) O
Konstanz 147,6 _ \\I
Lorrach 136,7 A
Waldshut 121,1 N
Aufkommen Bauschuttcy ich Hausmull- Deponien anderer
StraBenaufbruch 1% sorgt deponie Kreise, sonstige
(1000 t) 2 o} ufbereitet) Entsorgung
Konstanz 809 "\ 53,1 27,8
Lorrach 2264 O I 216,2 10,1 0,1
Waldshut 1060 4 0,0 6,6 42,7
Aufkommen NI stofflich Hausmull- Bodenaushub-/
BodenaushulE)Q 3 entsorgt deponie Bauschutt-
(1000 t) Ko (aufbereitet) deponie
Konstanz N/ 4 2,0 75,7
Lorrach N \yo 14,5 43,4
Waldshut ‘\G 7,1 1,5 5,7

Quelle: Stat. Landesaﬁ, aden-Wurttemberg in Wort und Zahl 7/95, Baurestmassen - Auf-
kommenu orgung im Vorfeld des neuen Kreislaufwirtschaftsgesetzes und Stat.
Landes . Berichte 23.08.95, Kommunales Abfallaufkommenin den Stadt- und
Landkrej 94

Unter Beruckgightigung der oben genannten Rahmenbedingungen und der erforderlichen

Verhaltensé genkann die Substitution von Kies und Sand bzw. von gebrochenem
Festgestei aufbereitetes Recyclingmaterialetwa eine GroBenordnung von 8 bis 10%
erreichen\.‘b

9
Bau wertungskonzeptionen in den Landkreisen

tandigkeit der Landkreise fallt, ist eine enge Zusammenarbeit und Abstimmung mit den
andkreisererforderlich.
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Im Landkreis Konstanz88 ist ein solches flachendeckendes Konzept seit Mitte 1991 in B@
Eine zu diesem Zweck gegrundete private Betreibergesellschaft, an der der Landkreis% c
ist, stelltdie erforderlichen Einrichtungen an den Standorten Konstanz, SteiB3lingen uhd Sj
ach zur Verfugung. Der Landkreis hat satzungsrechtlich die Annahme von verwer
ralischen Abfallstoffen verboten; auf den Deponien werden nur noch die nicht
Bestandteile angenommen - zu Gebuhren, die etwa dreimal hdher sind als bei d

Im Landkreis Lorrach wird davon ausgegangen, daB3 Baureststoffe am @ ntstehung

sortiert werden. Die aussortierten mineralischenBauschuttbestandteile w privaten Wie-
deraufbereitungsanlagen in Grenzach-Wyhlen, Maulburg und Eimeldinge r Verwertung
zugefuhrt. Der Landkreis nimmtnur die nicht verwertbaren Bestandtei ‘
Dabei stellt die Hohe der zu entrichtenden Gebuhren die Vorsortierung ,
In der Abfallsatzung des Landkreises gibt es die Abfallfraktion Ba ghabfalle (Bauschutt
u.a.) nicht.

Im Landkreis Waldshut sind zwei privatwirtschaftlich betriebenge &3 el- bzw. Aufbereitungs-
anlagen fur Baurestmassen in Bad Sackingen und Walds r
Zwei weitere Anlagen sind genehmigt, aber bisher nicht rea

Deponien besteht nicht; es gibt auch keine AnIieferung@: u den Aufbereitungsanlagen.
Die Gebuhrengestaltung bei den Deponien stellt jedocR g

kommenan Bauschutt im Landkreis mit 125.000 to
offentlich-rechtlichen Entsorgungsschiene des La
(vgl. dazu Abfallwirtschaftskonzept Landkreis W
&
N
9
P
3.2.6.4 Auskiesung von ne'@n Gewerbeflachen
Q

es angedienten Bauschuttmengen
1992).

euen Bauflachen, insbesondere von Gewer-
erden, ob eine Auskiesung der Flache vor der

beflachen, soll gepri
Rodlich ist, um den Rohstoff nicht auf Dauer der

baulichen Nutzung~og
Nutzung zu entzi
S,
Begrundung @'

Insbesondere im Raum ofl sind Kieslagerstatten in groBem Umfang durch Uberbauung
dem Abbau entzogen.@ﬂ eispiel liegt die Stadt Singen mitihren Wohn- und Gewerbege-
bieten weitgehend au uwurdigen Kieslagerstatten. Diese Rohstoffe sind aus heutiger

Es sollte daher

werbe- und In ig

gegebenenfallgzjic
QN

68 Richﬁ@b" ng:

%n eis Konstanz ist ein solches flachendeckendes Konzept seit Mitte 1991 in Betrieb. Eine zu
Zweck gegrundete private Betreibergesellschaft betreibt in eigener Verantwortung die
rlichen Einrichtungen an den Standorten Konstanz, SteiBlingen und Stockach. Diese private
egvertung von Baureststoffen ist durch vertragliche Bindung in das Abfallwirtschaftskonzept des
dkreises Konstanz integriert. Der Landkreis hat in seiner Abfallwirtschaftssatzung die Annahme von
erwertbaren, innerten Stoffen, wie Bauabbruch und StraBenaufbruch, von der Deponierung
ausgeschlossen. Nicht verwertbare Bestandteile werden auf den Deponien angenommen. Die mehr als
zehnmal hodhere Abfallgebuhr sorgt mit ihrer Lenkungswirkung fur eine saubere Trennung und
Verwertung”.

Ausweisung von neuen Siedlungsflachen, insbesondere von Ge-
achen, gepruft werden, ob eine Auskiesung moglich ist. Dadurch kann
nur die Rohstoffversorgung verbessert werden, sondern durch Tieferle-
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gung der Gewerbeflachen unter Umstanden auch zumindest die optische Beeintrachg
des Landschaftsbildes gemildertwerden. Es muB allerdings auch angemerkt werd
insbesondere bei einer nachfolgenden industriellen Nutzung in der Regel Bedenken v,
der Wasserwirtschaft wegen des Grundwasserschutzes zu erwarten sind.

@
Im Landkreis Konstanz sollte insbesondere bei dem GroBprojekt der Erweite@ Alumi-

nium-Werke Singen gepruft werden, ob eine vorherige Auskiesung moglich ist gfdem kon-
nen Flachenim Raum SteiBlingen und stdlich Efringen-Kirchen fur eine soIcheQu esung vor
gewerblich-industriellerNutzungin Fragekommen. Q
Q
X
&
3.2.6.5 Bahntransport Q’Q
\" Die Verlagerung der Rohstofftransporte auf Higf Schiene soll gepruft
werden. Kunftige Abbaubereiche sollen & geén Bahntransport oder
wenn ein BahnanschluB nicht moglich ist{~\au# das Vorhandensein von

leistungsfahigen Ortsumfahrungen aus\b@) hftet werden.

Q

Begrundung N

Q
Die negativen Auswirkungen des Rohstoffabbaus flestierensich nicht nur unmittelbar im
Naturhaushalt des Standortes und seiner naher g0ebung, sondern auch in erheblichem
Ausmalf in den Bereichen, die von den Transpgriengberuhrt werden. Das mit dem Rohstoff-
transport verbundene Verkehrsaufkommerka inzelfall zu kaum ertraglichenZustanden

fuhren. So wird von vielen betroffenen Gemeaidgh der LKW-Transport von Kies nicht mehr
akzeptiert.

Die moglichst weitgehende Verlageru;g% Ohstofftransporte auf die Schiene ist daher eine
grundsatzliche raumordnerischeZiels gf Sie laBt sich insbesondere bei groBen Abbau-
bereichen und entsprechend Iangf@g Materialstromen von der Abbaustelle zu Ver-
brauchsschwerpunkten verwirkliclgg, ir die Verteilung kleiner Mengen in der Flache kommt
Bahntransport nichtin Frage.

Eine Untersuchung in der iz hat ergeben, daB bei rein dkonomischer Be-
trachtungsweise der Bahntr, gl ab einer Entfernung von 35 km gunstiger als der LKW-
Transport sei. Bei ausschli okologischer Betrachtung liege der Bahntransport ab einer

Entfernung von 5 bis 10 k&vo dem LKW.
Dabei muB allerdings dig}28#1 onnen-Begrenzung in der Schweiz beruicksichtigt werden. In der
Bundesrepublik sprechen flie Kosten bis zu einer Entfernung von 60 bis 70 km fur den LKW-
Transport. QO

O
Als Voraussetzur@gngur Bahntransport mussen gegeben sein:

« ausreichend@rgfies Rohstoffvorkommen, das langfristigen Abbau ermoglicht,und entspre-
chendmaglichftlangfristige Genehmigung,

. Verbsa\u gschwerpunkt mit konstanter Nachfrage, d.h. moglichst gleichbleibender Material-
str

S@ enanschluB mit der entsprechenden Infrastruktur an der Be- und Entladestelle,
° sportentfernung mindestens 60-70 km.
A
{ AnfBe- und Entladeort sind die infrastrukturellen Voraussetzungenin Form von GleisanschluB,

figerflachen, Silos, Be- und Entladeeinrichtungenzu schaffen. AuBerdem muB3 das Wagen-
aterial zur Verfugung stehen bzw. beschafft werden.
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Bahntransport ist zusatzlich mit hohem og ANiSA Aufwand verbunden. Die Transporte
mussen sich nahtlos in den Bah
Jahrim voraus fahrpla&@@@ 5 .

3.3 Bereiche zur Sicherung von Wasservorkommen oder von
Rohstoffvorkommen

3.3.1 Bereiche zur Sicherung von Wasservorkommen

Z In der Region Hochrhein-Bodensee werden die nachfolgend aufgefuhr-

ten Bereiche zur Sicherung von Wasservorkommen (Grundwasser-
schonbereiche) ausgewiesen und in der Raumnutzungskarte raumlich
dargestellt:

Bereiche zur Sicherung von Wasservorkommen
(Grundwasserschonbereiche):

* imLandkreis Konstanz
keine Ausweisung von Grundwasserschonbereichen

* inden Landkreisen Waldshut und Lorrach

im Klettgau Klettgaurinne  zwischen Erzingen und
Lauchringers®

im Wutachtal ostwarts Eggingen
zwischen Horheim und Lauchringen

im Hochrheintal sudostlich Lottstetten
ostwarts Gunzgen/Herdern
ostwarts Lienheim
ostwarts Rheinheim

im Alb-Einzugsgebiet zwischen Bernau-Dorf und Bernau-Hof
nordwestlich St. Blasien

im Oberen Wiesental nordostlich Utzenfeld

im Oberrheintal nordlich Bad Bellingen70
bei Efringen-Kirchen

69 Die Klettgaurinne ist ein Uberortlich bedeutendes Wasservorratsgebiet, das bestehende
Wassernutzungen einschlieBt. Sie ist mit dem gesamten Einzugsgebiet als WSG Zone llIb festgesetzt.
Wegen dieser Doppelfunktion wird die Klettgaurinne als Grundwasserschonbereich ausgewiesen, aber in
der Raumnutzungskarte als WSG in der Abgrenzung Zone Il b dargestellt

70 grenziiberschreitend mit Regionalverband Sudl. Oberrhein

125



Regionalplan2000- RegionaleFreiraumstruktur

In den Bereichen zur Sicherung von Wasservorkommen (Grundwasser-
schonbereiche) sind nutzungswurdige Wasservorkommen vorsorglich
fur eine zukuinftige Nutzung zu sichern.

MaBnahmen und Vorhaben, die das Grundwasser qualitativ oder quanti-
tativ nachhaltig beeintrachtigen, sind nicht zulassig. Eine kurzfristige
Nutzung der Wasservorkommen ist nicht vorzusehen. izt

g" ersel

RoNn S\Oﬁ

apidh Obeﬁ\échennahe

Apsaiz auid
Die ordnungsgemaBe land- und forstwirtschaftliche Nutzung ist zulas-
sig.

Bauliche Anlagen der technischen Infrastruktur, die im 6ffentlichen In-
teresse liegen, sind in den Bereichen zur Sicherung von Wasservor-
kommen (Grundwasserschonbereiche) zulassig, wenn sie wegen ihrer
Standortgebundenheit oder wegen fehlender geeigneter Alternativ-
standorte in den Bereichen zur Sicherung von Wasservorkommen
(Grundwasserschonbereiche) errichtet werden mussen. Bei Bau und
Betrieb solcher Anlagen ist der Schutz des Grundwassers durch geeig-
nete Vorkehrungen sicherzustellen.

Begrundung

VorsorglicherSchutz von Wasservorkommen

Nach Plansatz 2.7 Landesentwicklungsplan 1983 ist "der Wasserschatz des Landes als
naturliche Lebensgrundlage zu erhalten, zu mehren, zu schutzen und pfleglich zu behandeln".

Bei wieder steigender Bevolkerungszahl und dem damit verbundenen Trinkwasserbedarf
nimmt auch die Belastung des naturlichen Wasserkreislaufs durch die verschiedenartigen
menschlichen Eingriffe zu. Die Gefahren durch Verschmutzung und Beeintrachtigung der Was-

serqualitat erhdhen sich. Bei der Vielfalt der Wechselwirkungen und Konflikte, die sich aus dem
Nebeneinander von Raumbeanspruchung durch Siedlung, Verkehr und andere menschliche
Aktivitaten einerseits und andererseits durch die Belastung des Wasser- und Naturhaushaltes
ergeben, nehmen der Schutz und die Erhaltung der naturlichenLebensgrundlage Wasser den
Rang eines ubergeordneten Zieles ein.

Die Landesregierung hat daraus die Konsequenzen gezogen und "die bisherigen, traditions-
gemaf mit Schwergewicht auf die reine Nutzung der Gewasser ausgerichteten Zielsetzungen
(des Landesentwicklungsplanes) auf MaBnahmen zum Schutz und zur Erhaltung der Wasser-
vorkommen ausgeweitet bzw. verlagert".

Plansatz 2.7.13 Landesentwicklungsplan fordert daher die Ausweisung von Wasserschutz-
und Wasserschongebieten. Die vorsorgliche Sicherung von zur Trinkwassergewinnung geeig-
neten Grundwasservorkommen in der Regionalplanung ist daher ein wichtiger Beitrag zur Da-
seinsvorsorge, in diesem Fall der Wasserversorgung.

Nach § 8 Abs. 2 LplG i.d.F. v. 8. April 1992 werden daher in den Regionalplanen Bereiche zur
Sicherung von Wasservorkommen ausgewiesen.

In Baden-Wurttemberg ist das Grundwasser aus Tiefbrunnen mit einem Versorgungsanteil

von knapp 54% die Hauptstutze der dffentlichen Wasserversorgung. Quell- und Oberfla-
chenwasser sind mit 21% bzw. 25% nahezu gleichgewichtig an der Versorgung beteiligt.
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Die Wassergewinnung in der Region Hochrhein-Bodensee nach Wasserarten?1 ist in der fol-
genden Tabelle dargestellt. Mit 85% liegt der Anteil des Grund- und Quellwassers in der Re-
gion deutlich Uber dem Landesdurchschnittvon 81%. Dabei werden die Landkreise Lorrach
und Waldshut nahezu ausschlieBlich aus Grund- und Quellwasser versorgt; nur im Landkreis
Konstanz kommt Oberflachenwasser (Bodensee) mit einem Anteil von 37% hinzu.

Tabelle 3.3.1-1 Wassergewinnung 1993

Wasser- davon
menge
insg. Grundwasser Quellwasser Oberflachenwasser

Raum 1000 cbm Menge % Menge % Menge %
Landkreis Konstanz 18.179 8.821 48,5% 2.678 | 14,7 % 6.680 36,7%
Landkreis Lorrach 14.406 11.831 82,1% 2.575 | 17,9% 0 0,0%
Landkreis Waldshut 12.100 5.345 44.2% 6.755 | 55,8% 89 0,7%
RegionHB 44.685 25.997 58,2% 12.008 | 26,9% 6.769 15,1%
Baden-Wurttemberg | 722.661 385.379 53,3% 156.711 | 21,7% 180.571 25,0%

Quelle: Statistische Berichte Baden-Wurttemberg, Offentliche Wasserversorgung in Baden-
Wirttemberg 1993 - Wassergewinnung in den Stadt- und Landkreisen

VorsorglicherSchutz vor gualitativer und quantitativer Beeintrachtigung

Die uberragende Bedeutung des Grundwassers fur die gegenwartige und zukunftige Trink-
wasserversorgung macht es erforderlich, im Interesse des Wohls der Allgemeinheit das
Grundwasser vorsorglich vor Verunreinigungen und sonstigen Beeintrachtigungen zu be-
wahren.

Da die regionalplanerische Ausweisung von Bereichen zur Sicherung von Wasservorkommen
(Grundwasserschonbereiche) Vorsorgecharakterim Hinblick auf die zukunftige Trinkwasser-
versorgung haben soll, widerspricht eine Nutzung des Grundwassers in der Gegenwart in
diesen Bereichen dem angestrebten Ziel. In diesem Sinne ist es auch nicht mit dem vorsorgli-
chen Schutz des Grundwassers vereinbar, die Bereiche zur Sicherung von Wasservorkom-
men in Wasserschutzgebiete zu uberfuhren, deren Festsetzung direkt mit Wasserentnahme-
stellen verbunden ist.

Da eine Sanierung des Grundwassers, wenn es durch anthropogene Einflusse beeintrachtigt
oder unbrauchbar geworden ist, in vielen Fallen nicht oder nur mit sehr hohem Aufwand mog-
lich ist, mussen im Sinne der Daseinsvorsorge bisher nicht genutzte, unbelastete Wasservor-
kommenvor konkurrierendenNutzungen, MaBBnahmen und Vorhaben geschutzt werden, von
denen eine potentielle Gefahrdung des Grundwasservorkommens ausgeht Mit dem vorsorgli-
chen Schutz solcher Grundwasservorkommen fur eine zukunftige Trinkwasserversorgung ist
es daher in der Regel nicht vereinbar, unbelastetes Grundwasser zu entnehmen, um es mit
verunreinigten Wasservorkommen zu vermischen und diese dadurch wieder zu Trinkwasser-
zwecken verwendbar zu machen.

71 Definition der Wasserarten nach: Statistisches Landesamt, Statistik von Baden-Wurttemberg, Band
433, Wasserversorgung 1987
Grundwasser - Wasser, das Hohlraume der Erdrinde zusammenhangend ausfullt und keinen naturlichen
Austritt besitzt; Gewinnung durch Tiefbrunnen
Quellwasser - drilich begrenzter, naturlicher Grundwasseraustritt, auch nach kunstlicher Fassung
Oberflachenwasser - Wasser naturlicher und kunstlicher oberirdischer Gewasser (Flusse, Seen,
Talsperren, Teiche)
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Eine besondere Gefahrdung des Grundwassers geht von bestimmten wassergefahrdenden
Stoffen aus. Darunter fallen zum Beispiel halogenierte Kohlenwasserstoffe, Schwermetalle
und Pflanzenschutzmittel. Die Produktion und der leitungsgebundene Transport solcher was-

sergefahrdender Stoffe sowie die Versickerung schadstoffhaltiger Abwasser sind daher in den
Bereichen zur Sicherung von Wasservorkommen nicht zuzulassen. Anlagen zum Umgang mit
wassergefahrdenden Stoffen mussen je nach Gefahrdungsgrad mit besonderen, Uber das
vorschriftsmaBige MaB hinausgehenden SchutzmaBnahmen bzw. Vorkehrungenausgestattet
werden.

Im allgemeinenbesitzt das Grundwasser einen naturlichen Schutz, wenn ausreichend mach-
tige, qualitativ geeignete Deckschichten mit einer belebten Bodenzone vorhanden sind. Deck-
schichten mit geringer Schutzwirkung kbnnen durch Auftrag geeigneten Materials verbessert
werden. Bei geeigneten Deckschichten konnen Verunreinigungendes Grundwassers durch
biologische und biochemische Prozesse vermindert oder aufgehoben werden. In Schadens-
fallen kbnnen kontaminierte Deckschichten abgetragen und ausgetauscht werden, bevor
Schadstoffe in das Grundwasser eindringen kbnnen.

Neben Wasser und Luft ist der Boden (im bodenkundlichen Sinne, nicht als Gestein gemeint)
eine der wichtigsten naturlichen Lebensgrundlagen fur Menschen, Tiere und Pflanzen. Im Zu-
sammenhang mit der Grundwasserproblematik dient der Boden als Wasserfilter direkt dem
Schutz der Grundwasservorrate. Die Zerstorung des Bodens durch Abtrag, die groBflachige
Versiegelung, aber auch die Verdichtung durch Einsatz schwerer Maschinen haben daher
nachteilige Auswirkungen auf den Schutz des Grundwassers. Insbesondere ist die Neubil-
dung des Grundwassers gestort, wenn Niederschlage aufgrund von Versiegelung schneller
abflieBen und nicht in das Grundwasser einsickernkonnen. Der kommunalenBauleitplanung
kommt daher die wichtige Funktion zu, fur einen schonenden und sparsamen Umgang mit dem
Boden zu sorgen. Die Versiegelung des Bodens durch Uberbauung muf auf das unabdingbar
notwendige MindestmaB reduziert werden.

Rohstoffabbau

Die Grundwasserspeicher sind in der Regel auch die bedeutendsten Kieslager. Daher steht
der Rohstoffabbau, insbesondere der Abbau von Kies und Sand, in einem besonderen.& o
kurrenzverhaltnis zum Schutz des Grundwassers. Wenn auch der Schutz des Grund&&agsers
grundsatzlich vorrangig sein soll, kann dennoch nicht in jedem Fall die Abwagusigsentschei-
dung zwischen Rohstoffabbau und Grundwasserschutz zugunsten des G .w‘:v assers aus-
fallen. Wie in der Vergangenheit wird auch in Zukunft insbesondere Kiesabtaih Gebieten mit
Grundwasservorkommen stattfinden. In Grundwasserschonberelc gp Korinen neue Abbau-
statten nur aufgrund eingehender Untersuchungen erschlosse -} 2\ e Die Erweiterung be-
stehender Abbaustatten ist einer Neuanlage vorzuziehen. B \- Au und Rekultivierung muB3
allerdings in besonderer Weise der Schutz des Grundv@s& gewahrt sein.

In der Region Hochrhein-Bodensee tritt der ZigJk ZW|schen Grundwasser und Rohstoff-
abbau insbesondere im Hegau, im Klettga P‘ eilen des Hochrheintales auf. Die dortigen
groBflachigen Kiesabbauflachen liegen:&tt m der innerhalb ausgewiesener Wasserschutzge-
biete oder in Bereichen zur Slcherqu rWasservorkommen (Grundwasserschonbereiche).

Innerhalb von Wassersch V; en ist in der Region der Rohstoffabbau nur als Trockenab-
bau zugelassen. Dabgly h der Regel die maximale Abbautiefe so festgelegt, daB eine
Uberdeckung von\.g\) aber dem hodchsten je gemessenen Grundwasserspiegel erhalten
bleibt.

6
Nach .‘~‘ ntwurf zur Anhdrung vorliegenden Musterverordnung Wasserschutzgebiete (§
8 Sofstige Nutzungen) ist das "oberirdische Gewinnen von Steinen und Erden in der engeren
zone |l verboten". In der weiteren Schutzzone Il bzw. Il A und Illl B ist das
‘oberirdische Gewinnen von Steinen und Erden verboten, wenn dadurch das Grundwasser
angeschnitten wird oder die Deckschichten wesentlich vermindert werden". Das bedeutet,
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&L

daB NaBabbau verboten ist, Trockenabbau aber unter bestimmten Auflagen zulés@& S€in
kann. N
e\

In den Bereichen zur Sicherung von Wasservorkommen (Grundwsnbereiche) ist
daherin Anlehnung an die Musterverordnung WasserschutzgebieteBotjstoffabbau nur nach
MaBgabe der schutzbedirftigen Bereiche fur Rohstoffabbau (PS&8'2.87 und nur als Trocken-
abbau zulassig. Die Ausweisung dieser schutzbedurftigen efie fur Rohstoffabbau geht
von den bestehenden, regionalbedeutsamen Abbaustaitga'_und deren Erweiterungsmoglich-
keiten aus. Neue Abbaubereiche werden im Regionralptarnicht ausgewiesen und sollen in-
nerhalb der Bereiche zur Sicherung von Wassexvorkommen (Grundwasserschonbereiche)
nicht zugelassen werden. Im Hinblick auf dig,§f6fiering der Grundwasservorkommen kann der
Abbau jedoch nur als Trockenabbau vg gehormmen werden. Wahrend des Abbaus, bei der
Rekultivierung und bei der spatere Netzo g ist der Schutz des Grundwassers durch geeig-
nete MaBnahmen und Vorke ufgenzu wahren. Eine Grundwasserfreilegung (NaBabbau)

kann mit dem Schutzzwec&cj@ reiche zur Sicherung von Wasservorkommen nicht verein-
bar sein.

Im Hinblick auf .‘,, o 0 entlelle Nutzung auch der Kiesvorkommen im Grundwasser durch NaB-
abbau in ds & anft soll bei Trockenabbau darauf geachtet werden, daB durch die Rekulti-
V|erun Iche potentielle Nutzung nicht verhindert wird. Eine Wlederverfullung der bis-
@ég ckenabbaustatten auf das urspriungliche Niveau macht einen spateren NaBabbau
nmogllch

LandwirtschaftlicheNutzung

Die insbesondere in der intensiv betriebenen Landwirtschaft Ubliche Verwendung von Un-
kraut-, Schadlingsbekampfungs- sowie Dungemittelnund die bei der Viehhaltung anfallenden
Gullemengen stellen eine Gefahrenquelle fur das Grundwasser dar, wenn sie in zu hoher
Konzentration ausgebracht und Uber das Oberflachenwasser oder Infiltration in das Grund-
wasser gelangen. Die Problematikist noch dadurch verscharft, daB die Schadstoffe erst um
Jahre verzdgert gegenuber dem Ausbringen auf den Landwirtschaftsflachen in das Grund-
wasser eindringen. Insofern ist vermutlich der Hohepunkt der so bedingten Grundwasserver-
unreinigungennochnichterreicht.

In den Bereichen zur Sicherung von Wasservorkommen sollte daher eine intensive landwirt-
schaftliche Nutzung moglichstvermieden werden. Es sollte gepruft werden, ob bei dem Ein-
satz von Dungemitteln, Pestiziden und Herbiziden auch in den Bereichen zur Sicherung von
Wasservorkommen (Grundwasserschonbereichen) die Bestimmungen fur Wasserschutzge-
biete mit den entsprechenden Ausgleichszahlungen fur die Nutzungsbeschrankungen ange-
wendet werden konnen. (vgl dazu Plansatz 3.2.2).

Bauliche Anlagen der technischen Infrastruktur

Einen weiteren Risikofaktor fur das Grundwasser stellen Verkehrstrassen und Anlagen der
Infrastrukturdar. Durch den Bau von Verkehrstrassen entstehen weitere Schadstoffquellen.
Abgase, Streusalzeintrag oder Verwendung von Herbiziden kbnnen das Grundwasser bela-
sten.

Bauliche Anlagen dertechnischen Infrastruktur (z.B. Verkehrstrassen, Rohrleitungen, Abfallbe-
seitigungsanlagen), deren Bau in der Regel in dffentlichem Interesse liegt, kbnnen wegen ihrer
Standortgebundenheit oder wegen fehlender Standort- bzw. Trassenalternativen in den Be-
reichen zur Sicherung von Wasservorkommen nicht ausgeschlossen werden. Wenn solche
Infrastruktureinrichtungeninden Bereichen zur Sicherung von Wasservorkommen verwirklicht
werden mussen, sind daher Vorkehrungen zu treffen, um den Schutz des Grundwassers, so-
weit es technisch moglich ist, zu gewahrleisten.
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RaumlicheAbgrenzung

Die raumliche Abgrenzung der Bereiche zur Sicherung von Wasservorkommen (Grundwasser-
schonbereiche) richtet sich nach Vorschlagen der zustandigen Fachverwaltung.72

Im Landkreis Konstanz sind groBraumig Wasserschutzgebiete festgesetzt. Daruber hinaus
liegen ausreichende Erkenntnisse Uber die Grundwasserverhaltnisse nicht vor. Daher kbnnen
nach Auskunft der Wasserwirtschaftsverwaltung keine Aussagen zu Uber die Wasserschutz-
gebiete hinausgehenden Grundwasserschonbereichen gemacht werden.

3.3.2 Bereiche zur Sicherung von Rohstoffvorkommen éd/\'
S
Anmerkung: Bereiche zur Sicherung von Rohstoffvorkommen(Sicherungsberei\ kdnnen
in diesem Regionalplan noch nicht ausgewiesen werden s&b
x®
&
Begrundung Q’QS)

Die Ausweisung der Bereiche zur Sicherung von Rohstoffvorkom#desf (Sicherungsbereiche)
stellt die zweite Stufe der Rohstoffsicherungim Rahmen der Regiogalplanung dar. Uber die
schutzbedurftigen Bereiche fur den Abbau mineralischer Rohst ’;i (Abbaubereiche) hinaus,
die den mittelfristigenAbbau fur etwa 15 Jahre sicherstelleg&ol€n, soll die langfristige Roh-
stoffversorgung durch die Sicherungsbereiche regionalplags chge3|chert werden. Auch die
Sicherungsbereiche sollen vom Bedarf her auf einen Zb dum von 15 Jahren ausgerichtet

sein. \Q§\
Mit der Ausweisung von Sicherungsbereichen .e e Zielsetzung verfolgt, die Rohstoffver-
sorgung langfristig sicherzustellen. Daher soIIe h die Ausweisung als Sicherungsbereich

abbauwurdige Rohstoffvorkommen vor ko erenden Nutzungen geschutzt werden, die
einen spateren Abbau unmbglich machefrwdrden. Solche Nutzungen sind zum Beispiel
Wohn- oder Gewerbegebiete, groBe rafi¢hbaumaBnahmen und Infrastruktureinrichtungen,
dieim Normalfall nichtruckgangig zu ‘.--f" sind.

Mitdem Sicherungszweckvertré% gind dagegen die land- und forstwirtschaftliche Nutzung
oder nicht auf Dauer angelegte jChe Anlagen.

Dadie Sicherungsbereichexﬁ icherstellung der zukunftigen Rohstoffversorgung ausgewie-
sen werden, entspricht c zeitiger Abbau nicht dem Sicherungszweck. Ein solcher vorge-
zogener Abbau kanncRuim begrundeten Ausnahmefall zugelassen werden, wenn nach
Durchfuhrungeines FayMmordnungsverfahrens oder nach raum- ordnerischerEinzelfallprufung
sich erwiesen hat3dawegen fehlender Alternativen ein vorgezogener Abbau im Sicherungs-
bereich notwen\d@

Verfahrenz@\ {isweisung von Sicherungsbereichen

%\l
Um » e zur Sicherung von Rohstoffvorkommenfestlegen zu kdnnen, sind Rohstoffkar-
tierungeA eine grundlegende Voraussetzung. Diese werden vom Geologischen Landesamt
erstell’ Fur die Region Hochrhein-Bodensee liegt die sog. Prognostische Rohstoffkarte
(Gedlogisches Landesamt 1993) als Voraussetzung fur die weitere Bearbeitung vor.

72 Die raumliche Abgrenzung der Grundwasserschonbereiche ist bisher nicht mit dem Geologischen
Landesamt abgestimmt. Sie muB3 durch entsprechende hydrogeologische Gutachten belegt werden.
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diejenigen Fla-
nd Funktionen)

Aufgrund der dargelegten Sachverhalte kann zweite Stufe der Rohstoffsicherung jedoch
in diesem Regionalplan noch nicht geleist%t%

ohstoffsicherung” in enger Zusammenarbeit und
egionalverband Bodensee-Oberschwaben aufzu-
ollen die Sicherungsbereiche ausgewiesen und die
Y‘;' stoffabbau Uberarbeitet werden. Mit dem Teilregionalplan
erjder Empfehlung der D-CH-Raumordnungskommission, ein ein-
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4.0 Bereiche fur Trassen und Infrastruktur

4.1 Verkehr

411 Verkehrspolitische Zielsetzungen

G Dem Offentlichen Personennahverkehr ist Vorrang gegenuber dem mo-

torisierten Individualverkehr einzuraumen. Dabei ist die Schiene als
Ruckgrat des 6ffentlichen Personennahverkehrs und des Guterverkehrs
zu starken.

Die Radwegenetze sind weiter auszubauen.

Begrundung

Um den gesamten Verkehrsbedarf sowohl fur die Region als auch im internationalenRahmen
durch die Region zu bewaltigen, muB eine quantitativ und qualitativ genugende Verkehrsinfra-
struktur vorgehalten werden. Welches Verkehrsmittelbenutzt wird, ergab sich bisher aus ge-
samtwirtschaftlichen Nutzungs- und Sicherheitsuberlegungen. Die nachgewiesenen negativen
Umweltaspekte, insbesondere des StraBenverkehrs, fuhren jedoch zur Forderung, daB zu-
kuinftig der OPNV, insbesondere der Schienenverkehr starker gewichtet und von Bund und
Land mit entsprechend mehr Finanzmitteln ausgestattet wird, als der motorisierteIndividualver-
kehr (MIV).

Der Bau gesonderter, verkehrsentlastender, sicherer Radwege ist entsprechend dem Radwe-
gegrundnetz des Landes und der Radwegekonzepte der Landkreise anzustreben.

4111 Region

G Das Verkehrsnetz in der Region ist so zu gestalten, daB der Leistungs-
austausch innerhalb der Region unterstutzt und mit den Regionen am
Oberrhein, im Schwarzwald, am Bodensee und in den benachbarten
schweizerischen und franzosischen Wirtschaftsraumen verstarkt und
verbessert wird. Leistungsfahige Anbindungen an die uberregionalen
und groBraumigen Verkehrsnetze sind herzustellen.

Dabei mussen

Sicherheit und Gesundheit der Bevolkerung gewahrleistet,
die Grundsatze des Natur- und Landschaftsschutzes

sowie des Umweltschutzes beachtet,

der Landschaftsverbrauch in Grenzen gehalten und
Erholungs- und Kurgebiete geschont werden.

Nicht mehr notwendige Verkehrsflachen sind zu rekultivieren.

Die Telekommunikation ist weiter auszubauen.
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\" Es wird vorgeschlagen, Gebuhren fur den Nachrichtenverkehr nicht ent-
fernungsabhangig, sondern nach der Dauer der Netzinanspruchnahmezu
erheben.

Begrundung

Plansatz 4.1.1.1 vertieft die verkehrspolitischen Ansatze des Landesentwicklungsplanes fur
die Region Hochrhein-Bodensee (LEP 3.9.12) und bekraftigt, daB die zukunftige Entwicklung
der Region nur zu einem Teil von den innerregionalen Verflechtungen abhangt. Gerade in einer
europaischen Grenzregion, an einer offenen Grenze zu Frankreichund an einer Grenze zur
Schweiz, die im Verkehrsbereichdurch eine Vielzahl von ordnungspolitischen Hemmnissen
gekennzeichnetist, sind die Beziehungen zu den benachbarten Wirtschaftsraumendurch ei-
nen regen Leistungsaustausch besonders zu verstarken. Dabei sind im Guterverkehr Zusam-
menarbeit und Arbeitsteilung zwischen den Verkehrstragern zu verbessern.

Um den Bedarf zu befriedigen ist eine quantitativ und qualitativ ausreichende Verkehrsinfra-
struktur vorzuhalten. Dazu zahlen

* im grenzuberschreitenden Verkehrdie Hauptlinien Rhein, Rheinseiten- und Rhein-Rhone-
Kanal, die Autobahnen A5, A 81, A 98 und A 861, die Rheintal- und die Gaubahn sowie die
benachbarten internationalen Flughafen Zurich-Kloten und EuroAirport Basel-Mulhouse-
Freiburgund

* im nationalen und regionalen Verkehr die Bodenseefahre Konstanz-Meersburg, die
Schwarzwald-, die Bodenseegurtel- und die Hochrheinbahn, die Anbindung des Oberzen-
trums Konstanz durch die B 33neu und wichtige Querverbindungen im Bereich des Wie-
sen- und des Wutachtales, sowie Schienen- und StraBenquerspangen uber den Rhein.

Der Westen der Region ist Hauptbetroffener der von der europaischen Verkehrspolitik mitge-
tragenen Entscheidungen der Schweiz fur die Alpen-Basis-Tunnel am Gotthard und
Ldtschberg. Diese Transitbelastungen durch Kapazitatsausweitungen und neue Einrichtungen
fur den Schienenguterverkehrwird die Region nur mittragen, wenn dadurch der regional be-
deutsame Schienen-Personen-Nahverkehr fur die Region nicht beeintrachtigt, sondern im
Sinne des Konzepts "Regio-S-Bahn" deutlich verbessert wird.

Als Grundlage der zukunftigen Investitionspolitik des Bundes im Verkehr ist der
"Bundesverkehrswegeplan 92" mit dem "Bedarfsplan fur die BundesfernstraBen" anzusehen.
Das Land stutzt seine Entscheidungen auf den "Generalverkehrsplan 1995 Baden-Wurttem-
berg", wahrend die Landkreise auf den mittelfristigen Investitionsprogrammen fur den Kreis-
straBenbau aufzubauen.

Satz 2 von Plansatz 4.1.1.1 weist dabei auf den haufigsten Zielkonfliktzwischen wirtschaftli-
cher bzw. technischer Entwicklung einerseits und dem Umweltinteresse (Schutz und Ausge-

staltung) andererseits hin. Die starke Raumbeanspruchung fur verschiedene Verkehrseinrich-
tungen erforderteine schonende Nutzung der naturlichen Reserven. StraBen und Schienen-
wege sind inihrer Dimensionierung dem Charakter des durchquerten Freiraumesanzupassen.

Ihre Ausgestaltung ist in landschaftspflegerischen Begleitplanen festzuhalten und im Planfest-
stellungsbeschluB zu verankern. Angesichts des hohen Landschaftsverbrauchs ist der paral-
lele Bau von StraBen fur groBraumigen Verkehr und von StraBen fur regionalen Verkehr zu

vermeiden. Neuplanungen sind im Rahmen von Raumordnungsverfahren Umweltvertraglich-
keitsprufungen zu unterziehen. Eine Begrenzung des Flachenverbrauchs ist auch durch Redu-
zierung regional nicht bedeutsamer StraBen und durch den Ruckbau aufgelassener Verkehrs-
strassen anzustreben.

Die Vielzahl von Schadstoffemissionen verlangt weitere technischen Verbesserungen zur
Vermeidungbzw. Reduzierung der haufigsten Schadstoffe Kohlenmonoxyd, Stickoxyd, Koh-
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lenwasserstoffe, RuB3, Staub und Blei,”3 sowie den Einsatz umweltvertraglicherVerkehrsmit-
tel, insbesondere im Nahverkehr. Sicherheit und Gesundheit der Bevodlkerung sind insbeson-
dere bei Gefahrguttransporten auf StraBe und Schiene zu gewahrleisten.

Deshalb hat die VerkehrserschlieBungder Region in sinnvoller Abstimmung der Forderungen
nach Sicherheit, Wohnen, Wirtschaften, Bildung und Erholung mit groBtmbglicher Schonung der
Natur, der Landschaft und der Umwelt zu erfolgen. Die Ruhezonen der Fremdenverkehrs-und
Kurgebiete der Region sind von Durchgangsverkehr freizuhalten und mussen auBerhalb der
Emissionsbereiche derVerkehrswege und-einrichtungenliegen.

Der Aufbau des integrierten, digitalisierten Fernmeldenetzes (ISDN), sowie Breitband- und
Glasfaserverkabelung tragen dazu bei, die Chancengleichheitin der gesamten Region und
grenzuberschreitendvoranzutreiben.

Die entfernungsabhangigen Tarife der TELEKOM widersprechen der Raumordnungspolitik
des Bundes sowie der Landes- und der Regionalplanung, da Grenzgebiete und landliche
Raume benachteiligt werden. Eine neue Gebuhrenordnung sollte sich an der Dauer der Inan-
spruchnahmederLeitungsnetze orientieren.

41.1.2 Verdichtete Raume

G In verdichteten Raumen der Region sind die Verkehrseinrichtungen
umwelt- und stadtvertraglich dem zu erwartenden internationalen, na-
tionalen und regionalen Verkehrsbedarf unter der Pramisse "soviel ©of-
fentlicher Personennahverkehr wie moglich, soviel motorisierter Indivi-
dualverkehr wie notig" anzupassen.

Dazu sind

» groBraumige und regionale Verkehrsstrome durch den Bau von
Ortsumfahrungen und durch SchlieBung von bestehenden Lucken zu
entflechten, sowie an den Grenzen mit dem auslandischen Verkehrs-
netz sinnvoll zu verknupfen,

* die Einrichtungen des offentlichen Personennahverkehrs und ihre
Abstimmung mit dem Individualverkehr auf der Basis des
"Nahverkehrsprogramms des Landes" und der Nahverkehrsplane der
Landkreise zu verbessern,

* im offentlichen Personennahverkehr Verbund- und Tarifgemein-
schaften zu fordern und die Verwirklichung des vernetzten, grenz-
uberschreitenden Nahverkehrssystems "Regio-S-Bahn" anzustre-
ben,

* ausreichende, siedlungsgerechte Flachen fur den ruhenden Verkehr
am Ubergang vom Individualverkehr zum Schienenverkehr zu
schaffenund

\' die Verknappung und/oder die Verteuerung des Parkraumes im inner-
stadtischen Bereich politisch umzusetzen.

73 Regionale Energie- u. Umweltanalyse fur die Region Hochrhein-Bodensee (Endbericht), (1989) in Region
Aktuell Heft 13, Waldshut-Tiengen
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Begrundung

Fur die beiden verdichteten Raume der Region, den Verdichtungsraumund die Randzone des
VerdichtungsraumesBasel-Lorrach und den VerdichtungsbereichKonstanz, schlagt der Plan-
satz zur Ordnung und Entlastung konkrete MaBnahmen der Verkehrsinfrastrukturpolitikvor:
Das groBraumige, vierstreifige und das Uberregionale StraBennetz zwischen den zentralen
Orten hdherer Stufe und den Siedlungsschwerpunkten und das regional bedeutsame Stra-
Bennetz sind dem wachsenden Bedarf anzupassen, auszubauen und durch Trennung von
groBraumigemund Ziel-/Quellverkehrzu entflechten.

Dabei ist darauf hinzuwirken, dafB trotz weiterer Aus- und Neubauten sowie durch die Tren-
nung von Fern- und Ziel/Quellverkehr, Wald nicht zu stark zu stark in Anspruch genommen
wird und Biotope und Naherholungsraume moglichst nicht zerstort werden.

Besonderes Gewicht ist auf die Erweiterung des offentlichten Nahverkehrsnetzes innerhalb
eines integrierten regionalen Verkehrssystems zwischen den zentralen Orten im Verdich-
tungsraum und den Randzonen zu legen. Dabei ist bei der Verknupfung des Schienennetzes
mit dem StraBennetz auf eine weitgehende Entlastung des innerortlichen StraBennetzes zu
achten.

Die Grundsatze fur die Verbesserung und Ordnung des OPNV enthalt das "Nahver-
kehrsprogramm Baden-Wurttemberg". Das Land hat in der Region die drei Nahverkehrsraume
Konstanz, Lorrach und Waldshut ausgewiesen, die dem Gebiet der drei Landkreise
entsprechen. Die vorliegenden Nahverkehrskonzepte der drei Landkreise sind insbesondere
in den Bereichen Takt, Verbund und Tarif weiter zu verbessern. Die Zusammenarbeit mit dem
Zuricher Verkehrsverbund, der Mittel-Thurgau-Bahn, dem Verkehrsverbund Schaffhausen und
den Basler Verkehrsbetrieben ist weiter zu intensivieren.

Um die Funktionsfahigkeitder Siedlungsschwerpunkte zu erhalten, ist neben einem bedarfs-
gerechten Schienen- und StraBennetz auch ausreichend Raum fur den ruhenden Verkehr
durch Auffang- (am Stadtrand) bzw. Umsteigeparkplatze in Bahnhofsnahe (park and ride) zu
schaffen. Die ubrigen Parkflachen innerhalb der verdichteten Raume sind zu verknappen und
marktgerechtzuverteuern.

41.1.3 Landliche Raume

G Im landlichen Raum der Region ist zur Verbesserung der Lebensver-
haltnisse eine ausreichende VerkehrserschlieBung durch den OPNV und
den motorisierten Individualverkehr zu gewahrleisten.

Dazu sind

\") die Verkehrsverbindungen zwischen den Zentralen Orten, zwischen den
Zentralen Orten und den Orten im Verflechtungsbereich sowie inner-
halb der Entwicklungsachsen zu verbessern und

Vv in den Nahverkehrsplanen der drei Landkreise eine Mindestbedienung
aller Gemeinden mit offentlichen Verkehrsmitteln festzulegen.

\" In geschutzten Hohengebieten des Schwarzwaldes ist der motorisierte
Individualverkehr zu beruhigen.
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Begrundung

85 % der Flache der Region Hochrhein-Bodensee zahlen zum landlichen Raum. Zur verkehrli-
chen ErschlieBung dieses Raumes und zur Verbesserung der regionalen Standortvorausset-
zungen sind verstarkt infrastrukturpolitische Bemuhungen notwendig.

Der Individualverkehr wird im landlichen Raum auch in Zukunft die entscheidende Rolle spie-
len. Lebens- und Arbeitsbedingungen kobnnen -wenn ein ausreichendes regionales Entwick-
lungspotential vorhanden ist- durch die im Plansatz angesprochenen MaBnahmen verbessert
werden. Dazu ist das regional bedeutsame StraBennetz unter Beachtung der durch die Ent-
wicklungsachsen und Zentralen Orte vorgezeichneten Leitlinien auszubauen.

Die ausreichende Bedienung der Gemeinden durch den bffentlichen Personennahverkehr for-
dert die Entwicklung des landlichen Raumes und ist eine der Grundlagen um im Lande gleich-
wertige Lebensbedingungen entstehen zu lassen. Haupttrager des OPNV im landlichen Raum
ist der Omnibusverkehr. In allen drei Nahverkehrsraumender Region sind entsprechend der
Nachfrage die Bedienung zu verbessern und enge Ubergange an den Verknupfungspunkten
zur Schiene herzustellen. Die Bedienung am Tagesrand ist insbesondere bei den Zubringern
zu den Fernverbindungen auszuweiten.

Eine weitere Verbesserung der Nahverkehrsverhaltnisse im landlichen Raum kann vor allem
durch eine Steigerung der Kooperation und Koordinationder Nahverkehrsunternehmen unter-
einander, in Zusammenarbeit mit den Nahverkehrskommissionen,erreichtwerden. Dabei sind
leistungsfahige StraBen, die auch im Winter verkehrssicher befahrbar sind, eine wichtige Vor-
aussetzung.

Auch der grenznahe landliche Raum der Region ist auf die verbesserte Zusammenarbeit mit
den bestehenden Verkehrsverbunden der Nordschweiz angewiesen. Ziel sollte grenzuber-
schreitend ein Verbund, ein Tarif, ein Fahrplan, neues Rollmaterialund die Verbesserung des
Taktverkehrs sein.

Nach dem erfolgreichen Abschlu3 des Modellversuchs "Verkehrsberuhigung Belchen" durch
das Regierungsprasidium Freiburg ist die zeitweilige Sperrung weiterer HbhenzugangsstraBen
in bkologisch sensiblen Erholungsgebieten mit den Gemeinden zu prufen und zu verwirklichen.

4.1.2 StraBenverkehr
4.1.2.1 Kategorisierung des StraBennetzes
Vv Unter den Gesichtspunkten der Raumordnung soll die StraBennetzpla-

nung der Region in Abhangigkeit von der zentralortlichen Gliederung
und vom gegenseitigen Leistungsaustausch und losgelost von der
Klassifizierung nach den verschiedenen Baulasttragern (Bund, Lander,
Landkreise) erfolgen.

N In Ubereinstimmung mit der Kategorisierung im Generalverkehrsplan ‘86
werden folgende StraBen den drei Kategorien zugeordnet:
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Tabelle 4.1.2-1
Kategorie |
Lfd. StraBe |von - bis Funktionen
Nr.
1 A5 Regionsgrenze - Autobahnzoll GroBraumige
Weil am Rhein/Basel Verbindung
2 A 81 Regionsgrenze - AK Singen - GroBraumige
AS Gottmadingen Verbindung
3 A 98 Grenze F/D - Waldshut-Tiengen - GroBraumige
Klettgau/GeiBlingen Verbindung
4 A 98 AK Singen - AS Stockach-Ost GroBraumige
Verbindung
5 A 861 | AD Rheinfelden - Grenze D/CH - GroBraumige
(A 3) Verbindung
6 B 31 AS Stockach-Ost - Regionsgrenze GroBraumige
neu Verbindung
7 B 34 Klettgau/GeiBlingen - Grenze D/CH - | GroBraumige
(Schaffhausen) - A 81 Verbindung
8 B 34 A 81 - Grenze D/CH - (Schaffhausen) | GroBraumige
- (Zirich) Verbindung
9 B 314 |AS Lauchringen - Regionsgrenze GroBraumige
Verbindung
Tabelle 4.1.2-2
Kategorie Il
Lfd. StraBe |von - bis Funktionen
Nr.
1 B 3 Regionsgrenze - Grenze D/CH; Verbindung MZ -
MZ (parallel zu
StraBe der Kate-
gorie 1)
2 B 14 (Tuttlingen) - Regionsgrenze Anbindung MZ an
- Stockach StraBe der Kate-
gorie |
3 B 27 (Schaffhausen) - Grenze CH/D - Verbindung zum
Jestetten - Grenze D/CH - auslandischen
(Zurich) Oberzentrum
4 B 34 Rheinfelden - A 861 - (Basel) Verbindung zum
auslandischen
Oberzentrum
5 B 34 A 81 - Gottmadingen - Singen - Verbindung
B 33neu Abfahrt Weiherhof StraBe der
Kategorie 1 - MZ -
StraBe der
Kategorie I
6 B 34 / |Radolfzell - A 98 - Stockach Verbindung MZ -
L 220/ StraBe der
B 313 Kategorie | - UZ
7 B 313 |A 98 - Stockach - (MeBkirch) - Verbindung MZ zu
B 311 StraBe der
Kategorie |
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noch Tabelle 4.1.2-2

Kategorie I
Lfd. StraBe |von - bis Funktionen
Nr.
8 B 314 |(Blumberg) - Regionsgrenze - Verbindung
Singen MZ-0Z
9 B 315 |(Titisee-Neustadt) - Verbindung
Regionsgrenze - Bonndorf - MZ-MZ
Stuhlingen - Grenze D/CH -
(Schaffhausen)
10 B 317 | Weil-Friedlingen - Lérrach - Verbindung
Todthau - (Titisee-Neustadt) MZ - MZ
11 B 491 |(Tuttlingen) - Regionsgrenze - Anbindung MZ an
Engen StraBe der
Kategorie |
12 B 500 |(Freiburg) - Regionsgrenze - Verbindung
Waldshut-Tiengen 0z - Mz
13 B 518 | Schopfheim - Bad Sackingen - Verbindung
Grenze D/CH - (A 3) MZ - MZ
14 B 532 |Weil am Rhein - A 5 - Grenze D/F - | Verbindung MZ -
(EuroAirport Basel-Mulhouse- internationaler
Freiburg)-(Mulhouse) Flughafen -
auslandisches
Oberzentrum
15 L 139/ | Schopfheim - Tegernau - Verbindung
L 140 | Regionsgrenze - (Mullheim) MZ - MZ
16 L 152/ | Bad Sackingen - Todtmoos - Verbindung
L 151/ | Todtnau - (Freiburg) MZ - Oz
L 149/
L 126
Tabelle 4.1.2-3
Kategorie Il
Lfd. StraBle von - bis Funktionen
Nr.
1 B 31 Regionsgrenze - Engen - |Verbindung UZ - UZ,
Stockach - A 98 parallel zu einer StraBe
der Kategorie |
2 B 33 Regionsgrenze - Engen - |Verbindung UZ - MZ
Singen parallel zu einer StraBe
der Kategorie |
3 B 34 Rheinfelden - Bad Sackin- | Verbindung MZ - MZ
gen - Waldshut-Tiengen - |parallel zu einer StraBe
GeiBBlingen der Kategorie |
4 B 314 Singen - Grenze D/CH - Verbindung MZ - UZ
(fraher T 13 - (Stein am Rhein) parallel zu einer StraBe
L 191) der Kategorie |
5 B 316 Loérrach - Rheinfelden Verbindung MZ - UZ
parallel zu einer StraBe
der Kategorie |
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noch Tabelle 4.1.2-3

Kategorie Il
Lfd. StraBe |von - bis Funktionen
Nr.
6 L 123 Oberes Wiesental - Wie- Verbindung UZ zu
dener Eck - (Bad Krozin- einer StraBe der
gen) - A5 Kategorie
7 L 131 Schonau - Kleines Wie- Verbindung UZ - MZ -
sental - (Mullheim) - A 5 StraBe der Kategorie |
8 L 134 Schliengen - (Neuen- Verbindung KlIZ - KiZ;
burg) Verbindung zu einer
StraBe der Kategorie |
9 L 134 Schliengen - Kandern - Verbindung KlZ - UZ;
A 98 Verbindung zu einer
StraBe der Kategorie |
10 L 135 Steinen - Kandern Verbindung UZ - KiZ
11 L 137 AS Efringen-Kirchen - Verbindung UZ 2zu
Efringen-Kirchen - B 3 einer StraBe der
Kategorie
12 L 139 Tegernau - L 131 Anbindung KiZ
13 L 140 Tegernau - Zell i.W. Verbindung KIZ - KIZ
14 L 146/ |Zell - Todtmoos- Verbindung UZ-UZ
L 150 St. Blasien
15 L 149 B 500 - St. Blasien - Verbindung UZ - UZ
Todtnau
16 L 150/ |St. Blasien - Todtmoos - Verbindung UZ - UZ
L 148 Wehr
17 L 151 Murg - Rickenbach/ Verbindung UZ-KIZ
Hottingen
18 L 151a |Grenze D/CH - Laufen- Verbindung Schweizer
burg - A 98 - Gorwihl Zentralort - UZ - StraBe
der Kategorie | - KlIZ
19 L 153 Herrischried - Gorwihl - Verbindung KlZ - KiIZ
L 154
20 L 154 A 98 - Albbruck - Verbindung einer
St. Blasien StraBe der Kategorie |
mit UZ
21 L 155 Wehr - Rickenbach - Verbindung UZ - KiZ
Gorwihl
22 L 157 Waldshut-Tiengen - Verbindung MZ - KizZ
Uhlingen-Birkendorf -
L 170 -(Schluchsee)
23 L 158 Uhlingen-Birkendorf - Verbindung KlZ -
B 314 StraBe der Kategorie |
24 L 159 SteinatalstraBe Bonndorf - | Verbindung UZ - MZ -
Waldshut-Tiengen - A 98 StraBe der Kategorie |
25 L 160 Waldshut-Tiengen - Verbindung MZ - KiZ
Lauchringen - Kiussaberg
26 L 161 Waldshut-Tiengen - Verbindung MZ - KiZ
Kussaberg -
(Schaffhausen)
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noch Tabelle 4.1.2-3

Kategorie Il
Lfd. StraBe | von - bis Funktionen
Nr.
27 L 161a | T 7 - (Kaiserstuhl) - Verbindung Schweizer
Hohentengen - Klettgau - |Zentralort - KIZ - StraBe
B 34 der Kategorie |
28 L 162 | T 7 - (Zurzach) - Kussa- Verbindung Schweizer
berg - B 34 - A 98 Zentralort - KIZ -
Anbindung an StraBe
der Kategorie |
29 L 163 | Klettgau - Jestetten - Verbindung KlZ - KIZ -
B 27 StraBe der Kategorie Il
30 L 163a | Klettgau - Wutéschingen - | Verbindung KIZ - KIZ -
B 314 StraBe der Kategorie |
31 L 169 | Bonndorf - Stuhlingen Verbindung UZ - KiZ
32 L 170 | (Schluchsee) - Bonndorf - |Verbindung StraBe der
(Lo6ffingen) - B 31 Kategorie Il - UZ - KIZ -
StraBe der Kategorie |
33 L 171 Bonndorf - Verbindung UZ - MZ -
(Donaueschingen) - E 70 StraBe der Kategorie |
34 L 190 Engen - Hilzingen - Verbindung UZ - UZ -
Gottmadingen - Gailingen - |T 13 (parallel zu einer
Grenze D/CH StraBe der Kat. 1)
35 L 192 | HoristraBe: - Radolfzell - Verbindung MZ - KIZ -
Gaienhofen - (Stein a.Rh.) |auslandisches UZ
36 L 194 | Stockach - (Pfullendorf) Verbindung UZ - UZ
37 L 202 (Schaffhausen) - Exklave Netzerganzung zum
Busingen - Gailingen auslandischen MZ
38 L 220 Konstanz - Radolfzell - Verbindung 0Z - MZ
Weiherhofabfahrt parallel zu einer StraBe
der Kategorie Il
39 L 221/ | B 33 neu - Insel Mainau - Verbindung v. einer
L 219/ | Fahre StraBe d. Kategorie Il
L 220 zu einem Kristallisa-
tionspunkt des
Tagestourismus
40 L 223 B 31 - A 98 - SteiBlingen - | Netzerganzung zwi-
B33- B 34 schen Kategorie Il u. |
11 L 224 Engen - Tengen Verbindung UZ - KiZ
42 L 225 Engen - (Immendingen) Verbindung UZ - KiZ

In Abweichung vom Generalverkehrsplan 1986 Baden-Wurttemberg
wird vorgeschlagen, folgende StraBen zuzuordnen:

Tabelle 4.1.2-4

der Kategorie |

Lfd. StraBe |von - bis Funktionen GVP
Nr. '86
1 A 81 AS Gottmadingen - Verbindung OZ - 0Z |-

Grenze D/CH - (Zurich)
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Tabelle 4.1.2-5
der Kategorie Il
Lfd. | StraBe von - bis Funktionen GVP
Nr. '86
1 B 33 neu| Konstanz - AK Singen | Verbindung OZ - MZ |
2 B 33 Konstanz - Fahre - Verbindung MZ - 0OZ |
(Meersburg)
3 B 33 neu| Konstanz - Grenze - Verbindung MZ - 0Z 1
D/CH - (St.Gallen /
Frauenfeld)
4 B 34 Rheinubergang Verbindung MZ - -
Waldshut - (Koblenz) -|auslandisches 0Z
(Zurich)
5 B 34/ Rheinfelden - Schwor-| Verbindung gepl. MZ | -
K 6353 |stadt - Schopfheim - MZ. Mittelfristig ist
ein Entscheid uber
eine leistungsfahige
Verbindung zwischen
den beiden Mittelzen-
tren mit einer Ver-
knupfung zur A 98
und zu der B 317 zu
treffen. _
Tabelle 4.1.2-6
der Kategorie Il
Lfd. | StraBe von - bis Funktionen GVP
Nr. '86
1 L 226 Radolfzell - Verbindung MZ-KIZ -
SteiBlingen
Tabelle 4.1.2-7
keiner der Kategorien | - Il
Lfd. | StraBe von - bis Funktionen GVP
Nr. '86
1 B 31 alt | Stockach- Ruckbau nach Inbe- n
(Uberlingen) triecbnahme B 31 neu
2 B 33/34 | Singen - Radolfzell abgestuft in Landes- Il
straBen- u. Ortsver-
bindungsabschnitte
parallel zu einer
StraBe der Kat. I
3 B 34 Espasingen - keine  zentralortliche ]l
Ludwigshafen Verbindung
4 L 132 Kandern - keine  zentralortliche ]l
(Badenweiler) Verbindung
5 L 136 Steinenbachtal - keine  zentralortliche ]l
Kleines Wiesental Verbindung
6 L 164 Grenze CH/D - keine  zentralortliche n
Klettgau Verbindung
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noch Tabelle 4.1.2-7
keiner der Kategorien | - Il

Lfd. | StraBe von - bis Funktionen GVP
Nr. '86
7 L 165 Grenze CH/D - keine  zentralortliche 1}
Jestetten Verbindung
8 L 165a Grenze CH/D - keine  zentralortliche ]l
Lottstetten Verbindung
9 L 168a Bernau - keine  zentralortliche ]l
(Schluchsee) Verbindung
10 L 188 Beuren a.R. - B 314 - |keine zentralortliche n
Grenze D/CH Verbindung
11 L 189 Aach - Singen keine  zentralortliche n
Verbindung
12 L 193 Ohningen - Moos keine  zentralortliche n
Verbindung
13 L 215 InnerortsstrafBBe keine  zentralortliche 1}
L 157 - B 34 Verbindung
14 L 222 B 34 - L 192 keine  zentralortliche ]l
Verbindung
15 L 440 Eigeltingen - B 14 keine  zentralortliche ]l
Verbindung
16 K 6336 | Schopfheim - A 98 - nicht ausbaufahig ]
Rheinfelden

Begrundung

Damit die Verkehrsplanung nachhaltig zur Durchsetzung der raumordnerischenZielsetzungen
beitragen kann, muB sie als ein Mittel zur Verwirklichung der raumordnerischenund landespla-
nerischen Ziele verstanden werden. StraBenverkehr entsteht u.a. aus den Wechselbezie-
hungen zwischen den Lebensbereichen Wohnen, Arbeiten, Versorgen und Erholung und ori-
entiert sich nicht an Verwaltungsgrenzen.

Bei der Klassifizierung durch das BundesfernstraBengesetz i.d.F. vom 8.8.1990 und das Stra-
Bengesetz von Baden-Wurttemberg i.d.F. vom 13.2.1989 werden die Einteilungskriterienu.a.
an festgelegte Ausbauquerschnitte und an die Verwaltungsraume der die Baulast tragenden
Korperschaften geknupft. Dagegen muB die StraBenverkehrsplanung des Regionalplanes auf
der funktionalen Einteilung der Region aufbauen und vom Versorgungsprinzip (zentralortliche
Gliederung) und vom Verbindungsprinzip (Leistungsaustausch zwischen Gemeinden) ausge-
hen.

Diese Beziehungen sind durch das Netz der Zentralen Orte verschiedener Leistungsstufen,
durch das Netz der Entwicklungsachsen sowie durch die raumlicheVerteilungund Zuordnung
von Gebieten mit unterschiedlichemEntwicklungsstand und unterschiedlichen Entwicklungs-
aufgaben vorgezeichnet.

Der Regionalplan verwendet deshalb zur Kennzeichnung der Verkehrsbedeutung der StraBen
nicht die unbestimmten Rechtsbegriffe der 0.a. Gesetze (z.B. weitraumigerVerkehr, durchge-
hender Verkehr innerhalb des Landes, uberbrtlicherVerkehr zwischen benachbarten Kreisen),
sondern lehnt sich an die von der Forschungsgesellschaftfur das StraBenwesen erarbeiteten
"Richtlinien fur die Anlage von LandstraBen, Teil StraBennetzgestaltung (RAL-N)" und an die
landesweite Umsetzung im Generalverkehrsplan 1986: "Kategorisierung der StraBen des
uberortlichen Verkehrs in Baden-Wurttemberg" an. Diese Kategorisierungist ein Angebot der
Regionalplanung, das zur Beurteilung bei der Aufstellung bzw. Fortschreibung der Ausbau-
plane von Bund, Land und Kreisen mitbertuicksichtigt werden kann.
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Dasraumordnerisch bedeutsame StraBennetz des Regionalplanes wird nach den folgenden
drei StraBenkategorien gegliedert. Den drei Kategorien werden die einzelnen StraBen entspre-
chend den von ihnen Uberwiegend zu erfullenden Funktionen zugeordnet:

Kategoriel:
traBBen fur groBraumigenVerkehr

Verbindung zwischenbenachbarten Verdichtungsraumen; auch grenzuberschreitend,
VerbindungzwischenVerdichtungsraumen undwichtigen Fremdenverkehrsraumen,
Verbindung zwischen Oberzenten und Verdichtungsraumen,

Verbindung zwischen benachbarten Oberzentren.

Kategoriell:
Straigen fur UberregionalenVerkehr

* Verbindung vom Mittelzentrum zum zugehodrigen Oberzentrum,
* Verbindung zwischen benachbarten Mittelzentren,
* Verbindung zwischen Verdichtungsraumen und Schwerpunkten der Wochenenderholung.

Kategorielll:
Straigen fur regionalenVerkehr

Verbindung zwischen benachbarten Mittelzentren (parallel zu StraBen der Kategorie I),
Verbindung von Mittelzentren zu Erholungsgebieten an StraBen hdherer Kateorie,
Verbindung von Unter- und Kleinzentren zum zugehorigen Mittelzentrum,

Verbindung der Unter-und der Kleinzentren untereinander.

Das fur den Verbandsbereich aus regionaler Sicht notwendige StraBennetz der Kategorien| -
lllistmitgenereller Linienfuhrungin der Raumnutzungskarte dargestellt.

Daruber hinaus wird entsprechend der besonderen Grenzsituation der Region den raumordne-
risch bedeutsamen Grenzubergangen und Rheinbriicken ein gesonderter Abschnitt gewidmet
(Plansatz 4.1.2.3).

4.1.2.2 Regional bedeutsame StraBenbaumaBnahmen

G Das regional bedeutsame StraBennetz ist weiterzuentwickeln und in
Teilen zu verbessern. Dabei ist der flachenminimierende, 6kologisch
begrundete Grundsatz "Ausbau vor Neubau" dann anzuwenden, wenn
ein Neubau 6kologisch oder siedlungspolitisch nicht wirksamer ist.

G Tunnellosungen und Verdeckelungen sind zur Vermeidung von Eingriffen
in das Landschaftsbild in die Abwagungsprozesse einzubeziehen.

In geeigneten Fallen sind RuckbaumaBnahmen vorzusehen.

Durch den Neubau der A 98 als europaische West-Ost-Verbindung

(E54) im Suden Baden-Wurttembergs ist die verkehrlich
uberlastete B 34 mit vielen gefahrlichen Ortsdurchfahrten und nur
kurzen freien Strecken mit hoher Dringlichkeit vorerst von Lorrach bis
Lauchringen zu entlasten.

N Im einzelnen ist die Neutrassierung bzw. der Ausbau folgender Stra-
Bennetzabschnitte zu verwirklichen:
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Tabelle 4.1.2-8

Kategorie |
Lfd. StraBe von - bis Bemerkungen FuB-
Nr. note*
1 A5 von der Regions- kein  sechsstreifiger |9
grenze bis zur Grenze | Ausbau; Larmschutz |8
\' D/CH
2 A5 Autobahnzoll Weil am | Erweiterung Vorstau- | 3/7
Rhein - Basel raum; umfassende
Verbesserung der
Abfertigung
3 A 81 AS Gottmadingen - vierstreifiger Neu- 2
Grenze D/CH bau; in den Richtpla-
nen TG und ZH nicht
enthalten. Busingen
lehnt eine Trassie-
rung uber die Gemar-
kung ab.
4 A 98 Grenze F/D - vierstreifiger Neu- 2
AD Weil am Rhein bau (Brucke gemein-
Vv sam mit Frankreich)
auch als Flughafen-
direktanschluB.
Erneute  Uberprufung | 8
nach Verkehrsuber-
gabe d. Basler Nord-
tangente
5 A 98 AS Inzlingen - vierstreifiger Neu- 1
AD Rheinfelden bau
6 A 861 AD Rheinfelden - vierstreifiger Neu- 1
Grenze D/CH bau (Brucke gemein-
sam mit der Schweiz)
7 A 98 AD Rheinfelden - Neubau zweistrei- 1
AS Hauenstein fig; langsgeteilte
Dringlichkeit und
Neubau Streifen 3 2/11
und 4
8 A 98 AS Hauenstein - Neubau vierstreifig 211
AS Tiengen-West
*)FuBnoten:
1: ImBedarfsplan92furdieBundesfernstraBenals"VordringlicherBedarf.
2: ImBedarfsplan92furdieBundesfernstraBenals"WeitererBedarf".
3: ImBedarfsplan92furdieBundesfernstraBennichtenthalten.
4: ImBedarfsplanLandesstraBendesGVP'95"1994bis2012"enthalten.
5: ImBedarfsplanLandesstraBendes GVP'95"Nach2012(WeitererBedarf)"vorgesehen.
6: IndenBedarfsaufstellungenderLandkreiseenthalten.
7: Vorschlag-achverwaltung.
8: Vorschlagegionalverbanddochrhein-Bodensee.
9: ImBedarfsplanfurdieBundesfernstraBenmit"KeinanerkannterBedarf"ausgewiesen.
10: Globaltitel(MaBnahmen unter5Mio. DM Gesamtkosten)
11: DerRegionalverbandhaltvordem Bauder Streifen 3und 4 eine nochmalige Beratungfur erforderlich.
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noch Tabelle 4.1.2-8

Lfd. StraBe von - bis Bemerkungen FuB-
Nr. note*
9 A 98 OU Tiengen im Bur- Neubau zweistreifig;| 1
gerwaldtunnel (im langsgeteilte  Dring-
Bau) lichkeit und Neubau | 2/11
Streifen 3 und 4
10 A 98 AS Tiengen-Ost - Erweiterung um die | 2/11
AS Lauchringen Streifen 3 u. 4;
langsgeteilte
Dringlichkeit
11 A 98 AS Lauchringen - Neubau zweistreifig; | 1
AS GeiBlingen langsgeteilte  Dring-
lichkeit und Neubau | 2/11
Streifen 3 und 4
12 A 98 AS GeiBlingen - B 27 |starke Grundwasser-
Vv gefahrdung; Neubau | 2/11
vierstreifig im Trog |8
13 B 31neu | OU Ludwigshafen - zweistreifig in
Regionsgrenze - Betrieb; Neubau
\'J (OU Sipplingen) Streifen 3 und 4 8
14 B 34 AS Gottmadingen - Ausbau durch 1
Bietingen (im Tieferlegung
Planfeststellungs-
verfahren)
15 B 314 OU  Wutéschingen Ausbau  zweistreifig | 10
16 B 314 Stuhlingen - Grim- Aus- und Neubau 10
melshofen (in Bau) zweistreifig
17 B 314 OU Grimmelshofen Neubau zweistreifig | 1
(Tunnel)
Tabelle 4.1.2-9
Kategorie I
Lfd. StraBe von - bis Bemerkungen FuB-
Nr. note*
1 B 3 kleine OU Schliengen | Neubau 2
zweistreifig
2 B 3 OU Haltingen Verlegung zwei- 2
streifig
3 B 3 Weil am Rhein - Ausbau zweistreifig | 1
Grenze Otterbach Absenkung
4 B 27 OU Jestetten Neubau zweistreifig | 2
5 B 33neu | Allensbach-West - Ausbau vierstreifig 1
Landeplatz mit reduziertem
Querschnitt
6 B 33neu | Landeplatz - Ausbau vierstreifig 1
Schanzlebrucke mit reduziertem
Querschnitt (im Plan-
feststellungsverfah-
ren)

*)FuBnoten:SieheSeite 144
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noch Tabelle 4.1.2-9

Lfd. StraBe von - bis Bemerkungen FuB-
Nr. note*
7 B 33neu | Schanzlebrucke - Ausbau vierstreifig | 1
Grenze D/CH (im Plan- mit reduziertem
feststellungsverfahren) Querschnitt und
ampelgesteuerten
Kreuzungen
8 B 34 OU Grenzach - Wyhlen Neubau 1
- A 861 (im Planfest- zweistreifig
stellungsverfahren)
9 B 34 Rheinubergang Ausbau der beste- | 7/8
Waldshut - (Koblenz) henden Rhein-
\' brucke; VergroBe-
rung der Stau- u.
der Abfertigungs-
flachen
10 B 34 Verlegung Dbei Neubau 1
Espasingen zweistreifig
11 B 313 OU Stockach Neubau 2
zweistreifig
12 B 313 Stockach - Espasingen | Neubau 2
(B 31alt - B 34) zweistreifig
13 B 314 Singen - Rielasingen - Neubau 1
Grenze D/CH zweistreifig
OU Rielasingen
14 B 315 Bonndorf - (Ro6tenbach) | Neubau uber die 2
Wutachschlucht
Vv zweistreifig; kein
Neubau aus 8
okologischen
Grinden
15 B 315 Teilumgehung Weizen Neu-/Ausbau 10
(planfestgestelit) zweistreifig
16 B 317 OU Schoénau Neubau zweistrei- |2
Vv fig; Hoherstufung |8
vordringlich
17 B 317 OU Atzenbach Neubau zweistrei- |2
fig
18 B 317 Kleine OU Zell i.W. Neubau zweistrei- |1
fig (in Bau)
19 B 317 Zell i.W. - Hausen - Ausbau streistrei- |2
Fahrnau fig
20 B 317 Lérrach - Steinen Neubau zweistrei- |1
fig (in Bau)
21 B 317 Steinen - Neuanbin- Ausbau zweistrei- | 7/8
dung K 6335 fig
22 B 317 Zollfreie StraBe Neubau zweistreifig | 1
Lorrach - Weil a.Rh. (in Bau)
23 B 317 Weil a.Rh. - Friedlingen | Durchstich unter 2
Bahn zweistreifig

*)FuBnoten:SieheSeite 144
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noch Tabelle 4.1.2-9

Lfd. StraBe |von - bis Bemerkungen FuB-
Nr. note*
24 B 500 |OU Hausern Tieflage  zweistreifig | 2
25 B 518 |OU Wehr Neubau zweistreifig | 1
(in Bau)
26 L 139 |Bei Enkenstein und bei| Verlegung 4
Wieslet
27 L 139 |OU Langenau Umfahrung zwei- 4
streifig
28 L 140 |Wies - Regionsgrenze |Ausbau zweistreifig | 4
29 L 149 |Prag - Geschwend Ausbau zweistreifig | 4
(in Bau)
30 L 151 |OD Prag Ortsdurchfahrt mit 4
AuBenstrecken
31 L 151 | Todtmoos-Weg - Ausbau 4
Hintertodtmoos
32 L 152 |OU Rickenbach Neubau zweistreifig | 4
Tabelle 4.1.2-10
Kategorie I
Lfd. | StraBe |von - bis Bemerkungen FuB-
Nr. note*
1 B 34 WT-Waldshut - Ausbau vierstreifig 2
WT-Tiengen
2 L 131 OU Wembach Ausbau zweistreifig | 4
3 L 131 Neuenweg - Regions- |Ausbau zweistreifig | 4
grenze
4 L 134/ |OU Rummingen Neubau zweistreifig | 5
L 141
5 L 134 Binzen - Kandern - einfacher Ausbau 4
Liel OU Wittlingen wu. 8
Rummingen
6 L 135/ |OU Steinen (Ostum- Ausbau zweistreifig | 4
L 138 | fahrung)
7 L 135 |Kandern - Steinen einfacher Ausbau 5
8 L 135 |OU Schlachtenhaus Neubau 5
9 L 137 |OU Efringen-Kirchen Neubau zweistreifig | 8
im Suden des Haupt-
ortes
10 L 140 |Adelsberg - Zell einfacher Ausbau 4
zweistreifig
11 L 140 |Gresgen - Tegernau einfacher Ausbau 4
12 L 151a |Verlegung bei Laufen- | Neubau zweistreifig | 4
burg mit Rheinuber-
gang nach Laufenburg
(AG)
13 L 151a |Verlegung bei Laufen- | Verlegung 4
burg B 34 - Grunholz

*)JFuBnoten:SieheSeite 144

147




Regionalplan 2000 - Bereiche fur Trassen und Infrastruktur

noch Tabelle 4.1.2-10

Lfd. | StraBe |von - bis Bemerkungen FuB-
Nr. note*
14 L 151a |Hochsal - Oberwihl Ausbau  zweistreifig | 4
15 L 154 |Albtal Schluchtstrecke | Ausbau zweistreifig | 4
\'J von K 6563 - K 6590 kein Ausbau 7/8
16 L 155 | Rickenbach - Hottin- Verlegung 4
gen
17 L 157 |OD Uhlingen mit L 158 | Ausbau zweistreifig | 4
18 L 157 |Uhlingen - Birkendorf einfacher Ausbau 4
19 L 158 Uhlingen, Eggingen 2  Ausbauabschnitte | 4
20 L 160 |Kadelburg - Lauchrin- | Ausbau zweistreifig | 4
gen
21 L 161 OU Kadelburg Neubau zweistreifig | 5
22 L 161a |Stetten - GrieBen 2 einfache Ausbau- |4
ten zweistreifig
23 L 162 Rheinheim - Bechters- | Ausbau zweistreifig | 4
bohl
24 L 163 L 165 - Baltersweil Ausbau  zweistreifig | 4
25 L 169 |Stuhlingen - Wellen- Ausbau zweistreifig | 4
dingen
26 L 171 Ewattingen - Regions- | Ausbau 4
grenze
27 L 190 |Randegg - B 34 Ausbau 4
28 L 191 OU Rielasingen Teilortsumgehung 4
29 L 192 |OU Gaienhofen Ausbau  zweistreifig | 4
30 L 194 Mahlspuren i.T.- Ausbau zweistreifig | 4
Regionsgrenze
32 L 194 |Stockach - Winter- einfacher Ausbau 4
spuren
33 L 221/ |B 33 neu - Insel Neubau zweistreifig | 4
L 220/ |Mainau - Fahre Westtangente  zwi- 4
L 219 schen B 33 und
L 220 sowie Nordum-| 4
fahrung Wollma-
tingen

*)FuBnoten:SieheSeite 144

Begrundung

Die Tabellen 4.1.2-8 bis 4.1.2-10 geben die im Bedarfsplan fur die BundesfernstraBen, im
Generalverkehrsplan des Landes und in den "Mittelfristigen Investitionsprogrammen Kreis-
straBen" der Landkreise vorgesehenen MaBnahmen wieder. Als eigene Vorschlage des Re-
gionalverbandes oder von Fachverwaltungen sind MaBnahmen kenntlich gemacht, die aus

regionaler Sicht zusatzlich verwirklicht werden sollten.

Diese Tabellen beruhen auf der Vorstellung, daB das regional bedeutsame StraBennetz dann
ausgebaut werden muB, wenn die heutige StraBensituation nicht oder ungentigend den regio-
nalpolitischen Grundforderungengenugt, zentrale Orte zu verbinden, die Versorgung der Be-

volkerung und der Wirtschaft sicherzustellen und Verkehrsengpasse zu beseitigen.
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Von der politischen Forderung "Ausbau vor Neubau" muBB dann abgewichen werden, wenn im
jeweiligen Raumordnungsverfahren und im Planfeststellungsverfahren der Nachweis gefuhrt
ist, daB ein Neubau 6kologisch und siedlungspolitisch wirksamer ist, als ein Ausbau.

Mit besonderem regionalpolitischen Nachdruck setzt sich der Regionalverband ein fur

die Hochrheinautobahn A 98 als LuckenschluB3 zwischen A 5 und A 81 im Suden Baden-
Wiurttembergs. Bedarf, gestufter Ausbau und langsgeteilte Dringlichkeit wurden
letztinstanzlich durch das Bundesverwaltungsgericht Berlin, Urteil vom 24.11.89 AZ:
BVerwG 4C41.88 bestatigt. Der konsequente Weiterbau der A 98 ist auch Bestandteil der
Koalitionsvereinbarungen von 1996. Die StraBenbauverwaltung, die Trager offentlicher
Belange und die Gemeinden werden aufgefordert, die Chancen der Einstufung der A 98 im
"Vordringlichen Bedarf" zu nutzen, um einen zugigen Trassenentscheid zu treffen und
dadurch das Planfeststellungsverfahren zu beschleunigen. "Fur die Abnahme des Verkehrs
von der A 98 ostwarts von GeiBlingen sollten die Bundesrepubik Deutschland und die
Schweizerische Eidgenossenschaft - unabhangig von der Bewertung dieser MaBnahme in
der nachrangigen Dringlichkeitsstufe "Weiterer Bedarf" - einen generellen Entscheid Uber die
Linienfuhrung treffen. Langfristig wird eine Ldsung angestrebt, die in gegenseitigem
Einvernehmen eine leistungsfahige Abnahme der auf deutscher Seite vorgesehenen A 98
in Richtung Ost vorsieht."74

Die B 34, die heute den gesamten West-Ost-Verkehr im Suden der Bundesrepublik bewal-
tigen muB, zerschneidet ganze Siedlungsbereiche. Diese StraBe hat seit Jahren zahlreiche
Unfallschwerpunkte.

die baldige leistungsgerechte Fortfuhrung der A 98 ab Regionsgrenze nach Osten mit Ent-
lastungsfunktion fur die Bodensee-Uferorte. Mittelfristiglegt der Regionalverband Wert auf
eine leistungsfahige, vierstreifige Querspange zwischen der A 81 und der A 96 im Sinne
der Studie ,Verkehrsuntersuchung West-Ost-Verbindung - Vorstudie 1992“ der vier
Regionalverbande im Suden Baden-Wurttembergs.

die Weiterfuhrung der A 81 nach Suden, Richtung Busingen-Kt. Zurich, als groBraumige
StraBenverkehrslosung fur den Osten der Region, wenn es sich erweist, daB die zweistrei-
fige A 4 durch Schaffhausen den wachsenden Verkehr nicht mehr bewaltigen kann,

die Fertigstellungder vierstreifigen B 33 neu zum Oberzentrum Konstanz ab Allensbach-
West bis Konstanz-Grenze D/CH und einer siedlungs-, landschafts- und verkehrsgerech-
ten Verknupfung mit der A 7 auf Thurgauer Gebiet,

die landschaftsvertragliche, mit dem Kanton Aargau abgestimmte, Autobahnquerspange
A 861 zwischen A 98 und A 3 und

die restlichen zweistreifigen Ortsumfahrungen (Wutdschingen, Weizen und Grimmelshofen)
im Zuge der B 314 als Zubringer des mittleren Hochrheingebietes zur A 81.

Da alle StraBenbaumaBnahmen bau-, betriebs- und anlagebedingte Eingriffe in den Land-
schafts- und Naturhaushalt verursachen, sind die Grundsatze und Ziele zur regionalen Frei-
raumstruktur (Kapitel 3) zu beachten.

74

Verkehrsempfehlung 1994 der Deutsch-schweizerischen Raumordnungskommission, Abschnitt 4.2.2,
St. Gallen 1994
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4.1.2.3

\'}

Grenzubergange

und Rheinbrucken

Fur den alpenquerenden Nord-Sud-Transitverkehr sind in der Region im
Zuge von StraBen des groBraumigen Verkehrs die vorhandenen Grenz-
ubergange dem wachsenden Verkehrsbedarf anzupassen.

Im zusammenwachsenden Europa sind fur den grenzuberschreitenden
Verkehr im Zuge Uberregional und regional bedeutsamer StraBen be-
stehende Grenzubergange auf den Bedarf auszurichten und neue Grenz-
ubergange etappenweise einzurichten.

Gemeinschaftszollanlagen sind anzustreben.

Begrundung

Baden-Wiurttemberg ist wichtigster Handelspartner der Schweiz nordlich des Hochrheines. Der
groBere Teil der Waren verlaBt und erreichtdie Schweiz auf LKW's. Noch immersind grenz-
uberschreitende Waren in Europa auf ihnremWeg von der Produktion zum Besteller 20 % der
StraBentransportzeit durch Grenzabfertigungen gebunden.

Die Zollkontrollen zwischen Konstanz und Weil am Rhein bleiben bestehen. Von den organi-
satorischen Anderungen beim Zoll innerhalb der EU - zwischen Deutschland und Frankreich-
sind der bestehende regional bedeutsame Ubergang an der A 532 Weil am Rhein-Huningue
und die geplante groBraumige Autobahnquerspange A 98 bei Markt betroffen. Die sinnvolle
Umnutzung der Gebaude (z.B. INFOBEST) in Huningue sollte beispielhaft weiterverfolgt
werden.

Tabelle 4.1.2-11 Grenzuibergange im Zuge des groBraumigen Verkehrs

Lfd. | Grenzubergang und Bemerkungen Aussagen im Bedarfsplan ‘92
Nr. | StraBennummer bzw. GVP 94-Entw.
1 Weil am Rhein - Basel; Stauprobleme; UberflieBen in die --
A5/A2 Stadt Weil am Rhein
2 Autobahnquerspange abgestimmte Planung mit F und nachrangige Dringlichkeit "Weiterer
Markt - A 98 Region Alsace Bedarf" bis Grenze im Bedarfsplan
Vorschlag RV: Erneute Uberprufung | 92.
wenn die Auswirkungen der Basler
Nordtangente erkennbar werden.
3 Rheinfelden (Baden) - in Bau Uberhang aus Bedarfsplan 92;
Rheinfelden (AG); A 861 Kant. Einstufung: Uberregional
4 Erzingen - Trasadingen innerorts; Gemeinschaftszollanlage | --
(SH); B34
5 Gottmadingen - neue u. leistungsf. Gemein- --
Thayngen (SH); B 34 schaftszollanlage
6 Singen - Zurich; A 81/ weitere Abstimmung mit den Kin. nachrangige Dringlichkeit "Weiterer

A4b

SH, TG u. ZH sowie der
Eidgenossenschaft

Bedarf" bis Grenze im Bedarfsplan
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Tabelle 4.1.2-12 Grenzubergange im Zuge des Uberregionalen und regionalen StraBenverkehrs

Lfd. | Grenzubergang und

Nr. StraBennummer

Bemerkungen

Aussagen im Bedarfsplan 92
bzw. GVP 94-Entw.

1 B 3 Weil am Rhein- Basel

parallel z. A 5; Umleitungsstrecke
mit Gemeinschaftszoll

2 B 532 Weil am Rhein -
EuroAirport (Seit 1.1.1993
Binnenmarkt)

sudl. Ubergang nach Frankreich;
neu;

3 B 317 Lorrach-Riehen/
Basel

Uberlastete innerstadt. Gemein-
schaftszollanlage; Entlastung
durch Zollfreie StraBe Lorrach-
Weil a.Rh.

Zollfreie StraBe in Bau

4 B 34 Grenzach-Wyhlen -
Basel

Gemeinschaftszoll. Basel winscht
Verlegung der Grenzacher StraB3e.
Bisher keine Koordination

5 B 518 Bad Sackingen -
Stein/AG - (Zurich)

neu; leistungsfahiger Gemein-
schaftszoll

6 L 151a Laufenburg/Bd. -
Laufenburg/ AG.

OU der beiden Stadte Laufenburg
mit Gemeinschaftszoll

GVP 95: Vordringlicher Bedarf;
Planfeststellungsverfahren in
Vorbereitung; Baubeginn 1998;
Inbetriebnahme 2000

7 B 34 Waldshut - Koblenz

beengt im Stauraum und Abferti-
gung bei getrennten Zollanlagen.
Variantenplanung liegt vor.
Vorschlag d. Baudirektion d. Kt.
AG. u.d.
Regionalverbandes:Verdop-pelung
d. Bruckenauflage als Stau- u.
Abfertigungsraum

Globaltitel

8 L 162 Rheinheim-
Zurzach/AG.

Kein Gemeinschaftszoll;

9 B 27 Lottstetten - Rafz/ZH

ausgebauter Gemeinschaftszoll

10 B 314 Singen - Hemmis-
hofen/TG

ausgebaut; kein Gemeinschaftszoll

neue Zufahrt zum bestehenden Zoll
Uber B 314neu

11 B33neu-A7
Konstanz - Kreuzlingen/TG

bestehende innerstadt. Ubergange
uberlastet; Neubau in Planung

Laufende MaBnahme; Gemein-
schaftszollanlage auf Schweizer
Gebietim Rahmen des A 7-Neu-
baus. Baubeginn 1997; Fertigstel-
lung 2000

Eine Reihe von vorhandenen Grenzubergangen zwischen Deutschland und der Schweiz
kbnnen die Verkehrsbedurfnisse zwischen der Region und dem benachbarten Kantonen auf
die Dauer nicht ausreichend befriedigen. Enge, mittelalterlicheStadtanlagen zu beiden Seiten
des Hochrheins, Brucken, die den heutigen Verkehrsverhaltnissen nicht mehr gewachsen sind
oder ordnungspolitische Vorgaben der Schweiz behindern den VerkehrsfluB zwischen den
Ufern. Die beengten Grenzubergange innerhalb der Stadte Lorrach (B 317), Weil am Rhein
(B3 und B 317), Rheinfelden, Grenzach-Wyhlen (B 34), Laufenburg (L 151a), Waldshut
(B34) und Konstanz-Kreuzlingen sind durch leistungsfahige, jedoch der jeweiligen
stadtebaulichen Situation bzw. der Landschaftsvertraglichkeit angepaBte Grenzubergange,
oder im Falle der B 317, durch die Zollfreie StraBe zu ersetzen.

Soweit die topographischen Verhaltnisse dies zulassen, sind grundsatzlich Gemeinschafts-
zollanlagenzuerrichten.

Zur Verdeutlichungder Gesamtverkehrssituation im deutsch-schweizerischen Grenzraum be-

nodtigt das Hochrheingebiet ein mit dem Bundesverkehrswegeplan, dem Generalverkehrsplan
Baden-Wurttemberg und mit der "Gesamtverkehrskonzeption Schweiz" abgestimmtes Ver-
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kehrsgutachten Uber die "Verkehrssituation und -prognose nordlich und sudlich des Hoch-
rheins“ und daraus folgend eine Studie "Bruckenstandorte am Hochrhein". Das Land Baden-
Wairttemberg hat diese Themen in einem Antrag in die Deutsch-schweizerische Raumord-
nungskommissioneingebracht.

413

4.1.3.1

152

Schienenverkehr

Das Schienennetz in der Region

Das in der Region vorhandene Schienennetz der Deutschen Bahn AG
und der Schweizerischen Bundesbahnen ist dahingehend weiterzuent-
wickeln, daB genugend Kapazitaten vorgehalten bzw. geschaffen wer-
den, um die im internationalen und nationalen Nord-Sud- als auch im
uberregionalen West-Ost-Verkehr zu erwartenden Verkehrsnachfragen
zu bewaltigen. Dazu sind

die Rheintalbahn zwischen Karlsruhe und Basel als Alpenzulaufstrecke
in ihrer Kapazitat fur Fern- und Nahverkehr durchgehend viergleisig aus-
zubauen und durch computergesteuerte Erhohung der Leistungsfahig-
keit zu erweitern;

die Gaubahn in Abstimmung mit der Schweiz so auszubauen, daB sie als
weitere leistungsfahige Zufahrt zur neuen Eisenbahn-Alpen-Transver-
sale dienen und damit zur Entlastung der Rheintallinie beitragen kann;

der "seehas" weiter grenzuberschreitend zu verbessern und auszu-
bauen;

in einem weiteren Elektrifizierungsabkommen zwischen Baden-Wiurt-
temberg und der Deutschen Bahn AG die Voraussetzungen fur die Elek-
trifizierung der Hochrheinstrecke und der eingleisigen Bodenseegur-
telbahn zu schaffen. AuBerdem sind auf der Bodenseegurtelbahn Dop-
pelspurinseln zu erhalten bzw. neu einzurichten. Auf der Hochrhein-
strecke ist der Halt des RegionalExpreB im Unterzentrum Laufenburg
(Baden)-Ost auch auBerhalb der Tagesrandlage wieder einzurichten und
die Offnung neuer Haltepunkte im Sinne des Regio-S-Bahn-Konzeptes

anzustreben;

die Strecke Waldshut-Koblenz (Aargau) als Verbindung zwischen den
Schienenstrecken beidseits des Rheines, als 0stliche Querspange des
Regio-S-Bahn-Systems und als Zubringer zum Zurcher Verkehrsverbund
fur den Personenverkehr zu ertuchtigen;

die Beseitigung oder Ausschaltung hohengleicher Ubergange zwischen
Eisenbahnen und regional bedeutsamen StraBen sowie in den verdich-
teten Raumen vordringlich mit Kostenteilung nach Eisenbahnkreu-
zungsgesetz zu losen;

die im Personenverkehr stillgelegten Strecken

. Wutachtalbahn Stuhlingen-Lauchringen

. Singen-Etzwilen (Thurgau)

. Radolfzell-Stockach-Hindelwangen und
. Haltingen-Binzen - (mit Option Kandern)
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in Abstimmung zwischen den jeweiligen Nahverkehrskommissionen,den
direkt beruhrten Gemeinden und den Bahnen fur den Personenverkehr
zu reaktivieren.

Begrundung
Die Deutsche Bahn AG betreibt in der Region Hochrhein-Bodensee ein Streckennetz von rd.

300 km Lange. Es wird erganzt durch weitere rd. 15 km, die von den Schweizerischen Bun-
desbahnen betreut werden. Dieses Schienennetz, das das Ruckgrat des OPNV in der Region

darstellt, IaBt sich nach seinen Funktionen wie folgt beschreiben:

Tabelle 4.1.3-13 Funktionales Bahnnetz

Lfd.
Nr.

Strecke

Funktionen

1

(Karlsruhe)-(Freiburg)-Basel BadBf-(CH)-(I)

groBraumige Fernverbindung zwischen Verdichtungsrau-
men, Hauptabfuhrstrecke Nord-Sud, europaische Hoch-
geschwindigkeitsstrecke; Gutertransit; Autoreisezug

(Stuttgart)-Singen-(Schaffhausen)-
(Zurich)

groBraumige Fernverbindung zwischen Verdichtungsrau-
men, Erganzungs- bzw. Entlastungsstrecke zu Ifd. Nr. 1
im Gutertransit

(StraBburg)/(Offenburg)-Engen-Singen-
Konstanz

groBraumige Fernverbindung zwischen Verdichtungsrau-
men und Urlaubsregionen und zwischen Oberzentren

Basel BadBf-Schaffhausen-Singen-
(Lindau)-(Minchen)

Uberregionale Fernverbindung zwischen Oberzentren und
zwischen Verdichtungsraumen und Urlaubsregionen,
Verbindung MZ-OZ in der Entwicklungsachse

Basel BadBf-Lorrach-Schopfheim-Zell i.W.

Verbindung MZ-OZ; Anbindung an Verdichtungsraum
(Pendler) und an groBraumige Fernverbindungen, Frem-
denverkehr, ErschlieBung attraktiver Nah- und Wochen-
enderholungsraume

Weil am Rhein-Lorrach

Verbindung im gemeinsamen Mittelzentrum; Verbindung
innerhalb des Verdichtungsraumes

Waldshut-(Koblenz)-(Zurzach)/(Baden)

Verbindung zwischen Mittelzentrum und auslandischem
Mittelzentrum, Anbindung an groBraumige Schweizer
Fernverbindungen, Grenzgangerverkehr, Fremdenverkehr
(Kur)

Singen-Rielasingen-(Mailand)

groBraumige Guterfernverbindungim Zuge der "Rollenden
LandstraBe"; ein Stillegungsantrag der SBB liegt vor.

Stahringen-(Mengen)

Verbindung u.a. fur Ganzzuge zum Kiestransport ab
Gewinnort in Verbrauchsschwerpunkte;

Vorschlag RV: Reaktivierung fur den OPNV Hindel-
wangen-Stockach-Radolfzell

10

Weizen-(Blumberg)

Museumsbahn im Fremdenverkehrsgebiet;
Vorschlag RV: Erweiterung bis Stihlingen

11

Haltingen-Kandern

Museumsbahn aus dem Verdichtungsraum ins Fremden-
verkehrsgebiet;

Vorschlag RV: Reaktivierung fur den OPNV Haltingen-
Binzen (mit Option Kandern)

Zu den AusbaumaBnahmen in Plansatz und Begrundung bedarf es

* einer konkreten Bestellung der hierfur verantwortlichen Geschaftsbereiche der Deutschen
Bahn AG oder

* konkreter Erkenntnisse, daB die zu schaffende Infrastruktur vermarktbar sein wird.

Insofern sind vom Netz auch MaBnahmen auf der Basis von Vereinbarungen mit Dritten denk-

bar.
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Aussagen und Entscheidungen uber Grundsatzfragen der Netzgestaltung werden von der
Konzernleitung der DB AG getroffen.

Wichtigste Schienenstrecke der Region im Personen-und im Guterverkehr ist die zweigleisige,
elektrifizierteRheintalbahn (Kursbuchstrecke KBS 702). Sie ist Bestandteil des Streckennet-
zes des UIC-Leitplanes und Zulaufstrecke zur Neuen Alpentransversalen NEAT der Schweiz.
Der Regionalverband hat sich mehrfach einstimmig-zuletzt im Raumordnungsverfahren tber
den sudlichen Streckenabschnitt der Neubaustrecke Karlsruhe-Basel- fur eine hdhere Lei-
stungsfahigkeit durch Linienverbesserungen (Katzenbergtunnel), fur das 3. und 4. Gleis von
der nordlichen Regionsgrenze bis in den BadBf Basel und fur eine Minimierungder Belastun-
gendurch Larm und Erschitterungen bei der Verkehrssteigerung sowohlin den Gemeinden als
auchimFreiraumeingesetzt.

Ein vertakteter Schienenpersonennahverkehr auf der Rheintalstrecke im Sinne des Konzeptes
"Regio-S-Bahn" wird erst nach Inbetriebnahme des 3. und 4. Gleises moglichwerden. Mit der
Durchbindung an den Bahnhof Basel SBB und in den Raum Prattelnist der grenzuberschrei-
tende Ansatz des Systems Regio-S-Bahn zu verwirklichen.

Zur Uberwindung schwerwiegender aktueller Engpasse in der Belastung der Rheintalstrecke
und ihrer Bahnhofe und damit zur Erhbhung ihrer Leistungsfahigkeiten durch technische und mit
Investitionen verbundene Verbesserungen tragt der Regionalverband die Aktivierung der Lei-
stungsreserven dieser Strecke durch CIR-ELKE (computer-integrated-railroading=rhohung
der Leistungsfahigkeitim Kernnetz) mit. CIR-ELKE soll 1997 zwischen Offenburg und Basel

in Betrieb gehen, den viergleisigen Ausbau aber keineswegs uberflussig machen. Der Regio-
nalverband geht dabei davon aus, daB durch die Erhdhung der Leistungsfahigkeit (rd. 20 %)

die Betriebsqualitat verbessert und die zu erwartende, starkere Larmbelastung im Sinne der
16. BImSchV § 1 Abs. 2 zu einem leistungsfahigen aktiven und passiven Larmschutz, insbe-

sondere im Heilbad Bad Bellingen, fuhrt. Das Bundesministeriumfur Verkehr, der Bundesmini-
ster fur Raumordnung, Stadtebau und Wohnungswesen und die DB AG sind dagegen der
Auffassung, daB eine Steigerung der Zugzahlen nicht den Tatbestand der "wesentlichen An-
derung"nach § 16 BImSchV erfullt. Fur eine Larmsanierungfehle eine verpflichtende Rechts-
grundlage.

Unabdingbar ist eine gute Anbindung des deutschen Hoch- und Oberrheingebietes sowie
des Wiesentales an den hochwertigen Fernverkehr (ICE, EC, IC und an die
transeuropaischen Netze der EU -TGV-). Hier muB eine direkte Anbindung Uber den
AnschluBbahnhof Basel BadBf (deutsches Zollinland) gewahrleistet bleiben. Basel BadBf
mufB Endpunkt des deutschen Streckenteils aller auf der Rheintalschiene verkehrenden ICE
werden.

Lorrachist seit langem Ausgangs- und Zielpunkt von Autoreiseziugen von und nach Berlin,
Hamburg, Hannover, Dusseldorf und Koln. Die umweltentlastende Einrichtungin Lorrach ist
veraltet und verkehrstechnisch unguinstig gelegen. Neue Zielpunkte (z.B. Niederlande) und
ein neuer Ausgangspunkt an der Rheintalbahn (z.B. Weil am Rhein oder in den aufgelassenen
Anlagen des Bahnhofs Basel BadRbf) sind zu prufen.

Die Gaubahn (KBS 740) Stuttgart-Singen-Schaffhausen-Zurich kann durch den Wiedereinbau
des 2. Gleises zwischen Hattingen und Horb erheblich aufgewertet werden. Zusagen des
Bundesministers fur Verkehr, diese Strecke als leistungsfahige Zufahrt zur NEAT auszubauen,
liegen vor (z.B. durchgangige Zweigleisigkeit). Ein Staatsvertrag mit der Schweiz wurde die
dann zweigleisige, elektrifizierteStrecke Stuttgart-Zurich als eine weitere leistungsfahige Zu-
fahrt zum Gotthard-Basistunnel festschreiben. In einem ersten Schritt kann auch die
Einrichtung einiger Doppelspurinseln die Leistungsfahigkeit dieser Strecke deutlich erhdhen.
Bei verstarkter Nutzung der SBB-Strecke Schaffhausen-Zurich Uber deutsches Gebiet als
NEAT-Zulauf sind Vorkehrungen gegen Larm zu treffen.

Das Land, der Regionalverband und die Nahverkehrskommission Konstanz setzen sich fur die

Einrichtung einer IR- oder EC-Linie auf der Gaubahn mit spaterer Verlangerung uber Wurzburg
nach Berlin ein. Ohne wesentlichen Streckenausbau ist bereits kurzfristig eine entscheidende
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Verringerungder Fahrzeiten durch den Einsatz von Fahrzeugen mit Wagenkastensteuerung
moglich. Die ersten, elektrisch betriebenen Fahrzeuge mit Wagenkastensteuerung fur den
Fernverkehr mussen innerhalb Baden-Wurttembergs entsprechend der vertraglichen Abma-
chungim"Elektrifizierungsvertrag Singen-Schaffhausen" auf der Strecke Zurich- Stuttgart ein-
gesetzt werden. Auf dem Markt befinden sich z.Zt. der elektrische X 2000 von ABB Schweden
mit aktiver gleisbogenabhangiger Wagenkastensteuerung mit einem Stromsystem, das mit
dem deutschen ubereinstimmt, sowie das Schweizer Neiko-System und der spanische Talgo-
Pendular, die beide nur eine passive Neigeeinrichtung - zum Nachrusten - besitzen und damit
kostengunstig sind. Als Prototyp konnte auf der Gaubahn auch die elektrische Version des
Vt 610 eingesetzt werden, der sich z.Zt. in Vorbereitung befindet.

Die Schwarzwaldbahn (KBS 720) wurde in ihrer Bedeutung fur den Fernverkehrdurch die IR-
Linie Konstanz-Kassel gestarkt. Ein regionales Anliegen ist es, daB diese, auf Strecken unter
50 km nur mit Zuschlagen zu benutzenden Zuge, im regionalen Kurzstreckenverkehrohne Zu-
schlag (z.B. zwischen Konstanz, Allensbach, Radolfzell, Singen) benutzt werden konnen.
Dies ist auch fur den Fremdenverkehr am westlichen Bodensee von nicht zu unterschatzender
Bedeutung. Der Halt des IR im Unterzentrum Engen (Wohnungsbauschwerpunkt des Landes)
ist erneut zu prufen.

Mitdem Landkreis Konstanz hat sich der Regionalverband beim Land erfolgreichfur den Ein-
satz des neuen Pendelzuges NPZ "seehas" auf der Strecke Engen-Singen-Konstanz einge-
setzt. Der Taktbetrieb wurde zum Jahresfahrplan 1994 aufgenommen.

Die Hochrheinstrecke (KBS 730) Basel BadBf-Waldshut-Tiengen-Singen ist zwischen Basel
und Waldshut in einer Gemeinschaftsaktion zwischen dem Land Baden-Wurttemberg und der
DB unter finanzieller Beteiligung der Landkreise Lorrach und Waldshut zweigleisig ausgebaut
worden. 1987 wurde in einem ersten Schritt zum grenzuberschreitenden Projekt "Regio-S-
Bahn" der Stundentakt mit Taktverdichtung in den Kernzeiten eingefuhrt. Die Hochrheinstrecke
ist die letzte Diesel-Insel im Nahverkehrsraum um Basel. Die Abschnitte Murg-Laufenburg
(Baden)-Ost und Waldshut-Beringen (SH) sind noch eingleisig.

Die Nutzen-Kosten-Untersuchung fur den deutschen Netzteil der Regio-S-Bahn brachte einen
positiven Nutzen/Kosten-Faktor.

Die Landkreise Lodrrach und Waldshut haben 1992 einen ZuschuBantrag fur modernes
Rollmaterial (Vt 628) fur die Hochrheinstrecke gestellt; Inbetriebnahme Winterfahrplan 1995.
Ziel der Region ist es, die Raume Lorrach/Waldshut und Konstanz/Singen/(Friedrichshafen) als
schienenverkehrswirdige Nahverkehrsraume zuerhalten.

Der Regionalverband sieht fur den Nahverkehrsraum Lorrach/Waldshut im Einsatz moderner
Fahrzeuge (Vt 628, Leichtbautriebwagen) einen kurzfristigen Losungsansatz.

Eine deutliche Verringerungder Fahrzeitenim Regionalverkehr sollte mittelfristig(fruhestens ab
1997/98 durch den Einsatz von Diesel-Pendolino-Triebwagen (Vt 610) als RegionalExpreB in
der Fahrbeziehung IC-Knoten Basel BadBf-Waldshut-EC-Knoten Lindau erreichtwerden und
den Eilzug ersetzen. Nach Vorlage der z.Zt. laufenden Wirtschaftlichkeitsberechnungist die
Finanzierung zwischen DB AG, Land und kommunalen Gebietskdrperschaften sicherzustellen.

Auf Vorschlagder Generaldirektionder SBB wurde in einer Arbeitsgruppe SBB/DB vorerst
technisch gepruft, ob langfristigu.a. die deutsche Hochrheinstreckein Form einer Entlastung
(bypass-Losung) europaischen Nord-Sud-Guterverkehr fur den Uberlasteten SBB-Strecken-
abschnitt Pratteln-Stein/Sackingenubernehmen kbnnte. Dazu ware ein neuer Schienenrhein-
Ubergang im Gebiet zwischen Rheinfelden und Waldshut-Tiengen erforderlich.Der Landkreis
Waldshut, die Stadte Rheinfelden und Bad Sackingen als pradikatisiertes Heilbad sowie die
Gemeinde Murg lehnen diese langfristige Planung, in Ubereinstimmung mit der Haltung des
Kantons Aargau, ab. Der Regionalverband Hochrhein-Bodensee und die Kantone der Nord-
westschweiz sprechen sich fur die Verwirklichung der Y-Variante ,Wisenberg-Ost“ aus.

Da Flugbenzin und Heizbl auf der Schiene durch das bedeutende Wassergewinnungsgebiet

Klettgaurinne bewegt werden, schlagt das Amt fur Wasserwirtschaft und Bodenschutz ein
besonderes Gleis mit Havariebecken, nach dem Beispiel Weil am Rhein, vor.
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Die Bodenseegurtelbahn (KBS 731) Radolfzell-Friedrichshafen-Lindauist eingleisig und nicht
elektrifiziert. Sie bedient die Region mit RegionalExpre3 und Regionalbahn.

Die Fernverbindung Basel-Lindau-Munchen mit drei D-Zug-Paaren wurde 1992 eingestellt. Sie
wurde 1993 im Rahmen des Projektes Integraler Taktfahrplan ersetzt durch einen auf die
Strecke Basel-Kempten verkurzten zweistundigen Eilzugtakt mit AnschluB3 Interregio aus/in
Richtung Munchen. Von Radolfzell besteht eine umsteigefreie RegionalExpreBverbindung im
2-Stunden-Takt nach Munchen. Fur den Raum Bodensee ergeben sich somit stundliche Ver-
bindungeninden Raum Allgau/Munchen.

Mittelfristigkann auch eine Kapazitatserhbhung der Bodenseegurtelbahn durch weitere Dop-
pelspurinseln erreicht werden.
Weitere Haltepunkte wiurden zusatzliche Gaste-Potentiale erschlieBen.

Langfristig ist als verkehrspolitische Zielsetzung in einem weiteren Elektrifizierungsabkommen
Land-DB AG die Ablosung der Dieseltraktiondurch die ElektrifizierungBasel BadBf-Singen-
Lindau zur Beschleunigung, Kapazitatserhohung und als aktive UmweltschutzmaBnahmevor-
zusehen.

Die elektrifizierte,eingleisige Wiesentalbahn (KBS 735) mit Weiterfuhrung ins linksrheinische
Basel und die Strecke Lorrach-Weil a.Rh. (KBS 734) bieten ideale Voraussetzungen fur den
Einsatzmoderner Fahrzeuge. Die Modernisierung der uberalterten Schieneninfrastruktur aufder
Wiesentalbahn (z.B. Modernisierung der Signalanlagen mit einer Fernsteuerzentrale fur die
ganze Wiesentalbahn) und eine Doppelspurinsel sind Voraussetzungen hierzu. Weitere Hal-
tepunkte wirden zusatzliche Gaste-Potentiale erschlieBen. Der Einsatz moderner Nahver-
kehrswagen in City-Bahn-Qualitat wird z.Zt. vorbereitet.

Die grenzuberschreitende Strecke Waldshut-(Koblenz) (KBS 736) ist eingleisig und nicht
elektrifiziert. Der Guterverkehr ist z.Zt. eingestellt. Sie wird im Schienenpersonennahverkehr
von der DB AG im Stundentakt (20 x pro Tag) mit Dieseltriebwagen (Vt 628) bedient und be-
sitzt im Bahnhof Koblenz gute Ubergange zu und ab den SBB-Regionalzigen Koblenz-Ba-
den bzw. Baden-Koblenz. Die Ubergange im Bahnhof Waldshut sind nicht zufriedenstellend.

Die Strecke ist in ihrer Funktion aufzuwerten durch die Einbeziehung in eine regionale Schie-
nennahverkehrslinie Basel-Waldshut-(Koblenz) alternierend mit einer Linie Basel-Waldshut-
Lauchringen oder durch die Verlangerung des SBB-Fahrdrahtes von Koblenz nach Waldshut
mit einer nachfolgenden Fahrbeziehung (Baden)-(Koblenz)-Waldshut alternierendmit einer
Linie (Baden)-(Koblenz)-(Zurzach). In Baden ist die Verknupfung mit dem Schweizer IC-Netz
Richtung Zurich, Aarau und Bern gewahrleistet.

Die angedachte Entlastung der Rheintallinie von zusatzlichem Guterverkehr durch eine Auf-
wertung der Gaubahn mit einer Weiterfuhrung der Guterzuge Singen-Waldshut-Schweiz-
Italien ist zu prufen. Diese langfristige Projektidee ware nur mit der Zweigleisigkeit beidseits
des Rheines und mit der Elektrifizierung des Zulaufs auf deutscher Seite zu verwirklichen. Zur
Reaktivierung der Strecke wiurde auch die Verstarkung der denkmalgeschutzten
Eisenfachwerkbrucke (neuer Uberbau), uber den Hochrhein gehoren.

Die Drei-Seen-Bahn Titisee-Seebrugg ist besonders fur die Kurorte im Norden des Mittelbe-
reiches Waldshut-Tiengen ein wichtiger Verkehrstrager.Im Interesse des Fremdenverkehrs,
der gewerblichen Wirtschaft und der Berufs- und Ausbildungspendler ist der
Schienenpersonenverkehr zu erhalten (Regionalplan Sudlicher Oberrhein, Plansatz 4.1.2.1)
und sinnvoll mit dem Omnibusverkehr nach Suden zu verknupfen.

Alle Ubrigen Strecken des Netzes dienen dem Personennahverkehr, dem Guterverkehr oder
dem Museumsbahnbetrieb. Die DB AG will sich weiter aus dem SPNV zuriickziehen und wird
in Zukunft alle neuen Leistungen vom Besteller mitbezahlen lassen. Die Politik der Bahn ist
darauf gerichtet, nur noch schienenverkehrswurdige Nahverkehrsraume mitzutragen. Durch die
mit der Regionalisierung verbundenen Verlagerungder Verantwortung fur den Nahverkehr auf
die Ebene der Landkreise, eroffnen sich auch fur die Region Gestaltungsmoglichkeiten.
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In der Region werden VerkehrsfluB und Verkehrssicherheitnoch immerdurch eine Uberdurch-
schnittliche Zahl von hdhengleichen Kreuzungen beeintrachtigt. Die Deutsche Bahn AG ist
nachdrucklichanderBeseitigung samtlicherhbhengleicher Kreuzungen zwischen Schiene und
StraBe interessiert, sofern das "Erfordernis" nach § 3 Eisenbahnkreuzungsgesetz gegeben ist.
Dieses Erfordernis ist z.Zt. in der Region bei allen Bahnubergangen gegeben, die einen nen-
nenswerten Schienenpersonenverkehr aufweisen und nicht nur dem Schienenguterverkehr
dienen, also auf den Kursbuchstrecken 720, 730, 731, 734, 735, 740 und 12733.

Eine besondere Bedeutung kommtdabei der baldigen Beseitigung bzw. Ausschaltung der
hohengleichen Kreuzungen in verdichteten Raumen, insbesondere in Singen (B 34) und Gren-
zach-Wyhlen (B 34) zu, weil diese Kreuzungen innerhalb geschlossener Ortschaften neben
dem starken Uberregionalen Verkehr zusatzlich auch das innerortlicheVerkehrsaufkommenzu
bewaltigen haben.

Die Wiederaufnahme des fahrplanmaBigen Betriebes im Nahverkehr, fur den die DB AG ge-
genwartig keinen Bedarf sieht, soll in der Region durch Zuschusse nach dem Gemeindever-
kehrsfinanzierungsgesetz (GVFG) ermoglicht werden. Die Aufnahme in eine Bezu-
schussung nach GVFG wirde bedeuten, daB Streckeninvestitionen mit 85 % und die Be-
schaffung neuer Schienenfahrzeuge mit 50 % gefordert wurden. Die restlichen Investitionen
muBten von den Kommunen aufgebracht werden.

4.1.3.2 Schienenpersonenverkehr

\" Die Verknupfung der Region mit dem internationalen und dem groBrau-
migen nationalen Schienenpersonenfernverkehr ist auf der Rheintallinie
durch den Systemhalt von ICE, IC- bzw. EC-Zugen in Basel Badischer
Bahnhof, Basel SBB, Freiburg und in Offenburg -auch in Tagesrandla-
gen- zu garantieren.

Die Anbindung der Region an die Wirtschaftsraume Stuttgart und Zu-
rich und an die internationalen Flughafen Stuttgart und Zurich-Kloten
ist Uber die Gaubahn und ihre suidliche Verlangerung uiber Schaffhausen
sicherzustellen. Daruiber hinausist fur das Oberzentrum Konstanz auch
der Stundentakt Uber Schweizer Bahnen zu den Stadten St. Gallen,
Winterthur und Zurich und zum Flughafen Zurich-Kloten zu garantieren.

Der Wirtschaftsraum, internationale Flughafen und Hochschulstandort
Munchen, der ostliche Alpenraum, die baden-wurttembergische Frem-
denverkehrsregion Bodensee sowie das Oberzentrum Ulm mussen fur
die Region Hochrhein-Bodensee nicht nur uber die Umwegstrecken
uber Karlsruhe und Stuttgart oder uber die Nordostschweiz erreichbar
sein, sondern auch direkt uber die Hochrheinstrecke und die Bodensee-
Gurtelbahn im Ein-Stunden-Takt erreichbar bleiben.

Nach Inbetriebnahme einer zweiten Eisenbahnbriicke mit einem 3. und
4. Gleis Uber den Rhein in Basel sollten eine Verknupfungder Nahver-
kehrsnetze von der Deutschen Bahn AG und den Schweizerischen Bun-
desbahnen sichergestellt werden. Die Nahverkehrsstrecke Waldshut-
(Koblenz) ist durch die Einbindung in das Deutsche Bahn AG- und in das
Schweizerische Bundesbahnen-Netz zu starken.

Ein grenzuberschreitender Tarifverbund fur das deutsch-schweizerische
Hochrheingebiet ist einzufuhren.

Der Schienenpersonennahverkehr in den Raumen Loérrach/Waldshut-
Tiengen und (Schaffhausen)/Konstanz/(Friedrichshafen) ist weiter zu
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entwickeln. Dazu ist eine Zusammenarbeit der Nahverkehrsraume Kon-
stanz und Ravensburg/Friedrichshafen anzustreben.

Folgende Strecken sollen in den Schienenpersonennahverkehr einbe-
zogen werden:

Raum Lorrach/Waldshut-Tiengen (deutscher Netzteil des Projektes Re-
gio-S-Bahn)

* (Freiburg)-Weil am Rhein-Basel BadBf-Lorrach
* Zell i.W.-Schopfheim-Lorrach-Basel Badischer Bahnhof - Basel SBB

* Kandern-Weil am Rhein-Lorrach (Feinverteilung mit Bus); Haltingen-
Binzen (Reaktivierung Schiene)

* Basel BadBf-Waldshut-Lauchringen alternierend mit -(Koblenz)
» Stuhlingen-Lauchringen

Raum (Schaffhausen)/Konstanz/(Friedrichshafen)

* (Kreuzlingen)-Konstanz-Singen-Engen

* (Zurich)-Jestetten-(Schaffhausen)-Gottmadingen-Singen;
(Einbindung in den Zurcher Verkehrsverbund)

* Radolfzell-Ludwigshafen-(Uberlingen)-(Friedrichshafen)
* Radolfzell-Stockach-Hindelwangen.

\' Ein grenzuberschreitender Tarifverbund fur das westliche Bodensee-
gebiet ist einzufuhren.

\" Fur die Strecken Stuhlingen-Lauchringen, Rielasingen-Singen und Ra-
dolfzell-Stockach ist die Wirtschaftlichkeit erneut zu prufen und bei
Nachweis der Tragfahigkeit ist der in den letzten Jahren stillgelegte
Schienenpersonennahverkehr mit Zuschussen nach dem Gemeindever-
kehrsfinanzierungsgesetz zu reaktivieren.

Begrundung

Die Bedienung uber die drei ICE-, EC- bzw. IC-Halte Basel-BadBf fur den Westen der Re-
gion, Freiburg Hbf fur die Hochschwarzwaldgemeinden der Region und Offenburg Hbf fur den
Osten der Region ist insbesondere fur die Wirtschaft und den Fremdenverkehr und fur die Be-
volkerung der Region Hochrhein-Bodensee unverzichtbar. Die -mindestens stundlichen- Zu-
bringer Uber die Wiesental- und Hochrheinstrecke,die Hollental- und Dreiseenbahn bzw. die
Schwarzwaldbahn mit engen Ubergangen in den Hauptbahnhodfen der drei Oberzentren mufB
jeweils garantiert bleiben und ist in den Tagesrandlagen zu verbessern.

Die Gaubahn Stuttgart-Singen fur den Personen- und den Guterverkehr und ihre Weiterfuh-
rung nach Zurich fur den Personenverkehr sind entsprechend den Vertragen zwischen DB und
Land weiterzuentwickeln. Die Gaubahn in Verbindung mit dem Sudabschnitt der Schwarz-
waldbahn von Singen nach Konstanz sind Voraussetzung fur die Eisenbahnverknupfung des
Oberzentrums Konstanz in Personen- und Guterverkehr mit den Wirtschaftsraumen Baden-
Wirttembergs und dem Uibrigen Deutschland.

Im zusammenwachsenden Europa ist die Sudanbindung von Konstanz an die Schweizer
Wirtschaftszentren und Hochschulstandorte St. Gallen, Winterthur und Zurich einschlieBlich

158



Regionalplan 2000 - Bereiche fur Trassen und Infrastruktur

des internationalen Flughafens Zurich-Kloten eine Voraussetzung fur die Stadt, um die im Lan-
desentwicklungsplan zugewiesenen Aufgaben zu losen.

Der direkte SchienenanschluB der Region an den Wirtschaftsraum Munchen hatte durch die
zeitlich unattraktiven Ubergange in Richtung Munchen stark gelitten. Mit dem Wechsel auf den
"Integralen Taktfahrplan" fur Sudwestdeutschland wird der enge Ubergang in Kempten Rich-
tung Munchen und in Lindau Richtung Bregenz-Innsbruck wieder gewahrleistet .

In den im Plansatz angesprochenen Nahverkehrsraumen (Basel)/Lorrach/Waldshut und
(Schaffhausen)/Konstanz/(Friedrichshafen) muB der Anreiz zum Umstieg vom motorisierten
Individualverkehr zum Schienenpersonennahverkehr nicht nur erhalten, sondern weiter ver-
bessert werden. Dafur sind in den drei Nahverkehrskommissionen Konstanz, Lorrach und
Waldshut bestehende Betriebskonzepte zu verfeinern bzw. neue Konzepte in enger Zusam-
menarbeit mit DB AG, SWEG, SBB und MThB zu entwickeln.

Zur Reaktivierung stillgelegter Strecken fur den SPNV bedarf es eines gesamtwirtschaftlichen
Gutachtens, das von den Kommunen in Auftrag gegeben werden muBte. Dabei darf die Trag-
fahigkeit der zu reaktivierenden Strecke nicht isoliert, sondern muf3 zwingend in Verbindung mit
der bestehenden Hauptstrecke gesehen werden.

FlieBende Ubergange an den Randern der heutigen drei Nahverkehrsraume verlangen dabei
Abstimmungen sowohl bei Uberschneidungen innerhalb der Region als auch bei Uberlappun-
gen zu Nahverkehrsraumen auBerhalb der Region, insbesondere zu den Grenzkantonen.

4.1.3.3 Schienenguterverkehr

G Der Wirtschaftsraum Hochrhein-Bodensee ist leistungsfahig an den
alpenquerenden, den Uberregionalen und an den regionalen Schienen-
guterverkehr anzubinden.

\" Vorrangig sind im Dreilandereck Deutschland-Frankreich-Schweiz und im
Schnitt von Gaubahn, Schwarzwaldbahn, Bodenseegurtelbahn und
Hochrheinstrecke Anlagen fur den Guterverkehr, insbesondere fur den
kombinierten Verkehr

* Schiene/StraBe/Binnenschiffahrt/EuroAirport im Raum Weil am
Rhein/(Basel)/(Frankreich) und

* Schiene/StraBe in Singen am Hohentwiel

auszubauenund neu einzurichten. Dazu sind in der Bauleitplanung der
Mittelzentren Weil am Rhein und Singen am Hohentwiel die geeigneten
Flachen fur den Guterumschlag zu erhalten, zu sichern und von anderen
Nutzungen freizuhalten. Sie sind in der Raumnutzungskarte mit Symbo-
len fur die Flachen- und Trassenfreihaltung gekennzeichnet.

\" Der Bahnstandort Singen am Hohentwiel ist durch die Verlagerung der
deutsch-schweizerischen Umladeaufgaben nach Singen am Hohentwiel,
durch den Neubau des Umschlagbahnhofs Singen (Ersatz fur Singen und
Rielasingen) und durch den Bau eines regionalen Logistikzentrums zu
starken.

Als weiterer wichtiger Schritt zur Schaffung eines modernen Bahnzen-
trums ist der Neubau des Containerbahnhofs und die Verlagerung der
HUPAC-Verladeanlage fur die "Rollende LandstraBe" von Rielasingen
nach Singen zu verwirklichen.
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\') Auch in der Flache sind "Sekundar-Terminals" und Gleisanschlusse mit
wirtschaftlich vertretbarem Aufkommen zu erhalten.

\" Von der Deutschen Bahn AG ist in der Region das System von
"Depots" und "Filialen" sowie von Tarifpunkten, das eine schnelle und
zuverlassige Bedienung auch in der Flache garantiert, zu erhalten.

Begrundung

Die Schiene wird erst dann eine bedeutende Rolle im Guterverkehr der Region Ubernehmen
kbnnen, wenn sie nach Preis und Leistung im Vergleichzur StraBe wettbewerbsfahige Ange-
bote auf den Markt bringt. Die Nachbarstaaten Schweiz und Osterreich haben sich in den mit
der EU abgeschlossenen Transitvertragen ausdrucklichverpflichtet, neue Bahndienstleistun-
gen zu -gegenuber dem StraBenguterverkehr- wettbewerbsgerechten Preisen anzubieten.
Dieser Verpflichtung sind die betroffenen Bahnen bislang nicht nachgekommen.

Der Guterverkehr sollte modglicht nahe an der Quelle bereits auf die Schiene gebracht werden.

Der Anteil an internationalemTransit wird innerhalb des Schienenguterverkehrs der Region
weiter wachsen. Die fur diese Entwicklung vorzuhaltende und noch zu schaffende Schienenin-
frastruktur erfahrt mitder Neu- und Aubaustrecke am Oberrhein und mit einer wieder durchge-
henden Zweigleisigkeit auf der Gaubahn die notwendigen Kapazitatszuwachse.

Die im Plansatz genannten Standorte fur den Guterumschlag Weil am Rhein und Singen am
Hohentwiel verfugen im Bereich der Schiene und Weil zusatzlich am Rheinhafen uber geeig-
nete Flachen mit kurzen AnschluBmbglichkeitenan das groBraumige und uberregionale Stra-
Bennetz.

Nach Vorlage eines in sich schlussigen LKW-Fahrkonzeptes, einer Umweltvertraglichkeitsstu-
die und der Erfullung der stadtischen Bedingungen sollte in der "Gruppe O" des ehemaligen
Rangierbahnhofareals in Weil am Rhein ein wesentlicher Teil eines Logistischen Dienstlei-
stungszentrums (LDZ) eingerichtet werden. Das Departement Haut-Rhin und die beiden Kan-
tone Basel-Stadt und Basel-Landschaft sind von der Stadt Weil am Rhein aufgefordert, an
diesem dezentralen, vernetzten Konzept im Sinne des Gutachtens von Kossak/Argans im
AuftragderDeutsch-franzdsisch-schweizerischenRegierungskommission7smitzuarbeiten.

LDZ sollen Verknupfungspunkte zwischen Nah- und Fernverkehr sowie zwischen den Ver-
kehrstragern Schiene, StraBe und wo dies wie in Weil am Rhein moglich ist, auch Wasserwe-
gen sein. GewissermaBen "unter einem Dach" sollen sie dabei Umschlaganlagenund Fracht-
zentren von Speditionen, Bahn und Post sowie Servicebetriebe des Transportgewerbes
zusammenfassen. Speziell der Bahn ermbglichenLDZ eine Konzentration von Versand und
Empfang auf der Schiene. AuBerdem erleichtern sie die Zusammenarbeit mit dem StraBen-
guterverkehr fur die Flachenbedienung. Zwischen Zentren mit hohem Aufkommenlassen sich
mehr Guter in besonders wirtschaftlichen Ganzzugen befordern. Die verladende Wirtschaft
erwartet vom LDZ eine bessere Logistik und eine reibungslose "Transportkette". Die Koope-
ration im LDZ |aBt eine Entlastung des StraBennetzes erwarten, weil Guter im Fernverkehr
problemlos auf die Schiene oder den Wasserweg Ubergehen konnen. Der Bund stellt fur LDZ
und ihre Anbindung Finanzhilfen nach dem GVFG zur Verfugung.

Mit einem LDZ Weil am Rhein kann der weiter wachsende Frachtverkehr entlang der
Oberrheinlinie"kanalisiert" und teilweise auf die Schiene und den Wasserweg verlagert wer-
den, zumal die Bahn sudlich dieses Zentrums der Spediteure zwischen Friedensbriucke und
Landesgrenze einen neuen Umschlagbahnhof fur den kombinierten Ladungsverkehr (KLV-
Anlage) bauen wird: Um die Bahnaktivitaten in ihr kinftiges Gesamtnetz zu integrieren,haben
die deutschen Bahnen 1992 aus ihrer Sicht den "Masterplan Guterverkehrszentren Deutsch-

75 Deutsch-franzosisch-schweizerische  Regierungskommission als Auftraggeber (1992): KLV/GVZ
Strategiestudie Oberrhein - Nordpaket -. Hamburg/Strasbourg
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land" vorgelegt. Basel/Weil am Rhein wurde dabei als "LDZ-Mikro-Standort" mit KLV-Terminal
ausgewiesen.

Frachtzentrum (FZ) fur den Westteil der Region soll Offenburg werden.

Als Standortentscheidung fur Singen am Hohentwiel, dem Schnittpunkt von groBraumigen
Bahnstrecken und FernstraBen, ist der Entscheid der DB AG fur ein Regionales Logistikzen-
trum in Singen zu werten.

Die FZ-Plane der DB AG sehen vor, den Kleinguttransport neu zu ordnen, d.h. Stuckgut,
Handgepéack und ExpreBgut wird zu bestimmten Knotenpunkten befordert. Mit diesem Projekt
im Rahmen des "Bahntrans-Konzeptes" wird Kleingutin bahneigenen Frachtzentren gesam-
meltund in genormten Ladeeinheiten auf Guterzugen versandt. Binnen 24 Stunden wird die
Bahn 90 % an die Bestimmungsorte in Deutschland bringen. Sammlung und Feinverteilung
sollen mittelstandische Spediteure besorgen.

Das Regionale Logistikzentrum Singen am Hohentwiel wird zusammen mit einem ausgebauten
und gemeinsam mitder Schweiz betriebenen Umschlagbahnhof grenzuiberschreitende Aufga-
ben ubernehmen kbnnen.

Dieses Regionale Logistikzentrum soll -mit Filialen in Rottweil und Ravensburg- bis in die
Raume Waldshut-Dogern-Albbruck, in den mittlerenSchwarzwald und nach Oberschwaben
hineinreichen.

Als Standort fur den kombinierten Ladungsverkehr (KLV) und fur das Kleingutnetz (Regionales
Logistikzentrum) ist somit Singen am Hohentwiel zukuinftig Konzentrationspunkt des Guterver-
kehrs fur den Ostteil und die Mitte der Region Hochrhein-Bodensee, fur die Regionen
Schwarzwald-Baar-Heuberg und Bodensee-Oberschwaben, soweit dort nicht eigenstandige
KLV-Einrichtungen geschaffen werden. Daruber hinaus ist eine Zusammenarbeit DB
AG/SBB/MThB, moglicherweise fur die benachbarten grenznahen Kantone der Schweiz wun-
schenswert. Nach den Planen der DB AG soll der Ubf Ravensburg im KLV mit dem Ubf Pful-
lendorf fur die nordgehenden Verkehre und mit dem Ubf Singen und Wolfurt fur die sudgehen-
den Verkehre ausgebaut werden.

Mit dem AufstellungsbeschluB fur den Bebauungsplan "Umschlagbahnhof" hat die Stadt Sin-
gen am Hohentwiel einen entscheidenden Schritt zum modernen Bahnzentrum Singen gelei-
stet. Auch die geplante und von der Region erwunschte Umsiedlung der HUPAC von Rie-
lasingen ins Industriegebiet Singen wertet das Bahnzentrum Singen weiter auf. Die HUPAC,
eine Tochter der SBB, die sich mit dem kombiniertenVerkehrdurch die Schweiz befaBt, und
z.Zt. zwei Zuge der "Rollenden LandstraBe" taglich von Rielasingen nach Mailand fahrt, wird in
Singen in Zusammenarbeitmit der DB AG ein neues Terminalfur den unbegleiteten Verkehr
(Wechselaufbauten und Container) erstellen und es funktional mit dem Ubrigen Terminalbetrieb
in Singen verbinden. Nach der Verlagerung der Umschlaggeschafte nach Singen erfolgt die
Abfuhr Richtung Italien Uber Singen-Schaffhausen.

Die regional bedeutsamen Rangieraufgaben des Grenzbahnhofs Konstanz sind im Oberzen-
trumzukonzentrieren.

In sog. "Depots" organisiertdie Bahn den "Haus zu Haus-Verkehr" im flachendeckendenEx-
preBdienst. Selbstauflieferung und -abholung von ExpreBgut ist an diesen Bahnhbdfen mog-
lich. Gepack = Reisegepack wird kinftig nur als Haus-Zu-Haus-Verkehr abgewickelt.

Depots fur die Region Hochrhein-Bodensee sind:

* Singen, Lorrach und (Freiburgim Breisgau).
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An Bahnhofen mit der Bezeichnung "Filiale" kann ExpreBgut zusatzlich am Schalter angeliefert
und abgeholt werden. Filialen fur die Region Hochrhein-Bodensee sind:76

Singen/Hohentwiel Weilam Rhein Grenzach

Konstanz Schopfheim Tiengen(Hochrhein)
(Schluchsee) Zell (Wiesental) Waldshut

Haagen Bad Sackingen Lauchringen.
Lorrach Rheinfelden (Baden)

Vorschlag des Regionalverbandes: Gottmadingen

4134

Offentlicher Personennahverkehr

Fur die Bevolkerung der Region mussen Zentrale Orte und zentrale
Einrichtungen in zumutbarer Zeit durch den offentlichen Personennah-
verkehr erreichbar bleiben.

Die Mindestbedienung des landlichen Raumes ist anzustreben.

Im Westen und im Osten der Region ist jeweils ein grenzuberschrei-
tender Verkehrsverbund anzustreben, dessen Netzgestaltung, Fahrplan,
Ubergang Schiene - Bus und Tarifsystem weiter verbessert werden
sollen.

Mittelfristig ist in den Verdichtungsraumen Basel, Lorrach-Weil am
Rhein und Mulhouse und in ihren Randzonen ein Nahverkehrssystem mit
Durchmesserlinien, optimierter Transportkette, einheitlichem Rollmate-
rial und einheitlichem Tarifsystem im Sinne des deutsch-franzosisch-
schweizerischen Projektes "Regio-S-Bahn" zu verwirklichen.

Konkurrierende Parallelverkehre im offentlichen Personennahverkehr
sind zu vermeiden.

Mit Prioritat ist bahnhofsnah und an geeigneten Auffangparkplatzen der
Ubergang vom motorisierten Individualverkehr und vom Fahrrad auf
den offentlichen Personennahverkehr zu verwirklichen. Die Bildung von
Fahrgemeinschaften ist zu unterstutzen.

Weitere Haltepunkte im Schienenpersonennahverkehr sind auf ihre
Wirtschaftlichkeit zu uberpriufen und gegebenenfalls einzurichten.

Durch flankierende MaBnahmen (z.B. Job-Ticket, Umwelttarife u.a.) sind
zusatzliche Anreize fur die Nutzung des offentlichen Personennahver-
kehrs zu schaffen.

Bei Bedarf ist die Bedienung in Tagesrandlagen unter Beachtung der
Wirtschaftlichkeit zu erweitern.

In Naturschutzgebieten des Hochschwarzwaldes, die unter erheblichem
Druck durch Erholungssuchende und Wintersporttreibende stehen, ist
der motorisierte Individualverkehr zugunsten eines bedarfsgerechten
offentlichen Personennahverkehrzuriuckzudrangen.

76 Dieser Bereich unterliegt einem Wandel. Die Standorte der Filialen entsprechen dem Stand Marz 1995.
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Begrundung

Negative strukturelle Folgen zeichnen sich fur die Wohnbevolkerung und fur die Wirtschaft ab,
wenn sowohl die Umwelt, als auch die Erreichbarkeitvon Arbeitsplatzen, Bildungseinrichtun-
gen und Einkaufsstatten im bisherigen Umfang durch weitere Zunahme der PKW-Motorisierung
und des Verkehrsaufkommens beeintrachtigt werden. Gleichzeitig muB gerade im Bereich des
StraBenverkehrs darauf geachtet werden, daB die geforderte, massive Reduktion der Kohlen-
dioxyd-Emissionen dann erreichbar ist, wenn "gravierende Veranderungender Rahmenbedin-
]gungen zu einem Ausschopfen der technischen und organisatorischen Reduktionspotentiale
uhren."77

Die immer noch wachsende Mobilitat, die Umweltauswirkungen des motorisierten
Individualverkehrs (MIV) und der extrem hohe modal split in der Region verlangen als
generellen Ansatz so viel Offentlicher Verkehr wie moglich und so viel MIV wie notig um
langerfristig die Funktionsfahigkeit der Verkehrsnetze wieder herzustellen. Mit einer
Verbesserung der Angebotsqualitat im OPNV kann die in den letzten Jahren intensiv
unterstutzte Verlagerungdes MIV auf den OPNV weiter beschleunigt werden. Dazu zahlen
u.a. kurzere Taktzeiten auch auBBerhalb der Hauptverkehrszeit, sinnvolle Netzerganzungen
(z.B. Tramverbundsystem Basel mit Weil am Rhein) und Linienverlangerungen bei Stadtbahn
und Bus, konsequente Beschleunigung des OPNV mit modernem Rollmaterialund kurzere
Reisezeiten. Gleichzeitig istim Bereich der Stadtplanung dem OPNV konsequent Vorrang vor
dem MIV einzuraumen und dem FahrradfahrerPark- und Einstellmoglichkeitan jedem Bahnhof
und Haltepunkt anzubieten.

Nach Vorlage der Tarifgutachten im Landkreis Konstanz und im Rahmen der Regio-S-Bahn
sind in den Nahverkehrsplanen Entscheidungen vorzubereiten, die Angaben Uber den Aus-
gleich derdamitverbundenen Kostenunterdeckungen enthalten.

Die Ausgewogenheit der OPNV-Bedienung - auch im dunnbesiedelten landlichen Raum - ver-
langt auf dem Grundsatz der Gleichwertigkeit der Lebensbedingungen eine garantierte Min-
destbedienung von Orten Uber 100 Einwohnern und von Fremdenverkehrsgemeinden.

In 0kologisch sensiblen Erholungsgebieten (z.B. Feldberg, Herzogenhorn und Wutach-
schlucht) sollte nach Auswertung des Modellversuchs "Verkehrsberuhigung Belchen" unter
Mitwirkung der betroffenen Gemeinden gepruft werden, wie sich der zeitweilige Vorrang des
OPNYV gegenuber dem MIV in diesen Raumen verwirklichen laBt.

41.4 BinnenwasserstraBen und Schiffahrt
4141 BundeswasserstraBe Oberrhein; Hafen Weil am Rhein
\" Die Leistungsfahigkeit des Rheines, des Grand Canal d'Alsace und des

Hafens Weil am Rhein ist den Erfordernissen der GroBschiffahrt unter
Wahrung okologischer Belange des Uferbereichs und des Schiffahrts-
weges anzupassen.

\" Der Hafen Weil am Rhein ist in ein Logistisches Dienstleistungszen-
trum (LDZ) einzubeziehen.

” Wissenschaftlicher  Beirat beim Bundesminister fur  Verkehr (1991):  Reduktion  von
Luftschadstoffemissionen des Verkehrs. Bonn
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Begrundung

Durch seinen Standortim Dreilandereck kommt dem Rheinhafen Weil am Rhein eine besondere
Bedeutung zu: unmittelbar nordlich des Rheinhafens an der "BundeswasserstraBe Oberrhein"
zweigt der Grand Canal d'Alsace ab. Mit dem geplanten Ausbau des Rhein-Rhone-Kanals
von Kembs (Haut-Rhin) nach St. Symphorien an der Sadne uber 229 km und dem beschlos-
senen Ausbau vom Rhein bis Mulhouse wird die GroBschiffahrtsachse Nordsee-Mittelmeer
geschlossen. Dadurch ist auch ein erhdhtes Schiffahrtsaufkommen auf dem Rhein zu erwarten.

Am Rheinseitenkanal (Grand Canal d'Alsace) wird der fur alle oberliegenden Hafen bedeut-
same Ausbau der Schleuse Kembs vorbereitet.

Die Rheinhafengesellschaft Weil am Rhein kann seit der Inbetriebnahme der Hafenanlage
Nord mit Containerumschlag alle Anforderungen der regionalen Wirtschaft erfullen. Die Um-
schlagkapazitat besitzt noch wesentliche Reserven. Eine Aktivierung des Tanklagers fur Mi-
neraldlprodukte ist anzustreben. Vom Hafen werden 6,5 ha bewirtschaftet. 5 ha Gelande ste-
hen fur Erweiterungen zur Verfugung. Ein direkter GleisanschluB verbindet den Rheinhafen
Weil mit dem Badischen Bahnhof Basel. Der Rheinhafen ist nur 500 m vom Autobahnanschlu3
Weilam Rhein entfernt.

Seit der Realisierung der Européaischen Union und der Liberalisierungder Verkehrsmarktebe-
steht die Chance, wieder mehr innerdeutsche Verkehre in den Hafen Weil am Rhein zu ziehen.
Der Umschlag der vergangenen Jahre mit einem sehr unpaarigen Verkehr (ca. 90/10) ist in
Tabelle 4.1.4-14 dargestellt.

Es liegen Gutachten vor, die der Rheinschiffahrtinsgesamt noch eine 100 %ige Kapazitats-
steigerung einraumen. Fur weitere Steigerungen sprechen freie Kapazitaten, die Umweltver-
traglichkeit, der vergleichsweise niedrige Energieverbrauch pro transportierter Gewichtseinheit
sowie der hohe Sicherheitsstandard.

Die bestehenden Verkehrsflachen in der Stadt Weil am Rhein bieten als Schnittstelle der Ver-
kehrswege Schiene, StraBe und WasserstraBe und der Nahe zum EuroAirport eine ideale
Voraussetzung fur die Einrichtung eines Logistischen Dienstleistungszentrums (siehe Plansatz
4.1.3.3). Ein solches verkehrstrager-ubergreifendes Zentrum wertet auch den bestehenden
Rheinhafen auf. Mehr Ferntransporte als bisher kbnnen vom LKW auf die umweltfreundli-
cheren Rheinschiffe und auf die Schiene verlagert werden.

Die Schaffung von Logistischen Dienstleistungszentren sollte vom Bund durch Mittel aus dem

GVFG unterstutzt werden. Weil am Rhein sollte dabei nicht isoliert betrachtet werden, sondern
sollte einen Knoten in einem dezentralen Dienstleistungszentrum des Dreilanderecks bilden.

Tabelle 4.1.4-14 Umschlag im Hafen Weil am Rhein (in 1000 Tonnen)

Jahr | feste Erdol, Mine- | Steine wu. Erze, Metall- Land- u. Sonstige Total

min. ralolerzeug- Erden, abf., Eisen, Forstw.

Brenn- nisse, Gase | einschl. Stahl, NE-Me- | Erzeugn.

stoffe Baustoffe talle Nahrungsm.

Futterm.

1980 129 480 124 88 11 57 889
1981 37 444 122 38 7 59 707
1982 9 426 104 36 9 80 664
1983 15 351 96 45 9 108 624
1984 11 217 116 43 21 95 503
1985 14 186 91 45 23 64 423
1986 11 208 113 58 26 80 496
1987 6 261 129 44 17 126 583
1988 6 215 133 33 16 104 507
1989 7 154 129 48 18 94 450
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noch Tabelle 4.1.4-14 Umschlag im Hafen Weil am Rhein (in 1000 Tonnen)

Jahr | feste Erd6l, Mine- | Steine u. Erze, Metall- Land- u. Sonstige Total

min. ralolerzeug- Erden, abf., Eisen, Forstw.

Brenn- nisse, Gase | einschl. Stahl, NE-Me- | Erzeugn.

stoffe Baustoffe talle Nahrungsm.

Futterm.
1990 8 138 129 4 16 95 427
1991 5 9 144 41 18 133 350
1992 5 15 168 73 19 115 395
1993 14 6 106 26 17 112 281
1994 38 -- 75 31 17 112 273
Anmerkung:

Ursache fur den Ruckgang der Umschlagsmengen waren Veranderungen bei der
Energieversorgung und in der Industriestruktur sowie Einstellung von Rohstoffverladungen
aus dem Einzugsbereich. Durch Spezialisierung auf hdherwertige Guter wurden jedoch
ProduktivitatssteigerungundWertausgleicherreicht.

Quelle: Rheinhafengesellschaft Weil am Rhein mbH., 1995

4.1.4.2 LandeswasserstraBe Endhafen Rheinfelden

(Baden)

Hochrhein;

\" Der fur die Erfordernisse der GroBmotorschiffe ausgebaute Hochrhein-
abschnitt von Basel bis Rheinfelden ist verstarkt fur den Massenguter-
transport zu nutzen.

Vv Fur den Endhafen der Rheinschiffahrt in Rheinfelden (Baden) mit seiner
begrenzten Umschlag-Kapazitat und vielfaltigen Nachteilen ist auf dem
Gemeindegebiet Rheinfelden ein verkehrsgunstiger, landschaftsver-
traglicher Alternativstandort auszuweisen.

Vv Neue Werksumschlagsanlagen zwischen Grenzach-Wyhlen und Rhein-
felden sind erhohten Umweltschutzanforderungen zu unterstellen.

\" Der Regionalverband schlagt gegenuber dem Land Baden-Wurttem-
berg vor, in der Fortschreibung des Landesentwicklungsplanes und im
Generalverkehrsplan die Forderung nach Offenhaltung der Landeswas-
serstraBe Hochrhein von Rheinfelden bis in den Raum der Aaremun-
dung aufzugeben.

\" Aus Grunden des Landschaftsschutzes und der Okologie soll auch auf
die Offenhaltung der Gewasserstrecke zwischen dem Raum der Aare-

mundungund Schaffhausen fur die GroBschiffahrt endgultig verzichtet
werden.

Begrundung

Dieinternationale Rheinschiffahrt fur den Guterverkehr hat in Rheinfelden (Baden) ihren End-
punkt.

Der Hafen in Rheinfelden hat derzeit nur begrenzte regionale Bedeutung. Die als Parallelhafen
angelegte Umschlagsstelle erfullt Umschlagsfunktionenfur das deutsche Hochrheingebiet. Ab
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Rheinfelden werden die industriellen GroBbetriebe des mittleren Hochrheingebietes von
Waldshut-Tiengen bis Rheinfeldenin erster Linie mit Massengut (Trockengut) bedient. Das
Volumen des Empfangs (Bergfahrt) Ubersteigt bei weitem das Volumen des Versandes
(Talfahrt).

Die abgeschlossene Sanierung der Schleuse am Kraftwerk Augst-Wyhlen mit gleichzeitiger
Verlangerungauf 110 Meter Schleusenlange, war Voraussetzung fur den langerfristigen Fort-
bestand eines Hafens in Rheinfelden (Baden). Nur durch die Schleusenverlangerung wurde
es den zwischen Rotterdam und Birsfelden verkehrenden GroBmotorschiffen moglich,
Rheinfeldenanzulaufen.

GroBenordnung, Kapazitat und Einrichtungendes Hafens Rheinfelden sind heute im wesent-
lichen die gleichen wie im Grundungsjahr 1933. Fehlende Erweiterungsmoglichkeitender nicht
vorhandene GleisanschluB und schiffahrtstechnische Mangel sind nicht behebbare Stand-
ortnachteiledes heutigen Endhafens. Sie schlieBen eine nennenswerte Steigerung der Um-
schlagsleistungen, die im Interesse der starkeren Nutzung der Transportkapazitaten auf dem
Wasserweg geboten ware, aus. Daruber hinaus belastet der derzeitige Hafen Rheinfelden als
Quelle von Larm- und Staubentwicklungen sowie durch die Lkw-Verkehrsbelastungen
benachbarte Wohngebiete in erheblichen Umfang. Stadtebaulich ware es winschenswert,
das heutige Hafengebiet mit seiner attraktiven Stidhanglange am Rhein umzunutzen und als
stadtnahes Gebiet einer anderen Nutzung zuzufuhren.

Die Stadt Rheinfelden hat 1991 eine Standortuntersuchung unter Einbeziehung der beste-
henden Hafenanlage und mehrerer denkbarer Alternativstandorte erstellen lassen.

Die Untersuchung belegt eindeutig, daB zukunftig die Funktion des Endhafens der Rhein-
schiffahrt nur von einem neuen Hafen westlich des Stadtgebietes von Rheinfelden erfullt
werden kann. Von besonderer Bedeutung ist in diesem Zusammenhang der geplante Auto-
bahnbau in Rheinfelden mit der A 98 sowie der A 861 als Querspange zwischen der deut-
schen A 98 und der schweizerischen N 3. Durch einen Hafenstandort mit GleisanschluB3 in der
Nahe der A 861 und der AnschluB3stelle Rheinfelden-Warmbach kdbnnten gunstige Vor-
aussetzungen fur die Verknupfung der Verkehrstrager Schiene, StraBe und WasserstraBBe
erreichtund die Moglichkeiten fur die Bedienung eines gegenuber heute wesentlich groBeren
Gebietes geschaffen werden. Durch die starkere Nutzung des Schiffstransportes bis
bzw. ab Rheinfelden ware auch eine Verringerung des StraBenguterverkehrs im Verdich-
tungsraumWeilam Rhein-Lorracherreichbar.

Der Regionalverband schlagt vor, im Westen des Stadtgebietes von Rheinfelden einen neuen
Hafenstandort auszuweisen, der die Bedingungen "gute VerkehrserschlieBungauch Uber die
Schiene" und "landschaftliche Einbindung" erfullt und gleichzeitig zur Verbesserung der
stadtebaulichen Entwicklung in Rheinfelden fuhrt. Die Stadt Rheinfelden ist bei der Verlegung
des Hafens auf die Unterstutzung von Land, Bund und EG angewiesen. Die Stadt Weil am
Rhein mit einem eigenen Rheinhafen schlagt wegen moglicherUberkapazitaten neue Formen
der Zusammenarbeit mit Rheinfelden vor.
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Tabelle 4.1.4-15 Verzeichnis der Orte, Hafen, Brucken, Fahren und Schleusen zwischen
Rheinfelden und Birsfelden

(Hafen, Umschlagstellen und Verladestellen sind durch fette Schrift hervorgehoben. Brucken durch
kursive Schrift; P = Personenfahre. Fassungsvermogen der Schutzhafen in 1000-t-Schiffen)

Hochrhein zwischen Rheinfelden und Basel

Rechtes Ufer km Linkes Ufer Brucken, Fahren,
Schleusen
Wasser- | Bezeichnung Eintlg. Bezeichnung Wasser- Durch | Li.Ho. Nutz- Lange
baubeh. ab baubeh. fahrts- | Uber bare
Staat, Kon- Staat, off- HSW Breite
Land stanz Land nung m*) m m
RP 0,00 Konstanz
Freibg./ (Mitte der Rheinbrucke)
Baden- 148,25 Pegel Rheinfelden (Schweiz) Baudep.-
Wirttbg. GlL.W 1982 :1.70 m Aargau
MW 1935/67:2.53m
Rheinfelden (Baden) Rheinfelden (Schweiz)
StraBenbriicke 149,20 Bogenbricke 1 ca 4.15 | 40,00
Rheinfelden +) 149,22 (Li.HO. auf einer Breite von
17 m vorhanden)
HafenanlagenRhein-
felden 149,71-
Mundung des Warm- 149,90
bach 150,90
153,57 Verladestelle d. Klingenthal-
muhle Kaiseraugst
Fahre Herten-Kaiser- 154,42 Kaiseraugst, Fahre P
augst 155,37 Baudepartementsgrenze
155,40 Mundung der Ergolz
155,50 Augst Baudir. 1 11,40
155,60 Schleuse Augst Basel- 6,00 110.00

mit Schleusenbriicke Landsch.
Hubhodhe 4,63 bis 6,65 m

Stauwehr und Kraftthaus | 155,74- Stauwehr und Krafthaus Augst

Wyhlen 155,90
157,50
Kiesverladestelle 157,40-
157,72

157,80 Schweizerhalle
159,15- | Entgasungsplatz

159,38
159,38- Hafenanlage Auhafen
160,98
Umschlagstellen fur 160,12
Flussigkeiten
Umschlagstelle fur 160,23
Feststoffe
u. Schiffsanlegest. 160,50
Grenzach 160,74
Umschlagstelle fur
Flussigkeiten 161,10- | Liegeplatz f. Tankschiffe, die

161,47 einen blauen Kegel nach
§ 3.37 RheinSchPV fuhren
mussen.

*) Die Hohen sind auf Pegel Rheinfelden + 4.30 bezogen
+) Obere Grenze des Geltungsbereichs der Schiffahrtpolizeiverordnung fur die Rheinstrecke
zwischen Basel und Rheinfelden

Quelle:Auszug aus WESKA '90 (Westeuropaischer Schiffahrts- und Hafenkalender 1990)
Binnenschiffahrts-Verlag GmbH, Duisburg-Ruhrort. Aktualisiertdurch das Regierungs-
prasidium Freiburg, Stand 1994

Werkumschlaganlagen bestehen sowohl am deutschen, wie am schweizerischen
Hochrheinufer.In Grenzach schlagen die Firma Ciba-Geigy und die deutsche Hoffmann-La
Roche um. In Wyhlen sind zwei Kiesverladestellen genehmigt. Beidseits des Rheines (auf
deutscher Seite in Wyhlen) liegen Antrage vor, Kiesumschlag als Werkumschlaganlage auf
bestehendem Betriebsareal einzurichten. Die Moglichkeit, Kiestransporte von der StraBe auf
den Wasserweg zu verlagern, wird vom Regionalverband unterstutzt. Der Eingriff in das

167



Regionalplan 2000 - Bereiche fur Trassen und Infrastruktur

Hochrheinufer mufB3 dabei durch Nutzung moderner béschungsschonener Bauweisen (mit Steg
statt Spundwand) minimiert werden.

Entsprechend LEP 1983 und in Ubereinstimmung mit dem deutsch-schweizerischen Vertrag
vom 28. Marz 1929 ist der Hochrhein zwischen der Aaremundungund Rheinfelden fur einen
spateren Ausbau offenzuhalten. Der Schweizerische Bundesrat regelt die Offenhaltung in der
"Verordnung Uber die Freihaltung von WasserstraBen" vom 21.04.1993.

In Abstimmung mit dem benachbarten Kanton Aargau, der in einem Schreiben von 1992 an die
Schweizer Bundesregierung die Auffassung vertrat, daB Flusse und ihre Ufer nicht als Ver-
kehrswege, sondern als wichtige dkologische Gebiete betrachtet werden, die unbedingt zu
schutzen seien, ist auch der Regionalverband der Auffassung, daB3 diese Bindung entfallen
sollte. Der Regionalverband ersucht deshalb die Landesregierung, im nachsten LEP und im
GVP auf die Offenhaltung des Hochrheins oberhalb von Rheinfelden fur die GroBschiffahrt
sowohlim Abschnitt Schaffhausen-Aaremundung, als auch im Abschnitt Aaremundung-Rhein-
felden zu verzichten.

Fur die Personen-Binnenschiffahrtund die Sportschiffahrt auf dem Rhein zwischen Neuhau-
sen (SH) und Rheinfelden gelten gemeinsame Regelungen Baden-Wurttembergs und der
Schweiz aus dem Jahr 1991. Sie regeln u.a., daB Boote aus Grunden des Uferschutzes nur
an bestimmten Stellen zu Wasser gelassen, und daB bestimmte Zonen mit Wasserpflanzen
nicht befahren werden durfen und sie setzen Zonen fur das Wasserskifahren auf dem Hoch-
rhein fest.

Im Falle spaterer Verhandlungen mitder Schweiz Uber den Vertragvon 1929 ist deshalb dar-

auf hinzuwirken, daB auf eine Offenhaltung und einen Ausbau aus Grunden des Landschafts-

schutzes und der Okologie endgultig verzichtet wird (LandtagsbeschluB vom 23.03.1972).

Auch die Verkehrsempfehlung '94 der Deutsch-schweizerischen Raumordnungskommission
schlagt vor: "Dabei ist auf die Offenhaltung der Gewasserstrecke zwischen dem Raum Aare-

mundung und Schaffhausen fur die GroBschiffahrt aus ©kologischen und landschaftlichen
Grunden zu verzichten." Bei der Erneuerung von Konzessionen der Hochrheinkraftwerke
oberhalb der Rheinbruicke Rheinfelden und den Baulasttragern von Rheinbrucken sollen keine

Auflagenim Hinblick auf einen modglichen GroBschiffahrtsausbau gemacht werden.

Die Offenhaltung des Hochrheins oberhalb der Briucke von Neuhausen ist in den Staatsver-
trag von 1929 einbezogen. Die nationale Durchfuhrungder Offenhaltung erfolgt gem. § 4 des
Staatsvertrages zum Ubereinkommen Uber die Schiffahrt auf dem Bodensee vom 1.06.1973.

4143 Linien- und Ausflugsschiffahrt auf Bodensee und Rhein

\" Es wird vorgeschlagen, das Angebot der Personen- und Aus-
flugsschiffahrt auf dem Bodensee, zwischen Konstanz und Schaffhau-
sen, auf dem Hochrhein und auf dem Oberrhein als Vorschlag fur den
Fremdenverkehr, die Naherholung und als grenzuberschreitendes
OPNV-Angebot fur den Berufsverkehr zu verbessern.

Begrundung

Der Personenschiffsverkehr auf dem Bodensee und zwischen dem Untersee und Schaffhau-
sen tragt wesentlich zur ErschlieBung des Bodensees als Ferien- und Ausflugsgebiet bei.
Eine Erweiterung von Hafenanlagen und Schiffslanden ist fur den Passagierverkehr nicht not-
wendig. Es sollte jedoch das Angebot fur den Fremdenverkehrdurch betriebliche und organi-
satorische MaBnahmen sowie durch Fahrplanverbesserungen und jahreszeitliche Ausweitung
erweitert werden. Mit einer Fahrverbindung Gaienhofen-Steckborn/TG kdnnte fur die gesamte
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Hori ein direkter AnschluB an den Schienenpersonennahverkehr in der Fahrbeziehung Kon-
stanz/Kreuzlingen-Schaffhausen geschaffen werden. Es wird vorgeschlagen, eine Stadte-
schnellverbindung Konstanz-Friedrichshafen Uber den Bodensee nach Prufung der wirtschaft-
lichenTragfahigkeitundderUmweltvertraglichkeiteinzurichten.

Das Mittelzentrum Radolfzell ist in die Linienschiffahrt Schaffhausen-Konstanz-Kreuzlingen
einzubeziehen.

Eine deutliche Verbesserung des Fremdenverkehrsangebots auf dem Hochrhein wurde durch
die Ausflugsschiffahrt im Sommer in den Abschnitten Eglisau-Rheinau-Rheinfall, Eglisau-
Rheinsfelden, Bad Sackingen-Laufenburg-Hauenstein und Bad Sackingen-Schworstadt so-
wie durch einige Personenfahren, die den Hochrhein queren, geschaffen.

Die Basler Personenschiffahrts-Gesellschaft AG. betreibt im Sommer von Basel aus die regio-
nale Personen- und Ausflugsschiffahrt zwischen Rheinfelden (Kt. AG) und der Schleuse
Kembs (Departement Haut-Rhin) sowie nach Breisach und Mulhouse. Die Anziehungskraft
dieser Einrichtung im unteren Hochrhein fur den Fremden-und den Ausflugsverkehr kann durch
die Einbeziehung deutscher Gemeinden in das Netz der Anlegestellen gesteigert werden.

Internationale Ausflugsschiffe verkehren im Sommer regelmaBig zwischen Basel und Rotter-
dam, ohne in der Region anzulegen.

4144 Kraftfahrzeug- und Personenfahre Konstanz-Meersburg

\" Die stadtische Fahrverbindung Konstanz-Meersburg ist unter Beach-
tung des Teilregionalplanes Bodenseeufer dem wachsenden Bedarf an-
zupassen.

Begrundung

Die groBte Binnenfahrverbindung Europas ist Teil der B 33. Sie besitzt Uberregionale
Bedeutung fur den Wirtschafts-, Berufs- und Fremdenverkehr.

Tabelle 4.1.4-16 Fahre Konstanz-Meersburg (in Mio.)

1980 1982 1984 1986 1988 1990 1992
Personen 4.7 4,9 4,9 5,0 5,3 5,8 55
Kraftfahrzeuge 1,5 1,5 1,6 1,7 1,8 1,9 1,8
dav. Nutzfahrzeuge 0,174 0,170 0,179 0,181 0,180 0,181 0,163
(Lkw usw.)

Quelle: Stadtwerke Konstanz 1994

Die stundliche Beforderungsleistung betragt z.Zt. rd. 570 Pkw-Einheiten. Der Ersatz des
Fahrschiffs Nr. 5 THURGAU durch das neue leistungsfahigere Fahrschiff KREUZLINGEN
steigert die jahrliche Beforderungsleistung um rd. 120.000 Pkw. In Verkehrsspitzenzeiten
kbnnen sechs Fahrschiffe gleichzeitigden Obersee queren. Mit dem Neubau verringern sich
die Staus auf den Fahrevorplatzen in Konstanz-Staad und Meersburg.

Landseitig wird die Erweiterung des Fahrehafens in Staad nach Norden um zwei Fahr-
schiffliegeplatze einschlieBlich Betriebsgebaude und Krananlage und um den Liegeplatz fur
das Olwehrschiff notwendig, um den Wartungs- und Reparaturbetrieb vermehrt in Regie der
Stadtwerke zu bewaltigen.
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Nach den Vorgaben des Teilregionalplanes und in Absprache mit dem Seenforschungsinstitut
Langenargen ist bei der Erweiterung die Form der neuen Mole so zu wahlen, daB sich die
Stromungsverhaltnisse vor Staad verbessern. Die Uferzone im Bereich des Fahrehafens mu3
fur den Publikumsverkehr zuganglich bleiben.

Auf eine feste StraBenverbindung Uber den Bodensee mit umfangreichen landseitigen Zu- und
Abbringern sollte aus Grunden des Natur- und Umweltschutzes sowie der Landschaftspflege
verzichtet werden.

415 Luftverkehr
4.1.5.1 Flughafen fur die Region
G Fur die groBraumigen, internationalen und nationalen Verbindungen im

Linien-, Fracht- und Charterflug sind die nahe zur Region gelegenen
Flughafen Zurich- Kloten, EuroAirport Basel-Mulhouse-Freiburg, Fried-
richshafen und Altenrhein zu nutzen; der Landesflughafen Stuttgart bie-
tet der Region internationale Verbindungen.78

Vv Eine Verbesserung der Verbindungen zu diesen funf Flughafen ist anzu-
streben.
G Durch volkerrechtlich verbindliche Regelungen sind grenznahe Sied-

lungs- und Fremdenverkehrsgebiete der Region im Bereich von An-
und Abflugstrecken bzw. unter Luftwarteraumen der internationalen
Flughafen Zurich-Kloten und EuroAirport Basel-Mulhouse-Freiburg vor
vermeidbaren Beeintrachtigungen und Belastigungen durch Fluglarm,
Schadstoffbelastung und vor Gefahren des Flugverkehrs zu schutzen.”®

\" Die im Stadium der Vorplanung befindliche Erweiterung der Start- und
Landebahnen am EuroAirport ist grenzuiberschreitend abzustimmen.

Begrundung

Uber die internationalenFlughafen Zurich-Kloten, EuroAirport Basel-Mulhouse-Freiburg, Stutt-
gartund Uber die Flughafen Friedrichshafen und Altenrhein hat die Region nahe Anschlusse an
denFlugreiseverkehrmiteinemumfangreichenVerkehrsangebot.

Durch den weiteren Ausbau der Reiseangebote auf der Schiene und des FernstraBennetzes
sowie durch Bruckenbauten erhalt die Region unmittelbare Zubringer zu den naheliegenden
auslandischen Flughafen. Mit der geplanten Autobahnbrucke Marktim Zuge der A 98 und mit
der Weiterfuhrung der A 81 nach Suden wird die Region direkt Uber regional bedeutsame Stra-
Ben und Uber vierstreifige FernstraBen an die Flughafen EuroAirport, Zurich-Kloten und nach
Norden zum Flughafen Stuttgart angeschlossen.

Der AnschluB3 des EuroAirports an das bestehende Schienennetz der SNCF wurde 1992 er-
neut gepruft. Die Studie kommtzu dem SchluB, dafB3 ein indirekter AnschluB mit einem neuen
Regio-S-Bahn-Halt" EuroAirport" an der SNCF-Hauptstrecke Basel-Mulhouse derzeit sinn-

78 Von der Verbindlichkeit ausgenommen
79 Von der Verbindlichkeit ausgenommen
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voller ware, als eine sehr kostenaufwendige direkte Einbindung des Flughafens in die Hauptli-
nie.

Aus dem Wiesental ist die Einrichtung eines Flughafenbusses uber Basel BadBf zum EuroAir-
porteinzurichten.

Der straBenseitige Zugang zum Flughafen Friedrichshafenwird auch durch die Weiterfuhrung
der A 98 ab Stockach-Ost als B 31neu erleichtert.

Der AnschluB des Oberzentrums Konstanz an den Flughafen Zurich-Kloten Uber das schwei-
zerische Schienennetz und die Verlangerungder Gau-Bahn nach Suden Uber Schaffhausen,
Winterthur zum Flughafen Zurich-Kloten sowie der DirektanschluB des Flughafens Frankfurt
a.M. Uber das DB-Erganzungsstreckennetz bringen entscheidende Reisezeitverkiirzungen im
Ubergang von der Schiene zum Luftverkehr. Der Schienenzugang zum Flughafen Friedrichs-
hafen wurde 1993 durch einen eigenen Haltepunkt an der BOB Friedrichshafen-Ravensburg
erleichtert.

In den letzten Jahren haben Starts und Landungen auf dem Flughafen Zurich-Kloten erheblich
zugenommen. Insbesondere durch den Anflugverkehr, der zu einem wesentlichen Teil Uber
das deutsche Hochrheingebiet verlauft, entstehen Larmbelastigungen, Schadstoffbelastungen
und Sicherheitsrisiken fur die grenznahen Gemeinden der Region.

Die Nutzung des Luftraumes Uber dem Hochrheintal und dem Sudschwarzwald hat ihre
Grundlage in einer deutsch-schweizerischen Verwaltungsvereinbarung uber An- und Abfluge
Uber deutsches Gebiet vom 17. September 1984. Da diese Vereinbarung von Schweizer
Seite in wesentlichen Teilen nicht eingehalten wird, sind zur Verminderung der Larmbelastigung
verkehrsbeschrankende und verkehrsleitende Regelungen sowie KontrollmaBnahmenvorzu-
sehen. Der Landkreis Waldshut hat zu diesem Zweck dem Bundesministeriumfur Verkehr so-
wie dem Schweizerischen Bundesamt fur Zivilluftfahrt einen umfassenden MaBnahmenkatalog
vorgelegt, der jetzt durch ein Gutachten auf seine Realisierbarkeituberpruft wird. An den Un-
tersuchungen sollen Sachverstandige von deutscher und Schweizer Seite beteiligt werden.
Zusatzlich wird geprift, wie der Betrieb des Flughafens nach deutschem Recht, insbesondere
nach den deutschen Larmschutzbestimmungen,zu bewerten ist. AuBerdemist zu prufen,
inwieweit die Ergebnisse dieser umfassenden Untersuchung sowie der Umfang der Nutzung
des deutschen Luftraumes in einer volkerrechtlichverbindlichen Regelung zwischen der Bun-
desrepublik Deutschland und der Schweiz verbindlich zu regeln ist.

Es ist darauf hinzuwirken, daBB vor dem Bau der geplanten Parallelpiste am EuroAirport Basel-
Mulhouse-Freiburg eine grenzuberschreitende Umweltvertraglichkeitsprufung unter deutscher
Beteiligung gefertigt wird. Der Bau einer Parallelpiste16/34 am EuroAirportdarf nicht zu einer
starkeren Fluglarmbeeintrachtigungder Siedlungs- und Fremdenverkehrsgebieteim Markgraf-
lerland fuhren. Eine Verlangerung der Querpiste 06/24 am EuroAirportzur Begunstigung eines
West-Ost-Flugbetriebes wird von der Region Hochrhein-Bodensee abgelehnt, da der Auf-
setzpunkt dieser Runway in Richtung 24 kaum zwei Kilometervom Mittelzentrum Weil am
Rhein entferntliegtund Larmpegelerhohungenim Verdichtungsraum Lorrach/Weilam Rhein die
Konsequenz waren.

Auch fur Bereiche von Anflug- und Abflugstrecken im Westen der Region sind mit der Schweiz
und mit Frankreichvolkerrechtlich verbindliche Regelungen zum Schutz der Siedlungs- und
FremdenverkehrsgebieteabzuschlieBen. Dabei ist insbesondere darauf zu achten, daB der
verdichtete Raum um Lorrach nicht durch Nachtfluge beeintrachtigt wird.

Der Trinkwasserspeicher Bodensee ist bei "fuel-dumping", dem Ablassen von unverbrauch-
tem Treibstoff aus Flugzeugtanks wahrend eines Fluges in Notfallen, grundsatzlich zu meiden.
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4.1.5.2 Verkehrslandeplatz Konstanz, Sonderlandeplatze und
Segelfluggelande

Vv Die direkte Anbindung des Raumes Konstanz an das Luftverkehrsnetz
ist durch Sanierung des Verkehrslandeplatzes Konstanz zu gewabhrlei-
sten.

\" Die Sonderlandeplatze und Segelfluggelande in der Region sind in ih-

rem Bestand als Einrichtungen des Flugsports, fur Hilfsfluge, fur den
Geschaftsverkehr und den Schulflug zu erhalten.

\" Auf dem Bodensee sind Starts und Landungen von Wasserflugzeugen
abzulehnen.

Begrundung

Der Verkehrslandeplatz Konstanz lag 1990 mit 9.588, im Jahr 1991 mit 7.078 Starts im unteren
Drittel der 13 Verkehrslandeplatze (Motorflug) des Landes mit mehrals 5.000 Starts. Von den
Starts des Jahres 1991 waren 37,5 % gewerbliche Fluge, davon nur 4 % Geschaftsreisen. Im
Entwicklungsprogramm"Verkehrslandeplatze in Baden-Wurttemberg" ist dem Verkehrslande-
platz Konstanz vom Land Baden-Wurttemberg die Aufgabe zugewiesen, die regionale Ver-
kehrserschlieBung zu verbessern, die sich jedoch nur auf den Raum Konstanz bezieht.

Der Gemeinderat des Oberzentrums Konstanz hat es 1990 abgelehnt, die Landebahn mit
einem festen Belag zu versehen. Der Planungsausschu3 des Regionalverbandes hat am
24.3.1975 im Rahmen der Diskussion des Bebauungsplanes "Flughafengelande" fur Gewerbe
und Industrie festgestellt, daB der bestehende Verkehrslandeplatz Konstanz nicht von regio-
naler Bedeutung sei.

Durch einen Pachtvertrag uber 15 Jahre, dem der Finanz- und WirtschaftsausschuBB des Ge-
meinderates Konstanz im September 1992 zugestimmthat, ist es der Flughafen GmbH Kon-
stanz gelungen, den Verkehrslandeplatz am bisherigen Standort zu sichern. Im Rahmen der
dringend notwendigen Sanierung des Platzes wird die Flughafen GmbH. ein neues Drainage-
system verlegen sowie die Graspiste einebnen, beluften und wieder verdichten. Verscharfte
Bedingungen fur die Flughafennutzer, wie larmwertabhangige Landegebuhren, zeitliche Be-
nutzungsbeschrankungen des Platzes und bessere Anfluganweisungen sollen helfen, die
Anwohnerklagenzureduzieren.

In Rheinfelden-Herten und Hilzingen-Binningen werden von Flugsportvereinigungen in der
Region Sonderlandeplatze unterhalten. Fur beide Platze wurden bisher keine beschrankten
Bauschutzbereiche nach § 17 Luftverkehrsgesetz festgesetzt.

Die Ausweisung von Bauschutzbereichen oder beschrankten Bauschutzbereichen nach § 17
LuftVG sollte angestrebt werden, um diese Einrichtungen auf Dauer zu sichern.

In Muhlhausen-Ehingen, auf Gemarkung Muhlhausen, liegt ein Hubschrauber-Sonderlande-
platz der Autobahnpolizei mit beschranktem Bauschutzbereich nach § 17 LuftvVG. Auf dem
Areal der PolizeidirektionLorrach konnte ein Sonderlandeplatz fur Polizei- und Rettungshub-
schraubereingerichtetwerden.

In Rickenbach-Hutten, Wutbschingen-Bohlhof, Hilzingen und Radolfzell-Stahringen befinden

sich Segelfluggelande. Fur Rickenbach-Hutten, Wutdschingen-Bohlhof und Radolfzell-Stahrin-
gen sind beschrankte Bauschutzbereiche nach § 17 LuftVG festgesetzt.
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Beim Betrieb der Anlagen mit beschrankten Bauschutzbereichen ist darauf zu achten, dal3
Siedlungs- und Erholungsgebiete vor vermeidbaren Belastigungen durch Fluglarmgeschitzt
werden.

Die Start- und Landebahnen und die An- und Abflugsektoren aller sieben Platze sind in der
Raumnutzungskarte des Regionalplanes dargestellt.

Die bestehenden Sonderlandeplatze (Segelfluggelande) sind aus Grunden des Larmschutzes
besonders wichtig: Durch den VFR-Betrieb (visual-flight-regulation) wird der Anflugkorridor des
Sinkflugs auf Zurich-Kloten nach oben gedrickt, so daB sich fur den Landkreis Konstanz eine
wesentlich gunstigere Larmsituation ergibt.

Plane privater Eigner von Wasserflugzeugen, den Bodensee als Start- und Landebahn zu
nutzen, sind aus Erwagungen zum Schutz des Trinkwasserspeichers abzulehnen. Eine Ge-
nehmigung wirde auch die Einfuhrung strengerer Abgasvorschriften fur Bootsmotoren un-
glaubwirdigmachen.

4153 Militarischer  Fluglarm

\" Die Region ist insbesondere in ihrem klassischen Fremdenverkehrsge-
biet Hochschwarzwald von Fluglarm durch militarische Tieffluge und zi-
vile Fluge zu entlasten.

Begrundung

Seit 11. Mai 1992 ist es strahlgetriebenen schweizerischen Militarflugzeugen untersagt, am
Hochrheinim Tiefflug unter den nordlichen Einflugschneisen des Flughafens Zurich-Kloten und
Uber das Areal des KKW Leibstadt in West-Ost-Richtung unter Mitbenutzung deutschen Ho-
heitsgebietes zu patroullieren.

Geblieben ist die ebenfalls in West-Ost-Richtung verlaufende NATO-Tiefflugschneise im
Norden der Region als schwere Larmbelastung fur Bevolkerung, Urlauber und Touristen. Die
groBe wirtschaftliche Bedeutung des Fremdenverkehrsin den klassifizierten Kurorten und auf
den zum groBen Teil geschutzten Hochflachen der Urlaubslandschaft Schwarzwald verlangt
einedrastische Verminderungdes Larmsim Luftraum.

4.1.6 Nachrichtenverkehr

\" Die Versorgung der Region mit TELEKOM-Einrichtungen und -diensten
sowie mit Rundfunk- und Fernsehprogrammen ist flachendeckend si-
cherzustellen und den steigenden Anforderungen anzupassen. Aus
Grunden der Chancengleichheit muB auch im landlichen Raum, zeitgleich
mit dem Ausbau in den Verdichtungsraumen, eine ausreichende Bedie-
nungsqualitat gewahrleistet sein.

\" Beim weiteren Ausbau der Uber die Telekommunikationsnetze fuhren-
den Informations- und Kommunikationstechniken missen sowohl der
Bevolkerung, der Wirtschaft, den Hochschulen und den Behorden der
Region AnschluBmoglichkeiten und Kapazitaten zu bundesweit gleichen
Bedingungen zur Verfugung gestellt werden.
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Vv Auf politischem Wege ist sicherzustellen, daB die Entfernungsabhan-
gigkeit im Telefonverkehr und bei zukunftigen ISDN-Anwendern, die
heute eine massive Benachteiligung der landlichen und peripheren
Raume darstellt, weiter abgebaut wird.

Vv Bei der Telekommunikationsvernetzung von Wirtschaft und Hochschu-
len der Region zur Schweiz und nach Frankreich darf die Staatsgrenze
nicht entwicklungshemmend bleiben.

Vv Beim Aufbau von Richtfunkstrecken sind die Belange des Umwelt-
schutzes und die besondere landschaftliche Situation am Bodensee
und in den Hohengebieten des Schwarzwaldes zu beachten. Verkabe-
lungen sind nach Moglichkeit gebundelt mit anderen ErdbaumaBnahmen
durchzufuhren.

Vv Die Richtfunkstrecken, die in der Raumnutzungskarte dargestellt sind,
und die Versorgung mit Fernseh- und Rundfunkprogrammen sind vor
baulichen Hindernissen zu schuitzen.

\' Die bestehenden Anschlusse der Region an das Nachtluftpostnetz sind
sicherzustellen.

\" Die Postlaufzeiten fur grenzuberschreitende Sendungen im Bodensee-,
Hochrhein- und Oberrheingebiet sind zu uberprufen und zu verbessern.

Begrundung

Die Region verfugt bereits uber ein sehr dichtes Fernmeldenetz. Trotzdem mussen die Einrich-
tungen und Dienste der TELEKOM weiter an den wachsenden Bedarf angepaBt und mit der
Bauleitplanung der Gemeinden abgestimmtwerden.

Die Nahtarifzonen gleichen die Grenzlage einer Vielzahl von Ortsnetzen in der Region nur zum
Teil aus: Wahrend Ortsnetze im Binnenland eine Nahtarifzone von rd. 20 km Radius besitzen,
wurde die Grenz- und Randlage am Bodensee, Hoch- und Oberrhein durch Nahtarifzonen
von 25- max. 30 km Radius (Konstanz, Jestetten, Klettgau) berucksichtigt.

Die immernoch uberproportionalen Belastungen der Fernverbindungen durch die Tarifpolitik
der TELEKOM beeintrachtigen in den deutschen Grenzgebieten und in den landlichen
Raumen die Entwicklungsmoglichkeiten der Gemeinden und der Wirtschaft. Die
entfernungsabhangigen Tarife verstoBen gegen die Ziele der Raumordnungspolitik des
Bundes und des Landes, denn sie tragen dazu bei, Unterschiede in der Wirtschaftskraft
zwischen Verdichtungsraumen und peripheren Raumen zu verfestigen. Der Regionalverband
tritt mit dem Land Baden-Wurttemberg und der Wirtschaftsministerkonferenzder Lander dafur
ein, das jetzige System der Staffelung nach Entfernungszonen im Fernsprechdienst weiter
abzubauen und bei der Gebuhrenberechnung -auch bei dem im Aufbau befindlichen ISDN-
die Dauer der Inanspruchnahme des Leitungsnetzes verstarkt zugrunde zu legen.

Der werktagliche Zustelldienst der Post ist beizubehalten. Die dafur erforderlichenOrganisa-
tionsstrukturen sind weiterzuentwickeln.

Der Osten der Region ist zur Sicherstellung der Postzustellung E+1 (Auslieferung der Post am
Tag nach der Einlieferung)auf den NachtanschluB an den Flughafen Stuttgart angewiesen.
Ohne einen gleichwertigen Ersatz (z.B. uber den Flughafen Zurich-Kloten) kann derzeit nicht
auf den AnschluB an das immerwieder von der Einstellung bedrohte Nachtluftpostnetz ver-
zichtet werden.

Die grenzuberschreitende Postbeférderung am Bodensee, am Hochrhein und am Oberrhein
dauert wesentlich langer als im Inland. Dies behindert die Kooperation, ist ein kunstlicher

174



Regionalplan 2000 - Bereiche fur Trassen und Infrastruktur

Standortnachteil und ein Hindernis der grenzuberschreitenden Zusammenarbeit. Die Postlauf-
zeiten in die Grenzkantone der Schweiz und in das grenznahe Frankreichdurfen nicht langer
dauern, alsim nationalen Bereich.

Der z.Zt. laufende Aufbau des integralen, digitalisierten Fernmeldenetzes (ISDN) der TELE-
KOM sollte flachendeckend in allen Teilraumen der Region und moglichst zeitgleich vorgenom-
men werden.

Der Ausbau der "Neuen Medien" Breitbandkabel und Glasfasernetz in der Region mit Ubertra-
gungsmbglichkeitenvon Sprache, Text, Daten und Bildern schafft Chancengleichheitund In-
novation im Sinne der EntschlieBung der Ministerkonferenzfur Raumordnungvom 1. Februar
1989 "Zur Neustrukturierung des Post- und Fernmeldewesens". Er ist dabei ein
entscheidender Teil der Zukunftssicherung, der gleichzeitig auch ungehinderte Mobilitat
reduzieren kann. Voraussetzung ist allerdings der flachendeckende Zugang und eine
entfernungsunabhangigeGebuhrenstruktur.

Noch sind Grenzen beim Ausbau des modernen Kommunikationsnetzes, speziell zur
Schweiz, Hindernisse. Zwar sind Basel und Lorrach durch Glasfaserkabel bereits verbunden
(Stand: 1994), doch hochrheinaufwarts enden die nationalen Breitbandausbauprogramme
noch haufig vor der Staatsgrenze. Gerade im Bereich der Hochschulen und Fachhochschulen
sollten Uber den Rhein hinweg Kooperation und Vernetzung die heutigen, national begrenzten,
Ausbauplane ablosen.

Richtfunkstrecken zwischen Sendern, Richtfunkstellen und Empfangern sind besonders

empfindlich. Innerhalb der Richtfunkfelderund bei der Versorgung von Rundfunk- und Fern-
sehprogrammen sind aus funktechnischen Grunden bestimmte Luftraumbereiche -abhangig

von der Topographie sowie der Hbohe der Antennen Uber Grund- von Hindernissen
(Bebauung) freizuhalten. Die Richtfunkverbindungen sind wegen ihrer Versorgungsfunktion
raumbedeutsame, Uberortliche und schutzbedurftige Einrichtungenfur die Nachrichtentubermitt-
lung. Die Erganzung und Erweiterung des Richtfunknetzes durch den Bau groBerer und lei-
stungsfahigerer Richtfunkzwischenstellen bedarf nach § 107 Abs. 2 LBO keiner Baugenehmi-
gung, sondern lediglich eines Zustimmungsverfahrens bei der hoheren Baurechtsbehorde. Bei

der Planung von Relaisstellen, insbesondere in exponierten Lagen der Region durfen nicht nur
die rein technischen Gesichtspunkte, sondern mussen auch die erhbhten Anspruche an den

Umweltschutz und die landschaftliche Situation Berucksichtigungfinden. Dazu sollte eine Ab-

wagung in einem Raumordnungsverfahren einschlieBlich einer Umweltvertraglichkeitsprufung
erfolgen. Es gilt Plansatz 2.5.10 des LEP Baden-Wurttemberg 1983.

Damit fur die Fernmeldeanlagender TELEKOM Sicherungs- und SchutzmaBnahmen vorge-
nommen werden konnen, haben Bautrager und Behodrden bereits im Planungsstadium das
zustandigeFernmeldeamtzuinformieren.

Das Bedurfnis nach Information (Rundfunk und Fernsehen) 1aBt sich nicht ausschlieBlich durch
Nutzung der Satellitentechnikund durch eine fortschreitende Verkabelung erzielen. Insbeson-
dere derflieBende Verkehr kann nicht mit diesen Techniken erreicht werden. Somit sind die vor-
handenen terrestrischen Sendenetze auch in Zukunft unabdingbar. Die vorhandenen Sender-
standorte sind besonders schutzbedurftig. Neue Standorte sollen dort erschlossen werden
kbnnen, wo eine Unterversorgung abzusehen ist.
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4.2

Energie

Vorbemerkung

Energiepolitikkann nicht in dem begrenzten Raum einer Region betrieben werden. Trotzdem
hangt die Entwicklung von Regionen auch davon ab, in welchem Umfang die Ziele der
Energiepolitik des Bundes und des Landes jeweils in ihnen verwirklicht werden.

4.2.1

Energiepolitische Zielsetzung

Die Energieversorgung ist in allen Teilen der Region so sicherzustellen,
daB der Bevolkerung, der Wirtschaft und dem Verkehr ein ausreichen-
des, auch langfristig gesichertes, moglichst vielseitiges und umwelt-
freundliches Energieangebot zur Verfugung steht.

Vorrangiges Ziel ist eine Verringerung des Stromverbrauchs.
Die Energieberatung ist zu intensivieren.

Durch den Einsatz umweltschonender Energiearten ist ein Beitrag zu
leisten um die Belastung von Luft, Wasser und Boden mit Schadstof-
fen, Radioaktivitat und Warme unterhalb der festgelegten Grenzwerte
zu halten.

Auch bei der Standortwahl von Energieerzeugungs- und -versorgungs-
anlagen sind alle Umweltbelange, vor allem der Schutz der Landschaft,
zu beachten.

Der weitere Ausbau der leitungsgebundenen Energie, vor allem
Nahwarmesysteme, ist in enger Abstimmung mit dem regionalen Frei-
raum-, Siedlungs- und Verkehrskonzept zu verwirklichen.

Konzepte fur energiesparende Verkehrssysteme (6ffentlicher Verkehr)
sind verstarkt durch Bund, Land, Landkreise und Kommunen voranzu-
treiben und zu fordern.

Durch verdichtete Siedlungsformen ist der verstarkte Einsatz von
Kraft-Warme-Kopplung und Abwarmenutzung zu unterstutzen.

Die in der "Regionalen Energie- und Umweltanalyse" empfohlenen
MaBnahmen zur Energieverbrauchssenkung, zur Energieeinsparung und
zum verstarkten Einsatz erneuerbarer Energien in den Gemeinden sind
durch ortliche Energieversorgungskonzepte zu prufen und schrittweise
umzusetzen.8o

Durch eine Umgestaltung der Energiepreisstruktur ist ein Anreiz zum
Energiesparen zu schaffen.81

Aus Sorge Uber die Konzentration kerntechnischer Anlagen im schwei-
zerischen Hochrheingebiet fordert der Regionalverband fur die Bevol-

80
81
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kerung der Region auBerste Sicherheit und die Vermeidung jeder ge-
sundheitlichen Beeintrachtigung.82

Begrundung

Der energiepolitische Leitsatz Uber den Ausbau ist bereits im Energiewirtschaftsgesetz83 von
1935 verankert. Er gilt mit besonderem Gewicht fur die Grenzregion Hochrhein-Bodensee mit
ihrer Revier- bzw. Raffinerieferne zu Mineraldlprodukten, Kohle und Erdgas.

Der hohe Energiebedarf ist auch nach mehrerenFirmenschlieBungennoch kennzeichnend fur
die Industrie der Region Hochrhein-Bodensee. Die GroBtabnehmer von Industriestromkonnen
als Arbeitgeber nur weiterbestehen, wenn ihnen auch zukunftig Energievorzugspreise zuge-
standen werden. Energieeinsparpotentiale sind nach dem Stand der Technik voll auszu-
schopfen.

Unter den 12 Regionen des Landes liegt die Region Hochrhein-Bodensee 1992 mit der Region
Stuttgart und den drei Regionen am Oberrhein an der Spitze der Betriebs-Stromverbrau-
chem4; hier werden 8,7 % des Industriestromverbrauchs des Landes, das entspricht knapp
der Halfte des Industriestromverbrauchs des Regierungsbezirks Freiburg, benbtigt. Der
Westteil der Region ist mit Abstand starkster Industriestromverbraucher.Die Zuwachsraten
halten trotz des bereits vorhandenen Stromverbrauchsniveaus in der Region an. Der Ge-
samtenergieverbrauch der Industrie in der Region hat 1989 erstmals 1 Million t SKE uber-
schritten.

Trotz der extremen Revierferne sind die Betriebe der Region noch immerzweitgroBter Kohle-
verbraucher unter den 12 Regionen. 1992 verarbeiteten die Betriebe der Region 16 % der
Kohle, die in Baden-Wurttemberg verbraucht wurden.

Als Verbraucher von Heizol liegen die Betriebe der Region an 6. Stelle. Beim Verbrauch von
schwerem Heizol liegt die Region an 5. Stelle im Lande.

Mit einem, fur die Luftentlastung, groBen Sprung, schoben sich die Betriebe der Region 1992
beim Erdgasverbrauch auf die 2. Stelle unter den 12 Regionen des Landes.

Energiemangelgebiete bestehen in der Region keine: Die Energieversorgung istin den meisten
Teilraumender Region qualitativ und quantitativ gut. Das Hinzutreten weiterer Energiearten
belebt jedoch den Wettbewerb und gestaltet die Versorgung krisensicherer. Deshalb muf3
auch in der Region Hochrhein-Bodensee durch Differenzierung ein moglichst vielfaltiges Ener-
gieangebot vorhanden sein oder aufgebaut werden, das dem Verbraucherdie Wahl der Ener-
gieart UberlaBt, die seinen Anforderungenam ehesten dient. Die Versorgung weiterer Raume
mit Erdgas wird deshalb und aus Grunden der Schadstoffminderung von der Region unter-
stutzt. Der Einsatz regenerativer Energienist im Sinne der "Energie- und Umweltanalyse fur
die Region Hochrhein-Bodensee"85 zu verstarken.

Das "Energieprogramm 1991" des Landes weist in den Energiebilanzen nach, da3 u.a. durch
Umwandlung und Transport groBe Mengen an Energie (Uber 5 % des Stromverbrauchs)
"verloren gehen". Der rationelleund sparsame Umgang mit Energie muB3 auch deshalb eine
entscheidende Forderungan die Verbrauchergruppen Wirtschaft, Haushalt und Verkehr wer-
den.

82 Von der Verbindlichkeit ausgenommen

83 Gesetz zur Forderung der Energiewirtschaft (Energiewirtschaftsgesetz) vom 13.12.1935 RGBI. Teil 1,
Nr. 139, 1935

84 Verarbeitendes Gewerbe 1992, Quellenband, Statistisches Landesamt Baden-Wurttemberg

85 "Regionale Energie- und Umweltanalyse fur die Region Hochrhein-Bodensee", (1989-92) verbdffentlicht in

der Schriftenreihe ,Region Aktuell" des Regionalverbandes Hochrhein-Bodensee, Béande 12-15,
Waldshut-Tiengen
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ZurgleichmaBigeren Auslastung aller vorhandenen Energieerzeugungsanlagenund als Anreiz
zum Energiesparen sind weitere tarifliche Angebote der Energieversorgungsunternehmener-
forderlich.

Die rationellereNutzung von Energie sowie Strategien und MaBnahmen zum Ressourcen-,
Umwelt- und Klimaschutz werden landesweit im "Energiebericht 1990" und im "Energie-
programm 1991" erlautert. Die "Regionale Energie- und Umweltanalyse" zeigt fur das gesamte
Regionsgebiet, fur alle 99 Gemeinden, fur die Wirtschaft und fur den Sektor Verkehr auf, in
welchem Umfang, unter welchen Bedingungen und zu welchen Kosten der Energieverbrauch
gesenkt, Energie eingespart, erneuerbare Energien eingesetzt und Umweltbelastungen aus
Immissionenund Emissioneneingedammtwerdenkonnen.

Aus den umfangreichengutachterlichen Empfehlungen seien die MaBnahmen exemplarisch
genannt, die in der Region selbst aufgegriffen werden konnen:

* Verdichtung der Bebauung in Siedlungsbereichen,
* Warmedammungan Gebauden,

* Abwarme- und ProzeBwarmenutzung sowie Schaffung von Nahwarmeinseln mit Kraft-
Warme-Kopplungsanlagen,

* Substitution verschiedener Brennstoffe durch Erdgas,
» StarkereNutzungerneuerbarer Energien,

» Tarifliche Anreize zur gleichmaBigen Auslastung bestehender Stromerzeugungsanlagenund
zur Forderung des Stromsparens,

* Verminderung des Energiebedarfs und der NO,-Emissionenbeim Verkehr,

* Ausbau und verstarkte Forderung des dffentlichen Personennahverkehrs und

» verstarkte Verlagerungvon Transportgut von der StraBe auf die Schiene und den Was-
serweg.

Beim Einsatz aller empfehlenswerten MaBnahmen lieBen sich bis zum Jahr 2000 in der Region
Hochrhein-Bodensee bei Annahme des gleichen Gesamtenergiebedarfs in Bezug auf 1986
und deutlichen Verschiebungen zwischen den Energietragerndie SO,-Emissionen um 15 %

und die NO,-Emissionen um rd. 20 % senken.

Auf die Warmebelastung der Gewasser der Region und der Luft Uber der Region gehen je-
weils die Energieprogramme des Landes und mehrere Gutachten ein.

Die Luftschadstoffbelastung der Region wurde 1989 durch das Institut fur Meteorologie und
Klimaforschungder Universitat Karlsruhesé analysiert: "Sie liegt trotz einiger dicht besiedelter
Wirtschaftszentren und einiger stark befahrener Verkehrsadernweit unter dem Landesdurch-
schnitt, es werden nur 63 % des Schwefeldioxydwertes und nur 61 % des Stickoxydwertes
Baden-Wurttembergserreicht."

Die Forderungendes Umweltschutzes an die Trassierung von Hbdchstspannungsleitungen
werden im LEP 1983, in der Fachplanung "Hochstspannungstrassen"87 und im Energiepro-

86 Fiedler, Franz, Adrian, Gerhard und Kohler, Martin (1991): ,Untersuchung der Ausbreitung von
Luftschadstoffen in der Region Hochrhein-Bodensee®, Ergebnisbericht, verbdffentlicht in der
Schriftenreihe "Region Aktuell" des Regionalverbandes Hochrhein-Bodensee, Band 14, Waldshut-
Tiengen

87 Ministerium  fur  Wirtschaft, Mittelstand und Verkehr Baden-Wiurttemberg:  Fachplanung

FortsetzungFuBnotenachsteSeite
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gramm 1991 dargestellt. Die besondere Situation der Region Hochrhein-Bodensee bei den
Hoch- und Hochstspannungsleitungen wird im Plansatz 4.2.2.3 behandelt.

Auch bei Normalbetrieb aller Schweizer Kernkraftwerke, kerntechnischer Forschungsinstitute
und atomarerZwischenlager an der unteren Aare und am Hochrhein muB die Radioaktivitats-
belastung unter den deutschen Belastungsgrenzwerten bleiben. Die Gesamtbelastung des
deutsch-schweizerischen Hochrheingebietes durch diese Konzentration von Anlagen hat zwi-
schenzeitlich -auch psychologisch- Grenzen erreicht. Sie fuhrte dazu, daB der Regionalver-
band Hochrhein-Bodensee forderte, in unmittelbarer Nachbarschaft zur deutsch-schweizeri-
schen Grenze kein Schweizer Endlager fur hochradioaktive Abfalle anzulegen. Die schweize-
rischen Anstrengungen zur Entsorgung von hochradioaktiven Abfallen gehen in zwei Richtun-
gen. Zum einen werden Optionen der Endlagerung im Rahmen internationaler Projekte aktiv
unterstutzt; auf der anderen Seite wird die Moglichkeiteiner Endlagerung auf schweizerischem
Gebiet weiterhin abgeklart. Die dazu notwendigen Versuchsbohrungen werden so durchge-
fuhrt, daB bis zum Jahr 2000 ein Standortnachweis fur eine sichere Endlagerung moglich ist.
Internationale Vereinbarungenwerden beim Standortentscheid eingehalten.

4.2.2 Elektrizitatserzeugung und -versorgung
4.2.2.1 Grundlast
G Die Grundlast soll im bisherigen Umfang uber baden-wurttembergische

Kraftwerke und uber Grenzkraftwerke gedeckt werden.

Vv Dazu sind die Ausbaumboglichkeiten der bestehenden Hochrheinkraft-
werke zur vollen Energieausnutzung auszuschopfen.

\" Ein technisch machbares Hochrheinkraftwerk Koblenz-Kadelburg ist
dabei aus Grunden des Schutzes der letzten noch verbliebenen freien
FlieBstrecke des Hochrheines unterhalb des Rheinfalles nicht zu bauen.

Begrundung

Baden-Wurttemberg will auch in Zukunft seine Eigenerzeugung in ausreichendemMaBe wah-
ren und im europaischen Stromverbund mitwirken. Zur Deckung der Grundlast sind Importe
von auBerhalb erforderlich, wobei ein nennenswerter Teil aus der Schweiz, insbesondere aus
demKernkraftwerkLeibstadt, kommit.

Aus wirtschaftlichen Erwagungen ist die Stromerzeugung am Verbrauchsschwerpunkt sinnvoll,
um groBere Stromtransportkosten zu vermeiden. Die Laufwasserkraftwerke und die Kernkraft-
werke werden im Land u.a. zur Deckung der Grundlast eingesetzt. Fur eine ausreichende Ei-
generzeugung in Baden-Wurttemberg sind bis bald nach der Jahrtausendwende weitere
Kraftwerksbautenerforderlich.

Die betrachtlichen Wasserkrafte des Hochrheins (Strecke Bodensee-Aaremundung rd. 400
m3/s, Strecke Aaremiindung-Basel rd. 1000 m3/s bei Mittelwasser und 150 m Gefalle mit rela-

Fortsetzung-uBnote

"Hochstspannungstrassen in Baden-Wirttemberg". Staatsanzeiger 38/1981 und Stellungnahme der
Arbeitsgemeinschaft der Regionalverbande zu dieser Fachplanung vom 6.6.1979
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tiv ausgeglichenem AbfluBverhalten zwischen Bodensee und Basel) sind weitgehend ausge-
baut (Tabelle 4.2.2-16).

Tabelle 4.2.2-16 Kraftwerke im Hochrhein

A. Bestehende Anlagen

Kraft- Konzessionar Jahrd. Nutzge- Max. Mittlere Max. deut-
werks- Inbe- fallebei Nutz- Jahres- Lei- scher
standort trieb- mittl. was- brutto- stung Anteil
set- Wasser- | ser- erzeu- kW %
zung fuhrung menge | gung
(182Ta- cbm/s Mio
ge)m kWh/a
Schaff- Nordostschweizerische 1963 7,18 500 168 28.900 9
hausen Kraftwerke AG, Baden (NOK)
Rheinau Elektrizitatswerk Rheinau 1956 10,40 400 237 36.300 38,3
AG, Rheinau (ERAG)
Eglisau NOK, Baden 1920 11,10 400 234,5 | 34.000 7,2
Reckingen KW Reckingen AG, 1941 8,82 560 234 35.000 50
Kussaberg
Albbruck- Rheinkraftwerk Albbruck- 1934 9,78 1.100 569 84.900 )
Dogern Dogern AG,Freiburg (RADAG)
Laufenburg | KW Laufenburg, 1914 9,50 1.420 630 110.000 50
Laufenburg (KWL)
Bad Rheinkraftwerk Sackingen AG | 1966 7,54 1.450 485 73.600 50
Sackingen (RKS)
Ryburg- KW Ryburg-Schworstadt 1931 11,08 1.450 725 120.000 50
Schworstadt | AG, Rheinfelden (KRS)
Rheinfelden | Kraftubertragungswerke 1898 5,94 600 185 25.700 50
Rheinfelden AG,
Rheinfelden (KWR)
Augst ) Kraftwerk Augst AG (KWA) 1912 6,70 750 203 38.500
Wyhlen) KWR Rheinfelden (Baden) 1912 6,70 750 203 38.500 100
Birsfelden KW Birsfelden AG, 1955 8,08 1.500 534 88.200 39,85
Birsfelden (KWB)
*) X =46v. Normalstau
XX =35 v. Normalstau
B. Ausbaufahige Anlagen zur vollen Energienutzung
Kraftwerks- Nutzgefalle Nutzwasser- Mittl. Jahres- Mittl. Jahres- deutscher
standort bei MW m menge gesamterzeugung mehrerzeugung Anteil %
cbm/s Mio kWh/a Mio kWh/a
Rheinau 11,85 400 265,5 28,5 38,3
Eglisau 10,70 630 333,0 95,0 7,2
Reckingen 12,00 560 270,0 36,0 50
Neu-Rheinfelden 8,00 1.500 565 380 50

Die Realisierung dieser Ausbaumbglichkeiten laBt fur die Kraftwerke am Hochrhein einen
zusatzlichen Energiegewinn erwarten.

Quelle: Regierungsprasidium Freiburg - Abtlg. WasserstraBen

Nach dem derzeitigen Stand der Planungen (Tabelle 4.2.2-16) fur den Ausbau sind zur zu-
satzlichen Energiegewinnung folgende Manahmen vorgesehen:
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» Sohlenausbaggerungim Unterwasser,
* Einbau von Zusatzturbinen,
* Neubau des Kraftwerkes Rheinfelden.

Die Verwirklichungdieser MaBnahmen erhdht den Energiegewinn fur den Hochrhein um ca.
12 % = 540 Mio. kWh/a, wovon sich der baden-wurttembergische Anteil auf ca. 226 Mio.
KWh/a belaufen wird.

Die Sohlenausbaggerung im Hochrhein zwischen Laufenburg und Bad Sackingen, der Einbau
von 10 Straflo-Turbinen in das Kraftwerk Laufenburg und die Modernisierungdes Kraftwerks
Wyhlen sind abgeschlossen. Die umfangreichste MaBnahme im Hochrhein ist der Neubau des
Kraftwerks Rheinfelden oberhalb des ersten Hochrheinkraftwerks aus dem Jahr 1898, das
ersetzt wird. Die NeubaumaBnahme, die vom Land Baden-Wurttemberg und vom Kanton Aar-
gau als Konzessionsverleiher in der erneuerten wasserrechtlichen Konzession
festgeschrieben wurde, soll im Jahr 2004 ans Netz gehen.

Wegen der nicht gesicherten Wirtschaftlichkeitwurde die Konzession fur das technisch mogli-
che Laufwasserkraftwerk Koblenz-Kadelburg 1968 zuruickgegeben, obwohl Vorarbeiten be-
reits im Gange waren. Die Ufer und die Felspartien im Bereich dieses zuruckgestellten Projek-
tes sind zwischenzeitlich Bestandteil des "Bundesinventars schiutzenswerter Landschaften"
im Aargau bzw. als Naturschutzgebiet im Landkreis Waldshut ausgewiesen. Der Stromab-
schnitt soll als letzte freie FlieBstreckedes Hochrheins unterhalb des Rheinfalls erhalten blei-
ben.

4.2.2.2 Spitzenstrom

Vv Nach Prufung der 6kologischen Vertraglichkeit und der hydrogeologi-
schen Folgen ist in der Region zur Bewaltigung der Lastspitzen und als
Momentanreserve der Bau weiterer Pumpspeicherkraftwerke nur dann
vorzusehen, wenn andere technische Alternativen zur Spitzenlastuber-
nahme oder zum Spitzenlastabwurf nicht eingesetzt werden kénnen.

\' Es wird vorgeschlagen, den geplanten Standort fur einen Jahresspei-
cher Lindau im Schwarzenbachletal aufzugeben.

Begrundung

Die hohen Niederschlage auf der Schwarzwaldstidabdachung (2200 mmim langjahrigenJah-
resmittel), das fur Talsperren und unterirdische Hohlraume standfeste Grundgebirge (Granite,
Gneise u.a.), nutzbare Fallhdhenvon uber 600 m, ein Uberwiegend bewaldetes Einzugsge-
biet mit ausgeglichenen Abflussen und die ideale Erganzung der FluBregimeHochrhein einer-
seits und der Rheinnebenflusse zwischen Wutach und Wehra andererseits, boten sehr gute
naturliche Voraussetzungen fur den seit 1928 systematisch betriebenen Ausbau der Wasser-
krafte zur Pumpspeicherung in Verbindung mit naturlichen Zuflussen in der Region (Tabelle
4.2.2-17).

Zwei groBe Pumpspeicheranlagen sind in Betrieb: Die Schluchseegruppe mit den Kraftwerken
Hausern, Witznau und Waldshut und die Hotzenwaldgruppe mitden Kraftwerken Wehr und
Bad Sackingen.

Der Schluchsee dient als Jahresspeicher der Schluchseegruppe mit einem nutzbaren Inhalt
von 108 Mio. cbm;im langjahrigen Mittel flieBen 75 Mio. cbm dem Schluchsee zu. Der verblei-
bende Anteil wird durch die Speicherpumpen aufgefullt. Die Ubrigen Becken dienen als Tages-
oder Wochenspeicher, in ihnen kann das Wasser der jeweiligen Zuflusse gefaBt und zwi-
schengespeichert werden. Die Kraftwerke der Schluchseegruppe haben eine EngpalBleistung
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von insgesamt 490 MW, in ihren Speichern kbnnen insgesamt 150.000 MWh gespeichert
werden.

Die Werksgruppe Hotzenwald besteht aus den Kraftwerken Wehr und Sackingen. Das Kraft-
werk Wehr ist ein reines Pumpspeicherkraftwerk ohne naturliche Zuflusse. Es nutzt das
Hornbergbecken als Tagesspeicher und kann mit einer Beckenfullung 6,5 Stunden lang seine
volle Leistung von 980 MW abgeben. Lediglichdie Verdunstungsverluste am Hornberg- und
Wehrabecken werden ausgeglichen, in dem Wasser aus der Wehra entnommen wird.

Dem Eggbergbecken, das als Oberbecken des Kraftwerks Sackingen dient, flieBt Wasser
Uber die Fassungen des Dorfbachs, der Murg und des Ibachs zu. Der Rest wird nach Bedarf
mit gepumptem Wasser erganzt. Das Kraftwerk Sackingen hat eine EngpaBleistung von 370
MW.

Die bestehenden Anlagen sind in der Raumnutzungskarte des Regionalplanes dargestellt.

Das Hochdruckkraftwerk und die damit verbundene Pumpspeicherung der Schluchseegruppe
und die Pumpspeicherwerke der Hotzenwaldgruppe haben als Hauptaufgabe, Spitzenstrom
zur Deckung der verschiedenen Lastspitzen im Tagesverlauf zu erzeugen und an die Uberre-
gionalen Verbundnetze abzugeben. AuBerdem mussen kurzfristig Momentanreserven bereit-
gestellt werden kbnnen, die sich an der BlockgroBe thermischer Kraftwerke ausrichten. D.h. die
bestehenden und die noch geplanten Pumpspeicherwerke sollen bei Ausfall groBer thermi-
scher Blocke auch eine Breitbandleistung uber mehrere Tage ubernehmen kbnnen.

Die in der ursprunglichen Konzession festgesetzten Pflichtwassermengen sind aus heutiger
Sicht zu gering.

Tabelle 4.2.2-17 Pumpspeicherkraftwerke in der Region Hochrhein Bodensee in Betrieb

Kraftwerk Leistung

Schluchseewerk 490 MW
Hotzenwaldwerk, Unterstufe Sackingen 370 MW
Hotzenwaldwerk, Hornbergstufe 980 MW
insgesamt 1.840 MW
dav. Bezugsrechte anderer Bundeslander 920 MW

Quelle: Energieprogramm 1991 des Landes Baden-Wurttemberg
Schluchseewerk AG, Freiburg
Regionale Energie- und Umweltanalyse (siehe FuBnote 85)

Im Kuhmoos (Gemarkung Rickenbach) haben alle diese Kraftwerke, mit Ausnahme der
Schluchseegruppe, eine gemeinsame 220/380 kV-Freiluftschaltanlage und damit direkten
AnschluB3 an den europaischen Stromverbund. Die Schluchseegruppe speist 110 kV-seitig in
die Schaltanlage Gurtweil bzw. Tiengen ein.

Die Moglichkeit, weitere Pumpspeicherwerke zu errichten,ist grundsatzlich uberall dort in der
Region gegeben, wo ein ausreichend groBer Hohenunterschied vorhanden und Raum fur ein
Oberbecken und ein Unterbecken verfugbar sind. Die geologische Struktur des
Sudschwarzwaldes begunstigt den Bau. Bei reinen Pumpspeicheranlagen muf3 genugend
Wasser fur die Initialfullung der Becken zur Verfugung stehen (evil. aus zeitlich begrenzter
FluBuberleitung), danach gentigen geringe Wassermengen, die nur noch dem Ausgleich von
Verdunstungs- und Sickerverlusten dienen.

Erweiterungsplane fur die Pumpspeicheranlagen der Hotzenwaldgruppe existieren bereits seit
einigen Jahren. Die Realisierung hangt vom regionalen und Uberregionalen Bedarf an
Spitzenstrom, von der Situation im europaischen Verbund und von der
Umweltvertraglichkeitsprufung ab (Tab. 4.2.2-18).
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Tabelle 4.2.2-18 Pumpspeicherwerke der Hotzenwaldgruppe - mogliche Erweiterung

Kraftwerk Oberbecken Spei- Spei- Speicherin- Unterbecken Spei- Nennlei-
Hohe cher- cher- halt in MWh Hoéhe U.NN cher- stung
uber NN typ inhalt inhalt Turbinen/
in Mio in Mio Pumpen
m3 m3 in kW
Muhlegraben | Lindaubecken J 64,0 32.600 Eggbergbecken | 2,1 T=290000
934 muNN Fallh.234 m 700 mU.NN
Atdorf Hornberg Il T 8,0 10.700 Haselbecken 10,0 T=1060000
1016 mUNN Fallh.616 m 400mUNN
Sackingen Il | Hornberg Il T 8,0 4.300 Rhein 1,0+ T=88000
1016 mUNN Fallh.111m 289muNN 0,9
Haselbecken T 10,0
400muNN gesamt
18,0
Sackingen | | Lindaubecken J 64,0 57.300 Rhein 1,0 + T=370000
uber Eggberg- Fallh.411m | 289 muNN 0,9
becken
700muUNN

Folgende Annahmen liegen den Berechnungen zugrunde:

Der Speicher Lindau wird zu 30 % durch naturliche Zuflusse gefullt. Das Triebwasser aus dem
Speicher Lindau wird im Kraftwerk Muhlegraben genutzt und in das Eggbergbecken
abgefqeben. Vom Eggbergbecken wird es Uber das Kraftwerk Sackingen | dem Rhein
zugefuhrt.

Das Wasser aus dem Hornbergbecken Il wird Uber das Kraftwerk Atdorf dem Haselbecken
zugefuhrt. Beide Becken haben keine naturlichenZuflusse. Aus dem Haselbecken kann das
Wasser Uber das Kraftwerk Sackingen Il in den Rhein abgeleitet werden.

Quelle: Regionale Energie- und Umweltanalyse fur die Region Hochrhein-Bodensee (1989),
Region Aktuell 13, Waldshut-Tiengen, Anhang Tabelle 4.3

Zusatzlich zu den funf bestehenden Kraftwerken sollen nach den Vorstellungen der
Schluchseewerk AG. die Kraftwerke Atdorf und Muhlegraben entstehen. Auf den
Gemarkungen Gorwihl, Todtmoos, Ibach und Herrischriedist von der Schluchseewerk AG. im
Schwarzenbachletal der Speicher Lindau geplant, der, etwas kleinerals der Schluchsee, als
zweiter Jahresspeicher dienen soll. Als weitere Wochenspeicher sollen das Hornbergbecken
Il auf den Gemeindegebieten Herrischriedund Rickenbach und das Haselbecken auf den
Gemeindegebieten Bad Sackingen und Wehr entstehen. Mit diesen Anlagen kbdnnten
Fallhohen von 300 m und 600 m genutzt werden. Die zusatzlich installierte Leistung wurde bei
1.400 MW liegen. Die neu zu errichtenden Anlagen sollen mit den bereits bestehenden
verknupft werden, so daB sowohl die Versorgungssicherheitals auch der Einsatzbereich der
gesamten Anlagen optimiert werden. Insbesondere kbnnte damit die Bereitstellung von groBen
Leistungen auch Uber Zeitraume von mehreren Tagen ermoglicht werden.

Beim Bau und Betrieb der Atdorfstufe waren die Belange der exponiert hoch liegenden Hot-
zenwaldlandschaft und des Quellenschutzes in besonderem MafB3e zu berucksichtigen. Unter
Umstanden ergibt sich ein Zielkonflikt zwischen Wasserkraftnutzung (Bau des Haselbeckens)
und der Nutzung der Heilquellenin Bad Sackingen. Eine Umweltvertraglichkeitsstudieist vor-
zulegen.

Der Speicher Lindau wurde in seinem nordlichen Teil in das Landschaftsschutzgebiet Dachs-
berg ragen. Der Krai-Woog-Gumpen, ein besonders schones Beispiel fluvio-glazialer Arbeit im
Granit, das erst 1955 entdeckt wurde, wurde unwiederbringlich zerstort.

Der Regionalverband spricht sich aus landschaftlichen (Gletscher- und Moorrelikte), dkologi-
schen, hydrologischen und Artenschutz-Grunden gegen einen Speicher Lindau aus.
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4.2.2.3 Stromverteilung und -versorgung

G Bei der Neutrassierung von oberirdisch gefuhrten Hochspannungslei-
tungen sind die Belange der Raumordnung, der Wirtschaftlichkeit so-
wie der Schutz der Bevolkerung und Landschaft zu berucksichtigen.
Dabei ist grundsatzlich vor einer weiteren Zerschneidung der Land-
schaft eine Trassenbundelungauf bestehendem Gestange, mit beste-
henden Leitungstrassen oder Verkehrstrassen vorzusehen.

Bei Leitungsneubauten ist abzuwagen, ob bestehende Leitungen frei-
gegeben und abgebaut werden kobnnen.

Z Die Standorte fur Umspannwerke und Netzknoten, die in der Raumnut-
zungskarte dargestellt sind, sind in ihrer Funktion zu sichern.

\' Es wird vorgeschlagen, zu uberprufen, ob Gemeinden in ihrer Funktion
als Versorgungsgebiete flachendeckend von einem Konzessionstrager
versorgt werden konnen.

Begrundung

Die nichtformlicheFachplanung "Hochstspannungstrassen in Baden-Wurttemberg" des Mini-
steriums fur Wirtschaft, Mittelstand und Verkehr (Staatsanzeiger 38/1981) gibt erstmals einen
Uberblick Uber alle bestehenden und bis 2000 geplanten Hochspannungsleitungen uber 220
kV, und formuliert Leitlinien fur die Trassierung. Die Trassen dieser Fachplanung (Bestand und
gesicherte Planung) werden nachrichtlichin die Raumnutzungskarte des Regionalplanes Uber-
nommen.Zwischen Anfangs- und Endpunkt der in der Fachplanung gesicherten Hochspan-
nungsleitung muB mindestens eine ausreichende Trasse fur die spatere Verwirklichungfreige-
halten werden.

In den nach § 14 LplG vorgesehenen Raumordnungsverfahrenfur Hochspannungsleitungen
ist jeweils der Bedarfsnachweis durch den Antragsteller zu erbringen.

Anstelle des Baus neuer Leitungen ist in der Region grundsatzlich die Zusammenarbeit der
Energieversorgungsunternehmenmit Aufnahme neuer Leiterseile auf bestehenden, nicht voll
belegten, Gestangen vorzusehen, soweit dies unter Sicherheitsaspekten vertretbar ist.

Wo nicht vermeidbar, muB eine intensive Abstimmung mit den anderen im Regionalplan vor-
gesehenen Nutzungen und Zielen erfolgen um Mehrfachleitungen in "EnergiestraBen" zu errei-
chen. Charakteristische Landschaftsteile und Stadtbilder durfen durch Freileitungennicht mas-
siv beeintrachtigt werden.

Neue, gesicherte Erkenntnisse Ubergesundheitliche Folgen elektromagnetischer Felder sind zu
beachten.

Bundelungistinsbesondere erforderlichim Mittelbereich Bad Sackingen: Das Hochrheingebiet
liegt im Schnitt des europaischen Nord-Sud-Verbundbetriebes zwischen den Speicherkraft-
werken der Alpen und den Kohlekraftwerken am Rhein und ist mit den beiden Netzknoten
"Kuhmoos" (Gemeindegebiet Rickenbach) und "Laufenburg/Kaisten" (Kanton Aargau) der
Schwerpunkt des europaischen Stromverbundes. Hier ist die Landschaft bereits heute be-
sonders stark durch Freileitungen des Verbundbetriebes belastet. Fur zusatzliche Leitungser-
ganzungen im Versorgungs- und im Verbundnetz sind deshalb im Hotzenwald bei Raumord-
nungsverfahren die Belange des Umweltschutzes und des Fremdenverkehrsim besonderen
MaBe zu berucksichtigen.
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Die Moglichkeiten der Verkabelung mussen trotz der im Mittel 8-12fach hoheren Kosten gegen-
Uber einer Freileitung jeweils abschnittweise im Raumordnungsverfahren gepruft werden.

Die Versorgungsgebiete der Energieversorgungsunternehmenlehnen sich noch an die Ge-
meindegliederungvor 1972 an. Es ist zu prufen, ob z.B. durch Gebietsabtausch die Ge-
meindereformnicht auch von den EVU's nachvollzogen und damit eine Verwaltungsvereinfa-
chung betrieben werden konnte. Ziel sollte sein, ganze Gemeindegebiete jeweils einem
Stromversorgerzuzuordnen.

4.2.3 Erdgasversorgung

\" Zur Absicherung des Energiebedarfs, zur Verbesserung der Luftschad-
stoffsituation und in Gebieten mit haufigen Hochwasserereignissen ist
die Erdgasversorgung in der Region, insbesondere in den heilklimati-
schen Kurorten und Luftkurorten, weiter auszubauen, soweit Wirt-
schaftlichkeit in absehbarer Zeit zu erzielen ist. Zur Uberwindung dieser
Schwierigkeiten schlagt der Regionalverband eine gezielte Ausbaufor-
derung durch das Land im landlichen Raum vor.

\" Bei Erweiterung der die Region querenden europaischen Gas-Fernlei-
tungen ist grundsatzlich eine enge Parallelfuhrung zu bestehenden Gas-
Transitstrecken vorzusehen.

Begrundung

1992 ist das Erdgas am Primarenergieverbrauchin Baden-Wurttemberg mit 27,5 % beteiligt.
Dieser Wert stieg von 6,5 % im Jahr 1973 stetig. Die Energietragersubstitution, d.h. das
Ersetzen von Kohle oder Mineraldl durch Erdgas verfugt Uber das groBte Potential hinsichtlich
der Verminderungder SO, Emissionen: Bereits durch die Umstellung eines 12-Familien-

Hauses von Heizol EL auf Erdgas wird die umgebende Luft um

98,8 % SO,,

30,0 % NOy,
20,0 % CH,

96,0 % Staub und
20,8 % CO

entlastet.

1967 stellte die Badische Gas- und Elektrizitatsversorgungs-AG. zusammen mit dem Gas-
und Wasserwerk Basel und der schweizerischen Gasversorgung Mittelland GVM den An-
schluB an das Netz der Gasversorgung Suddeutschland GVS her, das damals bei Freiburg
endete. Die Umstellung des gesamten Netzes auf Erdgas erfolgte in den Jahren 1971/72. Die
GVS-Leitung quert als Teil des europaischen Erdgasverbundnetzes den Westen der Region
auf der generellen Linie Freiburg-Schliengen-Lorrach-Weilam Rhein-Basel, dient der BE-Bad.
Gas- und Elektrizitatsversorgungs-AG. als Vorlieferantund findet an der deutsch-schweizeri-
schen Grenze AnschluB an die GVM.

Die BE, Lorrach, versorgt das Oberrheintal von Steinenstadt (Region Sudlicher Oberrhein)
bis Weil am Rhein, das Kandertal von Eimeldingenbis Kandern, das Wiesental von Lbérrach
bis Zell-Atzenbach und das Hochrheintalvon Grenzach-Wyhlen bis Rheinfelden-Karsau mit
Erdgas.
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Im Oberen Wiesental von Mambach bis Todtnau stellt die EOW-, die "Energieversorgung
Oberes Wiesental GmbH." die Gasversorgung sicher.

Ab Ubergabestation Eichen (Stadt Schopfheim) versorgt die Gasversorgung Hochrhein GVH,
Sitz Waldshut-Tiengen, das Hochrheingebietvon Wehr bis Wutdschingen/Klettgau-Erzingen
bzw. Lottstetten als eigenstandiges Unternehmen. In Lottstetten wurde 1992 mit einer Hoch-
druckleitungder Druckstufe 70 bar der AnschluB an die Gasversorgung Ostschweiz GVO
hergestellt. Seither kann das Hochrheingebietvon Westen und von Osten versorgt werden.
Die im Regionalplan 80 geforderte Versorgungssicherheit wurde somit hergestellt. Die
Stadtwerke Bad Sackingen als Abnehmervon rd. 15 % des GVH-Gasumsatzes, betreiben
eine grenzuberschreitende Stichleitung in die aargauische Gemeinde Stein.

Der Westteil der Region wird von Schliengen bis Schworstadt von der TENP (Trans-Europa-
Naturgas-Pipeline) fur hochkaloriges Erdgas gequert. Diese Leitung wurde als Nord-Sud-
Achse von Holland nach Oberitalien im Jahre 1974 in Betrieb genommen.In der Region wird
seit 1978 bei Nordschwaben (Stadt Rheinfelden) aus einer Einspeisung fur die BE Gas aus
derTENPentnommen.

Erweiterungen des regionalen Gasleitungsnetzes um Efringen-Kirchen,Bonndorf, Jestetten,
um die nordlichen Stadtteile von Rheinfelden, Laufenburg und Waldshut-Tiengen, im Kander-
tal, im Wutachtal bis Stuhlingen und fur die heilklimatischen Kurorte im Norden der Region unter
Berucksichtigungder Wirtschaftlichkeitsind anzustreben. Fur die Versorgung Bonndorfs ware
dabeidie Zusammenarbeit mitder Freiburger FEW erforderlich, um moglichstkurze Wege durch
Gebiete ohne Abnehmer zu erzielen.

Die Gasversorgung sollte insbesondere in Gebieten, die haufig durch Hochwasserereignisse
heimgesuchtwerden,

Albtal von Menzenschwand bis Niedermihle,
* Klettgaugebietund
» im Bereich des Heilquellenschutzes Bad Sackingen

verstarkt zuganglich gemacht werden.

Mittelfristigist zwischen Rheinfelden und Bad Sackingen Uber Schworstadt ein Ringschluf3
Karsau-Brennet, der u.a. auch der Versorgungssicherheit dient, vorzusehen.

Unter dem Gesichtspunkt der Wirtschaftlichkeitist auch eine Gasversorgung des Bereichs
Kussaberg-Hohentengen einschlieBlich eines grenzuberschreitenden Verbundes zum aar-
gauischen Heilbad Zurzach zu prufen. Weitere grenzuberschreitende Losungen sind in
Laufenburg, Richtung Laufenburg (AG) und in Waldshut-Tiengen, Richtung Koblenz-Un-
teres Aaretal denkbar und in Abstimmung mit den Schweizer Nachbarn und den Konzes-
sionsinhabern planerisch zu prufen.

Der Ostteil der Region wird von Nordosten nach Sudwesten durch eine Versorgungsleitung
der GVS in der generellen Linie Pfullendorf-Stockach-Singen-Schaffhausengequert. Aus vier
regionalen Ubergabestationen in Pfullendorf, Winterspuren, Stockach und Schwarzehof
(Singen) wird dieser Raum versorgt.

In den beiden Mittelbereichen Singen und Radolfzell wird die Versorgung durch die Energie-
versorgung Singen GmbH. der CONTIGAS Deutsche Energie-AG. sichergestellt. Das Werk
verfugt Uber eine Hochdruckleitungnach Uberlingen mit AnschluB von Radolfzell. Eine von
Espasingen abzweigende AnschluBleitung beliefert seit 1952 das Unterzentrum Stockach.
Zwischenzeitlich ist auch die Singener CONTIGAS an das Landesnetz der GVS angeschlos-
sen. Das regionale Gasleitungsnetz der Energieversorgung Singen GmbH. wurde 1979 durch
eine Stichleitung in den Raum Engen, 1985 durch eine Zuleitung in den Raum Salem und 1991
durch Stichleitungen nach Gailingen und Hilzingen erganzt.
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Von Nordwesten nach Sudosten liegt die Fernleitung Rottweil-Konstanz der GVS diagonal
durch den Landkreis Konstanz auf der generellen Linie Tuttlingen-Stahringen-Konstanz. Aus
den darauf vorhandenen Ubergabestationen Stahringen und Konstanz wird einmal in das
Netz der CONTIGAS in Singen, zum anderen in das Versorgungsgebiet der Stadtwerke Kon-
stanz eingespeist.

Seit 1978 ist Konstanz an das Erdgasfernleitungsnetzder GVS angeschlossen. Neben Kon-
stanz werden auch neun Schweizer Nachbargemeinden am Sudufer des Untersees durch
eine 25 km lange Stichleitung von den Stadtwerken Konstanz versorgt. Uber eine Nieder-
druckleitung ist Ohningen (Lkr. Konstanz) mit der Reglerstation in Stein a.Rh. verbunden und
erhalt ebenfalls Gas aus Konstanz.

Die Gasversorgung in den nordlichen Stadtteilen von Konstanz ist im Aufbau begriffen.
Die Gemeinden Allensbach, Hegne und Reichenau (Festlandteil und Insel) werden Uber ein
Rohrnetz des Badenwerks mit Gas versorgt.

Um eine breitere Streuung des leitungsgebundenen Gasangebots auch in schwéacher struktu-
rierten Gebieten zu ermoglichen,sollte das Land wieder Fern- und AnschluBleistungen mit ei-
nerAnlaufforderungunterstutzen.

In der Raumnutzungskarte sind die europaischen Transitleitungen und die Hauptgasleitungen
derRegiondargestellt.

U.a. zur Abdeckung des Erdgasbedarfs muB die Transportkapazitat der Transitleitungssy-
steme, die die Region queren, erheblich erweitert werden. Der Regionalverband legt dabei
Wert auf eine weitgehende Parallelfuhrung neuer Gashochdruckleitungen zu bestehenden
Gasfernleitungen.

Stark steigend ist das Gas-Tank-Geschaft in den nichtgasversorgten Gebieten der Region.
Die Versorgung erfolgt durch Tanklastwagen.

424 Fern- und Nahwarmeversorgung und Kraft-Warme-Kopp-
lung
G Nah- und Fernwarmeversorgung sind in den Gemeinden der Region mit

hoher Warmebedarfsdichte anzustreben. Zur Verminderung der Ener-
gieverluste ist bei geeigneten Rahmenbedingungen eine Kraft-Warme-
Kopplung in Blockheizkraftwerken vorzusehen.

\" Ein Warmeverbundsystem ist in einer ersten Phase stufenweise mit
"Insellésungen" zu verwirklichen, welche die technischen Vorausset-
zungen fur eine spatere Einbindungin ein regionales Warmetransport-
netz berucksichtigen.

Begrundung

Fur die gekoppelte Erzeugung von Strom und Warme muB weniger Energie eingesetzt werden
als fur die getrennte Erzeugung von Strom in einem Kraftwerk und von Warme in einem Heiz-
werk oder in dezentralen Hausheizungen erforderlichware. Darin liegt der gemeinsame Vorteil
aller Anlagen zur Kraft-Warme-Kopplung (KWK).

Die KWK-Anlagen werden vor allem zur Fern- und Nahwarmeversorgung eingesetzt. Unter

Fernwarmeversorgung wird die Versorgung ganzer Stadtteile mit Warme verstanden, unter
Nahwarmeversorgung die Warmeversorgung groBerer Gebaude oder von wenigen, nahe
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beieinander liegenden Gebauden, wobei bei der alleinigen Versorgung eines groBeren Ge-
baudes mit Warme aus KWK-Anlagen auch von Warmeinseln gesprochen wird.

In der Region sind bisher nur kleinere Fernwarmeversorgungen vorhanden, da es weder
Kraftwerksstandorte noch Kraftwerke in der Region gibt, bei denen eine zukunftige Fernwar-
meauskopplung in Erwagung gezogen werden konnte. Der Anteil der Fernwarme am gesamten
Endenergieverbrauch der Region liegt noch unter 1 %. Wirtschaftlich arbeitende Fernwarme-
versorgungsbeispiele in der Region sind: Albbruck, Bad Sackingen, Grenzach-Wyhlen, Kon-
stanz und Schopfheim. Die Stadte Stockach und Waldshut-Tiengen haben Warmeinseln
aufgebaut, in denen durch den AnschluB weiterer Verbraucher und durch den Zusammen-
schluB der Warmeinseln eine Fernwarmeversorgung entstehen kdbnnte. Bad Sackingen strebt
an, 25 % des Gesamtstrombedarfs der Stadt aus nachwachsenden Rohstoffen und aus Ab-
warmenutzung selbst zu produzieren.

In der Region sind bisher (1994) 18 nicht-industrielleBlockheizkraftwerke zur Nahwarmever-
sorgung in Betrieb, von denen allerdings 10 mit Klargas zur Eigenversorgung von Klaranlagen
betrieben werden. Der Nahwarmeverbrauch in der Region liegt noch unter 0,1 % des End-
energieverbrauchs.

Die "Energie- und Umweltanalyse fur die Region Hochrhein-Bodensee" empfiehlt die Ausar-
beitung ortlicherEnergieversorgungskonzepte, um Entscheidungen zur Warmeversorgung im
Gebietausreichender Warmebedarfsdichte zu erleichtern.

Ein Warmeverbundsystem im Westen des Hochrheingebietes zwischen Waldshut-Tiengen
und Basel hatte zum Ziel, Abwarme, die bei der Elektrizitatserzeugungsowie bei der Bereit-
stellung von Energie fur Produktionsprozesse anfallt, zu sammeln, aufzubereiten und einer
Nutzung fur Warmeverbraucher zuzufuhren. Die wirtschaftliche Machbarkeit in mittel- bzw.
langfristiger Sicht ist nur unter der Annahme hdherer Brennstoffpreise und/oder hbherer Kosten
als Folge der Umweltschutzauflagen und/oder starker offentlicher Férderung gegeben. Auf
deutscher Seite wurden fur das Jahr 2000 folgende Stadte und Gemeinden in die Bestimmung
desWarmebedarfs mitaufgenommen:

Albbruck mit 4,5 MW-WarmeanschluBwert
Bad Sackingen mit 20 MW-WarmeanschluBwert
Dogern mit 2 MW-WarmeanschluBwert
Grenzach-Wyhlen mit 18 MW-WarmeanschluBwert
Laufenburg mit 3 MW-WarmeanschluBwert
Murg mit 2 MW-WarmeanschluBwert
Rheinfelden mit 21 MW-WarmeanschluBwert
Waldshut-Tiengen mit 18 MW-WarmeanschluBwert
Weilam Rhein mit 20 MW-WarmeanschluBwert

Die Generalversammlung WARHENO 1992 hat sich den Empfehlungen der "Regionalen
Energie- und Umweltanalyse fur die Region Hochrhein-Bodensee" angeschlossen und
verfolgt zukunftig ein Konzept der kleinen Schritte, vorerst ohne Einbezug des Kernkraftwerks
Leibstadt, aber unter Erhaltung des Gesamtkonzeptes:

1. Stufe: Bei einigen groBeren Verbrauchern werden Warmeinseln geschaffen,
die von einem gas- oder dlbefeuerten BHKW oder einem Abwarme-
lieferanten versorgt werden konnen.

2. Stufe: An diese Warmeinseln kbnnen sich im Laufe der Jahre nahegelegene
Verbraucher anschlieBen, so daB kleine Nahwarmenetze entstehen.

In der Laufzeit dieses Regionalplanes sollen Stufe 1 und 2 verwirklicht werden.
3. Stufe: Existieren in ausreichendem Umfang nebeneinander mehrere kleine

Netze, die von BHKW gespeist werden, so kann daraus ein gemein-
sames Fernwarmenetz entwickelt werden. Dabei kbnnen die in der
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Nahe des KKL gelegenen Gemeinden auch bereits an eine Versorgung
aus dem Kernkraftwerk angeschlossen werden.

4. Stufe: Nach der Ausdehnung dieser Fernwarmeversorgung auf Fernwarme-
netzes schlieBt sich die Zusammenfuh-rungder einzelnen Fernwarme-
netze an. Nun kdbnnen auch die weiter vom KKL entfernt gelegenen
Gemeindenmitaufgenommenwerden. Dies sollte jedoch erst dann er-
folgen, wenn die bis dahin erfolgten Preissteigerungen bei Ol und Gas
einen wirtschaftlichen Betrieb des Netzes in absehbarer Zeit erwarten
lassen.

Die Eidgenossenschaft ist bereit, zum Projekt WARHENO Bundessubventionen zu geben,
wenn auch verbindliche Zusagen uUber Forderungsbeitrageaus bdffentlichen Mitteln von deut-
scher Seite vorliegen. Das UmweltministeriumBaden-Wurttemberg setzt sich dafur ein, daB
WARHENO von deutscher Seite gefordert wird.

4.2.5 Erneuerbare  Energien

G Zur Verringerung der Luftschadstoffbelastung sind alle Moglichkeiten
der Nutzung erneuerbarer Energiequellen detailliert auf ihre
geeigneten Standorte hin zu untersuchen und starker als bisher unter
Beachtung der okologischen und 6konomischen Randbedingungen zu
nutzen.ss

\" Die Energieberatung der Gemeinden und der Bevolkerung ist zu
intensivieren.

Vv Dafur sind die in Programmen angebotenen Forderungsmoglichkeiten
der Europaische Union, des Bundes und Baden-Wurttembergs
auszuschopfen. Erganzt durch kommunale Zuschuisse sollen erneuerbare
Energiequellen naher an die Wirtschaftlichkeit herangefuhrt werden.

Begrundung

Die weltweite Energieversorgung beruht zu fast 90 % auf fossilen Energietragern,die die At-
mosphare mitdemklimaverandernden Verbrennungsprodukt CO, anreichern.

Erneuerbare Energien sind dagegen eine Moglichkeit CO,- freier oder zumindest CO,-neu-
tralerEnergieversorgung;denn

sie schonen die Ressourcen fossiler Brennstoffe,
sieverminderndie Importabhangigkeit,

sie vermeiden Umweltbeeintrachtigungenund

sie schaffen Arbeitsplatze vor Ort.

Eine gesicherte Energieversorgung ausschlieB3lich auf der Basis erneuerbarer Energietrager
wird auch mittelfristignicht moglichsein, trotzdem werden auf sie Hoffnungen angesichts der
klimabeeinflussenden Gefahren, sowie der sich abzeichnenden Erschbdpfung der Lagerstatten
fossiler Energietragergesetzt. "Um langfristig inr Potential ausschopfen zu konnen, wird es
eine der wichtigsten Aufgaben staatlicher Energie- und Umweltpolitik bleiben, die Erprobung

88 Von der Verbindlichkeit ausgenommen
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und Nutzung alternativer Energiequellenzu fordern sowie Forschung und Entwicklung in die-
sem Bereich kontinuierlich zu unterstutzen"ee.

Erneuerbare Energien zusammen mit Energieeinsparung und rationeller Energieverwendung
mussen langfristig eine Verbesserung der Umweltbedingungen auslosen. Die Probleme liegen
dabei nicht beim Potential, denn es ist zumeist vorhanden, sondern bei der fehlenden Wirt-
schaftlichkeit- verursachtdurchdie geringe Energiedichte.

Die Nutzung der erneuerbaren Energien ist in Deutschland bisher gering: Je nach Nieder-
schlagsmenge tragen sie zu der Stromversorgung zwischen 4,0 und 4,3 % bei; am Pri-
marenergieeinsatznur 2,5 %. Gutachten schatzen einen zukunftig moglichen Beitrag von
20 %.

Der Nutzung der Wasserkraft des Hochrheins ist ein eigenes Plankapitel 4.2.2.1 gewidmet.

Die Moglichkeiten der Verwendung regenerativer Energien in der Region Hochrhein-Bodensee
wurden in der "Regionalen Energie- und Umweltanalyse" ermittelt und in Vorschlage und
Empfehlungen fur alle 99 Gemeinden der Region umgesetzt und ihnen zuganglich gemacht.
Beispielhaft wurden vom Regionalverband neun Pilotprojekte in acht Gemeinden mit Unter-
stutzung der EU und unter Beteiligung dieser Gemeinden auf ihre Wirtschaftlichkeitund Um-
weltwertigkeitdurchgerechnetund die Realisierbarkeit uberpruft.

4.2.5.1 Wasserkraftnutzung durch Kleinkraftwerke

Vv Die seit 1991 wesentlich verbesserten Rahmenbedingungen fur die
Einspeisung von Strom aus kleinen Wasserkraftwerken in das offentli-
che Netz konnen fur die Reaktivierung stillgelegter Kleinkraftwerke, fur
die Modernisierung veralteter Anlagen und fur Neuanlagen genutzt
werden. Dabei ist eine ausreichend hohe Pflichtwassermenge und eine
Berucksichtigung der ortlichen okologischen Verhaltnisse sicherzustel-
len.

Begrundung

Deutschland erzeugt z.Zt. 4 - 4,6 % seines Stromes aus Wasserkraft; in Baden-Wurttemberg
werden 8 - 10 % des Stromes aus Wasserkraft erzeugt.

Die Nutzung der Wasserkraft ist eine ausgereifte Technik. Durch den verstarkten Einsatz die-
ses regenerativen Energietragerszu Lasten fossiler Brennstoffe werden CO2.Emissionen

verringert und das Ziel der Bundesregierung, bis zum Jahr 2005 den CO2.Aussto wesent-

lich zu reduzieren, unterstutzt. Land und Bund fordern deshalb, bzw. beabsichtigen, den ver-
starkten Einsatz regenerativer Energien zu fordern.

Der weitere Ausbau und der Neubau kbnnen auch in der Region Hochrhein-Bodensee weiter-
gefuhrtwerden, wenn die Okologische Vertraglichkeit nachgewiesen ist90 .

Unter dem Begriff Kleinwasserkraftanlagenwerden die Anlagen der Region mit einer Nennlei-
stung kleiner als 1500 kW zusammengefaBt, die an den Zuflussen zum Bodensee, zum

89 Quelle: Der Bundesminister fur Forschung und Technologie (1992): Erneuerbare Energien. Bonn.
20 Regionale Energie- und Umweltanalyse fur die Region Hochrhein-Bodensee" (1989), verbffentlicht als
~Region aktuell , 13, Waldshut-Tiengen
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Hochrhein und zum sudlichen Oberrhein liegen, mit Ausnahme der Kraftwerke der Schluchsee-
und der Hotzenwaldgruppe.

1988 arbeiteten in der Region Hochrhein-Bodensee 156 Kleinwasserkraftanlagen mit Ausbau-
leistungen zwischen 2 und 1000 kW. Die mogliche Steigerung der Leistung durch Modernisie-
rung wird mit durchschnittlich20 % angegebend!. Die wasserbaulichen, mechanischen und
elektrischenVerbesserungen sind im allgemeinen nicht genehmigungspflichtig (kein wasser-
rechtliches Verfahren), solange Fallhbhe und Ausbaudurchflu nichterhbht werden.

Vom Institut fur Wasserkunde und Kulturtechnik der Universitat Karlsruhe wurden 1986 im Gut-
achten "Ermittlungder Wasserkraftpotentiale von Baden-Wurttemberg" fur die Region Hoch-
rhein-Bodensee 50 stillgelegte Kleinanlagen mit uber 20 kW Ausbauleistung ermittelt, die als
reaktivierbar gelten. Sie besitzen eine Gesamtausbauleistung von uber 5600 kW. Bei Beibe-
haltung der ursprunglichen Ausbaugrade belauft sich das Jahresarbeitsvermdgen dieser
Kleinwasserkraftanlagen auf 31 GWh.

Der Kreis Lorrach besitzt -speziell an der Wiese- offensichtlichdas weitaus groBte Potential
zur Revitalisierung, wahrend in den Landkreisen Konstanz und Waldshut nur wenige geeig-
nete Anlagen vorgefunden wurden.

Die Wiederinbetriebnahme von Kleinkraftwerken mit Wasserkraftnutzung am fruheren Standort
soll auch in Landschaftsschutzgebieten zugelassen werden, solange noch Anlagenreste vor-
handen sind.

Neuanlagen waren -nach den Untersuchungen der Universitat Karlsruhe im Auftrag des Lan-
des- nur an den Flussen der Schwarzwaldsudabdachung moglich.

Im Abwagungsproze3 zwischen dem Einsatz regenerativer Energien und den Belangen des
Natur- , Landschafts- und Biotopschutzes ist eine Oko-Gesamtbilanz zu erstellen, in der die
Chancen der Luftreinhaltungund der Schutz der Erdatmosphéare angemessen zu gewichten
sind. Durch ausreichend hohe Pflichtwassermengen sind die Belange des Gewasserschutzes
sicherzustellen.

4.2.5.2 Solarenergienutzung

y4 In den Gemeinden der Region ist die verstarkte Nutzung der Solar-
energie -auch durch entsprechende Vorgaben in Bebauungsplanen- zu
unterstutzen. 92

Vv Aufgrund gunstiger Rahmenbedingungen sollte in den Gemeinden der
Region die Moglichkeit solarthermischer Warmwasserbereitungs-
anlagen gepruft werden.

Begrundung

Ein Problem bei der thermischenNutzung der Sonnenenergie in unseren Breiten ist die jah-
reszeitliche Diskrepanz zwischen hohem Angebotim Sommer und hoher Nachfrage im Winter.
Der groBe Vorteil der Sonnenenergie hingegen liegt darin, daB in Zeiten hdchster Ozonbela-
stungen umweltfreundlich Strom und Warme erzeugt werden.

91 siehe FuBnote 89
92 Von der Verbindlichkeit ausgenommen
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Relativ gunstig stellt sich die solare Warmwasserbereitung in unseren Breiten dar. Die Vorteile
einer solarthermischenWassererwarmung in den Bereichen, die eine zumindest naherungs-
weise dkonomische Rentabilitat versprechen, werden in der Region Hochrhein-Bodensee in
einigen Fallen bereits genutzt. So gibt es z.B. in Albbruck, Schopfheim und in Engen mit Hilfe
von Solarabsorbern beheizte Freibader. Nachahmenswurdigsind auch das "Projekt Burger-
beteiligung Solarkraftwerk Konstanz" und das Modell "Freizeit/Wassersport umweltfreundlich"
zur Nutzung der Solarenergie am Bodensee.

Die Vorteile der Solarenergie bezuglich der Versorgungssicherheitund des Umweltschutzes
lassen die Unterstutzung von Projekten, wie z.B. Schwimmbad-Wassererwarmungsanlagen
oder auch Brauchwasserbereitungsanlagen fur dffentliche Gebaude, wie Krankenhauseroder
Altersheime, sinnvollerscheinen.

In folgenden Gemeinden sollte aufgrund der besonders gunstigen Rahmenbedingungen die
thermische Nutzung der Sonnenenergie zur Brauchwasserbereitung gepruft werden:

* Lkr.Konstanz: Bodman-Ludwigshafen Engen Gailingen
Gottmadingen Hilzingen Hohenfels
Orsingen-Nenzingen Reichenau Rielasingen-Worblingen
Radolfzell Singen Stockach
Tengen
Orsingen-Nenzingen hat den Vorschlag zur Solarenergienutzung bereits
vollzogen.

e Lkr.Lorrach: Burchau Grenzach-Wyhlen Hag-Ehrsberg
Lorrach Neuenweg Rheinfelden
Schonau Schopfheim Schworstadt
Steinen Todtnau Weil am Rhein
Wieslet Zelli.W.

e Lkr.Waldshut: Bad Sackingen Bernau Bonndorf
Dachsberg Dettighofen Eggingen
Hausern Herrischried Hohentengen
Jestetten Klettgau Laufenburg
Murg Rickenbach St. Blasien
Todtmoos Uhlingen-Birkendorf Wehr
Weilheim

4.2.5.3 Windkraftnutzung

Vv Auf Vorschlag der "Regionalen Energj

Bodensee" 23 sollten fur e{@c’é\q@

Neuenweg Schobnau
Todtnau Wieden

alyse Hochrhein-

| en Gemeindegebieten

93 siehe FuBnote 89
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Mittelbereich Waldshut-Tiengen

Bernau Dachsberg Héchenschwand
Ibach St. Blasien Todtmoos

Mittelbereich Bad Sackingen

Herrischried

standortbezogene Untersuchungen und MeBreihen zur S
aus Windenergie durchgefuhrt werden.

Omerzeugung

Vv Die Anlage von Windkraftanlagen in Landschaftssc
nicht grundsatzlich ausgeschlossen werden.

zgebieten sollte

Begrundung

ohen technischen Entwick-

Windkraftanlagen kleinererund mittlererLeistungen haben eineg
it und arbeiten an gunstigen

lungsstand erreicht. Sie werden bereits serienmaBig gefertig
Standorten nur noch knapp unter der Wirtschaftlichkeitsw,n '

Die naturlichen Voraussetzungen zur Elektrizitatser.
eng begrenzten, freien Hochlagen des Sudsch
Windgeschwindigkeiten von Uber 5 m/sec geme
hezu immer mit Natur- oder Landschaftsschutz

DieWindgeschwindigkeitnimmtmitdeerhe@r dem Erdboden zu. Charakteristisch fur den
Wind Uber dem Sudschwarzwald sind s gchwankungen der Geschwindigkeit und der
Richtung, aber auch die sehr hohen ze N J5chen Spitzengeschwindigkeiten in Bdoen und

Orkanen. (DQ

g aus Wind in der Region sind nur in
gfdes gegeben. Dort werden mittlere
ngDiese exponierten Standorte sind na-

In den hochsten Lagen des Sudsch ildes wird nach der "Regionalen Energie- und Um-
weltanalyse Hochrhein-Bodense ebswirtschaftlich bereits die Rentabilitat erreicht.
Diese gunstigen Rahmenbedin& ur die Wirtschaftlichkeitkbnnen bei einer Ausschop-
fung der staatlichen Forderungsifoglighkeiterund mit Eigeninitiative der Gemeinden noch ver-
bessert werden. Forderungen des g8Bundesministers fur Forschung und Technologie werden
durch landeseigene Programme egganzt und vielfach durch die EVU's unterstutzt.

Da Windkraftanlagen Strom abgolut emissionsfrei erzeugen, wird durch die Einsparung von
Primarenergie eine entsprech£nde Verminderung von Schadstoffen in der Luft erzielt. Trotzdem
kobnnen von Windkraftanlag€n ungunstige Umwelteinflusse ausgehen: Sie konnen -subjektiv
gesehen- das Landschafjgbild beeintrachtigen und sie sind durch die Gerauschentwicklung
von Rotor und Getriebe goch relativ laut.

Das Kraftwerk Laufegburg betreibt in Breitnau (Region Sudlicher Oberrhein) eine Windkraft-
Ein Netz von Mefstellen in der Region sollte aufzeigen, wo die Installation von Windkonver-

tern tatsachlic
Potential an

ghergiekonverter belegt werden, geht die "Regionale Energie- und Umweltanalyse" da-
aus, daB mit Stromerzeugung aus Wind etwa 1 % der im Jahr 2000 erwarteten Strom-
frage in der Region gedeckt werden konnte.
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4254 Restholz- und Strohnutzung

Vv Auf Vorschlag der "Regionalen Energie- und Umweltanalyse Hochrhein-
Bodensee" sollte in den Gemeinden mit ihrem hohen Restholzpotential

Mittelbereich Radolfzell

Bodman-Ludwigshafen  Radolfzell

Mittelbereich Singen

Rielasingen-Worblingen Tengen

Mittelbereich Lorrach-Weil am Rhein

Kandern Malsburg-Marzell

Mittelbereich Schopfheim

Aitern Bollen Burchau
Neuenweg Schonau Todtnau

Mittelbereich Bad Sackingen

Herrischried Rickenbach

Mittelbereich Waldshut-Tiengen

Bernau Bonndorf Dachsberg
Dettighofen Grafenhausen Ibach
St. Blasien Stuhlingen Todtmoos

Uhlingen-Birkendorf
und in den Gemeinden mit ihrem hohen Strohaufkommen

Mittelbereich Lorrach-Weil am Rhein

Bad Bellingen Efringen-Kirchen

Mittelbereich Waldshut-Tiengen

Dettighofen Wutoschingen
Mittelbereich Singen

Aach Busingen Gottmadingen
Tengen Volkertshausen

Mittelbereich Radolfzell

Radolfzell

die Nutzbarkeit zur Warme- bzw. Stromerzeugung naher untersucht
werden.
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Begrundung

Anlagen zur Holzverbrennung in Form von Hackschnitzeln sind bei den derzeitigen Preisen fur
Energietragerund Technik noch nichtwirtschaftlich. Sie kénnen sich jedoch bei Vorliegen gun-
stiger Rahmenbedingungen, wie hoher Leistung, kostengunstiger Materialbereitstellung und
idealer Abnehmerstruktur fur Warme der Rentabilitatsgrenze nahern, so dafB3 der Betrieb bereits
heute annahernd kostenneutralist.

Vorteile der Hackschnitzelverbrennungsanlagen liegen bei den niedrigen Emissionen an
Schwefeldioxyd und bei der ausgeglichenerenKohlendioxydbilanz verglichen mit konventio-
nellenAnlagen.

Die "Regionale Energie- und Umweltanalyse Hochrhein-Bodensee" hat die Gemeinden be-
nannt, in denen eine energetische Nutzung von Holz in Frage kommt.In den groB3en, waldbe-
sitzenden Gemeinden des Schwarzwaldes ist mit einer weitgehenden Kostenneutralitat der
Holzverbrennung zu rechnen.

Eine Wirtschaftlichkeit der Strohverbrennung ist unter bestimmten Randbedingungen auch bei
denheutigenniedrigen Energietragerpreisengegeben.

Die Summe des Strohs, das in der Region ohne groBere Probleme einer energetischen Nut-
zung zugefuhrt werden kbonnte, entspricht etwa 1 % des Endenergieverbrauchs der Haushalte
in der Region oder rd. 0,25 % des gesamten Endenergieverbrauchs mit sinkender Tendenz.

Die "Regionale Energie- und Umweltanalyse Hochrhein-Bodensee" hat die Gemeinden be-
nannt und die Randbedingungen formuliertunter denen eine energetische Nutzung von Stroh
inFragekommenkonnte.

4.2.5.5 Erdwarmenutzung

\" Auf Empfehlung der "Regionalen Energie- und Umweltanalyse Hoch-
rhein-Bodensee" und des Gutachtens des Geologischen Landesamtes
vom 7.2.1989% wird vorgeschlagen

* im Westteil der Region in den Stadten Lorrach und Weil am Rhein
und

* im Ostteil der Region in Konstanz, Radolfzell, Reichenau und Singen
am Hohentwiel

die Nutzung des Erdwarmepotentials, weiter zu prufen.

Begrundung

In der Region wird Erdwarme in den Gemeinden Bad Bellingen, Konstanz und Bad Sackingen
genutzt. Die Wassertemperaturen liegen dabei unter 40° C; die Ergiebigkeit reicht nicht uber 10
I/s hinaus. Die Warme wird in Thermalbadernvorwiegend zu therapeutischen Zwecken ver-
wendet. Eine Erdwarmenutzung allein zur Raumwarmeversorgung ist nicht vorhanden. Sie
wird jedoch in unmittelbarer Nachbarschaft zur Region, in Riehen (BS) nach einer
erfolgreichen Bohrung fur die Nahwarmeversorgung eines Ortsteiles genutzt.

94 siehe FuBnote 89
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Erdwarmenutzung ist umweltfreundlich.Ein groBes Hindernis fur die Ausbreitung der Erdwar-
menutzung ist, daB nicht jede Bohrung den Aquifer dort trifft, wo eine gentigend groB3e Ergie-
bigkeit vorhanden ist. Die Temperatur des Aquifers kann recht gut vorherbestimmt werden, die
Menge des entnehmbaren Wassers, jedoch nicht. Das Bohrrisiko, also der Anteil der Fehlboh-
rungen an der Gesamtzahl der Bohrungen, kann in Baden-Wurttemberg bis zu 70 %
betragen. In hydrogeologisch gut untersuchten Gebieten ist es geringer. Nach Angaben des
Geologischen Landesamtes Freiburg betragt das Bohrrisiko fur den Aquifer Oberer
Muschelkalk im Bodenseegebiet 25 %; dieser Wert muB jedoch als unsicher angesehen
werden.

Fur die Wirtschaftlichkeit der Erdwarmenutzung ist nicht nur das Vorhandensein von Erdwarme,
sondern auch das Vorhandensein geeigneter Abnehmer von entscheidender Bedeutung. Es
muB deshalb die Hohe des gesamten Warmeverbrauches in den ausgewahlten Gemeinden
herangezogen werden.

Bereits eine grobe Kostenabschatzung der "Energie- und Umweltanalyse Hochrhein-Boden-
see" zeigt, daB es kaum moglich sein wird, Erdwame wirtschaftlich zu nutzen, da bisher auch
in keiner der Gemeinden eine Infrastruktur fur Warmeverteilung vorhanden ist.

Da sich geothermische Anomalienin Deutschland vor allemim Oberrheingraben befinden, ist
die Chance weiterer Forschungsforderung im Westen der Region denkbar. Seit Mitte der 70er
Jahre fordert die Bundesregierung die Forschung und Entwicklung auf dem Gebiet der Geo-
thermie. Im Jahr 1992 stand dafur ein Betrag von etwa 8 Mio. DM zur Verfugund® . Als
deutsch-franzosisches Gemeinschaftsprojektwird z.Zt. in Soultz-sous-Forets im ElsaB eine
Probebohrung unterstutzt.

4.2.5.6 Nutzung von Abfallen

Eine Nutzung der im Abfall enthaltenen Energie ist anzustreben.

Auf Empfehlung der "Regionalen Energie- und Umweltanalyse Hoch-
rhein-Bodensee" wird vorgeschlagen, neben der bereits verwirklichten
Nutzung der Deponien "Dorfweiher" und ,Rickelshausen“ im Landkreis
Konstanz und ,Lachengraben“ des Landkreises Waldshut auch das
Gasaufkommen aus der Deponie

* Scheinberg (Gemeinde Wieslet im Landkreis Lorrach)

zu nutzen, sobald es die Gasqualitat erlaubt.

Begrundung

"Abfall stellt in erster Hinsicht keinen Energietragerdar, sondern ein unerwiunschtes Neben-
produkt unserer Gesellschaft. Eine energetische Nutzung des Abfalls bildet sowohl aus Griun-
den der Wirtschaftlichkeit als auch aus Umweltgesichtspunkten heraus keine echte Alternative
zu einer moglichst umfassenden Vermeidung bzw. Wiederverwertung des Abfalls"9.

Die Abfallentsorgung wird in den Landkreisen jedoch immer mehr zum Problem, da der vorhan-
dene Deponieraum immer knapper wird und Platz fur neue Deponien kaum noch ausgewiesen

95 Quelle: Der Bundesminister fur Forschung und Technologie (1992): Erneuerbare Energien. Bonn.
9% siehe FuBnote 89
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werden kann. Auch aus diesem Grund sollen hbherwertige Abfallentsorgungsverfahren zum
Einsatzkommen, um das zu entsorgernde Abfallvolumen zu verkleinern und den organischen
Teil des Abfalls zu inertisieren.

In der Region wird bisher nur die Deponierung angewandt. Neue Entwicklungen -auch mit den
Kantonen der Nordschweiz- sind sorgfaltig zu prufen.

Z.Zt. wird das Gas der Deponie "Dorfweiher" (Konstanz) zur Stromerzeugung und Warme-
versorgung der Universitat Konstanz genutzt. Die Kreismulldeponie Rickelshausen wurde
zwischenzeitlich mit Deponiegasnutzung versehen. Auch der Landkreis Waldshut hat die Ver-
stromung von Deponiegas der Deponie "Lachen-graben" zusammen mit einem Energieversor-
gungsunternehmenvollzogen. Weiterhin wird an der Deponie "Scheinberg" bei Wieslet eine
Verstromung des Gases geplant, sobald es die Gasqualitat erlaubt.

Das Gasaufkommen der Deponien Munchingen und Lottstetten ist so gering, daB lediglich
elektrische Leistungen von 25 bzw. 11 kW zu erbringen waren. Wirtschaftlich interessant sind
Leistungen ab ca. 300 kWg|. Diese Leistungen lieBen sich nach Aussagen der "Energie- und

Umweltanalyse" voraussichtlich bei den Deponien "Dorfweiher" und "Scheinberg" erreichen.

Aus den Deponien der Region steht 1990 ein technisch realisierbares Potential von 3440 kWg|

zur Verfugung. Im Jahr 2000 kbnnten Anlagen installiert sein, die insgesamt eine elektrische
Leistung von 3700 kWg| aufweisen wirden.

Eine wirtschaftliche Nutzung der Deponiegasanlagen in der Region ist nach Auffassung der
"Energie- und Umweltanalyse Hochrhein-Bodensee" moglich.

4.3 Wasserwirtschaft und Abfallwirtschaft
4.3.1 Wasserversorgung
N Die dauerhafte Versorgung der Bevolkerung mit Trinkwasser ist durch

die ErschlieBung ausreichender Wasservorkommen sicherzustellen.

\" Fur die Sicherstellung der Trinkwasserversorgung der Region sind
Quellen, Grundwassergewinnungsgebiete, Bodensee und Rhein vor
Verunreinigungen und vor konkurrierenden Nutzungen zu schutzen.

Die Gewinnungsanlagen und das Verteilernetz sind zu kontrollieren und
entsprechend dem neuesten Stand der Technik weiterzuentwickeln.
Dabei sind Bereiche mit Wassermangel an die Wasservorkommen der
UberschuBgebiete anzuschlieBen.

In den dichter besiedelten Raumen ist die Wasserversorgung aus
technischen und wirtschaftlichen Erfordernissen so zusammenzufassen,
daB eine storungsfreie Wasserversorgung uber Verbundnetze si-
chergestellt wird.

Bei der Neunutzung von Gewerbe- und Industriegebieten muB zum

Schutze des Trinkwassers die Sanierung der Altlasten sichergestelit
sein.

197



Regionalplan 2000 - Bereiche fur Trassen und Infrastruktur

\' Zur sparsamen Inanspruchnahmeder Trinkwasservorrate insbesondere
fur Standorte mit wasserintensiven Industrie- und Gewerbebetrieben
ist eine Betriebswasserversorgung durch Nutzung des Oberflachen-
wassers und durch mehrmalige Nutzung nach Wasseraufbereitung an-
zustreben.

Auch im privaten Bereich soll unter Berucksichtigung u. a. der Was-
serqualitat, der notwendigen Brandreserven, des Wasserumschlags im
Leitungsnetz, die Nutzung von Regen- und Oberflachenwasser z. B. fur
die Gartenbewasserung und die Wiedernutzung von Brauchwasser
durch Regelungen in privatrechtlichen Vertragen bei Verkauf von Bau-
flachen vorgesehen werden.

Begriundung
Zum Thema ,Wassersparen® wurde 1994 vom Umweltministeriumdes Landes Baden-Wurt-

temberg ein Hearing durchgefuhrt, deren Ergebnisse als umfassende und qualifizierte Informa-
tion fur individuelle Entscheidungen in der Bevblkerung zur Verfugung gestellt werden sollen.

Situation Landkreis Konstanz:

Zur Deckung des mittlerenJahresbedarfs reichen mit Ausnahme des Randenbereichs - Ge-
meinde Tengen - die erschlossenen Wasservorkommen im Landkreis Konstanz aus.

Fur die Wasserversorgung, insbesondere fur eine Erganzungsversorgung, der Gemeinde
Tengen wird derzeit gepruft, wie der Wasserbedarf sichergestellt werden kann.

Durch vollzogene, bzw. geplante Siedlungsentwicklung werden erweiternde MaBnahmen der
bestehenden Anlagen zur Wasserversorgung erforderlich (neuer Tieforunnen oder neue Was-
serschutzgebiete), z. B. in Gottmadingen (Industrieentwicklung), Gaienhofen (Wohnbauent-
wicklung), Orsingen-Nenzingen und Stockach (Wohnbau- und Industrie/Gewerbeentwick-
lung), Singen (Siedlungsentwicklung).

Durch StraBenbaumaBnahmen sind Verlegungen von Anlagen der Wasserversorgung ge-
plant, z. B. in Gottmadingen-Bietingen (B 34), Allensbach-Hegne (B 33 neu).

Die Gemeinden Eigeltingen und Bodman-Ludwigshafen sowie die Stadt Stockach sind an die
Bodenseewasserversorgung angeschlossen. Alle Orte der Stadt Konstanz und die Gemeinde
Reichenau, einschlieBlich das Psychatrische Landeskrankenhaus, werden Uber das Konstan-
zer Seepumpwerk in Staad mit Bodenseewasser versorgt, fur eine Notversorgung, fur die
Landwirtschaft und fur eine Brauchwasserversorgung kann weiterhin aus den alten Schutzge-
bieten Wasser entnommen werden. Das Seepumpwerk ist bisher nur 60 - 70 % ausgelastet,
eine Versorgung von ca. 100.000 EW ware ohne zusatzlichen Ausbau moglich.

Industriebetriebe im Uferbereich des Bodensees und Seerheins haben bestehende Brauch-

wasserentnahmen aus dem Bodensee (z. B. SchieBer/Radolfzella. B. und Herosé/ Kon-
stanz).

Landkreis Waldshut:

Die vorhandenen Wasservorkommen im Landkreis Waldshut reichen zur Deckung des mittle-
ren Jahresbedarfs aus, nachdem in den letzten 20 Jahren in den meisten Gemeinden des
Landkreises neue Versorgungen mit Neubauten von Versorgungsanlagen durchgefuhrt und
funf neue Gruppenwasserversorgungen (Hochenschwander Berg, Hochschwarzwald,
Schwarzbachtalgruppe, Dogern mit Waldshut und Albbruck sowie Klettgauwasserversor-
gung) erstellt wurden.
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Die Situation groBer Gutebelastungen des Grundwassers bedingt durch den Eintrag von Ni-
trat im Raum Stuhlingen und von Pflanzenschutzmittel und Kohlenwasserstoffen im Bereich
der Stadt Waldshut-Tiengen und im Raum Wutdschingen soll durch eine groBere Verbundlo-
sung im Wutachtal und durch AnschluB von Waldshut-Tiengen an die Klettgaurinne
(Zusatzwasser aus dem Verband Klettgauwasserversorgung) wieder verbessert werden.

Der Vermeidung von Guteproblemen dient auch die vor wenigen Jahren begonnene Auswei-
tung (Neuauweisung und Erweiterung) der Wasserschutzgebiete, diese soll einen umfassen-
den Schutz der bereits genutzten und der bekannten aber nicht genutzten Trinkwasservor-
kommensicherstellen. Die dadurch bedingte Extensivierung der landwirtschaftlichen Nutzung
kann durch die Gewahrung einer Entschadigung fur die Landwirte finanziell ausgeglichen wer-
den. Das Instrument hierzu ist die sogenannte SchalVO (Schutzgebiets- und Ausgleichsver-
ordnung). Weitere Gefahrdungen durch Siedlungserweiterungen wurden insbesondere durch
eine Risikokartierungminimiert,welche mogliche Grundwassergefahrdungen durch Gewerbe-
und Industriegebiete abschatzt, wirksame GegenmaBnahmenzur Fruherkennungvon Grund-
wasserbelastungen vorschlagt und Instrumentarien zur Schadensbekampfung liefert (Gut-
achten z. B. fur die Bereiche St. Blasien, Bad Sackingen-Wallbach und Klettgau sind in
Arbeit). Eine weitere Wasserentnahme aus dem Einzugsbereich des Wiuhrensystems auf dem
Hotzenwald soll zur Erhaltung des dkologischen Gleichgewichts vermieden werden. Weitere
Aufgaben der Wasserwirtschaft werden in der Regenerierung und Reaktivierung von Wasser-
vorkommen, inderen Absicherung durch nachtragliche bauliche MaBnahmen an bestehenden
StraBen innerhalb Wasserschutzgebieten und bei Kiesabbau, in einer Verbesserung der Ver-
teilung des Wassers aus dem Gewinnungsgebieten in Mangelgebieten, in der Abstimmung
von Grundwasserfragen mit benachbarten Schweizer Kantonen, mit Gemeinden und Behor-
den sowie in einer verstarkten Offentlichkeitsarbeit gesehen.

Aus hygienischen Grunden sollte im privaten Bereich Regen- und Oberflachenwasser fur die
Gartenbewéasserung und Brauchwasser allenfalls zur WC-Spulung genutzt werden.

Zukunftig erlangt die Regenwasserversickerung eine groBere Bedeutung, da diese ein we-
sentlicher Beitrag zur Entlastung der Bewéasserungssysteme, zur Verminderungvon Hoch-
wasserspitzen und zur Grundwasseranreicherung bieten kann.

Landkreis Lorrach:

Der Wasserbedarf von rund 15,3 Mio. m*a wird zu ungefahr 87 % mit Grundwasser (ca. 13,3
Mio. m*a) und zu ungefahr 13 % mit Quellwasser (ca. 2,0 Mio. m*/a) abgedeckt.

Nach der aufgestellten Wasserbilanz fur die Gemeinden und Stadte des Landkreises Lorrach
ist fur den Planungszeitraum von 1991 bis zum Jahre 2020 die Wasserversorgung - mit weni-
gen Ausnahmefallenim hinteren Wiesental - gesichert.

Die zur Trinkwasserversorgung genutzten oder nutzbaren Grund- und Quellwasservorkom-
men im Landkreis Lorrach konnten bisher vor anthropogenen Belastungen durch den hohen
technischen Stand bei Umgang und Lagerung wassergefahrdender Stoffe in den Industrie-
und Gewerbebetrieben, durch die Anstrengungen der Stadte und Gemeinden bei der Abwas-
sersammlungund -beseitigung und durch die Ausweisung von Wasserschutzgebieten weit-
gehend geschutzt werden.

4.3.2 Abwasserbeseitigung

\" In der Region sind die Abwasser zu fassen, zu reinigen und in geeig-
nete Vorfluter einzuleiten. Das Kanalnetz ist auf Schaden zu kontrollie-
ren und bei Bedarf zu sanieren. Kanalnetz und Klaranlagen sind entspre-
chend der Siedlungserweiterung und -verdichtung und bei Veranderun-
gen in der Abwasserbeschaffenheit auszubauen.Die Moglichkeiten zur
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Aufbereitung und Wiederverwendung von Klarschlammensind zu pru-

fen.

\" Das Anwachsen technologisch nicht weiter reduzierbarer Restfrachten
aus der Abwasserbeseitigung ist durch geeignete MaBnahmen zu ver-
hindern.

Vv Die Abwasserreinigungsanlagen im Einzugsbereich des Bodensees

sind in ihrer Qualitat zu erhalten und entsprechend den technischen und
wirtschaftlichen Moglichkeiten zu verbessern.

Begrundung

Tabelle 4.3.2-1 Abwasserbeseitigung

Landkreis Konstanz Landkreis = Waldshut Landkreis Lorrach
Anzahl der kommu- 23 57 25
nalen Sammelklar-
anlagen
AnschluBgrad der 97,5% x 96 % 96 %
Einwohner
Nicht angeschlos- 8.000 xx 6.000 8.500
sene Einwohner
Durchschnittliche Ab- 2,00 wird nicht mehr ermittelt 2,00
baustufe 1995 Lan- (1991 -1,67)
desdurchschnitt 1,8
Anteil der Sammel- 60 % XXX 61 % 68 %
klaranlagen in den
Bewertungsstufen
1,1-2u. 2
Verbesserung Ausbau (in Bau bis Neubau/Erweiterung (Baube- | Ausbau SKA Wembach

kann erreicht
werden durch:

1998):

SKA Konstanz und
SKA Untere Radolfzel-
ler Aach/Moos
(Betriebsoptimierung
und Nahrstoffabbau)

ginn 1997):

SKA St. Blasien,

SKA Klettgau-GeiBlingen,
SKA Herrischried,

SKA Todtmoos-Au und
SKA Bonndorf-Wittlekofen.
Umbau (ab 1997):

SKA Bad Sackingen und
SKA Murg (Stickstoffabbau)
AnschluB von Wallbach an
SKA Bad Sackingen

(Erweiterung und Nahrstoffab-
bau),

SKA Todtnau (bis 1998 -
Phosphatabbau) und

SKA Kandern (mittelfristiger
Ausbau).

AnschluB3 der Gemeinden
Efringen-Kirchen und Fischin-
gen sowie der Kandener
Ortsteile Tannenirch,
Feuerbach, Riedlingen und

(ab 1997) Holzen an SKA Bandlegrund.
Anschluf3 von Hertingen
an SKA Bad Bellingen
X Nach AbschluB des Abwasserkanalausbaus in Eigeltingen hat der Landkreis Konstanz

einen AnschluBBgrad von 98 %.
XX Nach AbschluB des Abwasserkanalausbaus in Eigeltingen nur noch 4000.

XXX

Nach 1998 (Fertigstellung der SKA Konstanz) 90 %.

In allen drei Landkreisen ist mehrheitlichder Ausbau der Sammelklaranlagenfur eine verbes-
serte Nahrstoffeliminationzur Vermeidungvon Sauerstoffzehrung und Uberdungung (Eutro-
phierung) der - insbesondere langsam flieBenden - Gewasser erforderlich.

Neue Grenzwerte fur Abwasserentsorgungsanlagen wurden mit der Rahmen-Abwasser-Ver-
waltungsvorschrift des Bundesumweltministeriums vom 31. Juli 1996 eingefuhrt. Die Gemein-
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den haben die Uberprufung ihrer Abwasserentsorgungsanlagen in Eigenregie durchzufuhren,
entsprechend der Verordnung uber Eigenkontrolleder Abwasseranlagen, Land Baden-Wurt-
temberg vom 09. August 1989.

Regenwasserbehandlung:

Bei Mischwasserkanalisation wird Regenwasser zusammen mit hauslichem Abwasser zur
Klaranlage geleitet. Da aus technischen und wirtschaftlichen Grunden die Kanalisation nur fur
eine begrenzte Wassermenge bemessen wird, soll nicht aufnehmbares Mischwasser Uber
Regenuberlaufe in einen Vorfluter eingeleitet werden: In Trockenzeiten setzen sich Schmutz-
stoffe in den Kanalisationen und auf Oberflachen ab, die bei Regenbeginn stoBweise abge-
schwemmt werden. In Regenbecken kdbnnen diese Schmutzstoffe gespeichert und nach Re-
genende einer Klaranlage zugeleitet werden - siehe dazu die oben genannte Eigenkontrollver-
ordnung.

In den drei Landkreisen bestand Ende 1991 ein Ausbaugrad der Anlagen ur Regenwasserbe-
handlung von 30 - 40 % des Bedarfs und lag damit deutlich unter dem durchschnittlichenAus-
baugrad des Landes Baden-Wiurttemberg (64%).

Landkreis Konstanz: Es fehlen noch ca. 17 % des erforderlichenBeckenvolumens, insbe-
sondere in SteiBlingen, Stockach und Gottmadingen.

Landkreis Waldshut: Es fehlen noch ca. 60-70 % des erforderlichen Beckenvolumens, so daf
in einer Reihe von Gemeinden der Bau von Anlagen zur Regenwasser-
behandlungdringenderforderlichwird.

LandkreisLorrach: Es fehlen noch ca. 39 % des erforderlichenBeckenvolumens, insbe-

sondere in den Stadten Lorrach und Weil am Rhein sowie im Bereich
des Abwasserverbandes Unteres Kandertal.

Klarschlammentsorgung:

Die Verwendung von Klarschlamm in der Landwirtschaft stoBt zunehmend auf Akzeptanzpro-
bleme.

Derzeit wird der Klarschlammnur mechanisch entwassert, wobei noch ein Restwassergehalt

von 60-80 % zuruckbleibt. Diese bereits heute hohen Schlammengen werden zusatzlich
durch Ansteigen der Abwassermengen und durch verbesserte Reinigungsleistungen der Klar-
anlage weiter ansteigen, was bei der derzeit noch praktizierten Ablagerung auf Deponien ei-
nen hohen Bedarf an Deponievolumen erfordern wirde. Die zum Jahr 2005 zu erwartende TA
yoiedlungsabfall“ wird eine Deponierung von Klarschlammauf Deponien kunftig verbieten.

Daher wird in der Region Hochrhein-Bodensee eine Klarschlammtrocknunals Zwischenstufe

fur eine Wiederverwertung sowie ggf. eine grenzuberschreitende Klarschlammverbrennung
und eine gemeinsame weitere Verwertung der Restmengen angestrebt.

Landkreis Konstanz:

Bisher wurde der Uberwiegende Teil des anfallenden Klarschlammsin der Landwirtschaft ver-
wertet. Langfristig soll in den SKA'en Konstanz und Ramsen/CH (Abwasserzweckverband
Hegau-Sud "Bibertal - Hegau") und gegebenenfalls nach Prufung auch bei der SKA Radolfzell
am Bodensee die Errichtung von geeigneten Klarschlamm-Trocknungsanlagenals weiterer
Entsorgungsweg angestrebt werden.
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Landkreis Waldshut:

Im Hinblick auf den Grundwasserschutz wurde Klarschlammim wesentlichen nicht mehrin der
Landwirtchaft ausgebracht, sondern nach mechanischer Entwasserung auf den Kreismullde-
ponien abgelagert.

Ab 1996 werden samtliche Klarschlamme aus dem Landkreis Waldshut auf einer zentralen An-
lage in Bad Sackingen getrocknet. Alle Gemeinden und Abwasserzweckverbande sind im
Rahmen einer bdffentlich-rechtlichen Vereinbarung an die Anlage angeschlossen.

Das bei der Trocknung entstehende Granulat wird nicht deponiert, sondern einer thermischen
Verwertung zugefuhrt. Damit werden die Deponien zu einem wesentlichen Teil entlastet; die
Laufzeit kann von 10 Jahren auf voraussichtlich 25-30 Jahre deutlich verlangert werden.

Auf einem hohen technischen Standard befinden sich die beiden Deponien Lachengraben
(Stadt Wehr) und Munchingen (Gemeinde Wutach).

LandkreisLorrach:

Die Klarschlammtrocknungsanlageler Klaranlage Steinen des Abwasserverbandes Mittleres
Wiesental wurde im Marz 1996 in Betrieb genommen.In der Klaranlage Steinen werden zu-
satzlich die Klarschlammevon der Verbandsklaranlage Wembach, des Gemeindeverwal-
tungsverbandes Schbdnau, mitgetrocknet. Insgesamt fallt in der Klaranlage Steinen jahrlicheine
getrocknete Klarschlammengevon ca. 770 t mit einem Trockensubstanzgehalt von 90 % zur
Verwertung bzw. Entsorgung an. Der GroBteil der ubrigen im Landkreis anfallenden Klar-
schlamme wird derzeitin den Verbrennungsanlagen der Firmen Hoffmann-La Roche und Ciba-
Geigy in Grenzach-Wyhlen verbrannt.

Furdie Klarschlammtrocknunggiltes, nocheinige rechtliche Probleme zu 16sen, z. B. Hohe der
Tocknungsgrade.

Kanalisation:

Alte, aber auch viele in den letzten zwei Jahrzehnten verlegte Kanale sind in schlechtem Zu-
stand. Die geschatzte, durchschnittlicheSchadensrate betragt ca. 10 - 20 % der odffentlichen
Kanale in allen drei Landkreisen. Dadurch dringt Abwasser durch die Schadstellen ins Erdreich
ein und fuhrt zur Verunreinigung des Grundwassers.

Seit 1989 sind die Gemeinden durch die Eigenkontrollverordnung verpflichtet, regelméaBig Dich-
tigkeitsprufungenihrerKanalsystemedurchzufuhren.

Ein besonderer Schwerpunkt der Abwasserentsorgung in der Region, verbunden mit erhebli-
chen finanziellen Aufwendungen, wird in den nachsten 10 Jahren die Sanierung der Kanalisa-
tion sein.

Im Abwasserzweckverband Stockacher Aach ist beabsichtigt, auch die Orte Heudorf, Hom-
berg-Munchhof, Reute im Hegau und Rorgenwies an eine Kanalisation zur SKA Stockacher
AachanzuschlieBen.

Aufgrund fehlender Landesmittel kommen die Sanierungsarbeiten an den Kanalisationen ins
Stocken. Daher stellen die Abwasserkanale (insbesondere die Hausanschlusse) ein erhebli-
ches Gefahrdungspotential fur das Grundwasser dar: Dringt Grund- bzw. Quellwasser in die
Kanalisation ein, kann dies zu einer Uberbelastung der Klaranlagenund auch der Regenwas-
serbehandlungsanlagefuhren.
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4.3.3 Abfallbeseitigung

Vv Die Abfallwirtschaft ist in der Region entsprechend den Zielsetzungen
des Landesentwicklungsplanes (Plansatz 2.7.5) auf Vermeidung, Ver-
minderung und Verwertung auszurichten.

Die Entsorgungskonzepte der drei Landkreise sind weiterzuentwickeln.
Fur die Entsorgung von nicht vermeidbaren und/oder nicht verwertba-
ren Abfallen sind entsprechend den Erfordernissen des Umweltschut-
zes und zur Erhaltung von Naturgutern geeignete Entsorgungseinrich-
tungen und Deponiestandorte zu untersuchen und zu bestimmen. Dabei
ist die Zusammenarbeit der Landkreise untereinander und mit den be-
nachbarten Schweizer Grenzkantonen sowie mit dem ElsaB, anzustre-
ben.

Vv Bei der Abfallbeseitigung ist Vorsortierung von recyclebaren Stoffen
in Binnenhafen und der Transport Uber den Wasserweg zu geeigneten
Abnehmern zu prufen.

Begrundung
Landkreis Waldshut:

Der Landkreis Waldshut betreibt bereits seit mehrerendahren entsprechend der gesetzlichen
Zielhierarchie eine strickte Politikder Abfallvermeidung und Abfallverwertung. Die im Abfallwirt-
schaftskonzept 1992 fur das Jahr 2000 angestrebten MaBnahmen zur Abfallverminderung
wurden zwischenzeitlich bereits zu einem wesentlichen Teil umgesetzt. So ist alleine die
Menge an Hausmiull und ausmullahnlichen Gewerbeabfallen von ca. 76.000 Tonnen im Jahre
1990 auf ca. 51.000 Tonnen im Jahre 1994 zuruckgegangen.

Die Vermeidungs- und Verwertungsquote konnte insbesondere durch folgende MaBnahmen
deutlichgesteigertwerden:

* Intensivierung der getrennten Sammlung von wiederverwertbarem Material (Papier-
sammlungenderVereine,getrennte Kartonagensammlungenusw.)

* Verdichtung des Containernetzes fur Glas und Dosen

* Einfuhrung des Gelben Sackes. Hierdurch konnte die getrennte Erfassung und Verwertung
von Kunststoffen wesentlich gesteigert werden. Die Umsetzung des Dualen Systems
erfolgt Uber die Abfallverwertungsgesellschaft im Landkreis Waldshut (AVW), an der der
Landkreis zu 50 % beteiligt ist.

* Betrieb einer zentralen Grungutkompostierungsanlage in Kussaberg
* Betriebeiner Gewerbemullsortieranlage in Murg.

Seit 1993 werden Bioabfalle in einem Versuchsgebiet von 5 Gemeinden (Waldshut-Tiengen
mit dem Stadtteil Tiengen sowie dem Ortsteil Gurtweil; Wutdschingen, Klettgau, Kussaberg,
Lauchringen) getrennt erfaBt und im Kompostwerk Singen verarbeitet. Ob bzw. inwieweit die
Biotonne auf das gesamte Kreisgebiet ausgeweitetr wird, hangt von derzeit noch laufenden
Untersuchungen ab. Hierbei wird auch eine Einbeziehung der Landwirtschaft gepruft. Die
kreisweite Einfuhrung der Biotonne setzt insbesondere die Verwertbarkeit des Kompostes
voraus. Bedingung ist, daB eine Ausbringung des Materials in der Landwirtschaft nicht zu zu-
satzlichen Belastungen von Boden und Grundwasser fuhrt.
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Seit Herbst 1995 ist auf der Deponie Lachengraben ein Deponiegaskraftwerk in Betrieb, mit
dem das aus dem Mullkorper emittierende Gas umweltschonend verstromt wird.

Mit der von der TA Siedlungsabfall ab 2005 geforderten thermischen Abfallbehandlung wird
der Landkreis Waldshut bereits am 1996 beginnen. Dies ermoglichteine grenzuberschreitende
Kooperation mit den Schweizer Nachbarkantonen Zurich und Aargau. Grundlage sind langfri-
stige Vereinbarungen tber die Mitnutzung freier Kapazitaten in grenznahen Kehrichtverbren-
nungsanlagen der Schweiz (Zurich-Hagenholz, Turgi, Buchs, Ofteringen). Im Gegenzug bietet
der Landkreis Verwertungs- und Entsorgungsleistungen, u. a. die Rucknahme von Schlacke
und Rauchgasreinigungsruckstanden. Diese grenzuberschreitende Kooperation, aber auch die
Zusammenarbeit mit den Nachbarlandkreisen soll kunftig weiter intensiviert werden.

Die zahlreichen und kostentrachtigen MaBnahmen im Bereich der Abfallwirtschaft waren bzw.
sind nur Uber eine Anhebung der Mullgebuhren realisierbar. Organisatorisch wird die Abfall-
wirtschaft im Landratsamt Waldshut als Eigenbetrieb gefuhrt.97

Landkreis Konstanz:

Im Vergleich zu 1991 sind die insgesamt angelieferten Abfallmengen um 30 % auf ca. 392.700
Tonnenzuruickgegangen.

Bei Haus- und Sperrmull wurde entgegen der seit 1988 rucklaufigen Tendenz 1992 wieder
eine Zunahme festgestellt (Entrumpelungseffekt). Durch die dritte Stufe, der Verpackungsver-
ordnung und durch Einfugung des Dualen Systems (Anfang 1993) wird jedoch fur 1993 mit
einem deutlichen Ruckgang der Abfallmengen aus Haus- und Sperrmull gerechnet.

Fur die bisher zunehmenden pflanzlichen Abfalle wird fur 1993 durch Einfuhrungvon hdheren
Gebuhren und durch Verarbeitung von Biomull (aus Biotonnen) erstmals eine Abnahme der
Abfallmengeerwartet.

Der Gewerbemull ist 1992 um ca. 18 % auf ca. 5.900 Tonnen, auf die konsequente Beachtung
der ersten und zweiten Stufe der Verpackungsverordnung zuruckzugefuhren, mit weiteren
Abnahmen wird auch noch 1993 durch die dritte Stufe der Verpackungsverordnung gerechnet.

Das auf BeschluB3 des Kreistages vom 17.02.1978 in Singen errichtete Kompostierwerk ar-
beitet seit 01.01.1993 auf Basis einer neuen Planfeststellung als reines Biomull-Kompostwerk;
dieses Biomull-Kompostwerk wird zur Zeit durch eine anaerobe Vergarungsanlage zur Be-
handlung von besonders nassen Bioabfallen erganzt.

Deponien fur den Restmull mit naturlichen Sohlenabdichtungen, vollstandiger Erfassung der
Sickerwasser und Entgasungseinrichtungen sind vorhanden in:

* Singen-Rickelshauser®® (22 ha, 2,1 Mio cbm, Sickerwasserableitung - Klaranlage Moos
(Rekultivierungsziel: Sekundarbiotop) und

» Konstanz-Dorfweiher (22 ha, 5,4 Mio cbm, Sickerwasserableitung - Klaranlage Konstanz
(Rekultivierungsziel Mischwald).

97 Im Jahre 1995 ist die Menge an Hausmull und hausmullahnlichen Gewerbeabfallen im Landkreis
Waldshut auf 50.000 Tonnen zuruickgegangen. Der Landkreis liefert seit September 1996 im Rahmen der
Kooperation mit der Schweiz brennbare Abfalle in die Kehrichtverbrennungsanlagen Zurich und Turgi. Im
Gegenzug werden Schlacke und Rauchgasreinigungsruckstande zurickgenommen. Der damit
vollzogene Einstieg in die Verbrennung fuhrt zu einer erheblichen Reduzierung des Verbrauchs an
Deponievolumen (1997: geschatzte Ablagerungsmenge 32.000 Tonnen). Hierdurch verlangert sich die
Laufzeit der beiden Deponien Lachengraben und Munchingen erheblich. Damit ist eine langfristige
Entsorgungssicherheit gewahrleistet. Dieses Ziel konnte allerdings nur Uber eine deutliche Erhbhung der
Mullgebuhren erreicht werden.

98 Die Deponie Singen-Rickelshausen wird im Laufe von 1997 erschopft sein. Uber eine dort einzurichtende
Umladestation soll der Restmull zur Deponie in Konstanz tuberfuhrt werden.
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Erdaushub wird auf den Deponien Konstanz-Riesenberg und Gottmadingen-Galgenbuck ab-
gelagert,kontaminierter,mineralischerBauabbruchdarf nur auf den Kreismulldeponienabgela-
gert werden, mineralischer Bauabbruch ist den Recyclings- und Wiederwertungseinrichtungen
zuzufuhren, wiederverwertbarer Bauabbruch ist von der Annahme auf allen Deponien durch
die Abfallsatzung des Landkreises Konstanz ausgeschlossen, Fittingsande und Kernsande
werden auf den Kreismulldeponien und auf der Monodeponie Muhlingen-Zoznegg abgelagert.
In vielen Gemeinden des Landkreises Konstanz werden Recyclinghodfe betrieben.

Weitere Einrichtungen sind vorhanden:

* jeeine Bitumenaufbereitungsanlage in Stei3lingen und Engen-Welschingen,

* Sammelstellen fur Kuhimobel (im Mittel 6.000 Stck./Jahr) auf Deponien,

* Wiederverwertungsanlage fur Leuchtstoffrohrenund andere, quecksilberhaltige Elektroteile
in Stockach,

» Sortieranlage fur Elektroteileund Restmull sowie eine Behandlungsanlage fur Holz und
Holzprodukte,

* VorabkontrolledurchAbfallberatung,

* Bauschuttrecycling, Wertstoffentsorgung in Sperrmullborsen der Gemeinden.

Geplant sind die Einrichtungen einer Sortieranlage fur Sperr- und Gewerbemdull, fur die biologi-
sche Vorbehandlung der Klarschlamme; fur eine thermische Verwertung des Restmills ist eine
Entscheidung tuber Standort und Verwertungsart noch nicht getroffen worden.99

Landkreis Lorrach:

In den vergangenen Jahren hat der Landkreis Lorrach sein Abfallwirtschaftskonzept entspre-
chend den veranderten gesetzlichen Rahmenbedingungen ebenso angepalt, wie die in der
Verwaltung damit beauftragte Organsation. Durch die Grundung eines Eigenbetriebes hat der
Landkreis die Basis fur eine effiziente Abfallwirtschaft geschaffen.

Die Abfallwirtschaft ist gepragt von Kooperationen mit ansassigen Firmenund versteht sich
heute als Teil eines die Grenzen Uberschreitendenden Projektes. Zusammen mit den Schwei-
zer Kantonen Basel-Stadt, Basel-Land und dem franzosischen District Trois Frontieres soll
eine fur die Region abgestimmte Abfallwirtschaft aufgebaut werden. Der Schwerpunkt liegt in
der bestmoglichen Nutzung vorhandener sowie noch zu schaffender Kapazitaten fur eine Ab-
fallbehandlung/-verwertung der nach allen Vermeidungsbemuhungenin dieser Region noch
verbleibenden Restmullmengen.Hierfur soll bis Ende 1998 die bestehende Kehrichtverbren-
nungsanlage der Stadt Basel ausgebaut werden. Langfristige Kooperationsvertrage sind be-
reits abgeschlossen (Verbrennung) bwz. in Vorbereitung (Vergarung).

Die Grunschnittkompostierung wird in zwei Kompostanlagen seit 1994 in Rheinfelden/Minseln
und seit 1996 in Lorrach durchgefuhrt.

Fur die im Landkreis anfallenden Klarschlammewurden in bestehenden Klarschlammverbren-
nungsanlagen der ansassigen Industrie entsprechende Kapazitaten lanfristig gesichert, so

99 Die Landkreise Konstanz und Bodenseekreis haben eine Kooperation beider Landkreise beschlossen
zur weiteren Verminderung des Restmillautkommens - durch Vermeiden und Verwerten - und zur
Erarbeitung eines Konzeptes, wie kunftig moglicherweise gemeinsam fur beide Landkreise eine
Restmullbehandelung und -beseitigung entsprechend den Vorgaben des Kreislaufwirtschafts- und
Abfallgesetzes und der TA-Siedlungsabfall vorgenommen werden kann.
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daB ab 1996 keine Ablagerung unbehandelter Klarschlammeauf der Deponie Scheinberg er-
folgen wird.

Ab 1999 soll auf der Deponie in Scheinberg kein unbehandelter Abfall mehr abgelagert wer-
den. Hierdurch, sowie durch weitere MaBnahmen der Abfallvermeidung und -verwertung, wird
die Deponie in Scheinberg noch etwa 60 Jahre aufnahmefahig bleiben. Durch die intensive
Beratung in Verbindung mit der Abfallwirtschaftssatzung des Landkreises konnte die Mull-
menge des gesamten Landkreises in den vergangen 5 Jahren um Uber 40 % gesenkt werden.
Seit Einfuhrung des Abfallkatasters im Jahre 1992 hat der Landkreis verlaBliche Pla-
nungsdaten fur die Zukunft. Hieraus lassen sich die Abfallstrome und -mengen detailliertnach-
voliziehen. Eventuelle Veranderungenin der Abfallwirtschaft werden schnell erkannt, damit
notwendige MaBnahmen ergriffen werden konnen.

Neben den Erfassungen von Wertstoffen im Rahmen des Dualen Systems werden eine Viel-
zahl von Sondersammlungen fur Wertstoffe im Landkreis Lorrach angeboten und kontinuierlich
entsprechend dem Bedarf ausgebaut. Fur die Entsorgung von Wertstoffgemischen stehen den

Gewerbebetrieben zwei privat betriebene Wertstoffsortieranlagenzur Verfugung. Wertstoffe

sind von der Ablagerung auf der Deponie ausgeschlossen.

Im Jahr 2000 soll die brennbare Restabfallmenge ca. 60.000 t/a betragen. Der Transport des
Restmiuills zur Kehrichtverbrennungsanlage in Basel soll soweit wie moglichuber die Schiene
erfolgen.

Bauschutt und StraBenaufbruch werden im Landkreis durch private Firmenwiederaufbereitet.
Eine Ausweitung der bestehenden Kapazitaten ist mittelfristig nicht erforderlich.

Fur leicht dioxinbelastete Erde soll im Raum Rheinfelden die Deponie Herten mit einem Volu-
men von 150.000 cbm 1996 eingerichtetwerden. Neben der Deponie Wiechs stehen hierfur
noch umfangreiche Rekultivierungsverpflichtungen privater Betreiber von Kiesgruben im Land-
kreis Lorrach zur Verfugung. Mittelfristigist kein weiterer Bedarf fur die Deponierung von un-
belastetem Boden zu erwarten.
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Zu Plansatz 1.1.4: Grenzuberschreitende Institutionen

a) mit der Schweiz

* Deutsch-SchweizerischeRaumordnungskommission

* Rheinanliegerkonferenz

* Arbeitsgemeinschaft der Kantonsplaner der Nordwestschweiz

» gemischte deutsch-schweizerische Kommission gemal § 41 des
Businger Staatsvertrages

b)mitFrankreich

* Oberrheinrat
* Behodrdengesprache des Regierungsprasidiums Freiburg mitder
Préfecture du Haut-Rhin

¢) mit Frankreich und der Schweiz

* Deutsch-Franzosisch-SchweizerischeRegierungskommissionfur
regionale Fragen in den Grenzgebieten am Oberrhein

* Oberrheinkonferenz

» KonferenzOberrheinischerRegionalplaner

* Regiorat

d) am Bodensee

* |nternationaleBodenseekonferenz

 EUREGIO Bodensee (in Vorbereitung)

* Internationale Gewasserschutzkommission fur den Bodensee

» Kontaktgruppe Bodensee der Regionalverbande Hochrhein-Bodensee
und Bodensee-Oberschwaben

Bodenseerat

e) auf deutscher Seite zwischen den Regionalverbanden zur Abstimmung und
ErorterunggegenseitigerProbleme

* Arbeitsgemeinschaft der Regionalverbande in Baden-Wurttemberg
» Kontaktgruppe zwischen den Regionalverbanden Hochrhein-Bodensee
und Sudlicher Oberrhein

f) Internationale Kommissionender Industrie-und Handelskammern

* Grenzhandelskommission der deutschen und schweizerischen Industrie-
undHandelskammernsowieHandwerkskammern

* Union westeuropaischer Industrie- und Handelskammern des Rhein-
Rhdne- und Donaugebietes

* Arbeitsgemeinschaftder Industrie-und Handelskammernam Oberrhein

* ArbeitsgemeinschaftderBodensee-Handelskammern

f) sonstige grenzuiberschreitende Institutionen

OberrheinischeBurgermeisterkonferenz

Europaische Konfdderation der Oberrheinischen Universitaten
InfobestPalmrain

Regio-Gesellschaften

Nachbarschaftsgesprache der Stadte und Gemeinden
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Zu Plansatz 1.2.1: Grenzganger

Grenzganger in die Schweiz | Grenzganger Arbeitsplatze Grenzganger-
in die Schweiz | (Arbeitsortsprinzip) quote

Gemeinde 30.06.94 30.06.93 (in %)
Busingen 174 60 290,0
Ohningen 243 356 68,3
Tengen 231 604 38,2
Hilzingen 274 791 34,6
Gottmadingen 543 2.044 26,6
Gailingen 211 947 22,3
Rielasingen-Worblingen 397 1.933 20,5
Muhlhausen-Ehingen 55 413 13,3
Moos 39 297 13,1
Allensbach 134 1.142 11,7
Gaienhofen 65 562 11,6
Volkertshausen 35 454 7,7
Engen 158 2.318 6,8
Konstanz 1.893 27.817 6,8
Aach 18 284 6,3
Reichenau 89 1.701 5,2
Eigeltingen 24 461 52
SteiBlingen 45 1.003 4,5
Muhlingen 4 112 3,6
Singen 733 23.080 3,2
Radolfzell 330 10.775 3,1
Orsingen-Nenzingen 13 470 2,8
Hohenfels 4 157 2,5
Stockach 107 5.495 1,9
Bodman-Ludwigshafen 12 681 1,8
Landkreis Konstanz 5.831 83.957 6,9

Quelle: Arbeitsamt Konstanz, Grenzganger in die Schweiz, 1994
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Grenzganger in die Schweiz |Grenzganger Arbeitsplatze Grenzganger-
in die Schweiz | (Arbeitsortsprinzip) quote

Gemeinde 30.06.94 30.06.93 (in %)
Schallbach 25 12 208,3
Inzlingen 297 209 142,1
Fischingen 49 38 128,9
Rummingen 117 197 59,4
Schworstadt 127 231 55,0
Wieslet 18 34 52,9
Wies 14 27 51,9
Wittlingen 42 83 50,6
Elbenschwand 1 2 50,0
Efringen-Kirchen 561 1.358 41,3
Sallneck 11 27 40,7
Eimeldingen 154 382 40,3
Bollen 2 5 40,0
Hag-Ehrsberg 11 39 28,2
Kandern 274 996 27,5
Binzen 212 798 26,6
Rheinfelden 2.255 8.555 26,4
Steinen 410 1.563 26,2
Hasel 16 64 25,0
Bad Bellingen 170 745 22,8
Weil am Rhein 2.036 9.098 22,4
Schliengen 115 619 18,6
Grenzach-Wyhlen 1.160 6.595 17,6
Burchau 2 13 15,4
Lorrach 2.502 21.729 11,5
Tegernau 11 97 11,3
Malsburg-Marzell 34 316 10,8
Frohnd 1 12 8,3
Raich 4 48 8,3
Hausen 35 502 7,0
Schopfheim 433 6.796 6,4
Maulburg 150 3.202 47
Zelli. W. 79 1.783 4.4
Utzenfeld 3 191 1,6
Schonau 15 1.055 1,4
Wieden 2 153 1,3
Todtnau 13 1.718 0,8
Aitern 0 30 0,0
Neuenweg 0 46 0,0
Schonenberg 0 7 0,0
Tunau 0 8 0,0
Wembach 0 571 0,0
LandkreisLorrach 11.361 69.954 16,2
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Grenzganger in die Schweiz |Grenzganger Arbeitsplatze Grenzganger-
in die Schweiz | (Arbeitsortsprinzip) quote

Gemeinde 30.06.94 30.06.93 (in %)
Dettighofen 203 48 422.9
Hohentengen 552 467 118,2
Kussaberg 805 710 113,4
Jestetten 706 962 73,4
Lottstetten 381 539 70,7
Weilheim 182 259 70,3
Eggingen 128 200 64,0
Klettgau 717 1.648 43,5
Murg 452 1.137 39,8
Laufenburg 812 2.051 39,6
Uhlingen-Birkendorf 198 567 34,9
Albbruck 551 1.785 30,9
Lauchringen 613 2.035 30,1
Dogern 213 709 30,0
Wutbschingen 420 1.511 27,8
Rickenbach 180 675 26,7
Stuhlingen 322 1.699 19,0
Wutach 19 111 171
Gorwihl 176 1.041 16,9
Waldshut-Tiengen 1.747 10.790 16,2
Herrischried 44 278 15,8
Dachsberg 17 129 13,2
Bad Sackingen 942 7.422 12,7
Wehr 519 4.604 11,3
Hochenschwand 41 776 5,3
Grafenhausen 30 598 5,0
Bonndorf 93 1.934 4.8
Hausern 12 307 3,9
Todtmoos 17 533 3,2
Ibach 3 107 2,8
Bernau 12 616 1,9
St. Blasien 22 2.094 1,1
Landkreis Waldshut 11.129 48.342 23,0
RegionHochrhein-Bodensee 28.321 202.253 14,0

Quelle (auch fur vorige Seite): Arbeitsamt Lorrach, Fachserie Arbeitsmarktdaten auf

Gemeindeebene, Nr. 3/1994
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Zu Plansatz 2.6.1: Arbeitsplatzzentralitat der Schwerpunkte fur Gewerbe und

Industrie

Arbeitsplatzzentralitat Stand: 30. Juni 1993
Rang Standort Berufs- Einpendler-
(=Schwerpunkt GE/Gl) einpendler uberschuB
1 Singen 11.493 6.978
2 Lbrrach 11.474 7.280
3 Konstanz 7.964 4.629
4  Waldshut-Tiengen 6.235 4.421
5 Radolfzell 5.176 1.142
6 Weilam Rhein 4.817 987
7 Bad Sackingen 4.022 2.323
8 Grenzach-Wyhlen 3.875 2.169
9 Schopfheim 3.611 708
10 Rheinfelden 2.661
11 Maulburg 2.658 1.757
12 Stockach 2.636 189
13  Wehr 2.091
14  Lauchringen 1.308 84
15 Rielasingen-Worblingen 1.233
16 Gottmadingen 1.117
17 Engen 1.104
18 Laufenburg 1.101
19  Albbruck 992
20 Steinen 879
21 Zelli.W. 793
22  Wutbdschingen 738
23 SteiBlingen 699
24  Efringen-Kirchen 680
25 Binzen 656 77
26 Klettgau 563
27 Jestetten 343
28 Schliengen 298
29 Orsingen-Nenzingen 255
30 Eggingen 95
31 Muhlingen(Schwackenreute) 49

Quelle: Arbeitsamter Konstanz und Lorrach

Pendler: alle sozialversicherungspflichtigen Beschaftigten von auBerhalb der Gemeinde

einschlieBlichGrenzganger
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Zu Plansatz 2.6.1: Schwerpunkte fur Industrie und Gewerbe - Flachenerhebung 1995

Schwerpunkte fur Reserven Reserven Neu Neu Summe LK
Industrie und Gewerbe GE Gl GE Gl insgesamt
(GE/GI) inha inha inha inha inha
Stockach 27,0 46,7 73,7 KN
Singen 30,3 247 55,0 KN
Orsingen-Nenzingen 0,4 54 14,4 18,0 38,2 KN
Gottmadingen 19,5 13,5 33,0 KN
Konstanz 31,3 0,9 32,2 KN
Engen 25,0 25,0 KN
Rielasingen-Worblingen 10,5 11,0 21,5 KN
Radolfzell 2,9 2,9 7,1 12,9 KN
SteiBlingen 4.0 6,0 10,0 KN
Muhlingen 7,0 1,0 5,0 13,0 KN
(Schwackenreute)

SUMME LK KN 157,9 95,1 43,5 18,0 314,5
Rheinfelden 26,0 5,0 16,0 47,0 LO
Weilam Rhein 8,2 15,0 12,0 352 LO
Efringen-Kirchen 13,4 4,0 16,0 33,4 LO
Maulburg 26,5 0,4 26,9 LO
Schopfheim 17,0 7,0 24,0 LO
Grenzach-Wyhlen 8,0 14,0 22,0 LO
Lorrach 21,0 21,0 LO
Binzen 13,0 13,0 LO
Steinen 13,0 13,0 LO
Zelli.W. 1,9 1,9 LO
Schliengen 1,0 1,0 LO
SUMME LK LO 149,0 9,4 68,0 12,0 238,4
Waldshut-Tiengen 16,0 33,8 49,8 WT
Wehr 15,7 5,5 21,2 WT
Lauchringen 16,0 16,0 WT
Albbruck 7,0 7,0 14,0 WT
Laufenburg 7,6 4,7 12,3 WT
Jestetten 13,6 13,6 WT
Klettgau 6,0 2,0 2,0 10,0 WT
Wutbschingen 5,0 7,0 12,0 WT
Eggingen 2,2 22 WT
Bad Sackingen 11,5 0,2 11,7 WT
SUMME LK WT 98,4 53,2 11,2 0,0 162,8
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Erlauterungen:

Quelle:

214 Anhang

Reserven = Flachenpotential in bestehenden und geplanten
Bebauungsplanen, in Flachennutzungsplan und aus
Innenentwicklung

Neu =mogliche Entwicklung Uber Flachennutzungsplan hinaus
(nach Vorstellungen der Gemeinden, die noch nicht
bauleitplanerisch gesichert sind undim Rahmen der
Landschaftsplanung gepruft werden mussen

Summe Landkreise bezieht sich nur auf 0.a. Schwerpunkte fur Industrie
und Gewerbe

Gewerbe- und Industrieflachenerhebung des Regionalverbandes, Stand
Fruhjahr1995
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Zu Plansatz 2.6.2: Versicherungspflichtig Beschaftigte

Sozialversicherungspflichtige Beschaftigte am 30.06.1994

Gemeinde insgesamt Produzierendes Handel u. Sonstige
Gewerbe Verkehr Dienst-
leistungen
Aach 248 211 13 20
Allensbach 1.170 261 99 799
Busingen 58 5 18 35
Eigeltingen 452 259 77 107
Engen 2.335 1213 324 762
Gaienhofen 547 185 20 320
Gailingen 1.012 64 22 919
Gottmadingen 2.044 1165 266 591
Hilzingen 776 299 185 256
Konstanz 27.220 9571 4596 12709
Moos 305 131 30 135
Muhlingen 111 71 14 20
Ohningen 348 119 52 155
Radolfzell 10.722 6155 1248 3234
Reichenau 1.704 455 121 1053
Singen 22.545 11620 4306 6549
SteiBlingen 977 695 94 138
Stockach 5.376 3015 900 1383
Tengen 600 314 29 244
Volkertshausen 385 287 26 71
Hohenfels 163 32 24 66
Muhlhausen-Ehingen 403 189 87 91
Bodman-Ludwigshafen 700 392 67 177
Orsingen-Nenzingen 457 310 42 71
Rielasingen-Worblingen 1.901 1210 410 268
Landkreis Konstanz 82.559 38.228 13.070 30.173

Quelle: Stat. Berichte BW, A VI 5/S 1-j/94, Bevblkerung und Erwerbstatigkeit, 16.06.95
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Sozialversicherungspflichtige Beschaftigte am 30.06.1994

Gemeinde insgesamt Produzierendes Handel u. Sonstige
Gewerbe Verkehr Dienst-
leistungen
Aitern 30 . . 26
Bad Bellingen 807 87 91 626
Binzen 817 428 227 149
Bollen 5 . . .
Burchau 14 . . .
Efringen-Kirchen 1.326 884 112 323
Eimeldingen 343 262 32 43
Elbenschwand 2 . . .
Fischingen 37 .
Frohnd 10 . 10
Hasel 59 29 . .
Hausen 456 359 35 56
Inzlingen 210 96 26 84
Kandern 1.045 504 112 380
Lorrach 20.863 7783 5536 7459
Maulburg 3.134 2512 401 218
Neuenweg 44 8 . 36
Raich 43 . . .
Rheinfelden 8.351 4314 1227 2767
Rummingen 206 142 34 30
Sallneck 30 24 . .
Schallbach 13 . . .
Schliengen 635 370 58 196
Schonau 948 571 118 257
Schonenberg 9 . . )
Schopfheim 6.608 3564 676 2291
Schworstadt 221 135 18 67
Steinen 1.524 776 298 414
Tegernau 94 23 . 71
Todtnau 1.681 1034 84 548
Tunau 6 . . .
Utzenfeld 186 166 . 20
Weil am Rhein 8.732 4084 2095 2440
Wembach 561 556 . 5
Wieden 135 . 52
Wies 22 9 .
Wieslet 28 17 .
Wittlingen 62 50 . 5
Zelli. W. 1.748 1048 285 411
Malsburg-Marzell 321 46 . 265
Grenzach-Wyhlen 6.344 5352 178 763
Hag-Ehrsberg 46 17 . 26
LandkreisLorrach 67.756 35.386 11.672 20.143

Quelle: Stat. Berichte BW, A VI 5/S 1-j/94, Bevblkerung und Erwerbstatigkeit, 16.06.95
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Sozialversicherungspflichtige Beschaftigte am 30.06.1994
Gemeinde insgesamt Produzierendes Handel u. Sonstige
Gewerbe Verkehr Dienst-
leistungen
Albbruck 1.837 1344 232 231
Bernau 635 509 16 110
Bonndorf 1.937 1169 197 515
Dachsberg 142 51 11 74
Dettighofen 43 21 . .
Dogern 716 438 136 142
Gorwihl 991 674 61 254
Grafenhausen 636 437 25 169
Hausern 316 164 19 133
Herrischried 279 154 12 111
Hochenschwand 801 96 35 667
Hohentengen 475 291 49 121
Ibach 120 73 . .
Jestetten 874 423 110 331
Klettgau 1.637 1158 178 291
Lauchringen 1.900 1357 242 297
Laufenburg 2.121 1548 273 290
Lottstetten 527 291 83 150
Murg 1.107 618 199 279
Rickenbach 665 396 55 208
Bad Sackingen 7.277 2939 1252 3044
St. Blasien 2.074 760 175 1113
Stuhlingen 1.778 1196 126 441
Todtmoos 564 100 57 396
Wehr 4.410 3368 364 644
Weilheim 267 139 39 88
Wutdschingen 1.545 1270 65 205
Eggingen 201 169 5 27
Kussaberg 742 516 81 134
Waldshut-Tiengen 10.061 3636 2090 4276
Wutach 107 75 20 .
Uhlingen-Birkendorf 572 371 56 142
Landkreis Waldshut 47.357 25.751 6.269 14.955
Region Hochrhein- 197.672 99.365 31.011 65.271
Bodensee

Quelle: Stat. Berichte BW, A VI 5/S 1-j/94, Bevblkerung und Erwerbstatigkeit, 16.06.95
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Zu Plansatz 2.6.3: Gewerblich-industrielle Standorte auBerhalb Entwicklungsachsen

Gewerblich-industrielle Standorte auBerhalb Entwicklungsachsen - Erhebung 1995

Schwerpunkte | Reserven | Reserven Neu Neu Summe | Landkreis
fur Industrie GE Gl GE Gl insgesamt

und Gewerbe

(GE/GI) inha inha inha | inha inha

Tengen 2,5 5,0 7,5 KN
Eigeltingen 10,3 10,3 KN
Kandern 3,6 0,9 4,5 LO
Schonau 8,6 8,6 LO
Bonndorf 5,8 6,5 12,3 WT
St. Blasien 4,2 7,0 11,2 WT
Stuhlingen 7,6 9,5 171 WT
Summe

auBerhalb 42,6 0,9 28,0 0,0 71,4
Entwicklungs-

achsen

ha

12,0

GE/GI-Flachenbilanz

Gewerbl.-industrielle
auBerhalb

8,0

Standorte
Entwicklungsachsen

6,0

4,0

2,0

0,0

I. | |

BReserven GE in ha
BReserven Gl in ha
BNeu GEinha
BNeu Glin ha

Tengen

Eigeltingen

Kandern Schonau

Bonndorf

St. Blasien

Stuhlingen
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Zu Plansatz 3.2.6: Rohstoffabbaubereiche - Bestandserhebungen

Rohstoff: Kies und Sand

Abbaubereich G-Reserven | A-Reserven Summe Z-Reserven
Busingen 250.000 250.000

Engen 220.000 220.000
Muhlingen-Zoznegg 175.000 175.000
(Schwackenreute)

Radolfzell-Bbéhringen 550.000 550.000 1.000.000
Radolfzell-Markelfingen 0 0
Singen-Uberlingen 936.000 936.000

SteiBlingen 1.042.000 723.000 1.765.000 2.945.000
Stockach-Hoppetenzell/ 2.150.000 2.150.000 2.700.000
Muhlingen-Zoznegg

Stockach-Wahlwies/ Orsingen- | 1.706.000 190.000 1.896.000

Nenzingen

Grenzach-Wyhlen 725.000 725.000

Weil am Rhein-Haltingen 504.000 2.600.000 3.104.000

Bad Sackingen-Wallbach 11.335 81.653 92.988 700.000
Hohentengen-Herdern 0 2.900.000 2.900.000
Klettgau-GeiBlingen 1.326.930 973.230 2.300.160
Kussaberg-Kadelburg 610.500 610.500
Kussaberg-Rheinheim/ 3.243.000 3.243.000

Dangstetten

Lottstetten 3.345.000 3.345.000

Erhebungsstand:01.01.1995
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Rohstoff: Festgestein
Abbaubereich G-Reserven | A-Reserven Summe Z-Reserven
Eigeltingen 3.880.000 3.880.000
Efringen-Kirchen -Istein 3.705.000 3.705.000
Efringen-Kirchen -Kleinkems 2.496.000 2.496.000
Malsburg-Marzell(Kanderrain) 162.500 162.500
Malsburg-Marzell(Siegisrain 1.866.100 1.866.100
EIJ"t:g;arnau 2.143.000 2.143.000
Albbruck-Buch 260.000 260.000
Bernau 266.000 630.000 896.000
Gorwihl 1.900.000 1.900.000
Rickenbach 0
Stuhlingen-Grimmelshofen 115.000 570.000 685.000
WT-Tiengen/ Uhlingen- 105.000 885.000 990.000 950.000

Birkendorf

Erhebungsstand: 01.01.1995
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Zu Plansatz 2.0.1 Aligemeine Grundsatze (Begrundung)

Aufstellung der nach § 19 DSchG geschiitzten Gesamtanlagen -
Angaben des Landesdenkmalamtes Baden-Wurttemberg vom 3.05.1994

Landkreis Konstanz

Aach Altstadt

Engen Altstadt

Konstanz Altstadt

Radolfzell Altstadtkern

Tengen Altstadt
LandkreisLorrach

Efringen-Kirchen

- Istein Ortskern

Kandern Altstadt

Lorrach Burghof

Lorrach

- Ober- und Untertullingen Ortskerne

Loérrach

- Rotteln Ortskern
Schopfheim Altstadt

Weil am Rhein

- Altweil Kirche - Blasiring
Weil am Rhein

- Otlingen Ortskern

Landkreis Waldshut

Bad Sackingen Altstadt

Laufenburg Altstadt
Waldshut-Tiengen Altstadt Tiengen
Unterschutzstellungvorgeschlagen:

Hohentengen (imZusammenhangmit
Rotteln Kaiserstuhl/Schweiz)
Stuhlingen Altstadt und Hohenlupfen
Waldshut-Tiengen Altstadt Waldshut
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Abkurzungen

A

Abs.

AD

AG

AK

AS

AZ

B

Basel BadBf.
BauGB
BE
BGBI.
BHKW
BImSchV
BVerwG
BW
bzw.

CH

CIR

CcoO

d.h.

DB AG
DSchG

FEW
Fuk
Fz
GABI.
GBI.
GE/GI
GVFG
GVH
GVM
GVO
GVP
GVS
GVZ
ha

HB
Hbf
Heizol EL
|
i.d.F.
i.d.R.
i.V.m.
IC

ICE
IKZ

222 Abkurzungen

Autobahn

Absatz

Autobahndreieck

KantonAargau

Autobahnkreuz

AutobahnanschluBstelle

Aktenzeichen

BundesstraBe

Basel Badischer Bahnhof

Baugesetzbuch

Badische Gas- und Elektrizitatsversorgungs AG
Bundesgesetzblatt

Blockheizkraftwerk
Bundesimmissionsschutzverordnung
Bundesverwaltungsgericht
Baden-Wirttemberg

beziehungsweise

Schweiz

computer-integrated-railroading
Kohlenmonoxyd

das heiBt

Deutsche Bahn Aktiengesellschaft
Denkmalschutzgesetz

Einwohner

Auslieferung der Postam Tag nach der Einlieferung
EuroCity

Erhdhungder Leistungsfahigkeitim Kernnetz
Entlastungsort

Elektrizitatsversorgung Oberes Wiesental GmbH
Elektrizitatswerke Rheinau AG
Europaische Union
Energieversorgungsunternehmen
EinwohnergleichwertgKlaranlagengrof3e)
Frankreich

Freiburger Elektrizitats- und Wasserwerke
Forschungund Entwicklung
Frachtzentrum

Gemeinsames AmtsblattBaden-Wurttemberg
Gesetzblatt

Gewerbe/Industrie
Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz
Gasversorgung Hochrhein
Gasversorgung Mittelland ( Schweiz )
Gasversorgung Ostschweiz
GeneralverkehrsplanBaden-Wurttemberg
Gasversorgung Suddeutschland
Guterverkehrszentrum

Hektar

Hochrhein-Bodensee

Hauptbahnhof

ExtraleichtesHeizol

Italien

in der Fassung

inder Regel

in Verbindung mit

InterCity

InterCityExpress
interkommunal@usammenarbeit
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INFOBEST
IR
ISDN
ISTE
KBS
KKL
KKW
KLV
KlZ
KN
KRS
Kt.
KW
KWA
KWB
kWh/a
KWK
KWL
KWR
L

LBO
LDZ
LEP
LfU
LK
LKW
LLG
LO
LplG
LSG
LuftvG
LWaldG
MEKA

mind.
MIV
MThB
MWm
MZ

n
NATO
NatSchG
ND
NE-Metalle
NEAT

no

NO

NOK

NPZ

NSG

nw

(0]

oD
OPNV
ou

0Z

PK
PKW
PS
RADAG
RAL-N
RE
Rhein-SchPV

Informations-und Beratungsstelle

Interregio
IntegriertesDigitalisiertesFernmeldenetz
Industrieverband Steine und Erden
Kursbuchstrecke

KernkraftwerkLeibstadt

Kernkraftwerk

KombinierteLadungsverkehr

Kleinzentrum

Landkreis Konstanz

Kraftwerk Ryburg-Schworstadt

Kanton der Schweiz

Kraftwerk

Kraftwerk Augst AG

Kraftwerk Birsfelden AG

Kilowatt-Stunden / Jahr
Kraft-Warme-Kopplung

Kraftwerk Laufenburg
Kraftubertragungswerke Rheinfelden AG
LandstraBBe

Landesbauordnung
LogistischesDienstleistungszentrum
Landesentwicklungsplan Baden-Wurttemberg
Landesanstalt fur Umweltschutz Baden-Wurttemberg
Landkreis

Lastkraftwagen

Landwirtschafts- und Landeskulturgesetz Baden-Wiurttemberg
LandkreisLorrach

Landesplanungsgesetz Baden-Wurttemberg
Landschaftsschutzgebiet

Luftverkehrsgesetz

Landeswaldgesetz

Richtlinie des Landes Baden-Wurttemberg zum Marktentlastungs- und
Kulturlandschaftsausgleich

mindestens

Motorisierterndividualverkehr
Mittel-Thurgau-Bahn

Mittlere Wasserfuhrung in Meter
Mittelzentrum

nordlich

North-Atlantic-Treaty-Organisation
Naturschutzgesetz

Naturdenkmal

Nicht-Eisen-Metalle

Neue Alpentransversale

nordostlich

Stickoxyde

Nordostschweizerische Kraftwerke AG

Neuer Pendelzug (Schweizer Nahverkehrszug)
Naturschutzgebiet

nordwestlich

ostwarts

Ortsdurchfahrt
OffentlicherPersonennahverkehr
Ortsumfahrung

Oberzentrum

Plankapitel

Personenkraftwagen

Plansatz

Rheinkraftwerk Albbruck-Dogern AG
Richtlinien fur die Anlage von LandstraBen, Teil-StraBennetzgestaltung
RegionalExpreB

Schiffahrtspolizeiverordnung fur die Rheinstrecke zwischen Rheinfelden
und Basel

Abkurzungen 223



Regionalplan 2000 - Anhang

RKS
ROG
RP

RSK

RV
SBB
SG
SH
SKA
SNCF
sO
SO,
SPNV
SWEG
TA
TENP
TG
TGV
Ubf
uiC
UNN
UVP
uz
VFR-Betrieb
VGH
vgl.

Vit
WSG
WT
z.B.
ZH

224 Abkurzungen

Rheinkraftwerk Sackingen AG
Bundesraumordnungsgesetz
Regierungsprasidium

Konzept zur Sicherung oberflachennaher Rohstoffe und zur
Ordnung des Rohstoffabbaus Baden-Wurttemberg vom 24.11.82
Regionalverband

Schweizer Bundesbahnen

Kanton St. Gallen

Kanton Schaffhausen

Sammelklaranlage

Société nationale des chemins de fer francais
sudostlich

Schwefeldioxyd
Schienenpersonennahverkehr
Sudwestdeutsche Verkehrs AG
TechnischeAnleitung
Trans-Europa-Naturgas-Pipeline

Kanton Thurgau

Train a Grande Vitesse

Umschlagbahnhof

Union Internationale des Chemins de fer
Uber dem Meeresspiegel
Umweltvertraglichkeitsprufung
Unterzentrum

visuel-flight-regulation (Flugbetrieb unter Sichtflugbedingungen)
Verwaltungsgerichthof

vergleiche

Verbrennungstriebwagen
Wasserschutzgebiet

Landkreis Waldshut

zum Beispiel

KantonZurich



	Titel
	Satzung
	Genehmigung
	Hinweise

	Vorwort

	Inhaltsverzeichnis
	Vorbemerkung

	1.0 Grundsätze
	1.2 Grundsätze für Teilräume der Region
	1.2.1 Verdichteter Raum um Lörrach/Weil am Rhein, Randzone
des Verdichtungsraumes und Verdichtungsbereich
Konstanz
	1.2.2 Ländlicher Raum
	1.2.3 Bodenseeraum

	1.1 Grundsätze für die gesamte Region
	1.1.2 Gleichwertige Lebensbedingungen
	1.1.3 Abwägung unterschiedlicher Flächennutzungen
	1.1.4 Grenzüberschreitende Zusammenarbeit


	2.0 Regionale Siedlungsstruktur
	2.1 Zentrale Orte
	2.0.1 Allgemeine Grundsätze
	2.1.1 Zentrale Orte des Landesentwicklungsplanes
	2.1.2 Mittelbereiche
	2.1.3 Unterzentren
	2.1.4 Kleinzentren

	2.2 Entwicklungsachsen
	2.2.1 Allgemeine Entwicklungsziele
	2.2.2 Entwicklungsachse im Oberrhein-, Wiesen- und Hoch-
rheintal
	2.2.3 Entwicklungsachsen im Hegau und im Bodensee-Uferbe-
reich
	2.2.4 Regionale Entwicklungsachse im Stockacher Raum

	2.3 Siedlungsbereiche
	2.3.1 Siedlungsbereiche zur Aufgliederung der Entwicklungs-
achsen
	2.3.2 Siedlungsbereiche außerhalb der Entwicklungsachsen
	2.3.4 Siedlungsentwicklung in den Fremdenverkehrslandschaften

	2.4 Orientierungswerte für die zukünftige
Bevölkerungsentwicklung
	2.5 Eigenentwicklung
	2.5.1 Gemeinden mit Eigenentwicklung

	2.6 Schwerpunkte für Industrie und Dienstleistungen
	2.6.2 Schwerpunkte für Dienstleistungen
	2.6.1 Schwerpunkte für Industrie und Gewerbe in den
Entwicklungsachsen
	2.6.3 Gewerblich-industrielle Standorte außerhalb der Entwick-
lungsachsen
	2.6.4 Einzelhandelsgroßprojekte


	3.0 Regionale Freiraumstruktur
	3.0.1 Übergeordnete Grundsätze
	3.1 Regionale Grünzüge und Grünzäsuren
	3.1.1 Regionale Grünzüge
	3.1.2 Grünzäsuren

	3.2 Schutzbedürftige Bereiche von Freiräumen
	3.2.1 Naturschutz und Landschaftspflege
	3.2.2 Landwirtschaft
	3.2.3 Forstwirtschaft
	3.2.4 Erholung und Fremdenverkehr
	3.2.5 Schutzbedürftige Bereiche für die Wasserwirtschaft
	3.2.6 Schutzbedürftige Bereiche für den Abbau oberflächennaher
Rohstoffe
	3.2.6.1 Abbau und Rekultivierung bzw. Renaturierung
	3.2.6.2 Abbau außerhalb schutzbedürftiger Bereiche für Rohstoff-
abbau
	3.2.6.3 Substitution von Kies und Sand, Baustoffrecycling, Ver-
wertung von Bodenaushub
	3.2.6.4 Auskiesung von neuen Gewerbeflächen
	3.2.6.5 Bahntransport


	3.3 Bereiche zur Sicherung von Wasservorkommen oder von
Rohstoffvorkommen
	3.3.1 Bereiche zur Sicherung von Wasservorkommen
	3.3.2 Bereiche zur Sicherung von Rohstoffvorkommen


	4.0 Bereiche für Trassen und Infrastruktur
	4.1 Verkehr
	4.1.1 Verkehrspolitische Zielsetzungen
	4.1.1.1 Region
	4.1.1.2 Verdichtete Räume
	4.1.1.3 Ländliche Räume

	4.1.2 Straßenverkehr
	4.1.2.2 Regional bedeutsame Straßenbaumaßnahmen
	4.1.2.3 Grenzübergänge und Rheinbrücken

	4.1.3 Schienenverkehr
	4.1.3.1 Das Schienennetz in der Region
	4.1.3.2 Schienenpersonenverkehr
	4.1.3.3 Schienengüterverkehr
	4.1.3.4 Öffentlicher Personennahverkehr

	4.1.4 Binnenwasserstraßen und Schiffahrt
	4.1.4.2 Landeswasserstraße Hochrhein; Endhafen Rheinfelden
(Baden)
	4.1.4.3 Linien- und Ausflugsschiffahrt auf Bodensee und Rhein
	4.1.4.4 Kraftfahrzeug- und Personenfähre Konstanz-Meersburg

	4.1.5 Luftverkehr
	4.1.5.1 Flughäfen für die Region
	4.1.5.2 Verkehrslandeplatz Konstanz, Sonderlandeplätze und
Segelfluggelände
	4.1.5.3 Militärischer Fluglärm

	4.1.6 Nachrichtenverkehr

	4.2 Energie
	4.2.1 Energiepolitische Zielsetzung
	4.2.2 Elektrizitätserzeugung und -versorgung
	4.2.2.1 Grundlast
	4.2.2.2 Spitzenstrom
	4.2.2.3 Stromverteilung und -versorgung

	4.2.3 Erdgasversorgung
	4.2.4 Fern- und Nahwärmeversorgung und Kraft-Wärme-Kopp-
lung
	4.2.5 Erneuerbare Energien
	4.2.5.1 Wasserkraftnutzung durch Kleinkraftwerke
	4.2.5.2 Solarenergienutzung
	4.2.5.3 Windkraftnutzung
	4.2.5.4 Restholz- und Strohnutzung
	4.2.5.5 Erdwärmenutzung
	4.2.5.6 Nutzung von Abfällen


	4.3 Wasserwirtschaft und Abfallwirtschaft

	Anhang
	Zu Plansatz 1.1.4: Grenzüberschreitende Institutionen
	Zu Plansatz 1.2.1: Grenzgänger
	Zu Plansatz 2.6.1: Arbeitsplatzzentralität der Schwerpunkte für Gewerbe und
Industrie
	Zu Plansatz 2.6.1: Schwerpunkte für Industrie und Gewerbe - Flächenerhebung 1995
	Zu Plansatz 2.6.2: Versicherungspflichtig Beschäftigte
	Sozialversicherungspflichtige Beschäftigte am 30.06.1994
	Sozialversicherungspflichtige Beschäftigte am 30.06.1994
	Zu Plansatz 2.6.3: Gewerblich-industrielle Standorte außerhalb Entwicklungsachsen
	Zu Plansatz 3.2.6: Rohstoffabbaubereiche - Bestandserhebungen
	Rohstoff: Festgestein
	Zu Plansatz 2.0.1 Allgemeine Grundsätze (Begründung)
	Abkürzungen
	4.3.1 Wasserversorgung
	4.3.2 Abwasserbeseitigung
	4.3.3 Abfallbeseitigung




